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53. Sitzung

Berlin, Donnerstag, den 15. Januar 2026

Beginn: 09:00 Uhr

Präsidentin Julia Klöckner:
Guten Morgen, alle zusammen! Hiermit ist die Sitzung 

eröffnet.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte ich 
einige Glückwünsche aussprechen. Es ist beachtlich, wie 
viele Geburtstage in den Dezember und Januar fallen. 
Nachträglich gratuliere ich – wir nennen hier immer die 
runden Geburtstage – der Kollegin Bettina Hagedorn 
zum 70. Geburtstag, 

(Beifall)
der Kollegin Sarah Vollath zum 30. Geburtstag,

(Beifall)
dem Kollegen Lutz Brinkmann zum 50. Geburtstag,

(Beifall)
der Kollegin Jeanne Dillschneider zum 30. Geburtstag,

(Beifall)
dem Kollegen David Mieves zum 40. Geburtstag,

(Beifall)
dem Kollegen Dr. Paul Schmidt zum 60. Geburtstag

(Beifall)
sowie der Kollegin Daniela Rump zum 30. Geburtstag.

(Beifall)
Schön, wie viel Freude der eigene Geburtstag auslöst! So 
ist es nämlich: Die Alternative zum Älterwerden wäre 
weniger attraktiv. Deshalb: Alles Gute zum neuen Le-
bensjahr!

Bevor ich den ersten Tagesordnungspunkt aufrufe, will 
ich, weil jetzt eine besondere Jahreszeit beginnt, aus-
nahmsweise noch Gäste begrüßen. Das Niehler Dreige- 
stirn ist heute bei uns. Bei uns ruft man „Helau“ und 
„Alleh Hopp“, bei Ihnen „Alaaf“. Aber das unterlassen 
wir heute. Schön, dass Sie da sind!

(Beifall)
Seien Sie uns herzlich willkommen! Gehen Sie in Ihren 
Vorträgen gnädig mit der deutschen Politik um!

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 6a bis 6e sowie 
die Zusatzpunkte 2 und 3: 

6 a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Dreizehnten 
Gesetzes zur Änderung des Zweiten Bu-
ches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze 

Drucksache 21/3541
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung der Gewährung von Leistungen 
für Personen, die in Anwendung der Richt-
linie 2001/55/EG eine Aufenthaltserlaubnis 
zur Aufenthaltsgewährung zum vorüber-
gehenden Schutz erhalten oder beantragt 
haben (Leistungsrechtsanpassungsgesetz) 

Drucksache 21/3539
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Innenausschuss (f) 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Cansin Köktürk, Janine Wissler, Nicole 
Gohlke, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion Die Linke 

Sanktionen stoppen und Arbeitsvermitt-
lung stärken –Grundpfeiler einer men-
schenwürdigen Grundsicherung

Drucksache 21/3604
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Clara Bünger, Cansin Köktürk, Janine 
Wissler, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion Die Linke 
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Grundrechte verwirklichen – Asylbewer-
berleistungsgesetz abschaffen statt auswei-
ten, Haushalte der Länder und Kommunen 
entlasten
Drucksache 21/3571
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten Jan 
Feser, René Springer, Peter Bohnhof, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
Aktivierende Grundsicherung statt 
Grundsicherungsgeld
Drucksache 21/3605
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales

ZP 2 Beratung des Antrags der Abgeordneten Timon 
Dzienus, Sylvia Rietenberg, Andreas Audretsch, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 
Chancen statt Stigmatisierung – Für eine ge-
rechte Grundsicherung
Drucksache 21/3606
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen 
Haushaltsausschuss

ZP 3 Beratung des Antrags der Abgeordneten Timon 
Dzienus, Filiz Polat, Sylvia Rietenberg, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 
Chancen statt Chaos – Bürokratie abbauen, 
Integration ukrainischer Geflüchteter sichern
Drucksache 21/2802
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Innenausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache haben wir uns geeinigt auf 60 Mi-
nuten.

Ich eröffne nun die Aussprache. Für die Bundesregie-
rung hat Frau Bundesministerin für Arbeit und Soziales, 
Bärbel Bas, das Wort. Bitte sehr.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Bärbel Bas, Bundesministerin für Arbeit und Sozia-
les:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir haben in diesem bisher kurzen Jahr bereits 
einige heftige Stürme erlebt, nicht nur den Winterein-
bruch. Die Turbulenzen in der Weltpolitik der vergange-
nen 15 Tage sind früher in 15 Jahren nicht passiert. Klar 

ist schon jetzt: Wir werden auch 2026 in unruhigen Zeiten 
leben. Umso wichtiger ist, dass wir unser eigenes Haus 
wetterfest machen als freie Demokratie und soziale 
Marktwirtschaft.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Sichere Arbeitsplätze, wirtschaftlicher Aufschwung 

und ein effizienter sowie verlässlicher Sozialstaat haben 
für mich als Arbeits- und Sozialministerin oberste Prio-
rität. Wir müssen erstens gute Arbeitsplätze in Deutsch-
land halten, indem wir Industriestandorte sichern und auf 
die richtigen Innovationen setzen, insbesondere bei 
künstlicher Intelligenz. Zum Zweiten müssen wir aber 
auch den arbeitsuchenden Menschen wieder mehr Chan-
cen auf dem Weg zurück in den Arbeitsmarkt bieten. Das 
ist wichtig für unsere Wirtschaft in Zeiten des Fachkräfte-
mangels, und das ist wichtig für unsere Demokratie; denn 
das hält eine Gesellschaft zusammen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Wir investieren daher zusätzlich 4 Milliarden Euro in die 
Qualifizierung, und wir betreuen junge Menschen in der 
Arbeitsförderung künftig intensiver und ganzheitlicher. 
Dafür übertragen wir bewährte Ansätze aus der Grund-
sicherung und stärken die Jugendberufsagenturen weiter. 
Neue Chancen schaffen, das ist das zentrale Ziel.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, neue Chancen, da-
rum geht es bei der neuen Grundsicherung. Hier setzen 
wir künftig auf mehr Verbindlichkeit, Eigenverantwor-
tung und Mitwirkung. Wer Hilfe und Schutz braucht, 
wird dies weiterhin erhalten. Das gilt ausdrücklich für 
Menschen, die erkrankt sind oder aus anderen Gründen 
dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung stehen können. 
Diese Menschen brauchen unsere Solidarität und Unter-
stützung. Das ist und bleibt zentral.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Solidarität und Unterstützung gehören zur Identität un-
seres Landes und geben den Menschen Sicherheit, ins-
besondere in unruhigen Zeiten. Aber klar muss auch sein: 
Wer mitwirken kann, der muss das auch tun und darf sich 
dieser Unterstützung nicht verweigern.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Dazu gehört, dass Termine eingehalten und Pflichten er-
füllt werden. Wer ohne wichtigen Grund Termine wieder-
holt versäumt, einen zumutbaren Job ablehnt oder eine 
Qualifizierungsmaßnahme abbricht, muss schneller und 
deutlicher mit Konsequenzen rechnen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Wir setzen mit der Umgestaltung der Grundsicherung 

auch ein Signal gegen Sozialleistungsmissbrauch. Das 
betrifft nur ganz wenige Menschen; das will ich hier 
betonen. Aber Leistungsmissbrauch ist eben auch keine 
Lappalie. Wer den Sozialstaat erhalten, modernisieren 
und besser machen will, der darf bei Sozialleistungsmiss-
brauch nicht wegschauen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – Zu-
ruf der Abg. Heidi Reichinnek [Die Linke])

Das ist eine Frage der Gerechtigkeit.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 53. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 15. Januar 2026                               6268 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Präsidentin Julia Klöckner 

https://dserver.bundestag.de/btd/21/035/2103571.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/036/2103605.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/036/2103606.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/028/2102802.pdf


Liebe Kolleginnen und Kollegen, Vorrang für Arbeit, 
wo immer es geht, das steht ebenfalls im Mittelpunkt der 
Umgestaltung der Grundsicherung. Deshalb stärken wir 
auch den sogenannten Passiv-Aktiv-Transfer, kurz ge-
sagt: Beschäftigung fördern statt Leistungsbezug.

Wichtig ist mir auch die nachhaltige Integration in 
Arbeit. Liebe Kolleginnen und Kollegen, das gilt übri-
gens auch mit Blick auf die Geflüchteten aus der Ukraine, 
die seit April 2025 aufgenommen wurden. Wir integrie-
ren diese Menschen in das Asylbewerberleistungsgesetz, 
Stichwort „Rechtskreiswechsel“. Dabei wird dieser 
Übergang von der Grundsicherung zum Asylbewerber-
leistungsgesetz so gestaltet, dass niemand unverhältnis-
mäßig belastet wird, weder die betroffenen Menschen 
noch die Kommunen noch die Jobcenter. Klar bleibt 
auch: Wer arbeiten kann, muss sich umgehend um eine 
Arbeit bemühen. Dabei können die Arbeitsagenturen 
selbstverständlich unterstützen und beraten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben im ver-
gangenen Jahr bereits viel bewegt für die Wirtschaft, 
zum Beispiel mit dem historischen Investitionspaket 
von 500 Milliarden Euro, mit dem Industriestrompreis, 
mit dem konsequenten Bürokratieabbau. Das wollen wir 
2026 auch konsequent fortsetzen: mit der Umgestaltung 
der Grundsicherung, mit der Alterssicherungskommis-
sion, die gestartet ist, und mit der Kommission zur Sozi-
alstaatsreform, die ihre Empfehlungen noch in diesem 
Monat vorlegen wird. In diesem Sinne wünsche ich 
gute Beratungen im parlamentarischen Verfahren und 
bitte Sie um die Unterstützung für dieses Gesetz.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der AfD hat nun Frau Abgeordnete 

Gerrit Huy das Wort. Bitte sehr.
(Beifall bei der AfD)

Gerrit Huy (AfD):
Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Liebe Zuschauer! 

Die Grundsicherung für Arbeitsuchende hieß einst 
Hartz IV, dann Bürgergeld und jetzt Grundsicherungs-
geld. Der Gesetzentwurf enthält einige vernünftige Neue-
rungen, von denen viele schon seit Jahren in der aktivie-
renden Grundsicherung der AfD gefordert werden, wie 
zum Beispiel die Rückkehr zum Vermittlungsvorrang 
oder auch verschärfte Sanktionen. Neu hinzugekommen 
ist die Verkürzung der Elternbetreuungszeit im Bürger-
geld von drei Jahren auf ein Jahr. Auf diese Idee sind wir 
nicht gekommen, weil wir Kinder gern länger bei ihren 
Eltern sehen. Positiv ist jedoch die Abschaffung der ab-
surden jobcenterinternen Schlichtungsverfahren. Das 
wird die Abläufe dort etwas beschleunigen. Der Regie-
rungsentwurf enthält auch einige Regelungen gegen So-
zialbetrug, was gut ist, aber eben nicht gut genug, um 
Missbrauch bzw. Schwarzarbeit halbwegs zuverlässig 
zu verhindern.

Was er gar nicht enthält – damit ähnelt er wieder dem 
Ampelbürgergeld –, ist ein entschlossenes Signal, dass 
der Staat sich nicht länger ausnehmen lässt und dass er 

Menschen, die arbeiten können, auch tatsächlich in Ar-
beit bringt. Das setzt allerdings voraus, dass nicht nur die 
Regelsätze hier und da verloren gehen, sondern es muss 
auch möglich sein, die komplette Grundsicherung für 
Arbeitssaboteure zu streichen, wenn sie sich als unbelehr-
bar erweisen. Das sollte aus unserer Sicht auch für alle 
gelten, von denen die Jobcenter seit drei Monaten nichts 
mehr gehört haben, zu denen sie keinen Kontakt haben, 
von denen sie meistens nicht einmal wissen, wo sie woh-
nen, sondern nur noch die Kontonummer kennen. Und 
das reicht bei uns in Zigtausend Fällen aus, um Leistun-
gen zu beziehen.

(Zuruf von der Linken: Das ist doch Unsinn!)

Sie haben also einige unserer Ideen aus der aktivieren-
den Grundsicherung übernommen, so auch den zweiten 
Teil des Namens. Den ersten Teil haben Sie vergessen 
und damit auch das wichtige Element, nämlich die Ak-
tivierung der Arbeitslosen. Es reicht nicht, nette Koope-
rationsvereinbarungen abzuschließen; das wird nichts än-
dern. Sie müssen die Leute tatsächlich in Arbeit bringen.

Bei uns fängt die Aktivierung an, wenn Bürgergeld-
empfänger nach einem halben Jahr keinen Job gefunden 
haben. Dann werden sie verpflichtend zu 15 Stunden ge-
meinnütziger Arbeit herangezogen, wie Sauberkeit in 
Stadt, Straßen und Parks herzustellen, Graffitis zu ent-
fernen oder Gehbehinderte bei ihren Einkäufen zu unter-
stützen. Es gibt genug Sinnvolles zu tun. Und dieser Vor-
schlag strukturiert den Tagesablauf der Arbeitslosen, was 
ihnen guttut. Er lässt ihnen aber immer noch genug Zeit, 
einen richtigen Job zu finden.

(Beifall bei der AfD)

Sie wissen doch: Je länger Menschen ohne Arbeit sind, 
desto schwerer wird der Wiedereinstieg.

Hätten Sie doch nur unsere Vorschläge in Gänze über-
nommen, dann wäre auch etwas Vernünftiges daraus ge-
worden. Aber vielleicht gewinnen Sie in der Anhörung 
noch ein paar vertiefte Erkenntnisse.

Geradezu lachhaft nehmen sich die mickrigen Einspa-
rungen aus, die Sie jetzt im Bürgergeld bzw. im Grund-
sicherungsgeld erzielen wollen, nämlich 850 Millionen 
Euro. Das sind gerade mal gut 1 Prozent der totalen Bür- 
gergeldkosten inklusive Krankenversicherung. Die ma-
chen nämlich 80 Milliarden Euro aus. Also mit 1 Prozent 
haben Sie da nicht viel geschafft. Aber selbst wenn Sie 
sich kein gutes oder sparsameres Gesetz für die Grund-
sicherung zutrauen: Es gibt neben diesem Gesetz noch 
Möglichkeiten, die Kosten der Grundsicherung drastisch 
zu senken.

Ad eins. Stufen Sie die Ukrainer wieder in die Asylbe-
werberleistungen ein, und zwar nicht nur die, die neu 
kommen – das sind auch viele –, sondern alle!

(Beifall bei der AfD)

Das macht bei 700 000 Ukrainern in der Grundsicherung 
fast 3 Milliarden Euro aus, die man spart.

Ad zwei. Führen Sie die Syrer wieder zurück in ihr 
inzwischen islamisch regiertes Land! Dafür haben viele 
von ihnen gekämpft. Damit ist der Schutzgrund für sie 
auch nicht mehr da.
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(Beifall bei der AfD – Zuruf von der Linken: 
Das ist wirklich widerlich!)

Wir haben hingegen gute Gründe, einige von ihnen wie-
der loszuwerden; denn sie stehen ganz oben in der Krimi-
nalstatistik bei uns.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das sind doch ganz andere! – Zuruf 
des Abg. Mirze Edis [Die Linke])

Führen Sie auch die Iraker, die ebenfalls die Spitze der 
Kriminalstatistik zieren, zurück in ihr Heimatland! Auch 
dort gibt es keinen Krieg mehr.

(Beifall bei der AfD)

Wir sind nicht verpflichtet, die Menschen hier zu halten.
Ad drei. Machen Sie das Gleiche mit den vielen Af-

ghanen, denen Sie keine Zusagen gegeben haben und die 
nicht politisch verfolgt werden! Das ist nämlich die 
Mehrheit der Afghanen.

Wenn Sie aus diesen drei Gruppen nur 50 Prozent der 
Bürgergeldempfänger zurückführen – ich rede ausdrück-
lich nur von Bürgergeldempfängern –, dann sparen Sie 
mit der Zurückstufung der Ukrainer insgesamt fast 
12,5 Milliarden Euro. Das ist eine Menge Geld, das sinn-
voll für die eigenen Bürger eingesetzt werden kann, zum 
Beispiel zur Verbesserung unserer Renten, was dringend 
nötig ist.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Stefan 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Es gibt keinen vernünftigen Grund, das nicht zu tun.
Außer den Steuerzahlern würden sich auch die Kom-

munen über reduzierte Bürgergeldkosten freuen; denn sie 
werden immer noch in erheblichem Umfang an den Un-
terbringungskosten beteiligt, und sie zahlen sämtliche 
Sozialkosten drumherum aus eigener Kasse, wie die ge-
sundheitliche Versorgung der Asylbewerber und ihren 
weit überproportionalen Anteil an Jugendhilfe und Ein-
gliederungshilfe. Selbst im Pflegebereich machen sie in-
zwischen einen erheblichen Anteil aus.

Diese Aufgaben sind sogenannte Pflichtaufgaben, zu 
denen Bund und Länder die Kommunen verdonnern. In 
den letzten 25 Jahren hat sich der Anteil der Pflichtauf-
gaben um 50 Prozent erhöht. Es gibt gar nicht mehr viele 
Kommunen, die wirklich noch freiwillige Leistungen in 
größerem Umfang erbringen können. Stattdessen sind 
etwa 20 Prozent aller Kommunen unter Zwangsverwal-
tung. Das heißt, sie können ausschließlich Pflichtauf-
gaben erfüllen und müssen sich selbst für diese Pflicht-
aufgaben zusätzlich verschulden. Sie können keinen 
genehmigungsfähigen Haushalt mehr abschließen.

Die ganz genauen Zahlen kennt man allerdings nicht, 
weil die Bundesregierung keine Statistik über die Notlage 
ihrer Kommunen führt. Das wäre mal eine sinnvolle Sta-
tistik; denn das würde Ihnen vor Augen führen, was Sie 
mit Ihrer Politik in den Kommunen eigentlich anrichten. 
Es ist leider eine Tatsache, dass dort dringend erforderli-
che Instandhaltungen und Investitionen über Jahre zu-
rückgestellt worden sind, um den Ansprüchen der Bun-

desgesetze, zum Beispiel an die Unterbringung der 
Flüchtlinge, Genüge zu leisten. Von wegen: Keinem 
wird etwas weggenommen!

Auch unsere Bürger werden das allmählich mitbekom-
men. Sie werden feststellen, dass sie in vielen Kom-
munen durch Wahlen praktisch nichts mehr verändern 
können; denn da, wo es nur noch Pflichtaufgaben gibt, 
sind Wahlen überflüssig. In Ländern und Bund ist das 
allerdings noch anders. Und die Bürger werden uns in 
diesem Jahr zeigen, dass sie das bereits verstanden haben.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der CDU/CSU hat Herr Abgeordneter 

Dr. Carsten Linnemann das Wort. Bitte sehr.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Carsten Linnemann (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Meine Damen! Meine Herren! Wir gehen 
heute einen wichtigen Schritt, um den Sozialstaat gerech-
ter und zielgerichteter aufzustellen, indem wir notwen-
dige Reformen angehen. Wir werden das Bürgergeldsys-
tem durch die neue Grundsicherung ersetzen. Im Kern 
wird dieser Gesetzentwurf meines Erachtens dafür sor- 
gen, dass wir ein gerechtes System bekommen – Gerech-
tigkeit für all jene, die mit ihren Steuern den Sozialstaat 
finanzieren und überhaupt erst möglich machen, Gerech-
tigkeit für all die, die alles tun, um wieder in Beschäfti-
gung zu kommen, und vor allem auch Zielgerechtigkeit, 
indem wir alles für diejenigen tun, die dringend Hilfe 
benötigen und dafür unsere volle Unterstützung verdie-
nen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf der Abg. Heidi 
Reichinnek [Die Linke])

Zentral sind meines Erachtens drei Punkte.
Erstens. Wir kehren zum System des Förderns und 

Forderns zurück. Wir machen es denen schwer, die nicht 
mitwirken wollen. Wer arbeiten kann, aber Termine par-
tout verstreichen lässt oder zumutbare Arbeit wiederholt 
nicht annimmt, der erhält zukünftig auch keine Leistun-
gen mehr. Damit stellen wir sicher, dass jeder das Seine 
zu unserer Solidargemeinschaft beiträgt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Zweitens. Mit der Rückkehr zum Vermittlungsvorrang 
wollen wir Arbeitsuchende so schnell wie möglich in den 
Arbeitsmarkt zurückbringen. Dadurch stärken wir Selbst-
ständigkeit und Eigenverantwortung und verhindern, 
dass Menschen in irgendwelchen Maßnahmen festste-
cken.

(Beifall der Abg. Dr. Inge Gräßle [CDU/CSU])
Es ist aber genauso wichtig, dass wir zielgerichtet för-
dern. Bei jungen Menschen etwa ist es richtig, den Fokus 
auf Ausbildung oder Qualifizierung zu legen.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Drittens. Wir machen unser Sozialsystem resilienter 
und gehen gegen Missbrauch vor. Das ist heute der erste 
Schritt zum Thema Missbrauch; weitere Gesetze werden 
folgen. Vor allem Schwarzarbeit ist zu einem der größten 
Einfallstore beim Missbrauch von Sozialleistungen ge-
worden. Wir reden hier de facto über Organisierte Krimi-
nalität, über Machenschaften, die unser Sozialsystem sys-
tematisch missbrauchen. Dafür verantwortlich sind nicht 
nur diejenigen, die schwarzarbeiten. Wir müssen auch die 
in den Blick nehmen, die Schwarzarbeit ermöglichen. 
Auch das ist richtig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Deswegen werden wir in diesem Gesetz festschreiben, 
dass, wer in Zukunft als Arbeitgeber Personen illegal 
beschäftigt, auch in vollem Umfang für Leistungen haf-
tet, die der illegal Beschäftigte zu Unrecht erhalten hat. 
Oder einfacher: Wer betrügt, muss zahlen. Auch das ist 
gerecht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist die erste Le-
sung. Wir werden in den nächsten Wochen und Monaten 
nicht nur über dieses Gesetz diskutieren und reden, son-
dern auch über weitere wichtige Reformen, um den So-
zialstaat zukunftsfähig zu machen. Das verlangt uns Mut 
ab, und zwar viel.

(Zurufe der Abg. Nicole Gohlke [Die Linke] 
und Heidi Reichinnek [Die Linke])

Ich möchte mich bedanken, dass wir in diesem Jahr die-
sen mutigen Schritt gehen. Danke an die Bundesregie-
rung, aber auch danke an die Regierungsfraktionen, 
dass wir jetzt gemeinsam diesen Weg gehen und die 
neue Grundsicherung einführen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Timon Dzienus 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Kleine Leute 
zu gängeln, ist nicht mutig, Herr Linnemann!)

70 Prozent der Menschen wollen Veränderungen zum 
Guten. Sie wollen, dass wir Reformen machen,

(Heidi Reichinnek [Die Linke]: Sie schon mal 
gar nicht!)

damit auch die Kinder und Kindeskinder in Deutschland 
ein sicheres Sozialsystem haben.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun Herr 

Abgeordneter Timon Dzienus das Wort. Bitte.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Timon Dzienus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Monatelang haben wir 

eine zutiefst schäbige Kampagne der Union gegen das 

Bürgergeld erlebt. Was haben wir nicht alles für einen 
Unsinn ertragen müssen: angeblich massenhafter Sozial-
betrug ohne Belege, das Märchen unzähliger Totalver-
weigerer, was einfach nicht stimmt, und vor allem ganz 
große Ankündigungen zu Einsparungen – 6 Milliarden 
Euro von Friedrich Merz, 15 Milliarden Euro von Carsten 
Linnemann, und Thorsten Frei hat sogar 30 Milliarden 
Euro an Einsparungen in Aussicht gestellt. Wenn das 
alles nur Unwissenheit war: schlimm genug. Aber das 
war Absicht, ganz bewusst. Das waren Strategie und 
Kalkül, ganz bewusst. Sie haben gelogen. Monatelang 
haben Sie gelogen, Herr Merz, Herr Linnemann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Menschen, die auf jeden Euro angewiesen sind, kann 
man keine Milliarden wegnehmen. Also hören Sie auf 
mit diesem Unsinn! Ihre neue Grundsicherung ist kata-
strophal für die betroffenen Menschen und spart noch 
nicht mal Geld ein. Ihre neue Grundsicherung macht 
das Land nicht fairer, sondern ungerechter.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Konkret, Herr Linnemann: Über die Kinder haben Sie 
gesprochen. Reden wir doch mal über die 1,8 Millionen 
Kinder! Jede dritte Sanktion trifft Familien mit Kindern, 
und jede dritte Person bei der Essensausgabe der Tafel ist 
ein Kind. Und Sie wollen diese Sanktionen jetzt noch 
weiter verschärfen. Aber das sind die Menschen, die Sie 
mit Ihren Sanktionen treffen werden. Es braucht nicht 
mehr Sanktionen, sondern es braucht mehr Chancen. 
Aber mit Ihrer neuen Grundsicherung erreichen Sie ge-
nau das Gegenteil.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ihre Grundsicherung ist ein sozialpolitischer Tabu-
bruch. Die Androhung von Obdachlosigkeit hat nichts, 
wirklich gar nichts mit Arbeitsvermittlung oder Wirt-
schaftswachstum zu tun. Das ist einfach nur unsozialer 
Mist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Vollständiger Leistungsentzug, Wohnungslosigkeit – 
Sie haben es mit Ihren Sanktionen einfach maßlos über-
trieben. Verschonen Sie doch zumindest die Familien mit 
Kindern von Ihren unmenschlichen Sanktionen! Ihre 
neue Grundsicherung lebt aber von der Methode Merz: 
Angst verbreiten. Sie werden damit Existenzängste noch 
weiter verschärfen. Aber mit Angst und Sanktionen wer-
den Sie nicht eine Person mehr – nicht eine – in Arbeit 
bringen. Ihre neue Grundsicherung ist das alte unsoziale 
Hartz IV.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es geht hier aber um mehr als die Menschen im Bür-
gergeld. Mit der neuen Grundsicherung wird noch mehr 
Druck auf die Beschäftigten ausgeübt, jeden noch so 
schlechten Job anzunehmen. Aber kein Beschäftigter 
hat auch nur einen Euro mehr, wenn Sie diesen verfas-
sungswidrigen Murks so beschließen. Also lassen Sie es 
einfach!
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Mit unserem Antrag zeigen wir, dass es anders geht. 
Wir wollen faire Chancen für jedes Kind. Sie wollen 
sanktionieren. Wir wollen Menschen in Arbeit bringen. 
Sie wollen sanktionieren. Wir wollen ein würdiges Leben 
für alle. Und Sie? Sie wollen einfach nur sanktionieren. 
Mehr ist Ihnen nicht eingefallen. Mehr steht hier nicht 
drin, als alle Menschen mit Sanktionen zu überziehen. 
Ihr Sanktionsfetischismus ist wirklich unerträglich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Was Sie hier machen, ist keine gute Arbeitsmarktpoli-
tik. Das ist auch keine gute Sozialpolitik, und das ist auch 
keine gute Wirtschaftspolitik. Das ist vor allem eines: 
unsozial, kalt und verfassungswidrig. Also lassen Sie 
diesen Unsinn einfach sein!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Wir setzen auf Mut statt Angst, auf Qualifizierung statt 
Sanktionen. Was es braucht, sind eine echte Qualifizie-
rungsoffensive, mehr Aus- und Weiterbildung, mehr in-
dividuelle Unterstützung in den Jobcentern, nachhaltige 
Vermittlung, armutsfeste Regelsätze, faire Löhne. Aber 
dazu fällt Ihnen eigentlich gar nichts ein. Das ist wirklich 
peinlich.

Wenn Sie wirklich etwas einsparen wollen, dann hätte 
ich zwei Vorschläge für Sie:

Erstens. Sanktionieren Sie nicht die Menschen in den 
Wohnungen, sondern die Abzocke bei der Miete! Das 
Problem sind nicht die kleinen Leute im Bürgergeld. 
Das Problem ist der große Betrug bei den Mieten. Von 
bezahlbaren Mieten profitieren am Ende alle: Menschen 
im Bürgergeld, Mieter und der Staatshaushalt. Also 
sorgen Sie endlich für bezahlbare Mieten!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Zweitens. Wenn Sie wirklich Milliarden einsparen 

wollen, dann müssen Sie woanders ansetzen, und zwar 
nicht bei den kleinen Leuten im Bürgergeld, sondern bei 
den großen Tricksereien: bei der Steuerhinterziehung, bei 
den Tricks bei der Erbschaftsteuer. Das ist der wahre 
Sozialbetrug in diesem Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Da können Sie Milliarden holen, aber nicht durch un-
wirksame, unsoziale und verfassungswidrige Sanktionen 
bei den kleinen Leuten, die eh nichts bringen. Dagegen 
werden wir mit aller Entschlossenheit kämpfen; das ver-
spreche ich Ihnen. Es wird Widerstand gegen Ihren ver-
fassungswidrigen Sozialabbau und gegen diese un-
menschlichen Sanktionen geben.

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!)
Das werden Sie von uns hier im Bundestag erleben.

Danke sehr.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Jens Spahn [CDU/CSU]: Warum darf die 
Linkspartei eigentlich zweimal hintereinander 
reden? Zweimal Linkspartei hintereinander! 
Das geht doch nicht!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Die Linke hat Frau Abgeordnete Heidi 

Reichinnek das Wort. Bitte sehr.
(Beifall bei der Linken – Jens Spahn [CDU/ 
CSU]: Wer ist jetzt die wahre Linke? Herr 
Dzienus hat ja gut vorgelegt!)

Heidi Reichinnek (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Diese Regierung hat hier ja schon eine ganze 
Menge Schäbigkeiten durchgeboxt.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Eijeijei!)
Aber das ist wirklich ein Offenbarungseid. Was Sie hier 
vorlegen, ist der Startschuss für den größten Angriff, den 
dieser Sozialstaat jemals erlebt hat. Aber eines sage ich 
Ihnen ganz deutlich: Das passiert nicht ohne entschiede-
nen Widerstand. Sie sehen ihn gerade draußen vor dem 
Bundestag, wo Sozialverbände und Gewerkschaften ihre 
Stimme erheben, und Sie erleben ihn hier im Parlament 
von der einzigen Fraktion, die wirklich für soziale Ge-
rechtigkeit kämpft: von der Linksfraktion.

(Beifall bei der Linken)
Heute haben Sie ja ganz nette Worte gefunden. Aber 

was ist denn die letzten Monate so los gewesen? Ich sage 
es Ihnen mal:

Erstens. Sie lügen, und zwar immer wieder. Vorbereitet 
haben Sie diese sogenannte Reform mit einer fakten-
freien Hetzkampagne, die wirklich ihresgleichen sucht. 
Und herzlichen Glückwunsch: Die Menschen glauben 
Ihnen. Die Mehrheit empfindet das Bürgergeld als unge-
recht. Aber warum ist das so?

(Steffen Bilger [CDU/CSU]: Vielleicht weil es 
ungerecht ist? Das ist doch logisch! – Jens 
Spahn [CDU/CSU]: Es ist ungerecht! – Lachen 
bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vielleicht weil Politiker in jedes Mikro und in jede Ka-
mera immer wieder die gleichen Lügen erzählen:

(Steffen Bilger [CDU/CSU]: Jetzt reicht es 
aber langsam!)

5 Milliarden Euro können wir sparen, 10 Milliarden Euro, 
30 Milliarden Euro. – Wer bietet mehr bei der Union?

(Beifall bei der Linken)
Was ist die Wahrheit? Dieser Gesetzentwurf kostet uns 
Geld, Dutzende Millionen an Verwaltungskosten und Bü-
rokratie. Ganz großes Tennis! Richtig toll haben Sie das 
gemacht.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Ich spiele 
im Moment kein Tennis!)

Und was höre ich von Ihnen noch die ganze Zeit? Wer 
Bürgergeld kriegt, der darf nicht mehr haben als jemand, 
der arbeitet. – Ja, das ist ja auch nicht so, egal wie oft Sie 
das behaupten. Das ist dutzendfach widerlegt. Aber das 
passt Ihnen ja so gut in Ihre Erzählung. Das passt Ihnen 
gut in den Kram. Ja, immer mehr Menschen können sich 
immer weniger leisten und sind deswegen auch zu Recht 
frustriert. Aber niemand – und jetzt hören Sie mal genau 
zu! – hat auch nur einen Cent mehr im Portemonnaie, 
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wenn Sie den Menschen, die schon so wenig haben, auch 
noch das Essen und das Dach über dem Kopf wegneh-
men.

(Beifall bei der Linken)

Sorgen Sie doch mal für einen armutsfesten Mindest-
lohn, gegen den Sie hier die ganze Zeit agitieren, und 
senken Sie die Steuern für die Mehrheit, statt immer 
nur Ihren reichen Kumpels eine Milliarde nach der nächs-
ten zuzuschieben!

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Das Pro-
blem ist doch, dass der Anreiz zum Arbeiten 
fehlt!)

Übrigens – weil Sie das ja auch so gerne erzählen –: 
Die Sanktionen bringen nichts. Die Sanktionen führen 
nicht dazu, dass Menschen in Jobs kommen, von denen 
sie ihren Lebensunterhalt bestreiten können. Im Gegen-
teil: schnell in schlechten Jobs, schnell wieder beim Job-
center. Das ist ein Drehtüreffekt. Es bringt exakt nichts. 
Was wir brauchen, ist Aus- und Weiterbildung. Aber 
dafür wollen Sie das Geld nicht in die Hand nehmen. 
Das brauchen wir aber, um diesen Teufelskreis endlich 
zu durchbrechen. Daran haben Sie aber kein Interesse.

(Beifall bei der Linken)

Zweitens. Sie treten nach unten, und zwar brutal. Es 
gibt fast 2 Millionen Kinder und Jugendliche im Bürger-
geld, Hunderttausende Menschen, die Angehörige pfle-
gen oder Kinder erziehen, über 800 000 Aufstockerinnen 
und Aufstocker, die jetzt schon arbeiten und nicht genug 
Geld vom Arbeitgeber bekommen – hören Sie sich das 
mal an! –, und eine halbe Million Alleinerziehende. Diese 
Menschen sind es, die Sie mit Ihrer Einschüchterung, mit 
den ganzen Strafen und Sanktionen, die Sie ins Gesetz 
gegossen haben, besonders hart treffen. Aber über diese 
wollen Sie ja gar nicht reden. Die eignen sich auch gar 
nicht so gut als Feindbild wie die Totalverweigerer. Von 
denen reden Sie ja ziemlich oft. Laut seriösen Quellen 
betrifft das übrigens 16 000 Personen. Das ist wirklich 
lächerlich wenig. Aber damit kann man ja wunderbar 
davon ablenken, dass wir in einem Land leben, das so 
ungerecht ist, dass die zwei reichsten Familien mehr 
Geld haben als die ärmere Hälfte der Bevölkerung. Sie 
wollen Gerechtigkeit? Fangen Sie doch da mal an!

(Beifall bei der Linken)

Drittens. Sie fahren hier einen Angriff auf alle Be-
schäftigten.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Eijeijei! – 
Jens Spahn [CDU/CSU]: Vorwärts immer, 
rückwärts nimmer!)

Das müssen sich alle immer wieder ins Gedächtnis rufen. 
Dieser Gesetzentwurf ist eine klare Kampfansage: Bleibt 
in euren schlecht bezahlten Jobs mit den miesen Arbeits-
bedingungen, beschwert euch nicht, macht euch kaputt, 
sonst wird es noch viel, viel schlimmer!

(Beifall bei der Linken)

Vor dieser Drohkulisse schleifen Sie hier nebenbei 
noch das Arbeitsrecht, zerschlagen die gesetzliche Rente 
und entkernen das Gesundheitssystem.

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Zeit ist abgelaufen.

Heidi Reichinnek (Die Linke):
Ich komme zum Schluss.

Präsidentin Julia Klöckner:
Frau Abgeordnete, Sie haben schon überzogen.

Heidi Reichinnek (Die Linke):
Ich verspreche Ihnen eines: Wir lassen die Menschen 

nicht im Stich. Wir organisieren die Hoffnung.

(Beifall bei der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Frau Abgeordnete Reichinnek, ich möchte darauf hin-

weisen, dass wir uns darauf geeinigt haben, uns nicht 
gegenseitig als Lügner herabzuwürdigen.

(Heidi Reichinnek [Die Linke]: Na ja, aber die 
lügen!)

– Nein, auch Abgeordnete Ihrer Fraktion beschweren sich 
regelmäßig, wenn sie als Lügner bezeichnet werden. Das 
gilt also für alle.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Aber bei 
der Linken stimmt es ja wenigstens!)

Und ich bitte Sie, dass Sie sich daran halten, da wir uns 
darauf geeinigt haben. Man kann anderer Meinung sein, 
muss aber nicht persönlich herabwürdigen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Nun hat für die SPD-Fraktion Frau Abgeordnete 
Annika Klose das Wort. Bitte sehr.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Annika Klose (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Diese Rede 
zu schreiben, fiel mir doch schwer. Warum? Ich ertrage 
diese Debatte einfach nicht mehr. Ich ertrage es nicht 
mehr, dass immer wieder jenseits aller Fakten auf dem 
Bürgergeld und – noch viel schlimmer – auf den Bürger-
geldbeziehenden herumgehackt wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich weiß genau, dass ich es Ihnen immer wieder sagen 
kann: Alle Studien belegen, dass die Menschen mit-
machen und die allermeisten arbeiten wollen. Die aller-
meisten Bürgergeldbeziehenden machen mit und wollen 
arbeiten. Über 60 Prozent haben gesundheitliche Proble-
me, zwei Drittel keinen Abschluss. Über 500 000 sind 
Alleinerziehende. Es sind fast 2 Millionen Kinder. Trotz-
dem werden die Fakten ignoriert.

Ich kann diese Debatte nicht mehr ertragen – nicht weil 
Kritik grundsätzlich falsch wäre,

(Zuruf der Abg. Janine Wissler [Die Linke])

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 53. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 15. Januar 2026                                                                                                                                                                                                6273 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Heidi Reichinnek 



sondern weil diese ständige faktenfreie Erzählung von 
angeblichem Betrug und Missbrauch bewusst an der Rea-
lität vorbeigeht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Missbrauchsfälle gibt es, aber es sind absolute Einzel-
fälle. Den deutlich größeren Schaden verursachen Steuer-
hinterzieher, über die leider fast keiner redet.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zuruf 
von der Linken)

Diese Art der Debatte ist bewusste politische Stim-
mungsmache.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler [Die Linke])
Sie spaltet unsere Gesellschaft, zerstört Vertrauen und 
macht unsere Gesellschaft kälter. Dabei ist das genau 
das Gegenteil von dem, was unserer Gesellschaft guttut 
und was sie braucht: Empathie und Zusammenhalt, ge-
meinsam Krisen bewältigen. Gerade in Zeiten schwä-
chelnder Wirtschaft und in einer schwierigen außenpoli-
tischen Lage, die uns alle besorgt, ist Zusammenhalt doch 
wichtiger denn je.

Ich möchte, dass wir den Menschen in unserem Land 
mit unserer Politik Mut machen, dass wir Hilfe und Un-
terstützung organisieren, wenn sie gebraucht wird. Ich 
glaube, es geht niemandem besser, wenn wir Menschen, 
die wenig haben, noch mehr wegnehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Cansin 
Köktürk [Die Linke]: Machen Sie doch! Das 
machen Sie doch!)

Ich glaube, dass es uns allen besser geht, wenn Men-
schen in eine Arbeit kommen, die zu ihnen und ihren 
Fähigkeiten passt. Das ist schwerer, als populistische 
Härte um sich zu werfen, aber genau deswegen war das 
Bürgergeld-Gesetz ein richtiges, ein gutes und ein not-
wendiges Gesetz.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Das Bürgergeld hat Weiterbildung gestärkt, Brücken 

zur sozialen Teilhabe gebaut und jeder arbeitslosen Per-
son einen individuellen Plan zurück in Arbeit organisiert. 
Deshalb schaffen wir das Bürgergeld auch nicht ab, son-
dern wir entwickeln es weiter.

(Lachen bei der Linken)
– Ja, mit schmerzhaften Rückschlägen. – Die Vollsank-
tionen und Leistungseinstellungen halte ich persönlich 
für ziemlich populistischen Bullshit und für potenziell 
verfassungswidrig.

(Beifall des Abg. Pascal Meiser [Die Linke])
Umso dankbarer bin ich der Ministerin, dass sie noch 
Schlimmeres abgewendet hat. Wir werden uns diese Re-
gelung im Parlament auch noch mal ganz genau anschau-
en.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Gleichzeitig konnten wir vieles Errungenes verteidi-

gen: Coaching, aufsuchende Arbeit, den Kooperations-
plan und das Weiterbildungsgeld.

(Zuruf der Abg. Janine Wissler [Die Linke])

Das sind individuelle Ansätze, die auf passgenaue Lösun-
gen setzen.

Wir werden mit der neuen Grundsicherung Gesund-
heitsprävention stärken, den sozialen Arbeitsmarkt aus-
weiten und dafür sorgen, dass niemand auf dem Abstell-
gleis landet, sondern echte Chancen auf Entwicklung und 
Teilhabe bekommt.

Denn wer wirklich will, dass mehr Menschen arbeiten, 
der muss ihnen Chancen geben und darf ihnen nicht mit 
Vorurteilen begegnen. Wer Verantwortung trägt, darf sich 
nicht mit populistischer Härte begnügen, sondern muss 
bessere Lösungen schaffen. Daran werden wir jetzt im 
parlamentarischen Verfahren arbeiten.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die AfD-Fraktion hat Herr Abgeordneter Jan Feser 

das Wort. Bitte sehr.
(Beifall bei der AfD)

Jan Feser (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Eines vorweg: Wenn ein Gesetzentwurf so 
dermaßen lächerlich und schwachsinnig ist, dass selbst 
der Karnevalsverein oben auf der Tribüne sagt: „Diesen 
Schwachsinn wollen wir uns nicht entgehen lassen“, dann 
ist eigentlich schon alles gesagt. Schön, dass ihr da seid. 
Helau!

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Kai 
Whittaker [CDU/CSU]: Das ist ja eine Unver-
schämtheit! – Alexander Hoffmann [CDU/ 
CSU]: Was für ein Niveau! – Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, wer das regierungsinterne 
Fiasko um die Bürgergeldreform verfolgt hat, den wird es 
kaum wundern, dass im betreffenden Reformgesetz Fol-
gendes zu lesen ist:

„Voraussetzung – auch für die Wirkung dieses Ge-
setzentwurfes – ist und bleibt […] eine konjunk-
turelle Belebung, die die Aufnahmefähigkeit des 
Arbeitsmarktes erhöht und die Beschäftigungschan-
cen von Leistungsbeziehenden spürbar verbessert.“

Zitat Ende.
(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie kennen doch nicht mal den richtigen 
Karnevalsgruß für Köln! Der heißt da nämlich 
„alaaf“!)

Soll heißen: Bleibt die konjunkturelle Belebung aus, ist 
das Gesetz für die Katz. Also kurzum: Das Gesetz ist 
seinem eigenen Wortlaut zufolge für die Katz. Denn, 
Frau Ministerin Bas, wollen Sie uns hier tatsächlich weis-
machen, dass – entgegen allen Wirtschaftsprognosen – 
infolge der von dieser Bundesregierung verschuldeten 
exorbitant hohen Energiepreise mit dem Verlust von bis 
zu 15 000 Industriearbeitsplätzen pro Monat und dem 
Zusammenbruch ganzer Industriezweige die konjunk-
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turelle Belebung eintreten wird, von der Sie hier fabulie-
ren? Ich sage Ihnen: Die Ihrem Gesetz beigemessene 
Zielsetzung kann Ihrer eigenen desaströsen Wirtschafts-
politik zufolge nicht eintreten.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Stefan 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Es freut mich sehr, dass wir endlich mal einen Gesetz-
entwurf in der Hand halten, in dessen Wortlaut selbst 
nachzulesen ist, dass das betreffende Gesetz nichts ande-
res ist als der berühmte Schuss in den Ofen.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: So ein Kä-
se! Meine Güte! – Zuruf des Abg. Dr. Ralf 
Stegner [SPD])

Danke für diese Aufrichtigkeit. Das hätte ich mir in den 
letzten Monaten mal gewünscht.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – 
Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Das ist 
selbst Ihrer Fraktion zu wenig, was Sie hier 
erzählen!)

Aber wo sich ein Gesetzentwurf in puncto Zwecktaug-
lichkeit schon in seiner Begründung de facto selbst als 
schwachsinnig bezeichnet, was soll da für den Gesetzes-
inhalt selbst anderes gelten? Da sollen Leistungsempfän-
ger bei Verstoß gegen ihre Mitwirkungspflicht durch eine 
Verschärfung der Sanktionen per Verwaltungsakt zur Ein-
haltung veranlasst werden, und im selben Atemzug zeigt 
nicht irgendwer, nein, der Urheber des Gesetzes selbst 
auf, dass die Sanktionen nicht verhängt werden sollen, 
wenn der Betroffene psychisch beeinträchtigt ist oder – 
ich zitiere wörtlich – „sich anstrengt und mitwirkt“. Wo-
nach diese Anstrengung und Mitwirkung bemessen wer-
den sollen, steht irgendwo in den Sternen, aber nirgends 
im Gesetz.

Kurzum: Man simuliere mal kurz den Reumütigen, den 
Bemühten oder den psychisch Kranken, und ruckzuck ist 
die Sanktion wieder vom Tisch. Was für eine gesetzgebe-
rische Meisterleistung!

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN], an die AfD gewandt: Wo haben Sie 
denn den losgelassen! – Timon Dzienus 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Da klatscht 
noch nicht mal Ihre eigene Fraktion!)

Wie viele Schlupflöcher die internen Weisungen der 
Jobcenter noch aufweisen werden, darauf dürfen wir 
alle mal gespannt sein; denn auch hierzu findet sich im 
vorliegenden Gesetzentwurf kein Wort.

(Zuruf von der Linken: Kommen Sie zum 
Schluss!)

Darüber hinaus sollen Leistungsempfänger verpflich-
tet sein, die Kosten der Unterkunft zu begrenzen oder den 
Vermieter im Falle überzogener Mietpreise zu rügen – als 
ob sie das so ohne Weiteres könnten und täten. Welche 
Sanktionen im Fall der Zuwiderhandlung drohen, beant-
wortet das Gesetz ebenfalls nicht, vielleicht weil es die 
Sanktionen gar nicht geben soll.

Des Weiteren soll die Karenzzeit beim Schonver-
mögen in ihrer bisherigen Form gestrichen werden, und 
anstatt es an halbwegs konturenhafte Tatbestände zu 

knüpfen, wird das Schonvermögen nach Alterskohorten 
gestaffelt, ohne dass irgendein sachlicher Grund dafür 
ersichtlich ist.

Zudem sollen Mitarbeiter der Jobcenter angehalten 
sein, Anhaltspunkte für vorsätzliche Schwarzarbeit an 
die zuständigen Behörden zu melden – als ob es diese 
Pflicht nicht schon seit 2025 gäbe.

Wenn schon – Stand heute – ein Jobcentermitarbeiter 
300 Bedarfsgemeinschaften betreuen darf, deren Ange-
hörige er bisweilen seit über fünf Jahren nicht mehr ge-
sehen hat, dann überlasse ich es mal Ihrer Fantasie, von 
welchem Erfolg dieses Unterfangen getragen sein wird.

(Beifall bei der AfD)

Im Übrigen erschöpft sich das Gesetz in nichts ande-
rem als Absichtsbekundungen und Worthülsen ohne 
greifbare Regelungssubstanz und Kann- oder Sollbestim-
mungen, wo eine gebundene Entscheidung längst erfor-
derlich wäre.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Mit Worthülsen 
kennen Sie sich ja aus!)

Aber damit leider nicht genug. Was sagt denn der vor-
liegende Gesetzentwurf zu den eigentlichen Gründen der 
Kostenexplosion, die Sie doch angeblich beseitigen 
möchten? Was sagt dieser Gesetzentwurf dazu, dass der-
zeit 2,5 Millionen Ausländer 47,7 Prozent – also fast die 
Hälfte – aller Bürgergeldempfänger stellen, während die 
Zahl der ALG II beziehenden Ausländer im Jahr 2018 
noch bei 1,1 Millionen Personen lag, also weniger als 
der Hälfte des heutigen Standes?

(Zuruf der Abg. Saskia Esken [SPD])

Was sagt denn der vorliegende Gesetzentwurf dazu, 
dass aktuell über 52 Prozent der Syrer und über 46 Prozent 
der Afghanen – insgesamt mehr als 700 000 Personen – 
Bürgergeld beziehen,

(Zuruf von der Linken: Einfach noch mal 
nachdenken!)

obwohl für sie längst kein Asylgrund mehr besteht?
Was sagt denn der vorliegende Gesetzentwurf dazu, 

dass diese Umstände maßgeblich dazu beigetragen ha-
ben, dass im Jahr 2026 55 Milliarden Euro – also fast 
ein Zehntel des gesamten Bundeshaushalts – für das Bür-
gergeld draufgehen, wo das ALG II im Jahr 2014 noch 
32 Milliarden Euro kostete? Schlicht und ergreifend 
nichts, kein einziges Wort!

Wo Sie die Eindämmung der Kostenexplosion voll-
mundig zum Ziel dieses Gesetzes erklärt haben, aber 
dabei den rosa Elefanten im Raum nicht einmal ansatz-
weise benennen, da glauben Sie tatsächlich, dem Problem 
durch das Eröffnen von Nebenkriegsschauplätzen begeg-
nen zu können, beispielsweise indem Sie Mütter von ein-
jährigen Kindern zur Arbeit heranziehen wollen.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Das ist ja 
eine krude Rede! Sie langweilen Ihre eigene 
Fraktion!)
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Meine Damen und Herren, Ihr Gesetzentwurf ist ein 
Possenspielchen, der untaugliche Versuch der CDU, ge-
genüber der eigenen Wählerklientel eine Reform vorzu-
täuschen, die es bei näherer Betrachtung des Gesetzes 
überhaupt nicht gibt, weil die SPD sie gar nicht will.

(Beifall bei der AfD)
Dass ein solcher regelungstechnischer Rohrkrepierer ab-
zulehnen ist, versteht sich ja wohl von selbst.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Wo Ihr Gesetzentwurf nichts anderes ist als ein zahn-

loser Papiertiger, der das Papier nicht wert ist, auf dem er 
steht, da setzen wir mit einem Reformkonzept an, wel-
ches diese Bezeichnung auch tatsächlich verdient.

(Lachen bei der Linken)
Erstens. Wo innerhalb Ihres Gesetzentwurfes eine ver-

meintliche Verschärfung der Sanktionen lediglich simu-
liert, aber in der Praxis keineswegs durchgesetzt wird, 
werden durch die aktivierende Grundsicherung Leis-
tungsempfänger zur Aufnahme einer gemeinnützigen 
Bürgerarbeit tatsächlich und nicht nur vorgeblich ver-
pflichtet.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Ein Ge-
schichtenerzähler! Ist ja Wahnsinn! – Zuruf 
des Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD])

Zweitens. Da, wo die eigentliche Kernproblematik – 
nämlich die nach wie vor ungezügelte Massenmigration, 
die die deutschen Sozialsysteme belastet – innerhalb Ih-
res Gesetzentwurfs nicht einmal ansatzweise angespro-
chen, geschweige denn gelöst wird, formulieren wir 
klare, einschränkende Zugangskriterien für ausländische 
Staatsbürger: fünf bzw. zehn Jahre existenzsichernde Er-
werbstätigkeit auf Basis eines legalen Aufenthalts und 
eine Deckelung der maximalen Bezugsdauer auf fünf 
Jahre.

Drittens. Da, wo die als erwerbsfähig geltenden Leis-
tungsempfänger im SGB II falsch verortet sind, weil sie 
de facto nicht erwerbsfähig sind, werden sie ins SGB XII 
übergeleitet.

(Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist eine richtig schlechte Rede!)

Ich sage es Ihnen gerne: Lehnen Sie unseren Antrag 
ab! Der Wähler in diesem Land sieht es und quittiert es, 
sobald er den Wahlzettel vor sich sieht.

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Verehrte Kolleginnen und Kollegen, da diese Debatte 

jetzt gerade eine gewisse sprachliche Dynamik ent-
wickelt, will ich kurz darauf hinweisen, dass weder Aus-
drücke wie „Bullshit“ noch die Vermutung, dass sich 
Besucher einen Schwachsinn hier anschauen wollten, 
parlamentarischen Gepflogenheiten entspricht.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Man kann unterschiedliche Meinungen auch mit Respekt 
hier vortragen, und darum bitte ich.

Und nun fahren wir fort. Für die CDU/CSU-Fraktion 
hat nun Herr Abgeordneter Marc Biadacz das Wort. Bitte.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Marc Biadacz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Frau Ministerin Bärbel Bas! Un-
ser Sozialstaat ist stark. Wir sind stolz auf unseren Sozial-
staat. Aber das Bürgergeld ist gescheitert.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Unsere sozialen Sicherungssysteme stehen unter 

Druck. Wir wollen sie erhalten, aber dafür müssen wir 
sie reformieren. Das Prinzip der sozialen Marktwirtschaft 
ist genau das Prinzip, dass wir den Menschen helfen, die 
Hilfe brauchen. Dafür steht diese Koalition.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wer aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, seinen Le-
bensunterhalt aus eigenen Mitteln und Kräften leisten 
kann, der muss dies auch tun.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf der Abg. Nicole Gohlke 
[Die Linke])

Wer finanziert diesen Sozialstaat? Nicht die Bundes-
regierung, nicht der Bundeshaushalt, nicht hier der Bun-
destag,

(Heidi Reichinnek [Die Linke]: Und auch nicht 
die Überreichen!)

sondern alle Menschen, die in diesem Land hart arbeiten 
und Steuern zahlen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf der Abg. Heidi 
Reichinnek [Die Linke])

– Ja, liebe Linke, Solidarität ist keine Einbahnstraße in 
diesem Land.

(Heidi Reichinnek [Die Linke]: Von Solidarität 
haben Sie gar keine Ahnung!)

Dafür steht diese Koalition.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Was treibt uns an bei diesen Reformen, die wir heute 
hier beraten? Wir wollen mehr Anstrengung

(Heidi Reichinnek [Die Linke]: Wo sind die 
Steuerentlastungen?)

und Erfolge bei der Integration in Arbeit. Ziel muss es 
sein, mehr Menschen in Arbeit zu bringen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau! – Zurufe 
der Abg. Mirze Edis [Die Linke] und Heidi 
Reichinnek [Die Linke])

Deshalb wird die neue Grundsicherung ein Sicherheits-
netz für diejenigen sein, die Hilfe brauchen. Aber diese 
Menschen müssen auch mitwirken. Das ist Teil dieser 
Reform, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Ein verbindliches Beratungsgespräch, wo Wege in Ar-
beit aufgezeigt werden, wo Qualifizierung und Weiter-
bildung angeboten werden, dafür steht diese Reform. 
Freie und offene Arbeitsangebote werden aufgezeigt; 
sie werden aber auch verpflichtend, weil wir den Vorrang 
für Arbeit wieder einführen. Wir wollen ein Sprungbrett 
für Arbeit sein, zurück in Teilhabe und zurück in Selbst-
bestimmung, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Fairness gegenüber den Steuerzahlerinnen und Steuer-
zahlern, die jeden Tag arbeiten, das ist unser Ziel. Das 
Bürgergeld war zu unverbindlich. Die neue Grundsiche-
rung kehrt wieder zum Prinzip „Fordern und Fördern“ 
zurück. Mitwirkung ist wieder Pflicht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Mitwirkung war 
schon immer Pflicht und bleibt Pflicht!)

Wer nicht arbeiten will, muss damit rechnen, dass auch 
alle Geldleistungen gestrichen werden können.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Im BSHG war Mitwirkung schon 
Pflicht!)

Auch das, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist 
gerecht und fair in diesem Land.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Timon Dzienus [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Es wäre verfassungs-
widrig, wenn Sie alle Leistungen kürzen 
wollen!)

Meine Damen und Herren, diese Reform zur neuen 
Grundsicherung ist notwendig, weil wir Akzeptanz 
für einen starken Sozialstaat brauchen. Der Sozialstaat 
muss finanzierbar bleiben, und wir wollen Menschen 
schnell in Arbeit bringen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es geht Ihnen um die zweistelligen Mil-
liardenbeträge, die Sie einsparen!)

Die Koalition von SPD, CDU und CSU kann Refor-
men. Wir fangen jetzt damit an: für die Menschen in 
Deutschland, in Verantwortung für unser Land.

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Anja Weisgerber [CDU/ 
CSU]: Sehr gute Rede!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Frau Ab-

geordnete Sylvia Rietenberg das Wort. Bitte sehr.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sylvia Rietenberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Wer heute ernsthaft darüber sprechen 
will, wie Menschen aus dem Grundsicherungsbezug wie-
der in Arbeit kommen, der sollte vor allen Dingen mit 

dem Mythos aufräumen, dass es diesen Menschen an 
Motivation fehlt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es fehlt an passenden Chancen.
Schauen Sie doch mal in die Statistiken! Nur für rund 

ein Viertel aller offenen Stellen braucht man keinen Be-
rufsabschluss. Und selbst wenn Sie diese Stellen alle 
sofort besetzen, was wollen Sie dann den restlichen 
900 000 Menschen ohne Abschluss anbieten? – Sanktio-
nen? Druck? Ernsthaft?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Wir sollten doch alle aus der Hartz-IV-Zeit Folgendes 
gelernt haben: Kurzsichtige Vermittlung um jeden Preis 
führt häufig in befristete, schlecht bezahlte Beschäfti-
gung und bald wieder zurück ins Jobcenter.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Drehtüreffekt!)

Langfristig aus dem Leistungsbezug kommt, wer einen 
Berufsabschluss nachholt, wer gesundheitlich stabilisiert 
wird, wer passgenau begleitet wird. Was hilft also wirk-
lich? Zum Beispiel Qualifizierung und Vermittlungs-
arbeit auf Augenhöhe, und genau deshalb war das Bür-
gergeld ein richtiger Schritt:

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

mehr Zeit für Beratung, mehr Zeit für Weiterbildung.
Die Bundesregierung geht aber nun den entgegen-

gesetzten Weg. Sie schwächt Qualifizierung, verschärft 
Sanktionen und setzt wieder – wir haben es gerade ge-
hört – auf den Vermittlungsvorrang.

Wir Grüne sagen klar: Diese Rolle rückwärts machen 
wir nicht mit. Sie ist arbeitsmarktpolitisch kurzsichtig 
und sozialpolitisch falsch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dass es auch anders geht, zeigt ein Blick in unsere An-
träge. Wir brauchen ausreichend Mittel für Weiterbil-
dung, Coaching, den sozialen Arbeitsmarkt. Wir brau-
chen Unterstützung für Menschen mit psychischen 
Belastungen, für Alleinerziehende, für Menschen ohne 
Berufsabschluss. Und wir brauchen eine Arbeitsvermitt-
lung, die nicht auf Angst setzt, sondern auf Zutrauen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir stehen zum Grundsatz: Menschen brauchen För-
derung und keine Bestrafung.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Die Linke hat Frau Abgeordnete 

Cansin Köktürk das Wort. Bitte.

(Beifall bei der Linken)
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Cansin Köktürk (Die Linke):
Frau Präsidentin! Abgeordnete! Was Sie hier verlogen 

als Reform verkaufen, ist in Wahrheit ein autoritäres Ver-
waltungssystem.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Ach herrje!)

Es entmenschlicht Menschen und organisiert soziale 
Ausgrenzung.

Zehn Jahre soziale Arbeit, zehn Jahre im direkten Kon-
takt mit den Betroffenen: Ich habe gesehen, wie dieses 
brutale System der Kontrolle gnadenlos Menschen bricht. 
Sie handeln mit dieser Reform bewusst böswillig. Sie 
lassen gezielt Kinder hungern und treiben Kranke in 
den sozialen Abgrund. Sanktionen treiben Menschen 
nicht in Arbeit, sie treiben sie in Existenzangst – fachlich 
belegt, empirisch bewiesen und unbestreitbar.

(Beifall bei der Linken)

Und trotzdem verkaufen sie nur billige, realitätsferne 
Konzepte, leere Versprechen, falsche Zahlen, die Sie 
nach Belieben verschieben.

Sprechen Sie doch mal mit denen, die Sie „Verdachts-
fälle“ nennen, nicht für einen Pressetermin, sondern 
wirklich! Trauen Sie sich mal, einen obdachlosen Men-
schen anzusprechen! Aber so viel Mumm haben Sie gar 
nicht.

(Beifall bei der Linken – Zuruf von der Linken: 
Genau! – Marc Biadacz [CDU/CSU]: Was re-
den Sie da?)

Sanktionen lösen kein strukturelles Problem des Arbeits-
marktes. Sie lösen nicht die sozialen Fragen unserer Zeit.

Mit unserem Antrag übernehmen wir Verantwortung, 
legen konkrete Vorschläge vor, wie eine Arbeitsvermitt-
lung langfristig aussehen kann, die Menschen stärkt, statt 
sie zu brechen, fundiert auf Praxiserfahrungen aus der 
sozialen Arbeit und aus der Betroffenenperspektive.

(Beifall bei der Linken)

Und an die SPD gerichtet: Ihre Entscheidungen wer-
den Geschichte schreiben. Geschichte fragt nicht nach, 
wie kompliziert Koalitionen waren, sondern danach, 
wer Haltung gezeigt hat, als es unbequem wurde. Es 
gibt eine rote Linie. Diese rote Linie ist das Existenzmini-
mum. Wer Sanktionen bis unter das Existenzminimum 
beschließt, trägt Verantwortung dafür, dass Kinder nicht 
ausreichend versorgt sind und Krankheiten sich verschär-
fen, weil Hilfe entzogen wird.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie dieses Thema aber zu einem Machtkampf 
machen wollen, dann bitte: Dann führen wir ihn auch 
so! Aber Sie werden ihn verlieren – nicht weil eine Partei 
stärker ist, nicht weil eine Bewegung lauter ist, sondern 
weil Menschenwürde der unverrückbare Grundpfeiler 
unserer Verfassung ist.

(Beifall bei der Linken)

Sie können weiter versuchen, Menschenwürde rheto-
risch zu relativieren, aber man kann sie nicht abschaffen. 
Das ist eine verfassungsrechtliche, historische und zu-

tiefst menschliche Gewissheit. Daher verspreche ich 
Ihnen: Früher oder später werden Sie diesen Machtkampf 
verlieren.

Seit Jahrhunderten erzählen Sie uns, Armut sei unver-
änderlich. Regierungen kommen und gehen, doch die 
Verhältnisse bleiben, weil die Mächtigen nie gelernt ha-
ben, die Armen zu achten und vor allem zu respektieren. 
Sie sagen völlig absurd, Solidarität sei keine Einbahn-
straße. Solidarität muss nicht immer wechselseitig sein. 
Das zeigt, dass Sie nichts kapiert haben.

(Beifall bei der Linken)
Wer den Schwächsten dieses Landes systematisch 

schadet, wird auf unseren Widerstand stoßen, so lange, 
bis diese Verhältnisse Geschichte sind und Menschen-
würde stärker ist als Macht.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-

neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat Frau Abgeordnete Daniela 

Rump das Wort. Bitte.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Daniela Rump (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn wir heute über das Bürgergeld sprechen, 
dann sprechen wir nicht über abstrakte Zahlen, sondern 
über Menschen. Denn die weit überwiegende Mehrheit 
der Bürgergeldempfängerinnen und -empfänger sind 
Kinder, Aufstockende, Alleinerziehende, Erkrankte und 
Menschen, die dringend Arbeit suchen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
In den aktuellen Debatten um das Bürgergeld muss es 
deshalb um die Frage gehen, wie wir Menschen in 
schwierigen Lebenslagen Sicherheit geben und ihnen 
gleichzeitig echte Chancen auf gute Arbeit, auf Qualifi-
zierung und auf Weiterbildung ermöglichen können.

Für uns als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokra-
ten steht fest: Ein starker Sozialstaat ist kein Luxus. Er ist 
eine der größten Errungenschaften unserer Demokratie. 
Deshalb muss das Bürgergeld genau dort ankommen, wo 
es gebraucht wird. Wer arbeiten kann, muss konkrete 
Unterstützung und Chancen auf Weiterbildung bekom-
men. Damit das gelingt, brauchen unsere Jobcenter eine 
gute Ausstattung. Deshalb stellen wir ihnen mit dem 
Haushalt 2026 zusätzlich 1 Milliarde Euro zur Ver-
fügung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Bärbel Bas hat einen 
der wichtigsten Leitgedanken des Bürgergeldes vertei-
digt: den Kooperationsplan, ein Instrument, das gemein-
sam zwischen Jobcentern und Leistungsberechtigten auf 
Augenhöhe vereinbart wird. Dieser Kooperationsplan ist 
wichtig. Er schafft Perspektiven, und er hilft vor allem 
dabei, Menschen Schritt für Schritt wieder in Arbeit zu 
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bringen. Denn Arbeit bedeutet weit mehr als Einkom-
men. Arbeit bedeutet Teilhabe. Gleichzeitig dürfen wir 
aber auch die Sorgen und Ängste der Menschen nicht 
ignorieren. Sie sind in den letzten Monaten durch auf-
geheizte Debatten ganz bewusst geschürt worden. Des-
halb müssen wir die Diskussion wieder versachlichen. 
Denn klar ist: Menschen verlieren ihren Job nicht freiwil-
lig. Sie geraten nicht vorsätzlich in Notlagen. Unser So-
zialstaat basiert aber auch auf Gegenseitigkeit. Unterstüt-
zung und Mitwirkung gehören zusammen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, jedes vierte Kind in 
Deutschland ist auf Sozialleistungen angewiesen. Für uns 
ist klar: Sanktionen dürfen niemals diejenigen treffen, die 
keine Verantwortung für ihre Situation tragen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dafür werden wir uns im parlamentarischen Verfahren 
ganz besonders einsetzen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der CDU/CSU hat Frau Abgeordnete 

Dr. Hülya Düber das Wort. Bitte.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Hülya Düber (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Zunächst einmal möchte ich mich gerne bei 
der Ministerin für diesen Gesetzentwurf bedanken. Vie-
len herzlichen Dank dafür!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

An den Anfang meiner Rede möchte ich eine grundsätz-
liche Feststellung stellen, weil es mir persönlich wichtig 
ist: Unser Sozialstaat ist eine der größten Errungenschaf-
ten unseres Landes.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Er sichert ein hohes Niveau sozialer Absicherung und ist 
im internationalen Vergleich auch alles andere als selbst-
verständlich. Damit dieser Sozialstaat aber auch in Zu-
kunft tragfähig bleibt, braucht es Reformen, braucht es 
Verlässlichkeit, und es braucht Regeln. Der Gesetzent-
wurf zur neuen Grundsicherung folgt daher einem klaren 
Prinzip: Hilfe, wo sie notwendig ist, und Mitwirkung, wo 
sie möglich ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Solidarität lebt vom Miteinander. Unterstützung kann 
daher nicht losgelöst von Eigenverantwortung gedacht 
werden. Wer dies vollständig ausblendet, gefährdet die 
Akzeptanz unseres Systems, und wer den Sozialstaat 
und notwendige Reformen pauschal schlechtredet, wird 
dem ebenfalls nicht gerecht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, Arbeit ist der beste Schutz 
vor Armut. Das ist keine politische Behauptung, sondern 
eine zentrale Erkenntnis – auch des Siebten Armuts- und 
Reichtumsberichtes der Bundesregierung. Erwerbsar- 
beit bedeutet Einkommen, soziale Absicherung, Teilhabe 
und Perspektive. Der Gesetzentwurf stellt daher klar: Die 
Vermittlung in Arbeit hat Vorrang. Erwerbsfähige Leis-
tungsberechtigte sind verpflichtet, ihre Arbeitskraft in 
zumutbarem Umfang einzusetzen, und der Sozialstaat 
unterstützt sie dabei.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Diese Unterstützung ist verlässlich, aber sie ist nicht 
bedingungslos.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie war noch nie bedingungslos! Egal 
wie es hieß! Sogar beim BSHG! – Zuruf des 
Abg. Andreas Audretsch [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Wer sich der Mitwirkung entzieht oder Pflichten verletzt, 
muss mit Folgen rechnen. In der Debatte wird dafür oft 
der Begriff „Sanktionen“ verwendet. Tatsächlich geht es 
um Konsequenzen. Konsequenzen begegnen uns in allen 
Lebensbereichen und sind Voraussetzung dafür, dass Re-
geln wirken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Matthias Miersch [SPD])

Die eigentliche Frage lautet daher: Warum sollte aus-
gerechnet die Grundsicherung ein Bereich sein, wo dieser 
Grundsatz nicht gilt? Warum sollte ein solidarisch finan-
ziertes System ohne glaubwürdige Konsequenzen funk-
tionieren? Darum schaffen wir mit diesem Gesetzentwurf 
klare und verbindliche Regeln.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich spreche heute mit 
der Erfahrung aus über zehn Jahren Verantwortung als 
kommunale Sozialdezernentin und damit auch für ein 
Jobcenter. Ich habe die Umstellung von Hartz IV auf 
das Bürgergeld vor Ort begleitet – im Austausch mit 
Leistungsbeziehenden, Integrationsfachkräften und Job-
centerleitungen. Ich weiß, dass es zahlreiche Leistungs-
berechtigte gibt, die mitwirken, Termine einhalten und 
den Leistungsbezug beenden wollen. Gleichzeitig habe 
ich aber auch im Laufe dieser Zeit erlebt, dass die Ter-
mintreue abgenommen hat, Absprachen häufiger nicht 
eingehalten wurden und damit die Grundlage für eine 
erfolgreiche Vermittlung in Arbeit geschwächt wurde. 
Das ist kein Vorwurf, das ist schlichtweg eine nüchterne 
Erfahrung aus der Praxis.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Daher erachte ich diese Reform sowohl als Sozialpoliti-
kerin als auch aus fachlicher Sicht für richtig und not-
wendig.
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Meine Damen und Herren, ein starker Sozialstaat ver-
waltet keine Perspektivlosigkeit. Er eröffnet Wege in Ar-
beit. Genau das erreichen wir mit dem Gesetzentwurf. 
Denn eines bleibt richtig – international und national –: 
Arbeit ist der beste Schutz vor Armut.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Anja Weisgerber [CDU/ 
CSU]: Sehr gut! Sehr guter Schlusssatz! Sehr 
richtig!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Herr Ab-

geordneter Dr. Armin Grau das Wort. Bitte.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Die geplanten Verschärfungen der 
Sanktionen – und „Sanktionen“ ist hier das richtige 
Wort und nicht „Konsequenzen“ – bei Terminversäum-
nissen sind der traurige Endpunkt einer populistischen 
Debatte, geführt von der Union ohne Solidarität und Em-
pathie, ohne Gespür für den sozialen Zusammenhalt in 
unserem Land und mit ziemlich wenig Sachverstand.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Nicole Gohlke [Die Linke])

Erst sollten Milliarden, nun nur noch Millionen ein-
gespart werden, wahrscheinlich sind aber Mehrkosten. 
Sie werden sich im nächsten Jahr rechtfertigen müssen, 
wenn die bittere Bilanz Ihrer Reform ist, dass Sie mehr 
Menschen in die Obdachlosigkeit getrieben haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Denn Terminversäumnisse sollen ganz schnell zu emp-
findlichen Leistungskürzungen führen – bis zum kom-
pletten Wegfall aller Leistungen. Davon werden ins-
besondere vulnerable Gruppen betroffen sein, etwa 
psychisch Kranke. Mehr als ein Drittel aller Menschen 
in der Grundsicherung für Arbeitsuchende kämpft mit 
psychischen Problemen. Es handelt sich also nicht um 
eine vernachlässigbare Gruppe.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und diese Erkrankungen sind nicht immer diagnostiziert 
und im Jobcenter dokumentiert. Bei drohenden Leis-
tungskürzungen will die Bundesregierung Betroffenen 
lediglich eine Gelegenheit zur Anhörung einräumen. 
Das wird nicht reichen, um sicherzustellen, dass niemand 
unverschuldet durch das soziale Netz fällt, weil sie oder 
er aufgrund einer psychischen Erkrankung akut hand-
lungsunfähig ist. Mit diesem systematischen Fehler 
spricht viel dafür, dass Ihre Reform verfassungswidrig 
ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Ina Latendorf [Die Linke])

Menschen in Krisen brauchen aufsuchende Sozial-
arbeit, ganzheitliche Betreuung und psychosoziales Coa-
ching. Hier verbessern Sie aber nichts. Wir Grünen for-
dern Clearingstellen in den Jobcentern zur Klärung der 

psychosozialen Betreuungs- und Unterstützungsbedarfe. 
Und wir Grünen sagen klar: Reformen ja, aber Sozial-
abbau nein. Sanktionen dürfen das Existenzminimum 
nicht unterschreiten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und bei Bedarfsgemeinschaften mit Kindern darf es gar 
keine Sanktionen geben.

Ihre Maßnahmen sind komplett unverhältnismäßig. Sie 
eröffnen auch keine neuen Chancen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das ist Sozialabbau und soziale Kälte pur. Ich fordere 

Sie auf: Ändern Sie dieses Gesetz!
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion CDU/CSU hat Herr Abgeordneter Kai 

Whittaker das Wort. Bitte.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Uns alle eint, dass wir Menschen in Arbeit bringen wol-
len. Wir fördern sie und fordern sie. Wir tun alles dafür, 
sie so gut wie möglich zu vermitteln. Und wir erwarten 
gleichzeitig, dass sie alles dafür tun, ihre Arbeitslosigkeit 
zu überwinden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Beides gehört für uns zusammen. Deshalb machen wir 
mit diesem Gesetz eigentlich nur eine einzige Sache: 
Wir stärken die Verbindlichkeit zwischen Jobcentern 
und arbeitslosen Menschen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Nicole Gohlke 
[Die Linke]: Sie organisieren Obdachlosig-
keit!)

Wir können uns alle Maßnahmen, Menschen in Arbeit 
zu bringen, schenken, wenn es diese Verbindlichkeit 
nicht gibt. Denn was soll denn ein Jobcentermitarbeiter 
machen, wenn der Arbeitslose nicht zum Termin er-
scheint? Wie soll denn ein Kooperationsplan entstehen, 
wenn man nicht miteinander spricht? Wie soll denn je-
mand in Arbeit vermittelt werden, wenn er sich dauerhaft 
entzieht?

(Zurufe von der Linken)
Die Antwort ist ganz einfach: Es geht so nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Deshalb sind Regeln und das Durchsetzen von Regeln 
keine Schikane oder Gängelung, sondern gelebte Alltags-
realität. Jeder von uns kennt das doch:
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(Cansin Köktürk [Die Linke]: Sie haben doch 
keine Ahnung davon!)

Wer unentschuldigt zur Arbeit nicht erscheint, der riskiert 
eine Abmahnung. Wer als Schüler nicht in der Schule 
erscheint ohne Entschuldigung,

(Nicole Gohlke [Die Linke]: Ja, das ist auch 
schon falsch!)

der kriegt einen Eintrag ins Klassenbuch. Und selbst wir 
alle hier im Bundestag kriegen Abzüge, wenn wir nicht 
an den Abstimmungen teilnehmen; darauf hat die Prä-
sidentin ein Auge – zu Recht, liebe Freundinnen und 
Freunde, meine Damen und Herren.

(Zurufe der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Ina Latendorf 
[Die Linke])

Deshalb sage ich Ihnen ganz offen, dass Regeln und die 
Durchsetzung von Regeln elementarer Bestandteil unse-
res Rechtsstaates sind.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: Existenzminimum!)

Wir werden mit diesem Gesetz dem Rechtsempfinden 
der Menschen wieder Rechnung tragen. Denn wenn gel-
tendes Recht und das gesellschaftliche Gerechtigkeits-
empfinden zu lange auseinanderklaffen,

(Zuruf der Abg. Cansin Köktürk [Die Linke])
dann gefährdet das die Legitimität und die Akzeptanz des 
Rechtsstaates und ist Wasser auf die Mühlen der Extre-
men in diesem Land. Das müssen wir verhindern!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wenn wir das Rechtsempfinden wieder gestärkt haben, 
dann müssen wir daran arbeiten, dass der Sozialstaat 
wieder wirksamer wird. Das heißt, wir müssen an die 
Transferentzugsraten ran. Konkret heißt das: Habe ich 
am Ende des Monats mehr Geld in der Tasche, wenn 
ich mehr arbeite? Heute heißt die Antwort: leider nicht. 
Das muss sich ändern.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das stimmt doch nicht! – Zuruf der 
Abg. Heidi Reichinnek [Die Linke])

Wir müssen an die Arbeitsvermittlung rangehen, also: 
Hat der Jobcentermitarbeiter die Freiheit und die Zeit, 
sich ausreichend um Arbeitsvermittlung zu kümmern?

(Zuruf der Abg. Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Die Antwort heute lautet: leider nicht ausreichend. Das 
muss besser werden. Und wir müssen an die Regelver-
einfachungen ran, also: Können wir mit Pauschalierun-
gen unnötige Bürokratie abbauen? Das tun wir heute 
nicht. Es wäre machbar, also lasst es uns machen! Ich 
bin dankbar, dass wir das im Koalitionsvertrag vereinbart 
haben und das als zweiter Schritt kommt, wenn wir dieses 
Gesetz verabschiedet haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wenn wir das Rechtsempfinden in diesem Land ge-
stärkt und den Sozialstaat wieder wirksamer gemacht 
haben, dann machen wir wieder eine Sozialpolitik, auf 
die die Menschen setzen können. Die vorliegende Re-
form bedeutet keinen Sozialstaatskahlschlag, sondern 
sie bewegt sich im Rahmen des Verfassungsrechts.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Woher wissen Sie das denn angesichts 
der Urteile, die es gibt? – Zurufe von der 
Linken)

Und es gibt hier auch keinen bei uns, der behauptet hat, 
dass wir eine Einsparorgie auf dem Rücken der Ärmsten 
machen.

(Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Doch! – Gegenruf des Abg. Alexander 
Hoffmann [CDU/CSU]: Das ist ja eure Ge-
schichte, die ihr da immer erzählt!)

Wir werden keine Milliarden einsparen, indem wir nur 
sanktionieren. Aber wir sparen Milliarden ein, wenn wir 
Menschen in Arbeit bringen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf der Abg. Heidi 
Reichinnek [Die Linke])

Wenn wir 100 000 Menschen in Arbeit bringen, dann hat 
der Staat unterm Strich 3 Milliarden Euro mehr, und das 
muss unsere Anstrengung wert sein.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt kommen Sie doch nicht wieder mit 
den Milliarden! Ich dachte, der Herr 
Linnemann hätte verstanden, dass es keine 
15 Milliarden Euro sparen wird!)

Unser Anspruch ist nicht, die Menschen im Sozialstaat 
zu verwalten, sondern sie wieder zu befähigen, auf eige-
nen Beinen zu stehen.

(Zuruf der Abg. Cansin Köktürk [Die Linke])
Deshalb freue ich mich auf die Beratungen zu diesem 
Gesetz.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Abschließend hat in dieser Debatte das Wort von der 

CDU/CSU-Fraktion Herr Abgeordneter Lutz Brinkmann.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Lutz Brinkmann (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In dieser Debatte geht es heute nicht nur um 
die erste Beratung der neuen Grundsicherung, sondern 
auch um den Rechtskreiswechsel der Ukrainer von der 
Grundsicherung ins Asylbewerberleistungsgesetz. Seit 
dem russischen Angriffskrieg haben in Deutschland 
rund 1,3 Millionen Menschen aus der Ukraine Schutz 
gefunden. Viele arbeiten, zahlen ein, lernen Deutsch, 
sind Teil unserer Gesellschaft geworden. Das verdient 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 53. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 15. Januar 2026                                                                                                                                                                                                6281 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Kai Whittaker 



Anerkennung. Es ist auch ein Erfolg der Kommunen, der 
Ehrenamtlichen und der Unternehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Gleichzeitig gilt: Ein solidarischer Staat braucht nach-
vollziehbare Regeln, die tragfähig sind – auch für die 
Akzeptanz vor Ort. Mit diesem Rechtskreiswechsel set-
zen wir eine Vereinbarung unseres Koalitionsvertrages 
um und stellen für neu einreisende Schutzberechtigte 
die Gleichbehandlung mit anderen Schutzsuchenden wie-
der her.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Also kein Jobturbo!)

Wer nach dem 1. April 2025 zu uns gekommen ist, erhält 
bei Bedürftigkeit Leistungen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz.

(Zuruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Dabei sind für mich drei Dinge wichtig:
Erstens. Es bleibt beim sofortigen Arbeitsmarkt-

zugang, und der Anspruch auf Gesundheitsversorgung 
wird angepasst. Zugleich ist klar, dass sich mit dem 
Wechsel in das Asylbewerberleistungsgesetz der Leis-
tungsrahmen verändert und die begonnenen Verfahren 
sauber in Übergangsregeln abgesichert werden müssen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und Vermittlung in Arbeit?)

Neu ist, dass sich arbeitsfähige, nicht erwerbstätige Leis-
tungsberechtigte unverzüglich um Arbeit bemühen müs-
sen.

(Andreas Audretsch [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, Sie wollen nicht mehr, dass 
Menschen in Arbeit vermittelt werden! Das 
ist der Punkt! Sonst hätten Sie die Vermittlung 
nicht abgezogen! Der Jobturbo wirkt! -Gegen-
ruf des Abg. Alexander Hoffmann [CDU/ 
CSU]: „Der Jobturbo wirkt“? Dass Sie das sa-
gen können, ohne zu lachen!)

Wer das nicht tut, soll zu einer Arbeitsgelegenheit ver-
pflichtet werden. Wenn fehlende Sprachkenntnisse die 
Vermittlung verhindern, soll die Verpflichtung zum Inte-
grationskurs erfolgen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
das ist ein klares Signal: Schutz ja, aber auch Mitwirkung, 
und zwar ab dem ersten Tag.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Andreas Audretsch [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Im SGB II gibt es 
Mitwirkung, und da gibt es Vermittlung! Und 
Sie entziehen all das den Menschen!)

Zweitens. Der Stichtag muss im Vollzug rechtssicher 
funktionieren. Der Gesetzentwurf knüpft deshalb nicht an 
eine Einreise an, sondern an die erstmalige Erteilung der 
Aufenthaltserlaubnis oder bei Beantragung an die erst-
malige Ausstellung der entsprechenden Fiktionsbeschei-
nigung.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Einfach monatelang polemisiert! Die 

Länder und Kommunen werden euch auf den 
Kopf steigen bei dem Vorschlag!)

Das ist juristisch sauber und praxistauglich.
Und drittens. Wir müssen die Umsetzung für Länder 

und Kommunen beherrschbar machen, gerade im ländli-
chen Raum wie bei mir im Osnabrücker Land mit eher 
niedrigen Fallzahlen. Der Entwurf sieht Übergangsregeln 
vor, damit laufende Bewilligungen nicht massenhaft auf-
gehoben werden müssen und damit keine Leistungs-
lücken entstehen. Zwischen Verkündung und Inkrafttre-
ten ist ein Zeitraum von drei Monaten zur Vorbereitung 
vorgesehen.

Aber wir müssen uns auch ehrlich machen und ehrlich 
sein: Es gibt Mehrbelastungen bei Ländern und Kom-
munen, sowohl finanziell als auch administrativ.

(Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das kostet sogar Geld! – Andreas 
Audretsch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Teuer! Schlechte Vermittlung!)

Der Gesetzentwurf beziffert die Mehrausgaben für Län-
der und Kommunen und benennt den zusätzlich laufen-
den Erfüllungsaufwand. Gleichzeitig entstehen im Sys-
tem der Grundsicherung Minderausgaben. Daraus folgt 
ein klarer Auftrag: Die zugesagte Entlastung muss so 
ausgestaltet werden, dass sie tatsächlich auch bei den 
Kommunen ankommt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, wir befürworten diesen Entwurf, weil er Ordnung 
schafft, Integration einfordert und wir zur Regelanwen-
dung zurückkehren. Für neu einreisende Schutzberech-
tigte endet damit der Sonderweg, der 2022 als Ausnah-
meregelung eingeführt wurde. In den Beratungen werden 
wir darauf dringen, dass die Schnittstellen zur Arbeits-
vermittlung reibungsarm laufen und dass Bund, Länder 
und Kommunen bei den Kosten fair miteinander umge-
hen.

Packen wir es an!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 21/3541, 21/3539, 21/3604, 21/3571, 
21/3605, 21/3606 und 21/2802 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
weitere Überweisungsvorschläge? – Ich sehe und höre, 
dass das nicht der Fall ist. Dann verfahren wir wie vor-
geschlagen.

Ich möchte noch auf etwas hinweisen, bevor wir zum 
nächsten Tagesordnungspunkt kommen: Der Abgeord-
nete Martin Hess hat fristgerecht Einspruch gegen den 
ihm in der 52. Sitzung erteilten Ordnungsruf eingelegt. 
Dem Einspruch wurde nicht abgeholfen. Der Einspruch 
wird als Unterrichtung verteilt.
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Gemäß § 39 unserer Geschäftsordnung ist der Ein-
spruch auf die heutige Tagesordnung zu setzen. Der Bun-
destag hat über den Einspruch ohne Aussprache zu ent-
scheiden, und die Entscheidung über den Einspruch wird 
dann als Zusatzpunkt 13 nach Tagesordnungspunkt 10 – 
das ist nach jetzigem Stand etwa 13:50 Uhr – aufgerufen. 

Ich rufe nun auf die Tagesordnungspunkte 7a und 7b: 
a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 

Sandra Stein, Dr. Alaa Alhamwi, Katharina 
Beck, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Mittelstand jetzt stärken

Drucksache 21/3047
b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 

Dr. Alaa Alhamwi, Dr. Sandra Detzer, Sandra 
Stein, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Wärmepumpenoffensive – Heizungsindus-
trie und Zukunftstechnologien in Deutsch-
land halten

Drucksache 21/3317
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen 
Haushaltsausschuss

Ich bitte jetzt wieder um Aufmerksamkeit. Es hat ja ein 
kurzer Wechsel stattgefunden. Ich nutze das, um den Be-
suchern einen Hinweis zu geben: Die meistgestellte 
Frage an uns als Präsidium lautet: Warum ist das Bundes-
tagsplenum nicht immer voll besetzt? – Weil wir ein 
arbeitsteiliges Parlament sind und Fachpolitiker zu den 
jeweiligen Themen Platz nehmen, während in der Zwi-
schenzeit die Politiker, die sich mit anderen Themen be-
schäftigen, in Gesprächen sind; sie arbeiten also. Es geht 
somit nicht darum, dass wir nicht unsere Arbeit wahr-
nehmen; sondern wir sind arbeitsteilig unterwegs. Das 
zur Erläuterung.

Für die nun folgende Aussprache wurde eine Dauer 
von 60 Minuten vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache, und das Wort hat für Bünd-
nis 90/Die Grünen Frau Abgeordnete Sandra Stein. Bitte 
sehr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Daniel Bettermann [SPD])

Sandra Stein (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Frau Ministerin Reiche! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Neues in der Kategorie „Sachen 
gibt’s, die gibt’s gar nicht“: Eine unionsgeführte Regie-
rung hat es nach fast einem Jahr im Amt nicht geschafft, 
das Thema Mittelstand zur Kernzeit ins Plenum zu brin-
gen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Hört! Hört! – Enrico Komning [AfD]: 
Das stimmt!)

Ziemlich bemerkenswert, nachdem die Union schon im 
Wahlkampf großspurig den schnellen wirtschaftlichen 
Aufschwung versprochen hat. Als verantwortungs-
bewusste Serviceopposition helfen wir natürlich gerne; 
denn für uns Grüne ist klar: Mittelstandspolitik ist Zu-
kunftspolitik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Millionen Menschen arbeiten in kleinen und mittleren 

Unternehmen. Rund 70 Prozent aller Azubis werden im 
Mittelstand ausgebildet. Er steht für Stabilität und Inno-
vation; er trägt unsere Regionen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Dennoch: Dieser Mittelstand wird von der Bundesregie-
rung nicht ausreichend gestärkt – trotz Sonntagsreden, 
trotz Ankündigungen. Mein Eindruck aus den Betrieben 
im Land: Die Stimmungstemperatur liegt passend zum 
Winterwetter der letzten Wochen wo? Genau, bei minus 
10 Grad. Jeden Tag schauen Betriebe in den Abgrund; 
Unternehmen machen dicht.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Was es jetzt braucht, sind verlässliche Rahmenbedingun-
gen.

Erstens: Investitionen. Die Nettoinvestitionen in 
Deutschland gehen schon seit Jahrzehnten zurück. Da-
rauf gibt es nur eine Antwort: Wir müssen mehr und 
besser investieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Diese Bundesregierung hat dafür so viel Geld zur Ver-
fügung wie keine vor ihr. Statt es aber in moderne Infra-
struktur und die Sanierung von Schulen zu stecken, wer-
den damit Haushaltslöcher gestopft und Wahlgeschenke 
von Markus Söder finanziert. Das ist wirtschaftsschäd-
lich, und ehrlich gesagt, zerstört das auch das Vertrauen 
in den Staat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Zweitens: Arbeits- und Fachkräfte. Der demografische 

Wandel reißt Lücken, während die Betriebe immer noch 
händeringend nach Personal suchen. Die Bundesregie-
rung aber sendet Signale von Abschottung und Verzöge-
rung. Geflüchtete und ausländische Fachkräfte sind keine 
Belastung; sie sind eine Chance.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf von der AfD: Ach so?)

– Ja. – Ewige Wartezeiten und komplizierte Verfahren 
kosten aber Zeit, Geld und Perspektive. Gleichzeitig 
müssen wir auch die berufliche Ausbildung stärken und 
sie endlich gleichwertig zur akademischen Bildung be-
handeln – im Handwerk und im Mittelstand.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Drittens: Kosten, Kosten, Kosten. Die Kostenbelas-

tung für Unternehmen ist massiv gestiegen: bei der Büro-
kratie, bei den Lohnnebenkosten oder der Energie. Voll-
mundige Versprechen von großen Reformen bleiben 
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Lippenbekenntnisse. Höhere Krankenversicherungsbei-
träge und, ehrlich gesagt, ein mutloses Rentenpaket ver-
schärfen den Druck sogar noch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ja, Energiekosten bleiben ein zentrales Problem. Die Ent-
lastung zum Beispiel bei den Netzentgelten ist ja ein 
wichtiger Schritt. Aber die versprochene Stromsteuersen-
kung für alle Unternehmen gibt es immer noch nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Für die Betriebe: Enttäuschung statt Entlastung. Doch 

der Mittelstand ist bereit, Verantwortung zu übernehmen: 
für Klimaschutz, für Innovation, für gute Arbeit. Was er 
braucht, ist eine Politik, die ihn ernst nimmt. Wir Grüne 
sagen klar: Eine starke sozialökologische Marktwirt-
schaft gibt es nur mit einem starken Mittelstand.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wer Klimaschutz will, muss ihn mittelstandsfreundlich 

gestalten. Wer Innovation will, muss kleine und mittlere 
Unternehmen befähigen. Und wer gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt will, darf die Betriebe in den Regionen nicht 
alleinlassen.

Gäbe es jedes Mal 1 Euro, wenn das Wort „Mittel-
stand“ in der Koalition fällt, wäre mein Phrasenschwein 
schon ganz schön voll. Aber statt warmer Worte sollten 
Sie, liebe Regierung, wirklich liefern.

Danke schön.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der CDU/CSU hat Herr Abgeordneter 

Dr. Andreas Lenz das Wort. Bitte.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Mit-
telstand ist in der Tat wichtig. 99 Prozent der Unterneh-
men stellt der Mittelstand, 70 Prozent der Ausbildungs-
plätze, über die Hälfte der Arbeitsplätze. Aber der 
Mittelstand ist weit mehr. Er hält unser Land zusammen; 
er stiftet Identität und Zusammenhalt. Bei einer Freispre-
chungsfeier von Gesellinnen und Gesellen des Hand-
werks merkt man beispielsweise, was Mittelstand bzw. 
Handwerk für das Land bedeutet und was es auch ent-
sprechend leistet. Wir von der Union wissen das. Deshalb 
sind wir auch gegen eine Substanzbesteuerung genau 
dieses Mittelstandes, der Handwerker, der Familienunter-
nehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Für uns sind nämlich die Unternehmer aus dem Mittel-
stand Vorbilder und nicht Feindbilder, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Daniel Bettermann [SPD])

Die CSU setzt sich übrigens dafür ein, dass bei der 
Definition von Kleinbetrieben die Grenze von 10 auf 
100 Mitarbeiter angehoben wird. Wir brauchen genau 

diese schnellen pragmatischen Erleichterungen, meine 
Damen und Herren. Dazu habe ich jetzt von Ihnen, ehr-
lich gesagt, wenig gehört.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann haben Sie nicht zugehört!)

Ihr zweiter Antrag widmet sich der Heizungsindustrie. 
Ihr Antrag zu den Wärmepumpen ist einmal mehr ein-
seitig. Die Wärmepumpe ist eine Toptechnologie, aber 
eben nicht die einzige Form, zu heizen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Sie schaffen es tatsächlich, einen Antrag zum Thema Hei-
zungsindustrie zu schreiben, ohne mit einem einzigen 
Wort andere Technologien neben der Wärmepumpe zu 
erwähnen. Sie erwähnen keine Pelletheizungen; es gibt 
kein Wort zur Holzenergie, kein Wort zur Fernwärme.

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es geht um die Wärmepumpe!)

Es ist fast ein Robert-Habeck-Gedächtnisantrag, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Daniel Bettermann [SPD])

Die Verunsicherung auf dem Markt, den Attentismus, 
die Kaufzurückhaltung, die teilweise da ist,

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

haben Sie zu verantworten: durch Ihr missglücktes Hei-
zungsgesetz, das auf Verbote und Einseitigkeit gesetzt 
hatte, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Michael Kellner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wärme-
pumpe ist Nummer eins!)

Sie werfen uns Verunsicherung vor, haben aber selbst das 
ganze Land verunsichert nach dem Motto: Haltet den 
Dieb!

Die Zahlen sprechen hier übrigens eine klare Sprache. 
Und das muss ich Ihnen schon auch sagen, meine Damen 
und Herren: Wir waren ursprünglich, vor Ihrem Hei-
zungsgesetz, auf einem guten Weg

(Dr. Sandra Detzer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Bevor Sie kamen!)

mit dem Grundsatz „Fördern und nicht verbieten“, mit 
dem Grundsatz „Anreize und keine Verbote“. Im Jahr 
2023, bevor Ihr Heizungsgesetz umgesetzt wurde, waren 
wir schon bei einem Absatz von 356 000 Wärmepumpen.

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist wegen Ihrer Politik! – Enrico 
Komning [AfD]: Oh, oh, oh!)

Die Grafik zeigt es ganz klar: Nach Ihrem Heizungs-
gesetz kam entsprechend der Fadenriss, kam der Rück-
gang.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Und warum ist das so? Diese Frage könnten Sie sich doch 
auch mal stellen. Vielleicht, weil sich die Menschen eben 
nicht gerne vorschreiben lassen, welche Heizung sie ein-
bauen lassen sollen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Julian Joswig [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Natürlich ist die Frage, was wir jetzt brauchen, was wir 
jetzt machen müssen. Ihren Antrag brauchen wir auf je-
den Fall nicht. Wir brauchen auch keine Wärmepumpen-
strategie. Sie hatten zig Strategien in den letzten Jahren, 
aber trotzdem keinen Plan, meine Damen und Herren.

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie regieren doch! Sie müssen doch 
machen!)

Wir brauchen einfache, wir brauchen planbare und wir 
brauchen langfristige Regelungen. Daran arbeiten wir in 
der Koalition.

Wir als Union setzen weiter auf Anreize und nicht auf 
Verbote.

(Zuruf des Abg. Michael Kellner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Verknüpfung der kommunalen Wärmeplanung mit 
einem Gebäudemodernisierungsgesetz wollen wir ent-
sprechend aufheben. Das ist übrigens ein Grund für den 
Attentismus, für die Zurückhaltung: Viele warten ein-
fach, bis die entsprechende kommunale Wärmeplanung 
vorliegt

(Zurufe der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] und Katharina Beck [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

und verschieben dann den Heizungstausch im Nachgang 
zu Ihrer Gesetzgebung. Wir wollen es den Kommunen 
bei der Wärmeplanung leichter machen, wir wollen Re-
gulatorik abschaffen, wir wollen vereinfachen, und wir 
werden die Diskriminierung von Biomasse, von Holz-
energie endgültig beenden, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Daniel Bettermann [SPD])

An dieser Stelle sei auch noch mal erwähnt: 1 Fest-
meter Holz entspricht energetisch ungefähr 200 bis 
270 Litern Heizöl. Diese Ressourcen müssen wir nutzen, 
auch im Sinne des Klimaschutzes, meine Damen und 
Herren.

Wir wissen auch um die Bedeutung der Heizungs-
industrie im Land, um die Arbeitsplätze. Auch hier brau-
chen wir natürlich Planungssicherheit.

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die geben Sie ja nicht!)

Wir brauchen auch hier entsprechende Perspektiven; die 
werden wir herstellen, auch wenn es um den Aspekt der 
Förderung geht.

(Zuruf der Abg. Katharina Beck [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Was den Aspekt der Langfristigkeit betrifft, werden wir 
Planungssicherheit für die Bürger, aber auch für die Her-
steller schaffen.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Peinlich!)

Wir brauchen einen verlässlichen Rahmen, und den wer-
den wir schaffen.

In dem Sinne: Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der AfD hat Herr Abgeordneter 

Enrico Komning das Wort. Bitte.
(Beifall bei der AfD)

Enrico Komning (AfD):
Frau Präsidentin! Frau Wirtschaftsministerin! Meine 

Damen und Herren Kollegen! Eines vorab: Das Dunkel-
grün meines Anzugs ist keine Hommage an den heute 
vorliegenden Antrag der Grünen.

(Julian Joswig [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gott sei Dank!)

Und, Frau Ministerin, ich hoffe, auch bei Ihnen ist das 
nicht der Fall.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD – Zurufe 
vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wissen Sie, als ich von diesem Antrag der Grünen 
erfahren habe, dachte ich mir: Dass Grüne die Stärkung 
des Mittelstandes fordern, ist so, wie wenn der Wolf sich 
für den besseren Schutz von Schafsherden einsetzt.

(Beifall bei der AfD – Heiterkeit des Abg. 
Dr. Malte Kaufmann [AfD])

Das ist der Treppenwitz zu Anfang dieses Jahres, meine 
Damen und Herren.

Kaum eine politische Kraft in diesem Haus hat dem 
deutschen Mittelstand in den letzten Jahren mehr gescha-
det – und zwar vorsätzlich – als ausgerechnet jene, die 
sich heute und hier als Retter inszenieren wollen. Die 
Grünen beklagen in ihrem Antrag eine ausufernde Büro-
kratie. Meine Damen und Herren, das ist, parlamentarisch 
ausgedrückt, bemerkenswert; denn der Großteil dieser 
Bürokratie trägt eine klare Handschrift, und die ist grün.

(Beifall bei der AfD – Zurufe der Abg. 
Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] und Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Nachhaltigkeitsberichte, Taxonomievorgaben, Ener-
gieeffizienznachweise, Klimabilanzen, Transformations-
pläne, ESG-Kriterien, Lieferkettensorgfaltspflichten – 
das alles fällt nicht vom Himmel. Das ist das Ergebnis 
einer Politik, die glaubt, man könne Wirtschaft verord-
nen, Innovation regulieren und Wohlstand umetikettie-
ren. Und diese grüne Politik muss endlich enden statt 
schwarzgewandelt weitergehen.

(Beifall bei der AfD)
Der Handwerksmeister auf dem Land, der metallver-

arbeitende Betrieb mit 30 Mitarbeitern, der familien-
geführte Zulieferer – sie alle brauchen keine Praxis-
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checks, sie brauchen Praxisfreiheit. Und die besteht nicht 
in Entbürokratisierung von Migration, wie Sie Grüne es 
in dem Antrag verlangen, sondern darin, dass Hand-
werksbetriebe nicht mehr für jede Trittleiter eine Doku-
mentation einreichen müssen. Das, meine Damen und 
Herren, bringt die Betriebe weiter.

(Beifall bei der AfD – Dr. Ralf Stegner [SPD]: 
Von welcher Trittleiter sind Sie denn gefallen?)

Die Grünen fordern erneut eine Fortsetzung, ja sogar 
eine Verschärfung der Energiewende und der Transfor-
mationspolitik. Deutschland hat heute schon die höchsten 
Strompreise in Europa – nicht wegen Putin und nicht 
wegen des Wetters, sondern allein wegen Ihnen von den 
Grünen.

(Zuruf des Abg. Michael Kellner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Und hier schlagen Sie jetzt ernsthaft vor, Unternehmen 
zum Umstieg auf strombasierte Prozesse zu drängen, 
während die Netze überlastet sind, die Versorgung – im 
Übrigen auch durch terroristische Anschläge links-grüner 
extremistischer Terrorgruppen – unsicher ist

(Sandra Stein [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Verleumdung!)

und die Preise explodieren. Das ist kein Transformations-
pfad. Das ist ein wirtschaftliches Risikoexperiment auf 
dem Rücken des Mittelstandes.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Tarek 
Al-Wazir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Und dann fordern Sie jetzt endlich und auf einmal eine 
Stromsteuersenkung. Ehrlich? Wer hat die denn jahrelang 
blockiert? Wer hat denn verhindert, dass Entlastungen 
frühzeitig und umfassend kommen? Wer hat stattdessen 
Subventionen verteilt, Förderanträge verkompliziert und 
Betriebe in eine Abhängigkeit vom Staat gedrängt? Das 
waren Sie! Sie von den Grünen!

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist eine Lüge!)

Der Mittelstand braucht keine Almosen. Er braucht nied-
rige Energiepreise, planbare, dauerhafte, marktwirt-
schaftliche, technologieoffene Politik, vor allem ohne 
staatliche Bevormundung.

Auch beim Thema „Digitalisierung und KI“ zeigt sich 
das gleiche Muster: erst regulieren, dann beraten, dann 
fördern; erst der AI Act, dann das Umsetzungsgesetz, 
dann Leitlinien, dann Meldestellen und dann Haftungs-
fragen. Und am Ende wundert man sich, warum sich 
Start-ups lieber in den USA oder in Asien gründen. 
Meine Damen und Herren, Innovation entsteht nicht auf 
dem Verordnungsblatt, sondern allein durch Wettbewerb.

(Beifall bei der AfD)

Der Mittelstand braucht keine grüne Generalüber-
holung, sondern eine politische Kehrtwende: Weg mit 
ideologischer Energiepolitik, zurück zur Versorgungs-
sicherheit und Wettbewerbsfähigkeit. Weg mit Berichts-
pflichten, zurück zu Vertrauen und unternehmerischer 
Freiheit. Weg mit Transformationszwang, zurück zu 

Technologieoffenheit. Weg mit Subventionsbürokratie, 
hin zu niedrigen Steuern. Das wäre echte Mittelstands-
politik, so kämen wir aus der Krise wieder heraus.

Also, meine Damen und Herren, stärken wir den Mit-
telstand – nicht mit grünen Belehrungen, sondern mit 
Freiheit, Verlässlichkeit und wirtschaftlicher Vernunft. 
So sähe eine AfD-Wirtschaftspolitik aus.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat Herr Abgeordneter Daniel 

Bettermann das Wort. Bitte.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Daniel Bettermann (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Vertreterinnen und Vertreter der Grünen! 
Als mittelstandspolitischer Sprecher meiner Fraktion be-
grüße ich es ja sehr, dass Sie sich als Anwalt unserer 
Unternehmen und des Mittelstandes darstellen wollen. 
Gleichwohl bekomme ich beim Lesen Ihres Antrags 
auch den Eindruck, dass Sie bei dessen Verfassen mit 
dem Kopf schon ein Stück weit in den Weihnachtsvor-
bereitungen gesteckt haben; denn in wesentlichen Punk-
ten haben Sie unzureichend recherchiert, dafür aber nicht 
mit der Prise Populismus gespart.

Sie fordern Optimierungen bei der Förderung der re-
gionalen Wirtschaftsstruktur. Ein wichtiges Anliegen, das 
aber doch bereits seit Beginn dieses Monats überholt 
ist. Die Regierung will, dass der Mittelstand erfolgreich 
den Strukturwandel meistern kann, und hat deswegen 
grundlegende Erleichterungen der Fördervoraussetzun-
gen durchgesetzt.

Eine weitere Neuigkeit, die bei Ihrer Recherche unter-
gegangen ist und ich Ihnen nicht vorenthalten möchte: 
Nicht nur bekommen Unternehmen dieses Jahr durch ver-
schiedene Fördertöpfe mehr Geld in die Hand, erstmalig 
werden auch explizit Digitalisierungs- und Innovations-
vorhaben finanziert, um dem Mittelstand zu helfen, neue 
Produkte an den Markt zu bringen und die Transforma-
tion zu meistern.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Andreas Lenz [CDU/CSU])

Mein Wahlkreis Kassel bietet ein tolles Beispiel: Dank 
staatlicher Förderung aus dem ZIM-Programm wurde ein 
Pionierprojekt zur Echtzeit-Betrugserkennung von Tele-
fonanrufen mittels KI erfolgreich realisiert. Mitgewirkt 
hat hier die Uni Kassel. Unsere Hochschulen sind ein 
tolles Beispiel; sie liefern fantastische Grundlagenfor-
schung und bringen Theorie zur Anwendung. Der Trans-
fer in Geschäftsmodelle und das Ausgründen bieten dabei 
große Potenziale für unsere Wirtschaft und stärken letzt-
lich so den Mittelstand.

Schwarz-Rot weiß um die herausfordernde Mischung 
aus Finanzierungsschwierigkeiten und Eigenkapitallü-
cken und hat deswegen ja auch bessere Unterstützungs-
möglichkeiten in der risikoreichen Gründungsphase ab 
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dem 1. Februar 2026 bereits durchgesetzt. Wir als SPD 
legen zudem das Augenmerk auf gemeinwohlorientierte 
Unternehmen; wir stärken diese. Der Ausbau und die 
Verstetigung der Mittelstandsprogramme im 2026er- 
Bundeshaushalt werden ihrerseits dazu beitragen, dass 
Arbeitsplätze beibehalten und Qualität auf hohem Niveau 
gesichert, Forschungstätigkeiten voll ausgeschöpft und 
damit die Binnennachfrage gestärkt werden kann. Das 
fördert wirtschaftliches Wachstum.

Stichworte, deren Nacharbeitung ich Ihnen auch noch 
ans Herz legen möchte, um Ihnen in Zukunft die Erarbei-
tung eines in Teilen doch obsoleten Antrags zu sparen:

Das Vergabebeschleunigungsgesetz wird ein Muster-
beispiel, wie die Berücksichtigung mittelständischer Un-
ternehmenseigenschaften bei gleichzeitiger Modernisie-
rung staatlicher Prozesse gelingen kann.

Die von Ihnen geforderte Bürokratieentlastung hin zu 
einer innovationsfreundlichen Regulierungskultur ist zu-
dem bereits in vollem Gange.

Wir nehmen zunehmend an Tempo auf und stärken 
damit den Mittelstand ganz grundlegend:

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

ob durch den Abbau von Dokumentationspflichten, die 
unkomplizierte Umsetzung neuer Regularien wie KI-Ver-
ordnung und EU Data Act, Ermöglichungen von 24-Stun-
den-Unternehmensgründungen oder die Nutzung von Di-
gitalisierungspotenzialen, zum Beispiel bei der 
Beschleunigung der Fachkräftegewinnung. Die zuneh-
mende Verwaltungsdigitalisierung insgesamt wird spür-
bare Entlastungen für die Wirtschaft im Allgemeinen und 
den Mittelstand im Besonderen und natürlich auch für 
alle Bürgerinnen und Bürger mit sich bringen. All das, 
was Sie ansprechen, all das ist bereits in der Pipeline.

Schon heute, wenige Wochen nach Beschluss der Mo-
dernisierungsagenda, sind 60 Prozent der Maßnahmen in 
der Umsetzung. Weitere von der Regierung getroffene 
Entscheidungen setzen genau bei den für den Mittelstand 
drängendsten Problemen an. Degressive Abschreibungs-
möglichkeiten und die Absenkung der Körperschaftsteu-
er, Erleichterungen beim Kapitalmarktzugang, der anlau-
fende Deutschlandfonds und weitere forcierte Innova- 
tions- und Investitionsanreize reduzieren Unsicherheiten, 
stärken Unternehmergeist und bringen Innovationen 
letztlich voran.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die Nachfolgeproblematik gehen wir durch die dieses 
Jahr erwartete Einführung der Gesellschaft mit gebunde-
nem Vermögen an. Auch energetische Entlastungen kom-
men ja seit dem 01.01. zum Tragen – durch die Abschaf-
fung der Gasspeicherumlage, niedrigere Netzentgelte und 
die Senkung der Stromsteuer.

Als SPD haben wir klargemacht, dass als Nächstes die 
Ausweitung auf alle Unternehmen bei der Stromsteuer 
Priorität hat. Die Strompreisfrage betrifft unsere Unter-
nehmen in der gesamten Breite. Genauso wichtig ist es, 
auch beim Weg über die Erneuerbaren mehr Tempo zu 

machen, und den systemdienlichen Ausbau der Netze 
müssen wir natürlich schneller vorantreiben und mit einer 
sinnvollen Förderkulisse weiterentwickeln.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Lars 
Rohwer [CDU/CSU])

Jede der genannten Einzelmaßnahmen zahlt ein auf das 
Ziel, dass unser Land gestärkt aus der wirtschaftlichen 
Schieflage kommen wird. Von der Koalition umgesetzte 
Erleichterungen zeigen bereits Wirkung. Und das ist für 
mich ein Beweis dafür, dass die Richtung grundlegend 
stimmt. Sehr viele Branchen verzeichnen doch bereits 
wieder leichte Umsatzanstiege. Das zeigen Studien von 
DATEV oder auch der KfW. Hier müssen wir dranblei-
ben. Das ist auch ein Beleg dafür, dass nicht alles schlech-
ter geredet werden muss, als es tatsächlich ist. Das gilt für 
Ihren Antrag, das gilt aber natürlich noch viel mehr für 
die rechte Seite dieses Hauses. Unser Land kann mehr, 
und unser Land schafft auch mehr.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Sehr geehrte Damen und Herren, der Mittelstand ver-
dient Sichtbarkeit und unser Vertrauen. Die Bundesregie-
rung nutzt verschiedene Hebel, um ihn in seiner Rolle als 
Rückgrat der deutschen Wirtschaft nachhaltig zu stärken. 
Diesen Weg geht die Koalition konsequent weiter. Ich 
lade Sie ein: Gehen Sie den Weg mit uns.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Die Linke hat nun Frau Abgeordnete 

Agnes Conrad das Wort. Bitte.
(Beifall bei der Linken)

Agnes Conrad (Die Linke):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wenn wir 

über Klimaneutralität reden, dann reden wir oft über Zie-
le, Programme und Technologien. Aber wir reden viel zu 
selten über diejenigen, die das dann alles auch tatsächlich 
umsetzen: über die Anlagenmechanikerin, die Wärme-
pumpen einbaut, über den Elektriker, der Photovoltaik 
anschließt, über die Dachdecker, die Gebäude sanieren 
und unsere Städte klimafest machen. Ohne das Handwerk 
gibt es keine Wärmewende.

(Beifall bei der Linken)
Ohne das Handwerk gibt es keine Sanierungsoffensive. 
Ohne das Handwerk gibt es keine Klimaneutralität.

(Beifall bei der Linken)
Der vorliegende Antrag erkennt diese Bedeutung 

durchaus an, aber er bleibt genau dort zu schwach, wo 
es für das Klimahandwerk entscheidend ist – bei den 
Arbeitsbedingungen, der Ausbildung und der öffent-
lichen Verantwortung. Denn draußen in den Betrieben 
erleben wir doch etwas anderes. Wir erleben volle Auf-
tragsbücher, aber leere Bewerberlisten, immer neue Auf-
gaben, aber oft schlechte Bezahlung und enormen Trans-
formationsdruck, aber zu wenige verlässliche öffentliche 
Strukturen.
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Wenn Sie es mit Klimaneutralität ernst meinen, dann 
reicht es nicht, auf Marktanreize und einzelne Pro-
gramme zu setzen, dann brauchen wir eine systematische 
Aufwertung des Klimahandwerks.

Dazu gehört erstens gute Arbeit als Grundlage der 
Transformation. Klimaschutz wird auf Baustellen umge-
setzt. Das ist körperlich hart, technisch anspruchsvoll und 
gesellschaftlich unverzichtbar. Trotzdem sind viele Ge-
werke geprägt von niedriger Tarifbindung, Überstunden 
und Unsicherheit. Klimaneutralität darf aber nicht auf 
Selbstausbeutung beruhen. Öffentliche Aufträge und För-
dergelder dürfen nur an Betriebe gehen, die Tarifbindung, 
Ausbildung und Mitbestimmung garantieren.

(Beifall bei der Linken)
Dazu gehört zweitens eine Ausbildungsoffensive für 

das Klimahandwerk. Der Fachkräftemangel ist nicht ein-
fach so entstanden. Er ist das Ergebnis jahrelanger poli-
tischer Vernachlässigung. Berufsschulen, überbetriebli-
che Ausbildungsstätten und Handwerksbildungszentren 
sind die Orte, an denen die Fachkräfte der Klimawende 
ausgebildet werden. Doch viele dieser Einrichtungen sind 
marode, unterfinanziert und technisch nicht auf der Höhe. 
Wenn wir Klimaneutralität wollen, dann müssen wir sie 
massiv stärken – mit einem Bundesinvestitionsprogramm 
für Berufsschulen, mit dauerhaft gesicherter Finanzie-
rung der überbetrieblichen Ausbildungsstätten, mit mo-
derner Ausstattung, mehr Ausbilderstellen und kosten-
freien Meisterabschlüssen.

(Beifall bei der Linken)
Und dazu gehört drittens öffentliche Verantwor- 

tung statt Förderflickenteppich. Das Klimahandwerk er-
füllt eine Aufgabe von öffentlichem Interesse. Deshalb 
braucht es langfristige, verlässliche öffentliche Investitio-
nen, die an soziale und ökologische Kriterien gebunden 
sind.

Meine Damen und Herren, Klimaneutralität entsteht 
nicht in Strategiepapieren, sie entsteht in Betrieben, und 
sie entsteht in Ausbildungsstätten.

(Adam Balten [AfD]: Aber nicht in der Reali-
tät!)

Wenn wir das Klimahandwerk nicht aufwerten, seine Be-
schäftigten nicht besserstellen und seine Ausbildung 
nicht stärken, dann wird die sozialökologische Transfor-
mation scheitern.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion CDU/CSU hat nun Herr Abgeordneter 

Dr. Klaus Wiener das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Ich muss ehrlich sagen: Ich war etwas überrascht, als 
ich ausgerechnet von den Grünen den Antrag mit dem 
Titel „Mittelstand jetzt stärken“ gelesen habe.

(Zuruf der Abg. Katharina Beck [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Um das vorneweg klarzustellen: Im Grunde teilen wir das 
Anliegen natürlich. Denn CDU und CSU sind die Par-
teien, die sich schon immer mit Herzblut für den Mittel-
stand und das Handwerk eingesetzt haben,

(Enrico Komning [AfD]: Und die AfD haben 
Sie vergessen!)

und das nicht nur einmal mit einem Antrag, sondern wir 
machen das jeden Tag. Fragen Sie mal Frau Connemann, 
die wie keine Zweite für den Mittelstand kämpft und in 
der Regierung dafür arbeitet.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage des 

Abgeordneten Kellner von den Grünen zu?

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Ich führe so viele Diskussionen mit Herrn Kellner. Ich 

glaube, das müssen wir hier nicht fortführen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Oh!)

Hören Sie sich meine Rede mal an, und dann gucken wir 
weiter. – Meine Redezeit ist übrigens weitergelaufen, 
wenn ich das sagen darf.

Präsidentin Julia Klöckner:
Ich habe es im Blick.

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Okay, wunderbar. – Genau diese Mittelstandsarbeit 

macht die unionsgeführte Regierung jetzt weiter: mit Bü-
rokratierückbau, mit der Ertüchtigung der Infrastruktur, 
mit steuerlichen Anreizen für Investitionen, mit Strom-
preiskompensation für 31 statt nur 10 Sektoren, mit dem 
Wegfall der Gasspeicherumlage, mit der Reduzierung der 
Netzentgelte,

(Zuruf der Abg. Dr. Sandra Detzer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

mit einer technologieoffenen Kraftwerksstrategie und mit 
einem Industriestrompreis den Sie, liebe Grüne, drei 
Jahre nicht hinbekommen haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wo ist er denn?)

Die Frage, die sich beim Lesen Ihres Antrags aller-
dings stellt, ist doch die folgende: Warum entdecken die 
Grünen gerade jetzt ihr Herz für den Mittelstand – jetzt, 
wo sie in der Opposition sind, jetzt, wo sie gar nicht mehr 
gestalten können? Fast alle der 27 Forderungen, die Sie in 
Ihrem Antrag stellen, hätten Sie doch umsetzen können, 
als Sie zur Zeit der Ampelregierung auch den Wirt-
schaftsminister gestellt haben. Sie haben es aber nicht 
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gemacht. Schlimmer noch: Sie haben in der Vergangen-
heit viel getan, um dem Mittelstand das Leben am Stand-
ort Deutschland schwer zu machen.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was denn?)

Einige Punkte will ich hier noch mal in Erinnerung 
rufen. Sie wehren sich seit Jahren dagegen, dass der So-
lidaritätszuschlag abgeschafft wird. Das ist ein Zuschlag, 
den es inzwischen länger gibt, als die Mauer jemals ge-
standen hat. Dabei belastet diese Abgabe gerade den Mit-
telstand; denn hier finden sich Personengesellschaften, 
die Einkommensteuer zahlen und damit weiter voll zur 
Kasse gebeten werden. Aber wer ist jedes Mal dagegen, 
wenn wir sagen: „Wir müssen den in Gänze abschaffen“? 
Die Grünen ganz vorneweg.

(Beifall bei der CDU/CSU – Enrico Komning 
[AfD]: Das stimmt!)

Zu den weiteren Belastungen, die Sie zu verantworten 
haben, gehören die stetig gestiegenen Berichtspflichten. 
Und die treffen natürlich nicht nur die großen Firmen, 
weil die ihre Pflichten an ihre Zulieferer weitergeben. 
Und ich glaube übrigens auch nicht, dass Sie Ihre Haltung 
in dieser Frage trotz Ihrer Lippenbekenntnisse heute je-
mals ändern werden. Sie trauen den Unternehmen einfach 
nicht, und deshalb werden Sie auch immer für möglichst 
flächendeckende und umfassende Berichtspflichten ste-
hen. Unternehmerische Freiheit gehört jedenfalls nicht zu 
Ihren Kernanliegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Katharina Beck 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Doch!)

– Nein eben nicht.
Und das manifestiert sich auch in der Sprache Ihres 

Antrags: Zigmal finden sich dort die Wörter „fördern“, 
„unterstützen“, und das meistens mit Geld. Genau das 
zeigt Ihre Denke.

(Zuruf der Abg. Katharina Beck [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Statt für gute Rahmenbedingungen zu sorgen und die 
Unternehmen machen zu lassen, wollen Sie die Unter-
nehmen an den Tropf des staatlichen Geldes hängen,

(Enrico Komning [AfD]: Ja, so ist es! Genau so 
ist es!)

aber nicht, weil Ihnen der Mittelstand am Herzen liegt,

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

sondern weil Sie – ich zitiere aus Ihrem Antrag –: „den 
Mittelstand als Motor der sozial-ökologischen Wende 
[…] nutzen“ wollen.

(Enrico Komning [AfD]: Ja gut, das will die 
Union ja aber auch!)

Da liegt Ihr Interesse, nicht beim Mittelstand selbst.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Weitere Beispiele gibt es genügend. Die Energiepreise: 
Ja, wer hat denn die Kernkraftwerke in der größten Ener-
giekrise der Nachkriegsgeschichte abgeschaltet?

(Zurufe der Abg. Dr. Malte Kaufmann [AfD] 
und Raimond Scheirich [AfD])

Stichwort „Migration“: etliche Belastungen, die sich 
auch hieraus in den sozialen Sicherungssystemen er-
geben.

(Dr. Sandra Detzer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie schieben doch die Leute in Ausbil-
dung ab! Das ist Ihre Methode! Bravo!)

Mit Ihrer Verweigerungshaltung in dieser Frage haben 
Sie übrigens auch all diejenigen unter Druck gesetzt, 
die zu uns gekommen sind und sich hier mit harter Arbeit 
und Fleiß einbringen. Reden Sie mal mit denen, wie die 
das sehen.

Auch bei vielen Infrastrukturprojekten und Investiti-
onsprojekten, die dem Mittelstand helfen könnten, kom-
men gerade aus Ihren Kreisen immer wieder Bedenken, 
zum Teil bis ins Absurde. Manchmal hat man den Ein-
druck, dass weiten Teilen Ihrer Partei der Rotmilan und 
die Fledermäuse näherstehen als der Mittelstand und das 
Handwerk.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] – Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN: Das liegt an der Union, aber nicht an 
uns! – Weitere Zurufe vom BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Ich denke, diese Beispiele machen sehr deutlich, dass 
die Partei der Grünen in den vergangenen Jahren – 46 Jah-
re, um genau zu sein; man hört die Aufregung – sehr 
wenig für den Mittelstand getan hat. Im Gegenteil: Jetzt 
Hilfen einzufordern, klingt aus Ihrem Mund einfach nicht 
glaubwürdig, egal was Sie heute in Ihrem Antrag schrei-
ben. Deswegen lehnen wir Ihren Antrag auch ab.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Die Möglichkeit zu einer Kurzintervention hat jetzt der 

Abgeordnete aus den Reihen von Bündnis 90/Die Grü-
nen, Herr Michael Kellner. Bitte.

Michael Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke, Frau Präsidentin. – Wissen Sie, wir haben in 

knapp vier Jahren Regierungszeit viel Kritik abbekom-
men,

(Zuruf von der CDU/CSU: Zu Recht!)
aber so eine Watsche, wie sie Ihre Regierung aus dem 
Mittelstand bekommen hat, haben wir nicht bekommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich erinnere Sie mal daran: In einem „Handelsblatt“-Ar-
tikel konnten Sie lesen: „Mittelstand wirft Regierung 
schwere Versäumnisse vor“. Und noch einen Satz will 
ich aus diesem Artikel zitieren: „Positive Akzente pro 
Mittelstand? Fehlanzeige!“

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Der Artikel wurde vom ZDH geschrieben, der wurde von 
der DIHK geschrieben und vom Bundesverband der 
Freien Berufe.

(Zuruf des Abg. Dr. Günter Krings [CDU/ 
CSU])

Die drei wichtigsten größten Mittelstandsverbände geben 
Ihnen als Union dieses Zeugnis. Haben Sie das zur 
Kenntnis genommen? Was sagen Sie dazu?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Der Artikel ist vom Ende letzten Jahres. Lieber Herr 

Wiener, ich diskutiere ja immer gerne mit Ihnen. Ich gebe 
Ihnen den Artikel gerne rüber.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Der Artikel ist tatsächlich vom Ende 

letzten Jahres.
(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Entschuldigung. Das geht jetzt auch an die Reihen der 

Grünen: Sie durften die Frage stellen; aber jetzt rein-
zubrüllen, wenn die Antwort kommt, das gehört sich 
wirklich nicht. – Bitte.

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Ja, der Artikel ist vom Ende letzten Jahres.

(Zuruf von der AfD: Vom Ende letzten Jahres 
bis jetzt!)

Tatsächlich glaube ich, dass alle Verbände, mit denen wir 
sprechen, sehen, was inzwischen schon auf den Weg ge-
bracht wurde. Sie wissen – ich habe lange Fußball ge-
spielt –: Abgerechnet wird immer am Schluss. Wir sind 
doch hier auf einem ganz anderen Kurs, auf einem ganz 
anderen Pfad. Das, was die Ampelregierung dreieinhalb 
Jahre nicht hinbekommen hat, das machen wir jetzt. Wir 
packen es an.

Seit acht Monaten sind wir dabei. 80 Gesetze sind ver-
abschiedet worden; da kommt noch jede Menge nach. 
Das ist ein ganz anderer Kurs: Wirtschaftswende, Politik-
wende. Ich bin mir absolut sicher, dass alle Wirtschafts-
verbände das genauso sehen werden. Und wenn Sie das 
„Handelsblatt“ in einem Jahr lesen, dann wird dort etwas 
ganz anderes stehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Wir fahren fort in der Debatte, und für die AfD-Frak-

tion hat Herr Abgeordneter Mathias Weiser das Wort.
(Beifall bei der AfD)

Mathias Weiser (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Wie sich die Grünen für den Mittel-
stand einsetzen, das haben wir ziemlich genau vor zwei 
Jahren eindrücklich gesehen, als bundesweit Zehntau-
sende Bauern auf die Straße gegangen sind, um gegen 

die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung zu protestie-
ren. Diese Protestbewegung wurde eben nicht nur von 
den Landwirten getragen, sondern auch von vielen Hand-
werkern, Unternehmern und Arbeitern. Der durch den 
Protest entstandene Umsatzausfall spielte für viele keine 
Rolle. Es ging darum, der mittelstandsfeindlichen Politik 
der Ampelregierung die Grenzen aufzuzeigen.

(Beifall bei der AfD)
Werte Grüne, wer war denn in dieser Zeit für den 

Mittelstand verantwortlich? Wer stellte in dieser Zeit so-
wohl den Wirtschaftsminister als auch den Landwirt-
schaftsminister? Wer hat es geschafft, innerhalb von 
zwei Jahren Regierungszeit den Mittelstand in diesem 
Land so zu mobilisieren, dass die Menschen stundenlang 
bei Kälte ausharrten, um gegen die Politik der Bundes-
regierung zu protestieren?

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie legitimieren also Autobahnblocka-
den?)

Das waren Sie. Das war die Watsche, die Sie gebraucht 
und die Sie bekommen haben. Die Wahlergebnisse haben 
auch für sich gesprochen.

(Beifall bei der AfD)
Sie legen heute einen Antrag mit dem Titel „Mittel-

stand jetzt stärken“ vor. Als jemand, der aus einem mittel-
ständischen Familienunternehmen kommt, kann ich 
Ihnen sagen: Die überwältigende Mehrheit der Mittel-
ständler hat nur Gelächter übrig, wenn sie hört, dass die 
Grünen ihr zur Hilfe kommen.

(Zuruf der Abg. Sandra Stein [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Sie hatten drei Jahre Zeit, mittelstandsfreundliche Politik 
zu machen. Sie haben genau das Gegenteil erreicht und 
am Ende die Leistungsträger in diesem Land zu Massen-
protesten mobilisiert.

(Beifall bei der AfD)
Sie sind nicht der Retter in der Not. Sie und Ihre wirt-
schaftsfeindliche Ideologie sind der Totengräber des Mit-
telstandes und der deutschen Volkswirtschaft.

(Beifall bei der AfD)
Ich sage Ihnen auch, warum Sie der Totengräber der 

deutschen Wirtschaft sind: weil Sie weiterhin an der 
Wahnvorstellung einer sozialökologischen Wende fest-
halten und die tatsächlichen Probleme in diesem Land 
ignorieren. Der zweite Punkt Ihres Antrages ist das beste 
Beispiel – ich zitiere –:

„[…] Unternehmen, insbesondere KMU, beim Um-
stieg von fossiler Wärme auf moderne, strom-
basierte Wärmeproduktion gezielt zu unterstützen 
und dafür den Anwendungsbereich der Klima-
schutzverträge deutlich auszuweiten […]“.

Das muss man sich mal vorstellen: Einem Unterneh-
mer, der unter einem Auftragseinbruch leidet, der darum 
kämpfen muss, wie er im nächsten Quartal die laufenden 
Rechnungen und die Löhne bezahlt, geben Sie den Rat-
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schlag: Na, dann bau dir doch eine neue Wärmepumpe 
ein; vielleicht rettet das dein Unternehmen. – Das kann 
doch nicht Ihr Ernst sein!

(Beifall bei der AfD)
Das ist der zweite Punkt in Ihrem Antrag, und da sind 
Ihnen schon die Ideen ausgegangen.

Der erste Punkt in Ihrem Antrag hat sich eigentlich 
ganz vernünftig angehört: die Stromsteuer – wir haben 
es schon angesprochen – auf das europäische Mindest-
maß senken. Sie scheinen da einer ganz großen Sache auf 
die Spur gekommen zu sein, nämlich dass niedrige Ener-
giekosten dafür sorgen, dass es einer Volkswirtschaft gut 
geht. Aber was machen Sie? Sie senken die Stromsteuer 
um 2 Cent, und gleichzeitig befürworten Sie die CO2- 
Bepreisung, die am Ende dazu führt, dass – wie auch in 
diesem Jahr – die Spritkosten um 3 Cent je Liter steigen. 
Insgesamt macht der CO2-Preis je Liter Benzin mittler-
weile ungefähr 17 Cent aus. Den CO2-Preis und den CO2- 
Mechanismus wollen Sie laut Ihrem Antrag beibehalten, 
um den deutschen Unternehmen – ich zitiere – „Pla-
nungssicherheit“ zu geben. Planungssicherheit für was? 
Für den nächsten Termin beim Insolvenzverwalter?

(Beifall bei der AfD)
Zudem haben Sie mit der Abschaltung der Kernkraft-

werke dafür gesorgt, dass das Angebot von Strom ver-
knappt wird. Das ist keine Wirtschaftspolitik, sondern 
politisch gewollte Armut für die Familien und die Unter-
nehmen in Deutschland.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der deutsche 
Mittelstand braucht etwas, was im Antrag der Grünen 
nicht vorkommt: die Benennung und Lösung der wirk-
lichen Probleme in Deutschland. Deutschland braucht 
weniger Staat, niedrigere Kosten bei allen Energieträ-
gern, spürbare Entlastungen bei Abgaben und Steuern 
sowie Politiker, die sich für Deutschland einsetzen und 
nicht für eine gescheiterte Ideologie.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat Herr Abgeordneter Helmut 

Kleebank das Wort. Bitte.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Helmut Kleebank (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Leider wird die Diskussion um die Wärmewende oft 
mit großer Emotionalität, mit ausgeprägten ideologischen 
Zügen und mit einem Hang zur Überzeichnung, wenn 
nicht gar zur Verzerrung der Fakten geführt. Dabei wäre 
ein Pragmatismus angebracht, der der technischen Kom-
plexität des Themas gerecht wird.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Eine neue Wärmeversorgung für eine Immobilie ist 

eine technisch-ökonomische Festlegung für die dann fol-
genden circa 20 bis 30 Jahre. Es ist also höchste Zeit, dass 

wir diese Debatte entemotionalisieren und entideologi-
sieren. Wir müssen daher aufhören, zum Beispiel über 
einen angeblichen Zwang zur Wärmepumpe, den es so 
nie gegeben hat, zu schwadronieren,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

und stattdessen über Ingenieurskunst, Planungssicherheit 
und soziale Gerechtigkeit sprechen. Es geht darum, was 
Sinn ergibt für das Klima, für unsere Industrie, für eine 
sichere Wärmeversorgung und für den Geldbeutel der 
Bürgerinnen und Bürger.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Wir stehen absolut zu den im Koalitionsvertrag ver-
einbarten Klimazielen. Die Priorisierung erneuerbarer 
Energien ist dabei gerade kein ideologischer Selbst-
zweck, sondern ein Gebot der ökonomischen Vernunft.

(Beifall bei der SPD)

Erneuerbare Energien sind heute die günstigsten Quellen 
zur Energieerzeugung. Sie weiter auszubauen und zu nut-
zen, führt zu langfristig niedrigen Endkundenpreisen und 
sichert die Wettbewerbsfähigkeit unseres Standortes.

(Beifall bei der SPD)

Mit einem Anteil von über 50 Prozent der erneuerbaren 
Energien bei der Stromerzeugung sind wir auf gutem 
Wege, aber noch nicht am Ziel, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. Erst ab circa 80 Prozent Erneuerbarenanteil 
ist zu erwarten, dass sich die niedrigen Gestehungskosten 
der Erneuerbaren auf die Strompreise für die Endkunden 
auswirken. Dass parallel auch die Kosten für den Netz-
ausbau als gesellschaftliche Gesamtaufgabe anders ge-
regelt werden müssen, als dass sie allein auf die Strom-
preise übertragen werden, fordern wir als SPD schon 
länger. Beide Maßnahmen zusammen senken den Strom-
preis dauerhaft und – Achtung, Haushaltspolitiker! – 
ohne irgendwelche Subventionen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Damit sind wir bei der Wärmepumpe; denn dauerhaft 
niedrige Strompreise verschaffen der Wärmepumpe ei-
nen noch eindeutigeren Wettbewerbsvorteil gegenüber 
dem Erdgas, als sie heute ohnehin schon hat. Sie ist 
nämlich längst kein Nischenprodukt mehr, sondern das 
Leitprodukt einer starken mittelständischen Branche. Wir 
sprechen heute über rund 75 000 Arbeitsplätze in der In- 
dustrie und einen Jahresumsatz von rund 3,5 Milliarden 
Euro. Hinter dieser Technologie stehen zudem Hundert-
tausende Beschäftigte im Handwerk und bei den Energie-
versorgern. Wir dürfen also nicht zulassen, dass diese 
Wertschöpfung an internationale Wettbewerber verloren 
geht. Wir haben in der Solarindustrie gesehen, was pas-
siert, wenn man die heimische Produktion nicht schützt. 
Diesen Fehler dürfen wir nicht wiederholen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Das bedeutet natürlich auch, dass wir zunächst weiterhin 
die Förderung brauchen, die den weiteren Hochlauf si-
cherstellt.
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Dennoch, bei aller Bedeutung der Wärmepumpe: Wir 
warnen vor der möglicherweise ideologischen Ver-
engung, die sich im vorliegenden Antrag widerspiegelt. 
Die Wärmewende darf nicht auf eine einzige Technologie 
verengt werden. Unsere Städte und unsere ländlichen 
Räume sind vielfältig und erfordern einen wirklich bun-
ten Mix an klimaneutralen Lösungen. Wärmenetze, Bio-
massestrom, Direktheizungen, Strahlungsheizungen, 
CO2-freie Hybridlösungen und viele weitere müssen dort, 
wo sie technisch sinnvoll sind, ihren Platz finden oder 
behalten.

Die Fragen der Effizienz der Gebäudehülle sowie der 
Rolle von Be- und Entlüftung müssen beantwortet wer-
den. Wir arbeiten als Koalition also daran, diesen kom-
plexen Anforderungen bei der Regulatorik und bei den 
Förderkulissen auf vernünftige und pragmatische Art und 
Weise gerecht zu werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Noch ein Wort zur 65-Prozent-Regel, die auch an-
gesprochen worden ist. Die 65-Prozent-Regel hat ja im 
Wesentlichen die Wirkung, dass sie CO2-emittierende 
Technologien ausschließt. Das aber ist ja gerade der Hin-
tergrund des Bekenntnisses zu den Klimazielen im Koa-
litionsvertrag. Die Frage, wie mit der 65-Prozent-Regel 
bei gleichzeitiger Einhaltung der Klimaziele umzugehen 
ist, ist aber, wie Sie wissen, Gegenstand der Erörterungen 
in der Koalition. In dieser Frage werden Sie sich also 
noch ein klein wenig gedulden müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Dr. Sandra Detzer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir warten schon so 
lange!)

Das Herzstück unserer Politik bleibt, zusammen mit 
dem Klimaschutz, ganz entscheidend die soziale Frage. 
Klimaschutz darf kein Projekt für Gutverdienende sein.

(Bernd Schattner [AfD]: Ist es aber!)
Förderkulissen dürfen keine Mitnahmeeffekte für Wohl-
habende auslösen. Wir fordern eine starke soziale Staffe-
lung der Förderkulissen, die allerdings den Mittelstand 
einschließt. Für alle muss die Motivation zum Umstieg 
hoch bleiben, und der Umstieg muss für alle machbar 
sein.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat nun Herr Abgeord-

neter Dr. Alaa Alhamwi das Wort. Bitte.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Alaa Alhamwi (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! Im neuen 

Jahr nimmt man sich bekanntlich viel vor: alte Fehler 
hinter sich lassen, nach vorne schauen,

(Mathias Weiser [AfD]: … neue Fehler ma-
chen!)

Neues wagen. Diese Regierung allerdings klammert sich 
an das Alte und verkauft Stillstand als Vernunft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Steffen Bilger [CDU/CSU]: Wir schaffen doch 
gerade ab, was Sie verbockt haben! – 
Dr. Andreas Lenz [CDU/CSU]: Sie klammern 
doch an dem Heizungsgesetz!)

Es ist fast ironisch, dass ausgerechnet Planungssicherheit 
zu einem grünen Kampfbegriff geworden ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Dr. Klaus Wiener [CDU/CSU])

Wann verstehen Sie es endlich? Mit Ihrem Rollback-Kurs 
bekämpfen Sie nicht uns Grüne; Sie bekämpfen die Zu-
kunft Deutschlands.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Man kann an Vergangenem festhalten; aber dann ver-
liert man eine Zukunftsindustrie nach der anderen – so 
geschehen bei den Solarpanelen, so geschehen beim 
E-Auto, und so wird es auch bei der Wärmepumpe ge-
schehen mit Ihrem unsäglichen Verunsicherungsdiskurs.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Lars Rohwer [CDU/CSU]: Wann ist die Photo-
voltaik weggegangen? In Ihrer Regierungszeit! 
Sie haben die PV-Industrie nicht geschützt vor 
China! – Steffen Bilger [CDU/CSU]: Das war 
doch in Ihrer Ampelregierungszeit, beim E- 
Auto beispielsweise!)

Mit ständigen Angriffen und Angstmacherei wird den 
Menschen eingeredet, die Nutzung der Wärmepumpe sei 
eine Zwangsmaßnahme.

(Zurufe von der AfD: Ist sie doch auch!)

Statt Klarheit und Planungssicherheit gibt es Verwirrung 
und Blockadepolitik, und das kostet Arbeitsplätze, Inves-
titionen und Innovation. Gestern musste ein Wärmepum-
penhersteller in Rastede in meinem Wahlkreis Olden-
burg – Ammerland Hunderte Menschen entlassen.

(Adam Balten [AfD]: Weil die Leute das nicht 
wollen!)

Ihre Politik ist verantwortungslos.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Georg Schroeter [AfD]: Ihre Politik ist verant-
wortungslos! – Abg. Lars Rohwer [CDU/CSU] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage)

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Frage aus der Uni-

onsfraktion zu?

Dr. Alaa Alhamwi (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gerne.

Präsidentin Julia Klöckner:
Bitte sehr, Herr Rohwer.
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Lars Rohwer (CDU/CSU):
Vielen Dank Frau Präsidentin. – Vielen Dank, Herr 

Kollege, dass Sie die Frage zulassen. Sie haben gerade 
die Photovoltaik angesprochen. Wir haben im Freistaat 
Sachsen, wo ich herkomme, mehrere Photovoltaikunter-
nehmen gehabt, die in der Regierungszeit Ihrer Partei – 
im Wirtschaftsministerium haben Sie die Führung ge-
habt – dieses Land leider verlassen haben, weil sie der 
Konkurrenz aus China nicht mehr gewachsen waren. Die-
ses Preisdumping, das China betreibt, kennen wir alle. 
Aber was haben Sie denn in Ihrer Regierungszeit – bevor 
Sie auf uns zeigen, sollten Sie erst mal auf sich selbst 
schauen – getan, um die Photovoltaikbranche zu schüt-
zen? Denn sie ist nicht mehr da seit Ihrer Regierungszeit. 
Das ist meine Frage.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Da können 
Sie auch Peter Altmaier fragen!)

Dr. Alaa Alhamwi (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank für die Frage. – Erst mal: Nach weniger 

als 100 Tagen hatten wir schon das Osterpaket ver-
abschiedet. Darin waren viele konkrete Maßnahmen 
auch für die Solarwirtschaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Es ist bekannt, dass durch die Altmaier-Delle die Solar-
wirtschaft total kaputtgemacht wurde – leider.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Wir arbeiten an konkreten, konstruktiven Vorschlägen. 
Das haben wir in der Ampel gemacht; das machen wir 
auch jetzt. Das haben wir immer getan.

Auch Steuersenkungen für alle sind eine grüne Sache, 
an der wir schon ewig arbeiten. Die Wärmepumpenindus-
trie rettet jetzt die Solarwirtschaft

(Lachen des Abg. Georg Schroeter [AfD])
mit Batterielösungen usw. Das ist schon bekannt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Deswegen kommt dieser Antrag, und in diesem Antrag 

geht es um die Wärmepumpe. Natürlich gibt es andere 
Lösungen, und es gibt gar keine Verbote, auch nicht im 
GEG. Was der Kollege Lenz in seiner Rede gesagt hat, 
ist, finde ich, ein bisschen Fake News – immer diese 
Verwirrung. Diese Blockadepolitik muss wirklich been-
det werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die deutsche Wärmepumpenindustrie allein beschäf-

tigt mehr als 25 000 Menschen; dazu kommen Tausende 
Arbeitsplätze im Handwerk, bei Energieberatern und in 
Installationsbetrieben. Sie alle plädieren dafür, keine 
Kehrtwende zu machen. Daher braucht es jetzt eine Wär-
mepumpenoffensive, eine Strategie zur Sicherung der 
deutschen Wärmepumpenindustrie, Planungssicherheit 
mit mindestens 65 Prozent erneuerbarer Energie bei Hei-
zungen, das Aufbauprogramm Wärmepumpe zur Siche-
rung von Fachkräften, eine ausreichend finanzierte und 
sozial gestaffelte Förderung sowie endlich die verspro-
chene Stromsteuersenkung für alle.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber diese Regierung und ihre fossilen Lösungen trei-
ben die Menschen in eine Heizkostenfalle; denn Gas und 
Öl werden immer teurer.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Daniela Ludwig [CDU/CSU]: Und warum?)

Wärmepumpen sind im Betrieb günstiger; Sie machen 
uns unabhängig von fossilem Gas der Despoten und 
schützen unser Klima.

Natürlich müssen wir die Menschen auf diesem Weg 
unterstützen. Ja, bei der Förderung muss nachgebessert 
werden,

(Bernd Schattner [AfD]: Von was für Geld 
denn?)

vor allem für einkommensschwache Eigentümer/-innen, 
die die Kosten nicht vorstrecken und den Eigenanteil 
nicht tragen können. Wir dürfen die Mieter/-innen nicht 
alleine lassen, wenn steigende Gaspreise auf sie umgelegt 
werden. Wir brauchen mehr Anreize für Vermieter/- 
innen, umzurüsten, und eine faire Aufteilung der Kosten 
zwischen Vermieterinnen und Vermietern, Staat und Mie-
terinnen und Mietern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, die Lösung ist nicht, eine 
Zukunftstechnologie kaputtzureden; die Lösung ist, sie 
sozial gerecht auszugestalten. Wir verstehen uns als Op-
position mit konstruktiven Vorschlägen; Sie verstehen 
sich als Opposition zur Zukunft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Die Linke darf ich Violetta Bock das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der Linken)

Violetta Bock (Die Linke):
Herr Präsident! Verehrte Zuhörende! Die Koalition 

spricht auch heute wieder von „Technologieoffenheit“ 
und „Gebäudemodernisierung“, dabei wollen Sie die 
Zeit zurückdrehen. Der Großteil der Heizungen in 
Deutschland wird weiterhin mit Öl und Gas betrieben. 
Nicht nur, aber auch aufgrund der weltpolitischen Lage 
muss hier dringend der Umbau vorangebracht werden. In 
den Gebäuden wird – neben dem Verkehr – entschieden, 
ob Deutschland die Klimaziele erreicht oder Strafen zah-
len muss und Menschen auch in Zukunft heizen können.

Wir brauchen dringend mehr Wärmepumpen. Der An-
teil der Wärmepumpen in Bestandsgebäuden ist im ein-
stelligen Prozentbereich. Und natürlich braucht es für den 
Umstieg Planbarkeit. Die 65-Prozent-Regel für Erneuer-
bare ist daher auch aus unserer Sicht unverzichtbar. Wenn 
Sie hier etwas ändern wollen, dann setzen Sie sie hoch – 
das wäre modern, und das fordern auch Verbände –, aber 
streichen Sie sie nicht!

(Beifall bei der Linken)
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Wir diskutieren heute den Antrag für eine industrie-
politische Wärmepumpenoffensive. Doch: Wer produ-
ziert die Wärmepumpe? Wer baut sie ein? Wer reinigt 
die Halle? Wer liefert die Rohstoffe und, vor allem, unter 
welchen Bedingungen? Wer bei Industriepolitik den 
Fachkräftebedarf nennt, aber keine gewerkschaftlichen 
Forderungen wie nach der Tarifbindung, der Stärkung 
von Mitbestimmungsstrukturen und der Erleichterung 
zur Gründung von Betriebsräten mitdenkt, bleibt in der 
Defensive – gerade in der Zeit, wo der Kanzler am liebs-
ten das Arbeitszeitgesetz abschaffen will.

(Beifall bei der Linken)

Die Gewerkschaften kommen in Ihrem Antrag nicht 
mal vor. Dabei sind es vor allem die Kolleginnen und 
Kollegen, mit denen wir für einen industriepolitischen 
Wandel von unten sorgen müssen, damit nicht wieder 
nur Konzerngewinne abgesichert werden, sondern tat-
sächlich Produktion demokratisiert wird. Die Wärme-
wende, also der Umstieg von fossiler Wärmeversorgung 
auf Erneuerbare, ist gesellschaftlicher Auftrag für die 
nächsten Jahre. Und das sind wir auch den nächsten Ge-
nerationen schuldig. Sie darf nicht dem Markt überlassen 
werden. Ihre Marktanreize sind keine Antwort auf die 
Fragen dieser Zeit. Es ist Zeit, die Versorgung mit Wärme 
als gesellschaftliche Daseinsvorsorge zu behandeln und 
entsprechend zu handeln.

Das heißt natürlich, diejenigen zu unterstützen, die 
sich den Einbau allein nicht leisten können. Deswegen 
brauchen wir die soziale Staffelung und die Aufsto-
ckung – Aufstockung! – der Bundesförderung für effi-
ziente Gebäude.

(Beifall bei der Linken)

Deswegen brauchen wir auch eine Verschärfung der 
Nachhaltigkeitsstandards.

Und wenn wir über die Wärmewende sprechen, dann 
dürfen wir eben die Mieterinnen und Mieter nicht ver-
gessen. Das heißt, auch in so einem Antrag müssten die 
Mieterinnen und Mieter vorkommen; denn sie sind Teil 
der ganzen Kette, wenn wir über die Wärmewende spre-
chen. Die Wärmepumpe kann die günstigste und die 
beste Technologie sein; ob sie eingebaut wird, entschei-
det der Eigentümer, das entscheiden nicht diejenigen, die 
zur Miete wohnen. Sie sind aber diejenigen, die die Kos-
ten tragen. Deswegen ist es notwendig, den Mieterschutz 
auch bei solchen Anträgen immer mitzudenken, wenn wir 
darüber sprechen, –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete.

Violetta Bock (Die Linke):
– wie heute und in Zukunft geheizt wird.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete, denken Sie bitte an die Redezeit.

Violetta Bock (Die Linke):
Ich komme zum Schluss. -Der Markt regelt es eben 

nicht, und Frau Reiche eben auch nicht – weder dienstlich 
noch privat. Wir müssen in die Offensive kommen, aber 
mit den Beschäftigten –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Jetzt muss ich Ihnen leider sagen: Die Redezeit ist 

abgelaufen.

Violetta Bock (Die Linke):
– und Verbänden.
Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken – Christian Freiherr von 
Stetten [CDU/CSU]: Das wurde auch immer 
schlimmer! – Gegenruf der Abg. Violetta 
Bock [Die Linke]: Da wäre schon noch was 
gekommen!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Dr. Saskia 

Ludwig das Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Saskia Ludwig (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abgeord-

nete! Frau Stein, ich finde, Sie haben recht, wenn Sie 
sagen, dass der Mittelstand in der Vergangenheit viel zu 
oft in Sonntagsreden vorgekommen ist und er immer 
dann präsentiert wird, wenn man was Gutes über die 
Wirtschaft sagen will, wenn man sagen will, wie toll 
Deutschland funktioniert, wie viele Arbeitsplätze es gibt 
usw. usf. Aber dass Sie sich hierhinstellen und über den 
Antrag reden – ich komme gleich noch zu den Details –, 
kommt mir eher so vor, als wenn Sie tatsächlich im Auto 
gesessen und dieses Auto gegen den Baum gefahren ha-
ben, dann aussteigen und rufen: Haltet den Dieb! – Das 
funktioniert so nicht.

(Sandra Stein [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sind Sie Mittelständlerin? Ich schon!)

– Wissen Sie, ich habe Ihren Zwischenruf gehört, dass Sie 
Mittelständlerin sind und der Abgeordnete aus der AfD- 
Fraktion das nicht für sich proklamieren darf.

(Sandra Stein [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das habe ich nicht gesagt!)

Ich möchte nicht darüber diskutieren, wie viele Unter-
nehmer überhaupt noch hier im Parlament sitzen. Wa-
rum? Wenn man sich zum Beispiel anschaut, wie Sie 
von den Grünen bei der gestrigen Befragung der Wirt-
schaftsministerin, die Ahnung von Wirtschaft hat, vor-
gegangen sind, muss man sich schon fragen, ob man 
sich als Unternehmer das noch antut. Punkt eins.

Punkt zwei. Was ist mit den Veröffentlichungspflich-
ten? Sie sind Geschäftsführerin einer GmbH. Da ist das 
nicht ganz so krass wie bei jemandem, der eine Personen-
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gesellschaft innehat. Viele von denen machen es nicht 
mehr oder sagen, dass es die letzte Runde war. Oder sie 
gehen überhaupt nicht ins Parlament.

(Sandra Stein [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das verstehe ich jetzt nicht! Was hat das mit 
dem Antrag zu tun? – Lisa Badum [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Was ist denn jetzt 
Ihr Punkt?)

Dann brauchen wir uns auch nicht zu wundern, wenn 
solche Anträge wie dieser jetzt – –

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
– Sehr wohl! Denn dieser Antrag ist nicht mittelstands-
fördernd, weil er nämlich nicht den Geist dessen atmet, 
was dieses Land großgemacht hat: Freiheit und soziale 
Marktwirtschaft. Das müsste er tun. –

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Georg Schroeter [AfD])

Das ist so!
Wenn wir dem Mittelstand weiterhin die Luft zum 

Atmen nehmen, bekommen wir es nicht hin, das zu kor-
rigieren, was in der Vergangenheit schiefgelaufen ist, was 
Sie zu verantworten haben und was Sie mit Ihrem Antrag 
wieder deutlich machen, mit dem Sie das Geld den Unter-
nehmern, auch den Mittelständlern, wegnehmen wollen, 
um dann zu sagen: „Ihr habt diese sozialökologische 
Transformation zu tragen, ihr seid dafür verantwortlich.“ 
Sie nennen das sogar „Klimamittelstand“ – das finde ich 
großartig. Allerdings sehen die Mittelständler das ein 
Stück weit anders; denn Wirtschaft funktioniert nach an-
deren Gesichtspunkten und nicht so, wie Sie es wollen.

Was hat Frau Block gerade gesagt? „Produktion demo-
kratisieren“?

(Ina Latendorf [Die Linke]: Genau!)
Spannende Sache. Das hatten wir alles schon,

(Enrico Komning [AfD]: Genau! In der Deut-
schen Demokratischen Republik!)

übrigens auch einiges von dem, was die Grünen schrei-
ben. Dieser Sozialismus konnte sich 1949 Gott sei Dank 
in der Bundesrepublik nicht durchsetzen. Das hat die 
Bundesrepublik großgemacht. Wir in der DDR hatten 
Pech, wir hatten genau das. Und die Menschen in der 
DDR haben 1989 diesen Sozialismus und diese Planwirt-
schaft abgewählt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD – 
Sandra Stein [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wer klatscht denn da? Schauen Sie sich mal an, 
wer da klatscht!)

Sie wissen nicht, worüber Sie reden. Sie sind viel zu 
jung. Es ist eine Ideologie, und auch Sie rennen dieser 
Ideologie hinterher. Was macht diese Ideologie? Sie 
macht Vorgaben. Wir als Politik haben vorzugeben! Sie 
geben vor, was Wirtschaft zu leisten hat. Sie geben die 
Wärmepumpe vor, und die Wirtschaft hat dann zu ma-
chen, das Klimahandwerk hat die dann einzubauen. Ob 
die jemand haben will, ob die tatsächlich den Vorgaben 
entspricht oder nicht, spielt hier überhaupt gar keine Rol-
le. Sie geben vor, und dann sagen Sie der Wirtschaft: Ihr 

habt zu machen! Und wenn die Wirtschaft das nicht kann, 
kommt: Marktversagen. Dann muss der Staat wieder ein-
greifen. Und Sie können nur eingreifen, indem Sie solche 
Produktionen über Subventionen anreizen.

Der ganze Antrag, die ganzen 27 Punkte, die hier drin-
stehen, sehen Förderungen, Subventionen, Kredite und 
all das, was dazu gehört, vor. Da findet sich nichts von 
Freiheit. Ich will es nur noch mal deutlich wiederholen: 
Wirtschaft lebt von wirtschaftlichen Freiheiten.

(Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja, 
und nicht von Ihrem Gejammer!)

Marktwirtschaft lebt von unternehmerischen Entschei-
dungen, nicht von politischen Vorgaben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Herr Alhamwi, mir tut es mittlerweile richtig weh, 

wenn Sie das Wort „Zukunft“ gebrauchen; denn man 
kann Worte auch missbrauchen. Sie sagen, dass wir die-
jenigen seien, die die Zukunft – wie haben Sie es aus-
gedrückt?: Ich will jetzt nicht falsch zitieren – verspielen.

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das tun Sie!)

Also, wenn ich mir angucke, wie der Mittelstand über 
diese grüne, progressive Wirtschaftspolitik denkt

(Sandra Stein [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Haben Sie einmal gefragt, wie die Wirtschaft 
über Ihrer Politik denkt? – Lisa Badum 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist pein-
lich für die CDU/CSU, wenn Sie reden!)

und er mit den Vorgaben umgeht, dann ist es wirklich 
problematisch. Sie reden über die Abwanderung von 
Photovoltaik, die soll jetzt mithilfe der Wärmepumpe 
gerettet werden.

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die sind schon abgewandert!)

Ich will jetzt nicht auf den Blackout eingehen in Berlin, 
wo sich gezeigt hat, wie wertvoll die Wärmepumpe ist. 
Abwanderungen –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete.

Dr. Saskia Ludwig (CDU/CSU):
– haben wir in den Bereichen Kernkraft, Chemie, Au-

toindustrie. Ich weiß, ich bin zu meiner Rede selber nicht 
gekommen.

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war keine Rede! Das war nichts!)

Die Themen Wirtschaft und Marktwirtschaft gehen mit 
Freiheit einher. Dieser Antrag gibt das nicht her.

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Adam Balten das Wort 

erteilen.
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(Beifall bei der AfD – Enrico Komning [AfD]: 
Noch einer aus dem Mittelstand!)

Adam Balten (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Das war sehr erfrischend, Frau Ludwig. Aber wie 
funktioniert eine Wärmepumpe ohne Strom aus Kohle 
oder Gas? Gar nicht. Wie funktioniert die Wärmepum-
penindustrie ohne Subventionierung? Gar nicht. Wie 
funktioniert Wirtschaftswachstum bei einer Regierung, 
die das nicht erkennt? Sie ahnen es bereits: Gar nicht.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Erstes Semester 
Volkswirtschaftslehre! Meine Güte! – Zuruf 
des Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD])

Wir von der Alternative für Deutschland sorgen heute 
wieder für Aufklärung, damit Sie endlich verstehen, wie 
Sie jenseits der Brandmauer Deutschland schaden.

Lassen Sie uns das Kind beim Namen nennen: Die 
Wärmepumpe ist nichts anderes als eine Kohle-Gas-Hei-
zung.

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Quatsch!)

Klar, sie ist effizient und arbeitet auch bei Minusgraden. 
Eine tolle Technologie mit Daseinsberechtigung zum 
Beispiel für Warmwasserversorgung – die zusätzliche 
Geräuschbelastung: geschenkt. Aber der Strom, der diese 
Wärmepumpen antreibt, stammt vor allem aus Kohle und 
Gas.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Falsch! – Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Falsch! Das ist Quatsch!)

Der Preis für 1 Kilowattstunde Wärme, ob aus Gas oder 
mit Wärmepumpe erzeugt, ist annähernd gleich und liegt 
bei 9 Cent für den Endverbraucher. Dennoch nötigen Sie 
die Menschen zu diesem Heizsystem, obwohl Sie wissen, 
dass der Großteil der Immobilien nicht wärmepumpen-
tauglich ist. Die Kosten für Installation und Umrüstung 
liegen übrigens im fünf- bis sechsstelligen Bereich pro 
Immobilie.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Auch falsch! – Dr. Alaa Alhamwi [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sechsstellig? Was ist 
das für ein Quatsch!)

Auch klimapolitisch ist es eine Absurdität: Statt wei-
terhin Wärme aus Gas zu erzeugen, wollen Sie Gas ver-
stromen, den Strom durch ein teures Abgabe- und Netz-
system schicken, um daraus letzten Endes wieder Wärme 
zu generieren. Genau dafür stehen Sie hier alle: für eine 
Politik der unnötigen Umwege, der Realitätsleugnung 
und der Verteuerung.

(Beifall bei der AfD)
Das lehnen die Menschen ab. Wann verstehen Sie das 
endlich? Und weil die Menschen dies ablehnen, wollen 
Sie sie indirekt dazu zwingen, indem Sie technisch aus-
gereifte Alternativen künstlich verteuern oder verbieten.

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Letztes Jahr wurden mehr Wärmepum-
pen als Gasheizungen verkauft!)

– Können Sie mir nicht folgen, oder warum plärren Sie 
gerade so?

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Menschen verstehen das viel besser 
als Sie!)

– Ja, sehr gut. – Und weil die Menschen das ablehnen, 
wollen Sie sie zwingen; das ist einfach die Tatsache.

Ihre Wärmepumpenoffensive ist im Grunde genom-
men nichts anderes als ein finanzpolitischer Überfallkrieg 
gegen die freie Marktwirtschaft.

(Beifall bei der AfD – Dr. Alaa Alhamwi 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nein!)

Sie ist noch schlimmer als Habecks Heizungshammer 
und die Graichen-Vetternwirtschaft zusammen; denn 
Hersteller von anderen Heizsystemen, ob Gasheizung, 
Ölbrenner oder innovative Hybridheizung, werden auf 
Staatsgeheiß systematisch benachteiligt. Sie melden In-
solvenz an oder wandern ins Ausland ab. Der Wett-
bewerb, welcher Innovationen schafft, wird so zerstört. 
Gleichzeitig pumpen Sie so eine Blase auf, die platzt, 
sobald keine staatlich umverteilten Steuergelder mehr 
fließen. Und das wissen Sie.

Der Antrag ist der Heizungshammer 2.0 und soll wie-
der den Bürger treffen. Milliarden Euro an Subventionen, 
die aus Neuverschuldung stammen – im Grunde genom-
men für nichts.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Zum Glück sind 
die Grünen abgewählt!)

Sowohl die Unternehmenssubventionen als auch die För-
derung, die Sie den Bürgern als schlechten Köder anbie-
ten, sind nichts anderes als Gelder, die Sie den Menschen 
zuvor in Form von Schulden oder Abgaben weggenom-
men haben. Sie nennen es Wärmepumpenoffensive, ich 
nenne es eine linke Planwirtschaft der unnötigen Umwe-
ge, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Ich werde Ihnen an dieser Stelle noch nicht einmal 
raten, es bleiben zu lassen. Der Bürger merkt, was Sie 
hier alle im Moment anrichten. Machen Sie einfach nur 
so weiter, dann werden wir bald in der Regierung sitzen. 
Nur wir können und werden den wirtschaftlichen Abstieg 
Deutschlands stoppen.

(Beifall bei der AfD – Daniel Bettermann 
[SPD]: Mit Ihnen geht es weiter bergab!)

Und lassen Sie den Quatsch mit der Brandmauer!
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als letzte Stimme in dieser Aussprache hören wir für 

die CDU/CSU Lars Rohwer.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Lars Rohwer (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Nicht erst seit der heutigen Debatte ist klar, wie ernst 
es um die Wirtschaft in unserem Land steht. Mittelstand, 
Handwerk und Industrie stehen unter Druck. Das hat 
nicht erst am Anfang dieses Jahres begonnen, sondern 
ist eine schon länger andauernde Situation, die bis in 
Ihre Regierungszeit, die Zeit der Ampel, zurückreicht.

(Sandra Stein [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nein, in Ihre! Das haben Sie, glaube ich, ver-
gessen! – Dr. Sandra Detzer [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: 16 Jahre Stillstand! Das ist 
das Problem gewesen!)

Da sind Sie in der Verantwortung. Dieser Verantwortung 
kommen Sie nicht nach; ich konnte heute bei Ihren Red-
nern, liebe Grüne, nicht wahrnehmen, dass Sie wirklich 
in eine Bestandsaufnahme eingestiegen sind. Dieselben 
Konzepte, die Sie uns jetzt in Ihren Anträgen vorlegen, 
haben die Menschen – deswegen erzähle ich es Ihnen 
auch noch mal vom Rednerpult aus – bei der Wahl 
2025 abgewählt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Alaa Alhamwi 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wegen Ihrer 
Angstmacherei und Ihrer Hetzkampagnen!)

Sie sind aus dem Wirtschaftsministerium ausgezogen, 
weil Ihre Politik nicht erfolgreich war.

(Sandra Stein [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Die Strukturprobleme sind ein bisschen älter! 
Da war immer die Union in der Regierung!)

Das Interessante an dieser Situation ist, dass Sie bei 
den Grünen oft diejenigen sind, die sagen: „Lasst uns 
mal über die politische Kultur im Land reden!“ Was hat 
politische Kultur mit der Wirtschaft zu tun? Politische 
Kultur bedeutet, dass man, nachdem man in einem Be-
reich Verantwortung getragen hat, das Themenfeld wech-
selt. Das haben übrigens einige Kollegen hier im Haus, 
die zuvor in der Regierung tätig waren, auch gemacht. Sie 
sind in andere Bereiche gegangen. Bei Ihnen, den Grü-
nen, ist es so, dass Ihr Parlamentarischer Staatssekretär 
im Bundeswirtschaftsministerium und Mittelstands-
beauftragter der Ampelregierung aus dem Ministerium 
auszieht und bei Ihnen als wirtschaftspolitischer Sprecher 
anfängt.

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Energiepolitischer Sprecher! Wo ist das 
Problem?)

In dieser Situation frage ich: Wo war die Abkühlphase, 
die Sie an anderer Stelle fordern? Ich kann sie nicht 
erkennen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lisa Badum 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sagen Sie 
noch was zum Mittelstand? Zur Industrie?)

Diese Abkühlphase gab es offensichtlich nicht. Heute 
legen Sie uns Anträge auf den Tisch, die genau jene 
Konzepte enthalten, die die Menschen im Februar 2025 
abgewählt haben, weil sie der Meinung waren: So soll das 
nicht weitergehen. Nun komme ich aus einem Bundes-
land, wo Kurt Biedenkopf in den 90er-Jahren gewirkt hat. 

Ich glaube, wir sind parteiübergreifend alle der Meinung: 
Das hat er gar nicht so schlecht gemacht. Das hat er 
richtig gut gemacht.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Thema verfehlt!)

Eines habe ich bei ihm gelernt. Es gibt ein ungeschriebe-
nes Gesetz in der Politik: Wenn du in einem Bereich Ver-
antwortung getragen hast, dann wechsle das Thema, 
wenn du weiter im Parlament aktiv bist.

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was hat das mit den Anträgen zu tun?)

Gestern haben wir im Wirtschaftsausschuss erlebt, 
dass Sie einen schwierig konstruierten Vorwurf an die 
Bundeswirtschaftsministerin formuliert haben. Ich muss 
Ihnen ehrlich sagen: Wir unterstützen Katherina Reiche 
bei all ihren Bemühungen, diese Wirtschaft von der Büro-
kratie, die Sie aufgebaut haben, zu entlasten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Ina Latendorf 
[Die Linke]: Die Bürokratie war aber schon 
weit vorher vorhanden!)

Und wir unterstützen Katherina Reiche in ihrem Einsatz 
für einen offenen Welthandel, aber eben auch für eine 
florierende Wirtschaft. Was haben wir gestern in der 
Wirtschaftsausschusssitzung, an der Katherina Reiche 
teilgenommen hat, erlebt? Sie haben mit dem von Ihnen 
konstruierten Vorwurf eine ganze Stunde der Zeit der 
Wirtschaftsministerin gebunden. Wir hätten doch die 
Zeit nutzen können, Kolleginnen und Kollegen von den 
Grünen, um über die Lage in der Wirtschaft, im Mittel-
stand, in der Industrie und Heizungsindustrie zu spre-
chen. Wir hätten dafür sorgen können, dass die Betei-
ligung von Frau Reiche am Ausschuss zum Anfang des 
Jahres ein positives Signal ins Land sendet.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

gestatten?

Lars Rohwer (CDU/CSU):
Ich würde eine Zwischenfrage gestatten.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Gerne.

Dr. Sandra Detzer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herzlichen Dank, Herr Präsident. Und herzlichen 

Dank, Herr Kollege, dass Sie die Zwischenfrage zulas-
sen. – Ich bin die wirtschaftspolitische Sprecherin der 
grünen Bundestagsfraktion. Das möchte ich Ihnen an 
dieser Stelle gerne mitgeben, damit Sie es beim nächsten 
Mal wissen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Bernd Schattner [AfD])

Das war aber nicht mein Punkt. Sie hatten – erstaunli-
cherweise, da wir doch über den Mittelstand sprechen 
wollten – die gestrige Ausschusssitzung und unseren 
TOP zur Befragung von Frau Reiche angesprochen. 
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Und Sie hatten gesagt, dass Sie hinter der Ministerin 
stehen und ihre Ausführungen genau richtig finden. Ich 
frage Sie deshalb, warum die Union unseren Antrag, 
diese Sitzung öffentlich zu machen, abgelehnt hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Den haben wir 
von der AfD unterstützt!)

Denn wir wollten der Öffentlichkeit gerne ermöglichen, 
die Argumentation der Ministerin nachzuvollziehen.

(Dr. Saskia Ludwig [CDU/CSU]: Damit Sie 
noch populistischer sein können!)

Wir wollten gerne Transparenz schaffen.
(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Da haben die 
Grünen und die Linken mit der AfD ge-
stimmt! – Gegenruf der Abg. Dr. Saskia 
Ludwig [CDU/CSU]: Schämt euch!)

Ich habe diesen Antrag für meine Fraktion gestellt, und 
wir haben uns sehr gewundert, dass Sie diesen abgelehnt 
haben. Vielleicht könnten Sie dazu kurz Stellung neh-
men. – Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lars Rohwer (CDU/CSU):
Frau Kollegin, wenn ich Sie gerade Ihres Amtes ent-

hoben habe und eigentlich den Vorsitzenden Ihrer AG 
Wirtschaft und Energie meinte, dann bitte ich, das zu 
entschuldigen. Es fällt mir kein Zacken aus der Krone, 
dies zu korrigieren.

Sie wissen, glaube ich, sehr genau, warum ich das 
Thema angesprochen habe. Es war ein sehr schwieriger 
Vorgang, der auch zu Loyalitätskonflikten in dem Haus 
führt, wo Herr Kellner zuvor Verantwortung getragen hat, 
nämlich für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bun-
deswirtschaftsministerium.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dass Sie als Grüne das machen, während Sie an ande-

rer Stelle zu Recht auf die politische Kultur in diesem 
Land hinweisen und darauf drängen, dass wir sie wieder 
besser machen müssen, zeigt mir, dass Sie nicht darüber 
nachdenken. Deswegen habe ich das hier vom Rednerpult 
noch einmal angesprochen. Vielleicht müssen Sie darü-
ber nachdenken. Aber das ist ja Ihre Sache. Als Opposi-
tion sind Sie frei, zu entscheiden, wer an welcher Stelle 
arbeitet.

Jetzt zu Ihrer Frage: Aus meiner Sicht haben wir wirk-
lich Dringenderes im Land zu tun – die Wirtschaft wartet 
auf die Signale –, als diesen Vorgang,

(Dr. Andreas Lenz [CDU/CSU]: Genau! Wir 
hätten uns auch über die aktuelle Lage unter-
halten können!)

den Sie seit Wochen platzieren, aber damit nicht so rich-
tig durchdringen, noch mal in die Welt zu posaunen. 
Deswegen halte ich es für völlig nachvollziehbar, dass 
wir gesagt haben: Das machen wir so, wie es sich gehört. 
Wir machen das in einer internen Sitzung. – Ich habe 
auch nicht erzählt, was dort alles gesagt worden ist, son-
dern nur gesagt: Wir hätten die Chance gehabt, mit der 

Wirtschaftsministerin über die drängendsten Fragen zu 
sprechen: Wie kriegen wir den Bürokratieabbau hin? 
Wie kriegen wir die Freiheit hin? Ich bin mir sicher, 
auch die Sozialdemokraten hätten dort viele sinnvolle 
Fragen gehabt. Aber nein, wir haben dort über diesen 
Vorgang gesprochen und uns mit uns selbst beschäftigt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist Demokratie! Unser Recht!)

Lassen Sie mich zum Schluss kommen. Ich glaube, der 
Mittelstand und das Handwerk, aber eben auch die Indus-
trie warten auf Signale. Weniger Bürokratie, mehr Ver-
trauen, mehr Investitionen, daran arbeitet die Koalition. 
Sie wissen, dass wir in diesen Tagen in den Fraktionen 
der Koalition diskutieren: Wie machen wir mit dem Ge-
bäudeenergiegesetz weiter?

(Bernd Schattner [AfD]: Abschaffen!)

Wie kommen wir zu einem Gebäudemodernisierungs-
gesetz? Und wie schaffen wir diese Regelungen aus der 
Habeck’schen Zeit ab?

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Deswegen möchte ich hier sagen, dass wir in der Koali-
tion konstruktiv streiten, aber auch konstruktiv voran-
gehen. Ich bin mir sehr sicher, dass wir einen guten 
Weg finden werden.

Ganz zum Abschluss möchte ich sagen: Im Bundes-
wirtschaftsministerium hat die Ordnungspolitik nach 
meiner festen Überzeugung wieder Einzug gehalten, 
und das Ordnungsrecht ist mit den Grünen ausgezogen. 
Vielen Dank, Katherina Reiche!

Vielen Dank und Glück auf!

(Beifall bei der CDU/CSU – Sonja Lemke [Die 
Linke]: Lobbyismus ist da eingezogen!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Da der Abgeordnete Kellner namentlich angesprochen 

worden ist, hat er um eine Kurzintervention gebeten. Ich 
darf dem Abgeordneten Kellner das Wort erteilen.

Michael Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ganz herzlichen Dank, Herr Präsident. – Ich finde es 

völlig legitim: Sie dürfen mich, Sie dürfen uns kritisieren. 
Aber was ich wirklich, wirklich, wirklich schwierig fin-
de, ist, dass Sie den Beamten im Haus Loyalitätskonflikte 
unterstellen, weil es einen Regierungswechsel von dem 
einen zu der anderen gab. Ich sage Ihnen: Ich habe dort in 
dem Haus gearbeitet. Mit Freude habe ich dort gearbeitet. 
Ich habe dort hochloyale Beamten kennengelernt, denen 
Parteibücher völlig egal waren. Wenn Sie diesen Beam-
ten jetzt Loyalitätskonflikte unterstellen, dann sagt das 
mehr darüber aus, was Sie denken, wie dort gearbeitet 
wird, als darüber, wie dort in der Tat gearbeitet wird. 
Das finde ich richtig, richtig falsch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Lars Rohwer (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Vielen Dank, Herr Kol-

lege. Ihre Reaktion zeigt genau, dass Sie weiterhin mit 
Belehrungen unterwegs sind. Ich habe Sie nur aufgefor-
dert, das mitzudenken, weil ich glaube, dass Sie, wenn 
Sie aus Ihrem Erfahrungswissen, was Sie einfach dort 
mitgenommen haben – das kann man Ihnen ja nicht neh-
men; das gehört zu Ihnen dazu –, Fragen an die Mit-
arbeiter stellen, die davor unter Ihrer Führung andere 
Antworten geben sollten, schon anerkennen müssen: 
Jetzt kommen diese Mitarbeiter in Loyalitätskonflikte. 
Deswegen stelle ich mich vor die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter des Hauses

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nee! Sie unterstellen hier was!)

und bin der Meinung, dass Sie dort auch Verantwortung 
übernehmen sollten, Herr Kellner.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Vielen Dank. – Ich nehme zur Kenntnis, dass alle Kol-

leginnen und Kollegen vor den Mitarbeitern stehen und 
wir alle unsere beamteten und öffentlichen Bediensteten 
in Schutz nehmen.

Tagesordnungspunkt 7a. Wir kommen zur Abstim-
mung über den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen auf Drucksache 21/3047 mit dem Titel „Mittelstand 
jetzt stärken“. Wer stimmt für diesen Antrag? – Das ist 
Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – AfD- 
Fraktion, CDU/CSU-Fraktion, SPD-Fraktion. Wer ent-
hält sich? – Die Fraktion Die Linke. Damit ist der Antrag 
abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 7b. Interfraktionell wird die 
Überweisung der Vorlage auf Drucksache 21/3317 an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor-
geschlagen. Gibt es weitere Vorschläge? – Das kann ich 
nicht erkennen. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 8: 

Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Bericht der Bundesregierung über Maßnah-
men der Bundesregierung für Bürokratie-
rückbau

Drucksache 21/2730
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit 
Ausschuss für Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technikfol-
genabschätzung 
Ausschuss für Tourismus

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache. Für die CDU/CSU-Frak-
tion darf Ralph Brinkhaus die Debatte eröffnen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ralph Brinkhaus (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin 

dankbar, dass ich in einem Rechtsstaat lebe, wo die Re-
gierung nur das tun kann, was der Gesetzgeber erlaubt. 
Und ich bin dankbar, dass wir in einem Land leben, wo 
wir ein Parlament haben, das demokratisch über das ent-
scheidet, was Recht ist, und in dem wir auch eine Oppo-
sition haben, die das kritisiert. Ich bin sehr dankbar dafür, 
dass wir Gerichte haben, die darüber unabhängig ent-
scheiden, auch wenn uns die Entscheidungen nicht immer 
gefallen. Warum sage ich das? Weil das, was ich gerade 
geschildert habe, mehr ist, als die meisten Menschen in 
dieser Welt haben. Wer das nicht glaubt, der muss nur den 
Blick nach Osten wenden und leider in der jüngsten Ver-
gangenheit auch nach Westen.

(Beifall der Abg. Maja Wallstein [SPD])
Im Übrigen möchte ich eins noch mal sagen: Regeln an 

sich sind nicht schlecht. Ein Zusammenleben der Men-
schen ist nur mit Regeln möglich. Das gilt für die Familie, 
und das gilt auch für den Staat. Aber wenn wir ganz 
ehrlich sind: Wir haben ziemlich viele Regeln und, ich 
glaube, manchmal auch nicht die richtigen Regeln, oder 
zumindest gehen wir mit diesen Regeln falsch um.

Wenn wir sehen, dass wir uns dafür abfeiern – im 
Übrigen zu Recht angesichts der Umstände –, dass wir 
für den Neuaufbau einer maroden Autobahnbrücke wie in 
Lüdenscheid nur vier Jahre brauchen, dann läuft sicher-
lich etwas falsch in diesem Land.

(Zuruf von der AfD: CDU!)
Deswegen müssen wir dieses Land modernisieren. Wir 
müssen es handlungsfähiger machen, und wir müssen 
es bürokratieärmer machen. Ein handlungsfähiger, büro-
kratiearmer Staat, das ist die beste Wirtschaftsförde- 
rung, übrigens auch kostenlose Wirtschaftsförderung. 
Ein handlungsfähiger, bürokratiearmer Staat ist die Vo-
raussetzung dafür, dass wir unsere ganzen Projekte, die 
wir uns vorgenommen haben – vom Kampf gegen den 
Klimawandel bis zur Sanierung der Brücken –, auch hin-
kriegen. Ein handlungsfähiger, funktionierender Staat ist 
eine ganz wichtige Voraussetzung für die Akzeptanz der 
Demokratie. Wenn ich als Bürger oder als Unternehmer 
im Alltag täglich eine kleine schlechte Erfahrung mache, 
etwa weil ein Termin platzt, weil eine Genehmigung 
lange dauert,

(Sonja Lemke [Die Linke]: Wie soll es anders 
möglich sein? Personalabbau!)

weil ich ein Formular nicht verstehe, dann stelle ich ir-
gendwann auch die Staatsform infrage. Deswegen ist es, 
glaube ich, keine Raketenwissenschaft, festzustellen, 
dass wir einen Handlungsbedarf haben, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Andreas Mattfeldt [CDU/ 
CSU]: Sehr gut auf den Punkt gebracht!)

Deswegen hat jede Bundesregierung bisher glaubhaft 
versichert, sie würde dieses Land modernisieren und sie 
würde Bürokratie abbauen. Aber wenn wir mal ganz ehr-
lich sind – ich gucke hier in die Runde –: Richtig ge-
schafft hat das bisher niemand.
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Wir haben uns als Unionsfraktion schon vor ungefähr 
sechs Jahren mal hingesetzt und haben versucht, zu er-
gründen, woran das liegt. Daraus ist ein tolles Buch ent-
standen, „Neustaat“ von Thomas Heilmann und Nadine 
Schön. Ich habe in 2024 auch ein Papier dazu gemacht: 
„100 Vorschläge für den Neustaat“. Im Jahr 2024 sind 
auch Papiere von der SPD gemacht worden, von den 
Grünen gemacht worden wie auch aus der Zivilgesell-
schaft und von Denkfabriken. Ganz, ganz viele Men-
schen haben sich Gedanken gemacht. Wenn man diesen 
Menschen damals gesagt hätte, wie weit wir heute, An-
fang 2026, bei diesem Projekt sind, hätten sie gesagt: 
Wow! Wo kann ich das unterschreiben?

Weil: Das hätte ich auch nicht gedacht, dass wir so weit 
sind. Wir haben nicht nur unter Führung von Herrn 
Wildberger ein Ministerium für Digitales und Staats-
modernisierung, sondern wir haben auch eine formidable 
Strategie, wie wir das angehen, aus drei Säulen:

Wir haben die Modernisierungsagenda Bund. Da geht 
es nicht nur um Bürokratieabbau, sondern um bessere 
Systeme, um bessere Gesetzgebung, um ein effizienteres 
Arbeiten der Bundesregierung und um ganz konkrete 
Projekte wie die 24-Stunden-Unternehmensgründung.

Wir haben die föderale Modernisierungsagenda, und, 
lieber Herr Wildberger, die gefällt mir sogar noch besser, 
weil die Ministerpräsidenten es geschafft haben, über 230 
konkrete Vorschläge zu machen, wie man dieses Land 
besser und bürokratieärmer gestalten kann: von der elek-
tronischen Unterschrift bis zu Genehmigungsfiktionen.

Und wir haben – darüber reden wir heute – das Ent-
lastungskabinett als Anfang einer Reihe von Entlastungs-
kabinetten, wo Sie dokumentiert haben, was bisher ge-
macht worden ist, wo konkrete Beschlüsse gefasst 
worden sind, zum Beispiel im Pass- und Meldewesen, 
und wo auch wichtige Projekte für die Zukunft auf-
gegleist worden sind wie beispielsweise ein besserer Um-
gang mit dem Wohngeld.

Wenn ich jetzt in der Opposition wäre, würde ich sa-
gen, „Das ist ja gut und schön, Herr Brinkhaus, was Sie 
da erzählen, aber das meiste muss ja noch gemacht wer-
den. Wofür feiern Sie sich eigentlich ab?“ – Dann würde 
ich Ihnen sagen: Das stimmt. Das meiste muss gemacht 
werden. – Deswegen sage ich hier auch ganz klar: Wir 
brauchen keine weiteren Konzepte, keine weiteren Papie-
re, Workshops oder Beteiligungsformate, sondern wir 
müssen drei Sachen machen: Umsetzen, umsetzen, um-
setzen! Dieses Umsetzen fällt nicht leicht. Wir kennen es 
alle: In jedem Ministerium, in jeder Behörde, in jeder 
Fraktion, in jeder Partei gibt es Leute, die sagen: „Das 
haben wir noch nie so gemacht“, „Das war immer schon 
so“, „Dafür haben wir keine Zeit“, „Dafür haben wir kein 
Geld“, und wenn einem gar nichts mehr einfällt, dann 
liegt es am Datenschutz oder am Grundgesetz, warum 
etwas nicht geht.

(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])

Diese Widerstände müssen wir überwinden. Ein Pa-
tentrezept dafür gibt es nicht. Aber, ich glaube, eine Sa-
che ist besonders entscheidend: Keine Organisation, 
keine Behörde, kein Unternehmen modernisiert sich aus 
sich heraus, wenn der Chef es nicht will und es nicht lebt. 

Deswegen, meine Damen und Herren, ist das in erster 
Linie eine Führungsfrage, wo Friedrich Merz gefordert 
ist, wo Lars Klingbeil gefordert ist, wo die Minister und 
die Ministerpräsidenten gefordert sind, das zu ihrem Ding 
zu machen. Das lässt sich nicht wegdelegieren, nicht an 
Staatssekretäre, nicht an Abteilungsleiter. So etwas muss 
man selbst machen, meine Damen und Herren. Ich glau-
be, das ist entscheidend: Staatsmodernisierung ist jetzt 
Umsetzungs- und Führungsfrage.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Zu-
ruf der Abg. Ina Latendorf [Die Linke])

Lassen Sie mich mit einem oder zwei Gedanken schlie-
ßen. Der erste Gedanke wurde gerade angesprochen: Herr 
Kellner, wir kriegen das Ganze nur hin, wenn wir uns 
politisch hinter die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Behörden stellen, die auch mal Fehler machen oder bei 
denen mal etwas schiefläuft. Da müssen wir als Par-
lament den Rücken gerademachen und sagen: Okay, ihr 
könnt ins Risiko gehen, ihr könnt auch mal etwas aus-
probieren. Wir schützen euch.

Der zweite und letzte Gedanke, Herr Präsident. Wir 
sollten uns bei dieser ganzen Diskussion mal fragen: 
Was ist denn eigentlich unser Menschenbild? Vertrauen 
wir den Menschen in diesem Land? Haben wir Zutrauen 
zu ihnen?

(Sonja Lemke [Die Linke]: Vertrauen Sie den 
Bürgergeldempfängerinnen und -empfängern! 
Da wäre das Vertrauen mal angebracht!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Vertrauen Sie mir? Die Redezeit ist am Ende.

Ralph Brinkhaus (CDU/CSU):
Weil ich Ihnen vertraue, schließe ich mit einem letzten 

Satz: Ich glaube, wenn man Menschen vertraut, dann 
braucht man weniger Regeln. Lassen Sie uns in diesem 
Sinne weiterarbeiten.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Zu-

ruf des Abg. Ruben Rupp [AfD])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Sebastian Maack das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Sebastian Maack (AfD):
Verehrter Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Zuschauer! Deutschland war einmal 
eine führende Nation in Bezug auf Wirtschaft, auf Bil-
dung, auf Wissenschaft, auf seine Innovationskraft. Wir 
wurden von unseren Nachbarn und weltweit darum be-
neidet. Aber diese Zeit ist leider vorbei.

(Zurufe der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] und Rebecca Lenhard 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die falsche Politik der letzten 30 bis 40 Jahre hat zu 
einem Niedergang geführt.
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(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Reden Sie mal unser Land nicht 
schlecht!)

Wir haben schlicht und ergreifend vergessen, was die 
Grundlagen unseres Wohlstandes sind. Man muss sagen: 
Grüne und SPD haben diese Grundlagen sogar bekämpft 
und verunglimpft. Von der Linkspartei möchte ich gar 
nicht reden. Wer nach dem Desaster der DDR das Gleiche 
jetzt in der Bundesrepublik wiederholen möchte, dem ist 
nicht mehr zu helfen.

(Beifall bei der AfD)

Ein wesentlicher Grund für diesen Niedergang ist die 
überbordende Bürokratie; da sind wir uns ja zumindest 
auf der rechten Seite des Parlaments weitestgehend einig. 
Die EU hat sich dabei als echter Bürokratieturbo erwie-
sen. Mittlerweile stammt die Hälfte unserer bürokrati-
schen Regeln aus der EU-Gesetzgebung; das macht also 
einen großen Anteil aus. Dementsprechend ist der Büro-
kratieabbau eine Herkulesaufgabe, vor der wir stehen. 
Wenn ich „wir“ sage, meine ich alle, die in diesem 
Land Verantwortung übernehmen; denn eine einzelne 
Partei oder eine einzelne Regierung wird das nicht hinbe-
kommen. Insofern ist die Zielsetzung der Bundesregie-
rung absolut lobenswert.

Wer meine Reden gehört hat, weiß: Ich habe mich 
bisher mit Kritik am Ministerium zurückgehalten. Ich 
habe selber fünf Jahre lang eine Behörde geleitet. Ich 
weiß, dass dort nichts schnell geht, und ich weiß, wie 
lange Umstrukturierungen dauern und dass man ein Mi-
nisterium nicht innerhalb von zwei, drei Monaten aus 
verschiedenen Teilen zusammenbauen kann. Insofern 
war ich da aus guten Gründen zurückhaltend.

Die ersten Maßnahmen sahen auch absolut vielver-
sprechend aus. Langsam kristallisiert sich aber heraus, 
dass es einen grundlegenden Konstruktionsfehler bei 
dem Vorgehen gibt. Aus meiner Sicht fehlt die überge-
ordnete Strategie. Ich habe dazu im Ausschuss nachge- 
fragt und folgende Informationen bekommen, was dafür 
ursächlich ist: Man hat den Ministerien Vorgaben ge-
macht, welchen Betrag einer Entlastung sie im Rahmen 
des Konzeptes hervorbringen müssen. Und was machen 
Ministerien? Sie nehmen natürlich die niedrig hängenden 
Früchte zuerst und klauben zusammen, was da zu holen 
ist. Dadurch gibt es ganz viele Einzelmaßnahmen, die 
eine Entlastung bringen; aber man hat kein übergeord-
netes Konzept.

Ich möchte das an einem Beispiel verdeutlichen. Es 
gibt viele Beispiele in dem doch sehr langen Dokument, 
das uns vorgelegt wurde. Ich könnte noch mehr nennen, 
aber dafür reicht natürlich meine Zeit – ich habe sechs 
Minuten – nicht. Ich nehme mal ein Beispiel von Seite 9: 
Vereinfachung der Wasserstoffzertifizierung. Sie werden 
sich jetzt vielleicht fragen: Was stört ihn daran, dass die 
Wasserstoffzertifizierung vereinfacht werden soll? Das 
ist doch eigentlich eine gute Sache. – Grundsätzlich 
schon. Ich gucke hier in ganz viele ratlose Gesichter. 
Natürlich will ich das Rätsel auflösen: In einer Markt-
wirtschaft – ich wiederhole: in einer Marktwirtschaft – 
gibt es genau zwei Arten von Wasserstoff. Es gibt den 
Wasserstoff, der wirtschaftlich produziert wird, und es 

gibt den Wasserstoff, der nicht produziert wird, weil es 
nicht wirtschaftlich wäre. In einer Planwirtschaft sagt der 
Staat, welche Unternehmen was auf welche Weise her-
stellen sollen; das ist Planwirtschaft. Aber wir wissen: 
Planwirtschaft hat auf dieser Welt noch nie funktioniert, 
in keinem Land und zu keiner Zeit seit Menschengeden-
ken.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Cem 
Ince [Die Linke])

Man kann sich das auch bildlich vorstellen: Spätestens 
mit Angela Merkel wurde der Wirtschaft ein Strang um 
den Hals gelegt, und man hat angefangen, ihn langsam 
zuzuziehen. Und dann kam Robert Habeck, schlechtester 
Wirtschaftsminister aller Zeiten,

(Beifall bei der AfD)
und hat diesen Strick richtig zugezogen, um die Wirt-
schaft zu erwürgen. Er hat in drei Jahren wirklich eine 
Menge Schaden angerichtet. Ich hätte nie geglaubt, dass 
ein einzelner Politiker in so kurzer Zeit einen dermaßen 
großen Schaden anrichten kann.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Wider-
spruch bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Was jetzt passiert, ist, dass die Schuldenkoalition sagt: 
Wir lockern diesen Strick etwas. Dann kriegen sie wieder 
etwas mehr Luft. Dann gibt es zwar immer noch die 
Wasserstoffzertifizierung, aber die ist einfacher gewor-
den. – Was wir aber nicht brauchen, sind solche kleineren 
Maßnahmen. Das wäre vor zehn Jahren noch gefeiert 
worden. Da wären Sie wirklich die Helden gewesen. 
Keine Frage, das aktuelle Konzept hätte vor zehn Jahren 
wirklich etwas bewirkt. Heute brauchen wir einen echten 
Paradigmenwechsel. Wir müssen weg von der Planwirt-
schaft, wieder hin zur Marktwirtschaft, die uns als Volk 
groß und erfolgreich gemacht hat.

(Beifall bei der AfD)
Ich muss leider feststellen: Diese Regierung hat sich 

im Dickicht des Klein-Klein verzettelt. Ich wünsche Mi-
nister Wildberger und der CDU hier deutlich mehr Mut. 
Wir brauchen einen echten Befreiungsschlag. Wir müs-
sen die Fesseln des Sozialismus sprengen.

(Lachen bei Abgeordneten der Linken)
Aber wir wissen: Das geht nur mit der AfD.

(Beifall bei der AfD – Ina Latendorf [Die 
Linke]: Aber wir sind jetzt nicht bei den Kar-
nevalsreden!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Parsa Marvi das Wort 

erteilen.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 

CDU/CSU)

Parsa Marvi (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In dieser Legislatur wird sich entscheiden, ob 
ein nachhaltiger Durchbruch beim Bürokratierückbau ge-
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lingt. Die Erwartungshaltungen an uns sind zu Recht 
hoch. Fast 40 Prozent von rund 900 befragten Unterneh-
men gaben in einer Umfrage des ifo-Instituts im vergan-
genen Jahr an, dass der Bürokratieabbau der wichtigste 
Veränderungswunsch ist, noch vor den Energiepreisen.

Mit 146 Milliarden Euro Bürokratiekosten – bürokra-
tischer Last – pro Jahr dämpfen wir in erheblicher Weise 
das Potenzialwachstum, das wir brauchen, um Arbeits-
plätze und Wohlstand zu sichern. Zu komplexe Regeln 
und zu lange Verfahren belasten auch die Bürgerinnen 
und Bürger. Sie sehen spürbare Defizite bei der Effizienz 
und Leistungsfähigkeit des Staates. Herr Brinkhaus hat 
recht: Sie sehen diese Defizite im Sozialstaat, im Alltag, 
in der Arbeitswelt, bei Behördengängen und auch beim 
Ehrenamt. Da geht es um die Integrität des Staates und 
das Versprechen der Demokratie, einen handlungsfähigen 
Staat zu gewährleisten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Der Bericht der Bundesregierung, über den wir heute 
sprechen, knüpft an diese Geschichte an: Wie bekommen 
wir einen nachhaltigen Durchbruch beim Bürokratieab- 
bau hin? Er zeigt, wo wir bereits vorangekommen sind 
und welche Schritte vorbereitet werden. Er macht deut-
lich: Bürokratieabbau ist von Beginn an eine politische 
Toppriorität dieser Legislaturperiode, nicht für ein einzel-
nes Ministerium, sondern für die gesamte Bundesregie-
rung. Auch das ist richtig: Das ist eine Führungsaufgabe. 
Nur so kann es gelingen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Seit dem Start der Koalition haben wir wichtige Ent-
lastungen für Bürgerinnen und Bürger und Unternehmen 
auf den Weg gebracht. Die Entlastungswirkung durch den 
Bürokratierückbau – das ist im Bericht dokumentiert – 
beträgt schon jetzt mehr als 3 Milliarden Euro, zum Bei-
spiel durch den Wohnungsbauturbo. Diese Maßnahmen 
bedeuten konkret: weniger Melde- und Berichtspflichten, 
vereinfachte Verfahren, weniger Nachweise.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Aber das reicht nicht. Das Entlastungskabinett im No-

vember hat weitere Fortschritte ermöglicht. Ich will das 
Tempo und die Ambitionen von Minister Wildberger und 
der Bundesregierung beim Bürokratieabbau ausdrücklich 
loben. Im Gegensatz zu den politischen Kräften, deren 
Programm eine dystopische Zukunft – um in Ihrem Wort-
laut zu bleiben: die schlechteste Zukunft – für Wirtschaft 
und Gesellschaft bietet, arbeiten wir als Koalition ganz 
konkret an den Lösungen der Probleme in diesem Land 
und für die Zukunft dieses Landes, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Maja Wallstein [SPD]: So ist 
es!)

Der Bericht macht aber auch deutlich: Bürokratie-
abbau ist kein abgeschlossener Prozess und kein Selbst-
läufer. Deshalb ist es richtig, jetzt dranzubleiben und das 
Ambitionsniveau hochzuhalten. Wir haben ein positives 
Momentum. Ja, es braucht in allen Ressorts stetig eine 

detailgenaue Prüfung – alle Steine müssen umgedreht 
werden –: Wo können wir Bürokratieabbau sinnvoll um-
setzen? Aber es braucht noch mehr große Würfe wie den 
Wohnungsbauturbo oder das Infrastruktur-Zukunfts-
gesetz, mit denen wir in kurzer Zeit schnelle, große Fort-
schritte erreichen. Das muss das Ziel sein, und dazu will 
ich ausdrücklich ermuntern.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Entscheidend ist auch ein verbindliches und transparentes 
Monitoring mit klarer Methodik. Ich würde durchaus zur 
Herstellung von Transparenz bei der Entlastungswirkung 
auch auf Ressortebene ermuntern und zu noch intensi-
verer Nutzung der Kompetenzen des Normenkontroll-
rates, um diesen Prozess in unser aller Sinne weiter zu 
verbessern.

Der Bürokratieabbau bleibt eine Daueraufgabe. Er ge-
lingt nur, wenn wir das gemeinsam und konsequent ver-
folgen, die Fraktionen und die Bundesregierung.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen darf ich 

Dr. Moritz Heuberger das Wort erteilen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Moritz Heuberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Liebes Publikum! Im neuen Jahr haben viele 
gute Vorsätze. Oft geht es darum, fitter und gesünder zu 
werden. Das mit dem Fitwerden braucht bei mir noch 
eine Weile. Aber wir reden hier ja darüber, wie wir unse-
ren Staat fitmachen. Das ist auch dringend nötig; denn 
73 Prozent der Menschen sagen, dass sie denken, dass 
unser Staat mit seinen Aufgaben aktuell überfordert ist. 
Dieser Eindruck kommt nicht von ungefähr. Wenn Unter-
nehmen jedes Jahr 100 000 Beschäftigte abstellen müs-
sen, um bürokratische Hürden zu meistern, dann entsteht 
so ein Eindruck. Wenn der Berliner Senat mit dem Kri-
senmanagement sichtlich überfordert ist, dann entsteht so 
ein Eindruck. Und wenn ich einen Onlineantrag ausdru-
cken, unterschreiben und ihn per Post schicken muss, 
dann entsteht so ein Eindruck.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Bundesregierung legt nun ein Entlastungspaket 
vor. Ich gebe zu: Ja, da sind viele richtige Ansätze drin. 
Jetzt geht es darum, dass es nicht bei guten Vorsätzen 
bleibt, sondern dass diese umgesetzt werden. Aber der 
große Wurf ist das noch nicht, weil es weitgehend Symp-
tombekämpfung ist.

Ich möchte mich auf drei Punkte fokussieren. Zum 
einen geht es um Vereinfachen und Digitalisieren. Statt 
Berichtspflichten einfach wahllos zu streichen, könnten 
Meldungen nach dem Once-Only-Prinzip vereinfacht 
werden. Wenn Berichtspflichten gebündelt und an interne 
Controlling-Prozesse gekoppelt werden, dann müssten 
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Unternehmen nicht doppelt reporten – einmal intern, ein-
mal an den Staat –, sondern könnten einmal reporten und 
das durch digitale Schnittstellen direkt übermitteln. So 
müssten wir nicht irgendwelche Umwelt- und Sozialstan-
dards wegkürzen und könnten trotzdem Ressourcen ein-
sparen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist ein Ansatz, den ich der Bundesregierung ganz 
generell mitgeben möchte: mehr praktische Verein-
fachungen, risikobasierte Stichproben und höhere Strafen 
bei Verstößen statt einfach nur Kahlschlag. Es geht uns 
nicht darum, dass jede einzelne Büroklammer gezählt 
werden muss. Aber man kann auch nicht ins gegenteilige 
Extrem verfallen und die Augen vor Umweltzerstörung 
und vor Problemen beim Arbeitsschutz verschließen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mein zweiter Punkt betrifft die Rechtssicherheit und 
die Verlässlichkeit. Wenn die Bundesregierung zum Bei-
spiel Qualitätsstandards bei Maklern und Hausverwaltun-
gen senkt, produziert sie am Ende eines: Rechtsunsicher-
heit. Als Nächstes kommt dann eine fehlerhafte 
Nebenkostenabrechnung, und das führt zu Klagen und 
langwierigen Gerichtsprozessen. Das ist kein Bürokratie-
abbau. Das ist am Ende eine Kostenverlagerung in die 
Justiz.

Dritter Punkt: ran an die Prozesse, statt Workarounds 
zu machen. Das Instrument der Genehmigungsfiktion ist 
sinnvoll; als Übergangslösung begrüßen wir das auch. 
Das kann aber keine Dauerlösung sein; denn eine Fiktion 
heilt keine schlechten Prozesse. Wenn ich mich für eine 
Fiktion entscheide, dann verschiebe ich am Ende das 
Risiko. Und wenn ich Fristen setze, ohne gleichzeitig 
im Hintergrund das Personal und die IT zu stärken, 
dann führt das dazu, dass entweder der eine oder andere 
kritische Antrag durchrutscht oder andere wichtige Auf-
gaben liegen bleiben. Und dann fällt die Lebensmittel-
kontrolle aus; die Grünflächenpflege oder die Parkraum-
bewirtschaftung bleibt liegen. Wir brauchen einen 
handlungsfähigen Staat und keinen, der durch Zeitablauf 
einfach kapituliert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wie am Anfang ge-
sagt: Im Januar haben viele gute Vorsätze, bei Ernährung 
und Sport. Erlauben Sie mir den Vergleich: Wenn ich 
ständig im Kaloriendefizit bin, dann nehme ich ab. 
Aber ich kann auch keine Muskeln aufbauen. Langfristig 
rächt sich das; denn ich brauche Muskeln, um leistungs-
fähig zu sein. Genauso ist es beim Staat: Wir wollen 
keinen schlanken Staat, der unter dem Gewicht seiner 
Aufgaben einbricht,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

sondern wir wollen einen schlauen Staat, der den Heraus-
forderungen unserer Zeit gewachsen ist.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Danke für die 
Ernährungstipps! Ich habe es nötig, ich weiß!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Heuberger, Ihnen alles Gute beim Muskelaufbau 

und gute Genesung und Erholung!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich darf allgemein darauf hinweisen: Das Geräusch, 
das wir hören, ist nicht der Abgeordnete Jakob Maria 
Mierscheid, der auf sich aufmerksam machen will, son-
dern offenkundig eine Lüftungsklappe, die versucht, sich 
zu schließen.

Ich darf für die Fraktion Die Linke Anne-Mieke 
Bremer das Wort erteilen.

(Beifall bei der Linken)

Anne-Mieke Bremer (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir debattieren heute den Bericht der Bundes-
regierung über Maßnahmen für den Bürokratierückbau. 
Doch was uns hier als Erfolgsgeschichte vorgelegt wur-
de, ist kein Rechenschaftsbericht, sondern ein PR-Stunt 
aus dem Lehrbuch. Das Haus von Minister Wildberger 
liefert uns hier eine bloße Fleißaufgabe. Man hat schlicht 
jede noch so mikroskopische Maßnahme aus allen Fach-
ministerien zusammengekratzt, sie hübsch verpackt und 
verkauft sie uns nun als den großen eigenen Wurf. Das 
eigentlich Skandalöse an dieser neuen Berichtsform ist 
jedoch das, was nicht drinsteht. Während jede Minimaß-
nahme gefeiert wird, werden neue Gesetze, die zeitgleich 
neue Bürokratiebelastungen produzieren, schlicht igno-
riert. Über die tatsächliche Bürokratiebelastung in diesem 
Land erfahren wir aus diesem Bericht von der Bundes-
regierung so viel wie über die privaten Aktienoptionen 
von Minister Wildberger, nämlich absolut gar nichts.

(Beifall bei der Linken)

Kommen wir mal zum Inhalt des Berichts. Natürlich 
gibt es Regelungen, die vereinfacht, digitalisiert oder 
abgeschafft werden können. Es gibt aber auch Regeln, 
die Schutz bedeuten. So feiert man in diesem Bericht 
eine Maßnahme, die dazu führt, dass sage und schreibe 
123 000 Sicherheitsbeauftragte in den Betrieben wegfal-
len. Dass dies nicht zu mehr Arbeitsunfällen und Gesund-
heitsgefährdungen führen soll, ist absurd.

(Beifall bei der Linken)

Sicherheitsbeauftragte sind keine überflüssige Bürokra-
tie. Sie sind die ersten Ansprechpartner/-innen für sichere 
Abläufe und echte Gefährdungsbeurteilungen vor Ort.

(Sonja Lemke [Die Linke]: Sehr richtig!)

Sie verhindern Unfälle und kümmern sich um gute, ge-
sunde Arbeitsbedingungen. Und was macht diese Bun-
desregierung? Sie stempelt dieses Engagement als ver-
zichtbaren Ballast ab. Sie nennen das „Entlastung“. Wir 
als Linke sagen: Das ist ein Angriff auf die Sicherheit und 
die Gesundheit der Beschäftigten.

(Beifall bei der Linken)

Wer Sicherheit zur überflüssigen Bürokratie erklärt, hat 
den Kompass für gute Arbeit komplett verloren.
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Diese Ignoranz macht an den Landesgrenzen nicht 
halt. Wer im eigenen Land den Arbeitsschutz zur Last 
erklärt, der wirft auch die Rechte von Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern weltweit vor den Bus. So geschieht 
es durch die fortschreitende Schleifung des Lieferketten-
gesetzes. Was Sie hier immer wieder als Sieg über die 
Bürokratie verkaufen, ist der Rückzug Deutschlands aus 
der Verantwortung für faire Arbeit und globale Men-
schenrechte.

(Beifall bei der Linken)

Halten wir uns die Prioritätensetzung dieser Bundes-
regierung beim Bürokratierückbau vor Augen! Während 
Sie die Wirtschaft heldenhaft von angeblichen Bürokra-
tiemonstern befreien, lassen Sie für die Ärmsten dieser 
Gesellschaft neue Monster aus dem Käfig. Mit der ge-
planten Bürgergeldreform fordern Sie härtere Sanktio-
nen, mehr Kontrollen und noch mehr Druck. Das wird 
wohl wissend und trotz der Warnungen aus der Verwal-
tung in Kauf genommen. Jede einzelne Sanktion erfordert 
eine rechtssichere Einzelfallprüfung, eine detaillierte Do-
kumentation und wird langwierige Widerspruchsverfah-
ren nach sich ziehen. Das wird die Jobcenter und Sozial-
gerichte vollends lahmlegen.

Wenn es also um die Profite der Unternehmen geht, 
nennen Sie Regelungen „Ballast“. Wenn es aber um die 
Drangsalierungen von Sozialleistungsempfängerinnen 
und Sozialleistungsempfängern geht, ist Ihnen kein Ver-
waltungsaufwand zu hoch. An dieser Stelle ist Bürokratie 
für Sie plötzlich unproblematisch, weil sie als Diszipli-
nierungsinstrument dient.

Dieser Bericht ist eine Mogelpackung. Echte Staats-
modernisierung muss mehr sein als die Entfesselung der 
Marktmächte. Die Verwaltung muss befähigt werden, im 
Sinne der Bürger/-innen zu handeln und sie nicht mit 
Sanktionen zu belasten. Das Leben der Menschen sollte 
einfacher gemacht werden, nicht gefährlicher und unsi-
cherer. Die Bundesregierung opfert die Sicherheit von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, gaukelt den di-
gitalen Wandel vor und baut gleichzeitig den Kontroll-
apparat gegen Arme aus. Sie modernisieren diesen Staat 
nicht, sondern katapultieren ihn in die soziale Eiszeit. Das 
werden wir nicht zulassen. Wir als Linke werden immer 
genau hinschauen, wo Sie wirklich entlasten und wo Sie 
unter dem Deckmantel des Bürokratieabbaus soziale 
Standards und Menschenrechte wegholzen.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Bundesregierung darf ich dem Parlamentari-

schen Staatssekretär beim Bundesminister für Digitales 
und Staatsmodernisierung, Philipp Amthor, das Wort er-
teilen.

Philipp Amthor, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Digitales und Staatsmodernisierung:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In 
dieser Debatte war schon viel Richtiges zu hören, nicht 
von der Vorrednerin, aber zur Eröffnung der Debatte vom 
Kollegen Ralph Brinkhaus,

(Ina Latendorf [Die Linke]: Na ja, aber da 
wurde ja keine Maßnahme genannt, wie es ei-
gentlich beim Bericht sein soll!)

und ich will mich dem Befund anschließen. In Fragen des 
Bürokratierückbaus hat die Bundesrepublik Deutschland 
kein Erkenntnisproblem, sondern sie hatte über Jahre ein 
Umsetzungsproblem. Das ist auch zu einem Glaubwür-
digkeitsproblem der Politik geworden. Deswegen ist es 
richtig, dass unsere Regierung dieses Problem jetzt löst.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unsere Bundesregie-
rung hat Konsequenzen gezogen, sie handelt, und zwar 
nicht erst seit gestern, nicht erst seit heute, sondern seit 
nunmehr 254 Tagen mit klarem Kompass. Diese Bundes-
regierung redet nicht mehr nur über Bürokratie, sondern 
baut sie ab, nicht mit Ankündigungen, sondern mit Ent-
scheidungen, nicht unverbindlich, sondern messbar, nicht 
irgendwann, sondern jetzt. Das ist das Programm von 
Bundesminister Karsten Wildberger. Das ist das Pro-
gramm dieser Koalition und der Koalitionsfraktionen, 
und es ist überfällig für Deutschland, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Sonja Lemke [Die Linke]: 
Warum redet Karsten denn nicht selber?)

Wir arbeiten für mehr Wachstum, für mehr Wettbewerbs-
fähigkeit, für mehr Freiheit, für weniger Zettelwirtschaft 
und für mehr Realwirtschaft, für mehr Vertrauen in unse-
ren Staat. Unser Zielbild dabei ist ein schnelles, ein digi-
tales, ein handlungsfähiges Deutschland.

Bürokratierückbau und Staatsmodernisierung sind in 
der Bundesregierung von Friedrich Merz seit Tag eins 
Topprioritäten: ein ambitionierter und klarer Koalitions-
vertrag, nahezu eine Halbierung der Zahl der Bundes-
beauftragten schon in der ersten Kabinettssitzung, eine 
Modernisierungsagenda für den Bund und eine föderale 
Modernisierungsagenda von 16 Bundesländern mit gut 
200 Maßnahmen, das neue, jetzt fortan regelmäßige For-
mat des Entlastungskabinetts mit Vereinbarungen über 
Entlastungen in Milliardenhöhe und – schon heute nicht 
in Ankündigungen, sondern im Bundesgesetzblatt – Ent-
lastungen beim Erfüllungsaufwand in der Bürokratie um 
über 3 Milliarden Euro. Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
das, was diese Bundesregierung in einem halben Jahr für 
den Bürokratierückbau angestoßen hat, das haben Regie-
rungen vor uns in ganzen Wahlperioden nicht geschafft.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Diese Bundesregierung kündigt nicht nur an, sondern sie 
setzt um, und sie hat dafür einen Plan.

Ich will Ihnen sagen – und deswegen bin ich sehr dank-
bar für die Debatte am heutigen Tag –: Um diesen Plan 
umzusetzen, liebe Kolleginnen und Kollegen, brauchen 
wir auch Sie als Abgeordnete, und zwar in gleich dreifa-
cher Hinsicht. Wir brauchen Sie – Sie sind dafür die 
besten Vertreter – als Seismografen, die uns helfen, das 
klare und uns als Abgeordneten bekannte Gespür für die 
Bürgerinnen und Bürger denen zu Gehör zu bringen,
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(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])
die glauben, dieser Staat könne ohne Veränderungen wei-
termachen. Wir brauchen Sie als Treiber in der Auseinan-
dersetzung mit denjenigen, auch innerhalb der Verwal-
tung, die glauben, die Reformbedarfe dieses Landes 
könne man einfach wegdefinieren, die brauche es gar 
nicht. Und vor allem brauchen wir Sie als Verbündete – 
das will ich besonders betonen – für den Erhalt der in-
neren und sittlichen Substanz unserer freiheitlichen 
rechtsstaatlichen Ordnung.

(Sonja Lemke [Die Linke]: Wie wär’s mal mit 
einem Transparenzgesetz?)

Denn ich sage: Bürokratierückbau wird nur gelingen, 
wenn wir die Bürokratie nicht nur als pauschales popu-
listisches Feindbild, sondern als verantwortungsvolle po-
litische Gestaltungsaufgabe sehen. Das ist Verantwortung 
von Parlament und Regierung gleichermaßen, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich will Ihnen sagen: Dieses Thema wird uns das ganze 
Jahr über weiter beschäftigen, auch im Parlament. Uns 
müssen schon die Grundhaltung und die politische Posi-
tionierung in diesem Haus klar sein. Ich sage für die 
Bundesregierung in aller Klarheit: Wer den Staat delegi-
timiert, der kann und wird ihn nicht modernisieren. Wer 
die Verwaltung delegitimiert, der kann und wird sie nicht 
modernisieren. Wer intellektuell nicht willens und nicht 
in der Lage ist, Bürokratie auch zu kontextualisieren und 
rechtsstaatlich gebotene Regulierung von tatsächlicher 
Überregulierung zu unterscheiden, der wird mehr Scha-
den als Nutzen anrichten. Deswegen sage ich angesichts 
der Debatte heute, auch in Richtung aller Kettensägen- 
Apologeten, die es gibt: Wir glauben nicht daran, ohne 
Sinn und Verstand, ohne Kontext, ohne Maß und Mitte 
gegen den Staat zu agieren.

(Maja Wallstein [SPD]: Richtig!)
Wer so agiert, der stiftet Chaos, der schafft Belastung, 
keine Entlastung. Wer so agiert, nutzt unserer freiheitli-
chen Ordnung nicht, sondern schadet ihr. Wir haben ein 
anderes Staatsverständnis, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Ich sage Ihnen zum Schluss: Glauben wir nicht dem 

naiven Disruptionszauber, sondern haben wir eine rich-
tige Einstellung! In Anlehnung an meinen Minister sage 
ich: Ein guter deutscher Handwerker braucht nicht nur 
ein Werkzeug, sondern einen Werkzeugkoffer, –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Staatssekretär.

Philipp Amthor, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Digitales und Staatsmodernisierung:

– manchmal eine Kettensäge, manchmal einen Press-
lufthammer, –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Hier hinten meldet sich die Kettensäge.

Philipp Amthor, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Digitales und Staatsmodernisierung:

– aber vor allem Herz, Vernunft und Sachverstand. Das 
hat unsere Bundesregierung.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Alexander Arpaschi das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Alexander Arpaschi (AfD):
Herr Präsident! Verehrte Kollegen! Sehr geehrter Herr 

Minister! Verehrte Staatssekretäre! Drucksache 21/2730 
ist ein Armutszeugnis für Sie, ist eine Bankrotterklärung 
dieser Regierung. Sie rechnen uns vor, dass aufgrund 
Ihrer Anstrengungen die Verwaltung um 2,049 Milliarden 
Euro entlastet wird, die Wirtschaft um 781 Millionen 
Euro und die Bürger um 519 Millionen Euro. Dabei ent-
fallen bereits 2,541 Milliarden Euro auf Ihren berühmten 
Bauturbo. Ich habe es hier schon einmal gesagt und 
bleibe dabei: Die Entlastung durch den Bauturbo wird 
es so nicht geben.

Aus meiner Erfahrung als Stadtrat behaupte ich: Ihrer 
Spezialbauministerin Hubertz und ihren Beamten fehlt 
jegliche Sachkenntnis der Verwaltungspraxis und der Im-
mobilienmärkte in den Kommunen.

(Beifall bei der AfD)
Außerdem setzt eine Einsparung in dieser Höhe einen 
robust laufenden Neubau voraus, doch davon ist Deutsch-
land weit entfernt. Wo nichts gebaut wird, wird auch 
nichts eingespart werden. Drei Viertel Ihrer prognosti-
zierten Entlastungen sind im wahrsten Sinne des Wortes 
auf Sand gebaut. Ende dieses Jahres werden wir Sie über 
die tatsächlichen Einsparungen befragen, und ich prophe-
zeie Ihnen hier und heute: Das wird peinlich für Sie 
werden. Und dann ist die Frage: Nimmt der Herr 
Wildberger seinen Hut oder die geschätzte Frau Hubertz? 
Denn beide haben ja behauptet, wir würden so viel ein-
sparen.

Gehen wir in die Details des Berichts. Das Geother-
mie-Beschleunigungsgesetz soll unsere Volkswirtschaft 
um 13,7 Millionen Euro entlasten. Das wären immerhin 
16 Cent pro Einwohner und Jahr. Was sind dagegen schon 
die 1 000 Euro pro Kopf und Jahr wegen ungesteuerter 
Migration?

(Beifall bei der AfD)
Ich glaube, diese Regierung dreht an den falschen Stell-
schrauben.

Dann behaupten Sie, dass Ihr Gesetz zur Stärkung der 
Finanzkontrolle Schwarzarbeit die Wirtschaft um 6,3 Mil-
lionen Euro entlasten würde. Das wären immerhin 
1,65 Euro für jedes in Deutschland gemeldete Unterneh-
men. Das bezeichnen Sie dann in Ihrem Pamphlet, ohne 
rot zu werden, auch noch als – ich zitiere – „eine spürbare 
Entlastung der Wirtschaft“. 1,65 Euro pro Unternehmen! 
Schämen Sie sich eigentlich für gar nichts?
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(Beifall bei der AfD)

Das Krankenhausreformanpassungsgesetz soll 3 Mil-
lionen Euro an Entlastungen bringen. Das Statistische 
Bundesamt nennt die Zahl von 1 841 Krankenhäusern 
in Deutschland. Jedes wird also um durchschnittlich 
1 630 Euro entlastet; Sie merken, die Zahlen werden grö-
ßer. Also werde ich diese 1 630 Euro pro Krankenhaus 
einmal einordnen. Das Klinikum Mittelbaden – Anteils-
eigner sind der Landkreis Rastatt und der Stadtkreis 
Baden-Baden – wird aufgrund der völlig verkorksten Ge-
sundheitspolitik dieser Regierung und ihrer Ampelvor-
gänger in 2026 ein Defizit von 22 Millionen Euro erwirt-
schaften, zu tragen von den Kommunen, die völlig 
unterfinanziert sind, die vor der Pleite stehen oder bereits 
pleite sind, weil diese Bundesregierung die von ihr ver-
ursachten Kosten nicht selbst tragen will, sondern die 
Kommunen alles übernehmen sollen. Ist das das Ergebnis 
des Herbstes der Reformen? Da bekomme ich Angst vor 
dem Winter, der auf so einen Herbst folgt.

(Beifall bei der AfD – Parsa Marvi [SPD]: Was 
sind denn Ihre Vorstellungen?)

Dann erdreisten Sie sich auch noch, bei sechs Maß-
nahmen, die Sie als beschlossene Maßnahmen bezeich-
nen, gar keine Entlastungswirkung anzugeben. Da stellt 
sich unweigerlich die Frage, ob es hier überhaupt eine 
Entlastungswirkung gibt oder ob schlicht und einfach 
vergessen wurde, diese zu berechnen. – Herr Amthor, 
schütteln Sie nicht den Kopf, lesen Sie den Bericht.

In Teil II Ihres Berichts wird es dann richtig abenteuer-
lich. Hier versprechen Sie – ganz so, wie es unzählige 
überforderte Führungskräfte tun –, dass in Zukunft alles 
besser werden wird.

Sie prophezeien Entlastungen von mehreren Milliar-
den Euro. Wie viele Milliarden sind denn mit „mehrere“ 
gemeint? Sie listen hier immerhin 51 Maßnahmen auf. 
Die Bundesregierung sollte doch wenigstens abschätzen 
können, wie viel jede dieser 51 Maßnahmen ungefähr 
bringen könnte. Eine Spanne des Zielwerts je Maßnahme 
hätte völlig gereicht. „Mehrere Milliarden Euro“ sind 
mindestens 2 Milliarden Euro. Bei 51 Maßnahmen sind 
das im Schnitt etwa 40 Millionen Euro je Maßnahme. 
Wenn aber „mehrere Milliarden“ 10 Milliarden Euro 
sein sollen, dann wären es sogar etwa 200 Millionen 
Euro.

In Abschnitt I Ihres Berichtes sind Ihre Berechnungen 
teilweise auf 10 Euro genau. Was hindert Sie also, bei 
diesen 51 Maßnahmen großzügig zu schätzen und Ziel-
korridore zu benennen? Ich sage es Ihnen: Sie haben 
keine Ahnung, was diese 51 Maßnahmen bringen wer-
den.

Was Sie uns hier als Bürokratierückbau anpreisen, sind 
Placebos, Seifenblasen, Nichtigkeiten und Nullnummern. 
Erst wenn wir kommen, die Alternative für Deutschland, 
erst dann wird es in Deutschland einen echten Bürokratie-
abbau geben und eine echte Entlastung für Wirtschaft und 
Bürger.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Maja Wallstein das Wort 

erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Maja Wallstein (SPD):
So, jetzt haben wir gehört, was alles angeblich doof ist. 

Vorschläge sind leider ausgeblieben.
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Besucherinnen und Besucher, schön, 
dass Sie da sind. Das Schönste an der Bürokratie ist ja 
der Moment, in dem sie nicht mehr da ist, in dem wir sie 
los sind. Solche Momente zu schaffen, daran arbeitet die 
Bundesregierung und arbeiten die SPD und die CDU/ 
CSU in der Koalition.

Herr Präsident, ich bin mir sicher, dass Minister 
Wildberger hierbei alle guten Vorschläge berücksichtigen 
wird, ganz sicher auch den von Jakob Maria Mierscheid 
zur Deregulierung der Institution Ehe. Darüber hinaus ist 
klar: Wir entmisten den deutschen Vorschriftendschun-
gel, und zwar gründlich. Unser Ziel: ein Staat, der dient, 
statt mit Formularen rumzuwerfen. Wir entlasten die 
Wirtschaft um 16 Milliarden Euro und senken den Erfül-
lungsaufwand insgesamt um mindestens 10 Milliarden 
Euro. Aber – und das ist ein SPD-Aber – wir machen 
das mit Augenmaß. Bürokratieabbau darf kein Deckman-
tel für sozialen Kahlschlag sein.

(Sonja Lemke [Die Linke]: Aber für den Ar-
beitsschutz?)

Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmerrechte, Verbrau-
cherschutz und Bürgerrechte bleiben unangetastet. Fort-
schritt muss sozial gerecht bleiben.

(Beifall bei der SPD)

Was bedeutet das ganz konkret? Ein Herzstück ist die 
Vereinfachung des Gemeinnützigkeitsrechts. Wir stärken 
das Ehrenamt. Wer Kinder trainiert, wer in der Nachbar-
schaftshilfe unterwegs ist, der soll seine Zeit im Verein 
verbringen und nicht an Steuerformularen verzweifeln. 
Da schaffen wir endlich Rechtssicherheit für unsere En-
gagierten.

Dazu passt die Vereinfachung bei Förderanträgen. Wir 
beenden den Förderflickenteppich, Anträge werden ein-
facher, digitaler und schneller. Wer eine gute Idee hat, der 
soll Unterstützung finden und keine bürokratischen Hür-
denläufe absolvieren.

Auch in der Pflege setzen wir Akzente: Künftig reicht 
ein Beratungsgespräch pro Halbjahr, egal welcher Pfle-
gegrad. Das spart Zeit für das, was zählt: Zuwendung statt 
Zettelwirtschaft.

In Sachen Digitalisierung verabschieden wir uns von 
der De-Mail. Wir setzen auf echte Lösungen ohne Medi-
enbrüche. Künftig können Immobilienverträge direkt 
elektronisch beurkundet werden, und das beschleunigt 
den Prozess so sehr, dass allein durch gesparte Bereit-
stellungszinsen 26 Millionen Euro bei den Bürgerinnen 
und Bürgern bleiben. Und beim Bauen? Dort sorgt das 
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Wohnungsbaubeschleunigungsgesetz dafür, dass Wohn-
raum schneller entsteht. Wir bauen Wohnungen für Fa-
milien und keine Aktenberge für Archive.

Ein moderner Staat ist aber kein schwacher Staat. Er ist 
effizient, und er hält denen den Rücken frei, die an-
packen, ob im Unternehmen, im Verein oder in der Fami-
lie. Doch zu einem starken Staat gehört mehr als Ver-
waltung, mehr als effiziente Verwaltung. Wir müssen 
unsere Demokratie überall schützen. Und das bedeutet 
auch, dass wir keine verfassungsfeindlichen Parteien in 
unserem Land dulden dürfen.

(Zuruf von der AfD: Ach! – Stephan Brandner 
[AfD]: Ja, lösen Sie sich mal auf, Sie und Ihre 
Sozi-Truppe! Dann hätten wir ein Problem we-
niger!)

Darum sollten wir uns alle starkmachen
(Stephan Brandner [AfD]: Wow!)

für die Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit durch das 
Bundesverfassungsgericht, so wie es unser Grundgesetz 
in Artikel 21 von uns verlangt.

(Ruben Rupp [AfD]: Was hat das jetzt mit dem 
Thema zu tun?)

Und ich frage mich: Welche demokratische Partei fürch-
tet die Überprüfung ihrer Verfassungsmäßigkeit durch 
das höchste Gericht unseres Landes?

(Zurufe von der AfD)
Vielen Dank. – Oh, getroffene Hunde bellen.

(Beifall bei der SPD – Weitere Zurufe von der 
AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Bündnis 90/Die Grünen darf ich Sandra Stein das 

Wort erteilen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sandra Stein (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Herr Minister Wildberger! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Wir sprechen heute über den 
Fortschritt beim Bürokratierückbau. Und ich sage auch 
gleich: Dieser Fortschritt ist dringend nötig, denn tatsäch-
lich wird Bürokratie immer mehr zum Standortnachteil.

Unternehmen investieren weniger, Betriebe schließen, 
Unternehmensnachfolgen scheitern,

(Zuruf von der AfD: Das sagt eine Grüne!?)
und das nicht, weil es an Ideen, Innovationskraft oder 
Nachfrage fehlt, sondern weil Bürokratie sie oft hindert. 
Unternehmerinnen und Unternehmer verbringen immer 
weniger Zeit mit ihren Kernaufgaben und immer mehr 
mit Formularen, Nachweisen und Berichtspflichten.

(Zuruf von der AfD: Sie sind in der falschen 
Partei!)

Rund 22 Prozent der Arbeitszeit in deutschen Unterneh-
men entfallen inzwischen auf Bürokratie. Und insofern 
ist es kein Randproblem, sondern hemmt es tatsächlich 
Innovation.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und die Folgen zeigen sich tatsächlich auch ziemlich 
deutlich bei der Unternehmensnachfolge. Eine KfW-Um-
frage hat gezeigt: 42 Prozent der Betriebe, die nicht über-
geben werden, nennen Bürokratie als einen der Haupt-
gründe. So entsteht ein Teufelskreis: weniger Überga- 
ben, weniger Investitionen.

Die Bundesregierung reagiert darauf mit dem Entlas-
tungspaket und auch mit der Modernisierungsagenda. 
Viele der vorgeschlagenen Maßnahmen sind ja sinnvoll 
und gehen auch in die richtige Richtung; aber Einzelmaß-
nahmen alleine reichen eben nicht aus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn Bürokratie entsteht nicht nur durch Gesetze – da 
können wir auch besser werden –, sondern sie entsteht 
eben auch durch eine Verwaltungsrealität, durch Abläufe, 
Zuständigkeiten und ein System, das häufig sehr auf Ab-
sicherung und weniger auf Möglichmachen setzt.

(Abg. Sebastian Maack [AfD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage)

Natürlich hat Bürokratie ihren Ursprung im berechtig-
ten Wunsch nach Rechtsstaatlichkeit, nach Transparenz, 
nach Sicherheit. Das stellen wir überhaupt nicht infrage. 
Aber wenn Verfahren zu unübersichtlich, zu langsam 
werden, dann verliert der Staat an Handlungsfähigkeit, 
und das Vertrauen der Menschen leidet.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete, würden Sie eine Zwischenfrage aus 

der AfD-Fraktion zulassen?

Sandra Stein (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Stephan 
Brandner [AfD]: Bisschen ängstlich, oder 
was?)

– Nein, da kommt nichts Gutes bei rum.
Und genau hier, bei der Frage nach dem Möglichma-

chen durch die Verwaltung, springt die Modernisierungs-
agenda zu kurz. Wo ist das neue Selbstverständnis der 
Verwaltung? Wo wird festgelegt, dass Verfahren nicht 
nur digital, sondern verständlich, zügig und einheitlich 
sein müssen? Wo wird systematisch dafür gesorgt, dass 
Verwaltungen und Unternehmen besser zusammenarbei-
ten und sich gegenseitig verstehen? Das bleibt noch zu oft 
offen.

Dabei zeigen ja andere Länder, zum Beispiel die nor-
dischen Staaten, dass das funktionieren kann. Auch da 
gibt es ganz klare Regeln; aber es gibt eben auch Ver-
waltungen, die sehr gut ausgestattet sind, die digital sind 
und sich als Partner verstehen, nicht als reine Kontroll-
instanz. Da heißt Verwaltung: Ermöglichen, erklären, be-
schleunigen. Bei uns ist es doch noch zu oft: Prüfen, 
absichern, verzögern.
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Lassen Sie mich ganz klar sagen: Das ist keine Kritik 
an den Mitarbeitenden in der Verwaltung, sondern es geht 
hier um eine strukturelle Frage. Wenn wir den Standort 
Deutschland ernsthaft stärken wollen, dann brauchen wir 
das große Ganze statt viele kleine Einzelmaßnahmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir brauchen eine Verwaltung, die Verfahren von An-
fang bis Ende digital denkt, die Genehmigungen in Wo-
chen statt in Jahren ermöglicht, die aktiv entlastet. Vor 
allem brauchen wir einen Perspektivwechsel hin zur Ver-
waltung als Möglichmacher.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ein funktionierender Staat schafft nämlich Vertrauen in 
die öffentliche Hand. Er traut Unternehmen zu, verant-
wortungsvoll zu handeln, und das würde Unternehmer-
tum auch wieder attraktiver machen und Innovationen 
freisetzen.

Und wenn Ihre Vorhaben mehr sein sollen als eine 
Sammlung gutgemeinter Einzelmaßnahmen, dann 
braucht es diesen Mut, das Selbstverständnis unserer Ver-
waltung neu zu denken. Ich wünsche Ihnen wirklich, dass 
Ihnen das gelingt.

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Zu einer Kurzintervention darf ich dem Abgeordneten 

Sebastian Maack das Wort erteilen.

Sebastian Maack (AfD):
Vielen Dank für das Zulassen der Kurzintervention. – 

Frau Stein, das klingt ja toll, was Sie sagen. Sie sagen, 
dass die Unternehmen zu viel Bürokratie haben, dass 
Bürokratie die Unternehmen belastet, dass sie die Wirt-
schaft kaputtmacht. Das ist vollkommen richtig, was Sie 
gesagt haben.

Ich frage mich nur: Wenn das die Position der Grünen 
ist – und einige haben ja sogar geklatscht, als Sie gespro-
chen haben –, warum haben Sie nicht entsprechend ge-
handelt, als Sie an der Regierung waren? Sie haben das 
nicht nur nicht gemacht, sondern Sie haben das Gegenteil 
gemacht. Es gibt keine Bundesregierung in der Ge-
schichte der Bundesrepublik Deutschland, die die Wirt-
schaft mit dermaßen viel Bürokratie und Berichtspflich-
ten überzogen hat.

Wie kommt es, dass Sie jetzt diese Erkenntnis haben?

(Claudia Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Leider alles falsch, was Sie gesagt ha-
ben! – Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Sagen Sie, Sie stimmen mir zu: „Es war alles falsch, was 
die Grünen gemacht haben“, ist es eine späte Erkenntnis, 
oder vertreten Sie eine Einzelmeinung ohne Rückhalt aus 
Ihrer Fraktion?

(Beifall bei der AfD – Stephan Brandner 
[AfD]: Gute Frage! Wir sind gespannt!)

Sandra Stein (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank für die Kurzintervention. – Natürlich ist 

das keine Einzelmeinung in meiner Fraktion.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Stephan Brandner [AfD]: Ja! Das Gegenteil 
von dem, was Sie jetzt sagen!)

Wir haben in der letzten Legislatur durchaus sehr viel 
gemacht. Auch da gab es bereits Entlastungspakete. Wir 
haben überhaupt erst die Praxischecks eingeführt,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
die dafür sorgen, dass Praktiker eingebunden werden, 
sodass Gesetze so umgesetzt werden, dass sie in den 
Betrieben auch funktionieren. Wir haben Reallabore ein-
gesetzt. Das heißt, es ist super viel passiert.

(Franziska Hoppermann [CDU/CSU]: Das 
stimmt überhaupt gar nicht!)

Aber wir haben ein strukturelles Problem. Und das, was 
ich gesagt habe, steht in keiner Form im Widerspruch zu 
dem, wofür wir als Grüne stehen.

(Ruben Rupp [AfD]: Doch! – Alexander 
Arpaschi [AfD]: Doch!)

Denn wir stehen für einen modernen und handlungsfähi-
gen Staat.

Ich bin mir auch nicht ganz sicher, ob Sie genau zu-
gehört haben, was ich gesagt habe. Denn ich habe nicht 
nur über Regulierung gesprochen, sondern ich habe da-
rüber gesprochen, wie die Bürger und die Unternehmen 
mit dem Staat interagieren und welche Rolle dabei die 
Verwaltung und vor allem die Strukturen in den Verwal-
tungen spielen. Das ist etwas, wofür wir als Grüne schon 
lange stehen. Ich glaube, das ist der entscheidende Punkt: 
Wir brauchen einen modernen, handlungsfähigen Staat, 
der nicht in Einzelmaßnahmen denkt, sondern der das 
Ganze strukturell angeht. Wir wollen einen schlanken, 
digitalen Staat bauen, in dem die Verfahren schon digital 
ausgerichtet sind

(Stephan Brandner [AfD]: Das sind eigentlich 
nur Phrasen, die Sie da dreschen!)

und nicht in der Form digitalisiert werden, dass ich ein 
PDF ausfülle und es am Ende per Post schicken muss.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das ist das Selbstverständnis, für das wir Grüne stehen. 
Insofern ist das kein Widerspruch zu dem, was meine 
Partei sagt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Vielen Dank. – Damit darf ich dem nächsten Redner 

das Wort erteilen: Hansjörg Durz für die CDU/CSU- 
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Hansjörg Durz (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
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„Keine Experimente!“ – mit Ausrufezeichen –, so lautet 
die vielleicht bekannteste Forderung Konrad Adenauers, 
die wir auch heute noch mit dem ersten Bundeskanzler 
Deutschlands verbinden. Das bedeutet aber nicht, dass 
Adenauer nicht innovativ gewesen wäre. Ganz im Gegen-
teil: Er war Erfinder. So hat er zum Beispiel vor mehr als 
100 Jahren eine Sojawurst patentieren lassen. In der letz-
ten Woche feierte Adenauer seinen 150. Geburtstag. Und 
zweifelsohne war er einer der größten Staatsmodernisie-
rer Deutschlands.

Angesichts der aktuellen Weltlage drängen sich zwi-
schen damals und heute politische Parallelen auf. Ade-
nauer bewegte in seiner ersten großen Rede vor dem 
Deutschen Bundestag eine Frage, die er aus Rücksicht 
auf die Alliierten nicht beim Namen nannte: Es war die 
Frage nach der Souveränität Deutschlands. Und auch 
jetzt stellen wir uns wieder die Frage: Wie kann Deutsch-
land souveräner werden? Die Antworten von damals und 
heute haben beachtliche Ähnlichkeit:

(Sonja Lemke [Die Linke]: Vermögensteuer!)

Verteidigungsfähigkeit nach innen und außen, Reform 
des Sozialstaates und Wettbewerbsfähigkeit.

Adenauer machte damals politisch keine Experimente; 
aber er modernisierte Deutschland in seiner ihm eigenen 
pragmatischen und konsequenten Art, oft auch gegen 
Widerstände. Es waren Reformen, die die junge Bundes-
republik massiv veränderten, Reformen, die uns in 
Deutschland jahrzehntelang getragen haben. Heute spü-
ren wir, dass es wieder grundlegende Veränderungen 
braucht. Ein zentraler Baustein dafür ist Bürokratierück-
bau. Was Adenauer von Bürokratie hielt, fasste er ziem-
lich prägnant zusammen – ich zitiere aus einer Rede aus 
dem Jahr 1960 –: „Ich hasse die Bürokratie, aber die 
Bürokratie feiert Triumphe wie niemals.“ Ende des Zi-
tats.

Bürokratie ist nicht per se böse. Sie schafft Trans-
parenz und Rechtsstaatlichkeit. Aber überbordende Büro-
kratie lähmt unser ganzes Land. Heute ist Bürokratie laut 
ifo-Institut – und das erfahren wir alle in Gesprächen mit 
Unternehmern – das größte Standortrisiko für Deutsch-
lands Wirtschaft und damit ein Hemmnis für mehr Wett-
bewerbsfähigkeit und mehr Souveränität. Unsere Büro-
kratie ist also längst zu einem riskanten Experiment 
geworden.

(Ruben Rupp [AfD]: Völlig richtig!)

Um souveräner zu werden, müssen wir Bürokratie kon-
sequent rückbauen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Adenauers Politik war geprägt von Pragmatismus und 
Mut zur Entscheidung. Diese Haltung brauchen wir heute 
wieder:

(Sonja Lemke [Die Linke]: Genau wie die 
Vermögensabgabe!)

weniger Papier, mehr digitale Prozesse, weniger Detail-
steuerung, mehr Zielorientierung und vor allem weniger 
Misstrauen und mehr Verantwortung.

Wir debattieren heute über den Bericht der Bundes-
regierung über Maßnahmen für Bürokratierückbau. Er 
zählt eine lange Liste kleinerer Maßnahmen auf, die 
Deutschland schneller, einfacher und schlanker machen. 
Mit diesen Maßnahmen werden bereits jetzt Unterneh-
men, Bürgerinnen und Bürger sowie Verwaltungen um 
jährlich über 3 Milliarden Euro entlastet. Nimmt man 
die Maßnahmen dazu, die bereits auf dem Weg sind, 
sind es über 10 Milliarden Euro. Aber mit all diesen Maß-
nahmen und der im Herbst beschlossenen Modernisie-
rungsagenda für Bund und Länder mit über 300 Maßnah-
men – das ist übrigens genau der Fahrplan, der vorhin 
angemahnt wurde – stehen wir erst am Anfang des Weges 
zu einem modernen, souveränen Deutschland.

Das Ministerium für Digitales und Staatsmodernisie-
rung wurde als jüngstes Bundesministerium vor weniger 
als einem Jahr gegründet. Dafür ist das bisher Erreichte 
ein wirklich ganz hervorragender Meilenstein. Vielen 
Dank dafür an dieser Stelle!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Adenauers jüngster Minister, Franz Josef Strauß, mo-
dernisierte Bayern vom Agrarland zum Hochtechnolo-
gieland. Auch das war kein Sprint, sondern ein Marathon. 
Es gab Meilensteine, aber vor allem viele kleine Schritte. 
Zentral ist aber, das Ziel nicht aus den Augen zu verlieren 
und Tempo aufzunehmen. Genau das macht diese Bun-
desregierung in diesem Jahr. Adenauer hat Deutschland 
zu einem souveränen Land aufgebaut. In der Tradition 
Adenauers müssen wir heute unser Land modernisieren 
und souveräner machen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Tobias Ebenberger das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Tobias Ebenberger (AfD):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren Abge-

ordnete! Die Maßnahmen der Regierung für Bürokratie-
rückbau lassen sich grob in drei Kategorien unterteilen.

Erstens: eigennützige Maßnahmen. Da wären allerlei 
Genehmigungserleichterungen für die Windindustrie, das 
Wasserstoffbeschleunigungsgesetz und natürlich die 
schnellere Beschaffung von Waffen und Material für die 
deutsche Bundeswehr. Diese Maßnahmen sind ein Motor 
für die grüne Transformation und Ihre Agenda der 
Kriegstüchtigkeit. Das nutzt den Windbaronen und der 
Rüstungsindustrie, aber nicht den einfachen Handwer-
kern und Gastronomen. Sie sind es, denen wir das Leben 
in Deutschland erleichtern müssen – unserem Mittel-
stand –, und zwar jetzt und sofort, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der AfD)
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Die zweite Kategorie Ihres Bürokratierückbaus sind – 
nennen wir sie mal: „Maßnahmenattrappen“. So prahlen 
Sie etwa mit der Umsetzung der – aufgepasst! – EU- 
Batterieverordnung. Nicht nur sind Sie dazu ohnehin ver-
pflichtet; ich bin mir auch ziemlich sicher, dass Unter-
nehmen und die vielen Bürger in Deutschland sich etwas 
anderes unter den großspurig angekündigten Entlastun-
gen vorgestellt haben als eine EU-weite Recyclingquote 
für weggeworfene Batterien.

(Beifall bei der AfD)
Aber noch abgehobener ist eine andere Bürokratie-

abbauattrappe: eine Maßnahme, die den anfallenden Bü-
rokratieaufwand um mehr als die Hälfte reduzieren und 
eine – Zitat – „erhebliche Kosteneinsparung“ herbeifüh-
ren soll. Trommelwirbel bitte: Es ist die Digitalisierung 
des Einbürgerungstests. – Jawoll, tolle Wurst! Betriebe 
brechen an der Bürokratie, Milliarden Euro Steuergeld 
versickern in irgendwelchen beknackten Projekten, und 
Sie sparen Stift und Papier beim Einbürgerungstest? So 
was legen Sie dem Deutschen Bundestag nach knapp acht 
Monaten Regierungsverantwortung als Beispiel für Bü-
rokratierückbau vor? Ist das Ihr Ernst, meine Damen und 
Herren?

(Maja Wallstein [SPD]: Zusammen mit einem 
Haufen anderer Maßnahmen! Wahnsinn!)

– Das waren ja auch nur Beispiele.
(Maja Wallstein [SPD]: Sie sind ein bisschen 

begrenzt in Ihrer Wahrnehmung!)
Aber es gibt, wie gesagt, noch eine dritte Kategorie. 

Das sind Maßnahmen gegen Probleme, die es ohne Sie 
überhaupt gar nicht geben würde.

(Sonja Lemke [Die Linke]: Ohne Sie gäbe es 
auch viele Probleme nicht!)

Das Paradebeispiel dafür ist die angekündigte Verein-
fachung der Wohngeldbearbeitung. Die ist auch bitter 
nötig; denn der Verwaltungsaufwand beim Wohngeld 
stieg für die Kommunen zuletzt bis ins Unermessliche. 
Aber warum? Er stieg enorm, weil die Zahl der an-
spruchsberechtigten Haushalte von heute auf morgen ex-
plodierte.

(Sonja Lemke [Die Linke]: Weil es keinen 
Mietendeckel gibt!)

Die Zahl explodierte, weil Sie die Wohngeldreform be-
schlossen hatten.

(Maja Wallstein [SPD]: Sie haben schon wie-
der keine Vorschläge! Keine Vorschläge!)

Und Sie hatten die Wohngeldreform beschlossen, weil 
durch Ihre Energiepolitik und Klimabürokratie das Woh-
nen für viele Menschen in Deutschland unbezahlbar ge-
worden war.

(Beifall bei der AfD)
Das, meine Damen und Herren, ist der fundamentale 
Unterschied zwischen Ihnen und der Alternative für 
Deutschland.

(Maja Wallstein [SPD]: Wir machen Vor-
schläge, und Sie meckern nur!)

Wir erhöhen nicht das Wohngeld, wir senken die Zahl der 
Bedürftigen.

(Beifall bei der AfD)

Wir führen nicht einen Eiertanz nach dem anderen auf, 
um die Folgen der eigenen Politik aufzufangen; wir än-
dern die Politik hin zum Guten. Ich bin mir ziemlich 
sicher und wette mit Ihnen: Mit guter Politik erledigt 
sich der Großteil der Bürokratie hier in Deutschland 
von ganz allein. Wir sind bereit dafür. Deshalb AfD!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Daniel Bettermann das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Daniel Bettermann (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Lieber Kollege, das, was Sie dargeboten 
haben, war eine absolute Negativstunde. Denn Sie haben 
nicht einen einzigen Vorschlag gemacht,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

außer dass Sie das Land schlechtreden. Bieten Sie doch 
mal Vorschläge an, mit denen man sich auseinanderset-
zen kann.

(Beifall der Abg. Maja Wallstein [SPD])

Ja, Bürokratie ist etwas, was unser Land durchaus 
lähmt. Das Wort „Bürokratie“ hat zehn Buchstaben – 
zehn Buchstaben, die uns seit vielen Jahrzehnten intensiv 
beschäftigen.

(Alexander Arpaschi [AfD]: Die SPD kann bis 
zehn zählen!)

Bürokratie ist dabei allerdings nicht per se schlecht. Ent-
scheidend ist das Verhältnis von Aufwand und Nutzen der 
Vorschriften. In den vergangenen 15 Jahren ist das ge-
setzliche Regelwerk mit Einzelnormen um 60 Prozent 
gewachsen. Das ist nicht gut; das ist richtig.

Bei einem Blick in die Geschichtsbücher findet man 
eine Rede von Bundespräsident Roman Herzog im Jahr 
1997. Ich zitiere ihn:

„Durch Deutschland muss ein Ruck gehen. […] Wer 
Initiative zeigt, wer […] neue Wege gehen will, 
droht unter einem Wust von […] Vorschriften zu 
ersticken.“

Fast 30 Jahre später könnte man diese Worte eins zu eins 
wiederholen. Was sagt uns das? Bürokratie ist ein Dauer-
brenner. Doch das greift zu kurz. Damals wie heute ste-
hen wir wirtschaftlich und gesellschaftlich vor enormen 
Herausforderungen. Pessimismus, Alarmismus, Überdra-
matisierung und Angst nehmen zu. Aber wir alle wissen: 
Angst ist ein schlechter Ratgeber.
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Bevor ich in den Bundestag eingezogen bin, habe ich 
im Landkreis Kassel wertvolle Verwaltungserfahrung ge-
sammelt. Ein Antrag konnte damals oft schon digital ein-
gereicht werden, der weitere Prozess lief zugegebener-
maßen aber meist noch analog. Die Einführung der E- 
Akte brachte Fortschritte. Aber vor allem wird an dem 
Beispiel deutlich, dass jede Kommunalverwaltung ihre 
eigenen Wege sucht, mit der Digitalisierung umzugehen. 
Das ist nicht gerade effizient, und da setzen wir an.

Ein ausgeprägter Hang zu Dokumentationspflichten 
und Schriftformerfordernissen prägt unsere Verwaltungs-
kultur in Deutschland, ja. Wenn es eine EM im Büro-
kratie-Hindernislauf gäbe, würden wir mit großem Ab-
stand gewinnen. An dieser Stelle übrigens alles Gute für 
die Handballnationalmannschaft bei ihrem heutigen 
Spiel!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

– Ja, die haben Applaus verdient. – Im Sport wird Leis-
tung durch Vergleich messbar. Erst im direkten Wett-
kampf zeigt sich, wo man steht und ob man zur Welt-
spitze gehört. Genau das gilt auch für staatliches und 
wirtschaftliches Handeln.

In der Modernisierungsagenda des Bundes ist vorgese-
hen, Unternehmensgründungen innerhalb von 24 Stunden 
zu ermöglichen. In Deutschland dauert eine Gründung 
aktuell noch durchschnittlich 75 Tage. In Estland sind 
es hingegen bereits 15 Minuten. Dieser Vergleich zeigt 
zweierlei: Gründungen innerhalb von 24 Stunden sind ein 
notwendiger Fortschritt, aber sie reichen nicht aus, um im 
europäischen Vergleich eine Vorreiterrolle einzunehmen. 
Wie Herzog sagte: Wir brauchen einen Ruck. – Ich er-
gänze: Wir müssen und wir werden ambitionierter, und 
wir nehmen Fahrt auf.

Als drittgrößte Volkswirtschaft der Welt müssen wir 
Wirtschaftswachstum und Bürokratierückbau konsequent 
zusammendenken. Es reicht nicht, Probleme nur zu be-
schreiben und – schlimmer noch – das ganze Land stän-
dig schlechtzureden, wie es diese eine Fraktion zu meiner 
Rechten in diesem Haus permanent tut.

(Widerspruch bei der AfD – Tobias Ebenberger 
[AfD]: Seit Jahrzehnten haben Sie das Land 
runtergewirtschaftet!)

Wir hingegen liefern Lösungen und gehen voran.
(Beifall bei der SPD)

Ich stehe heute hier nicht nur als direkt gewählter Bun-
destagsabgeordneter meiner Heimatstadt Kassel, sondern 
auch mit dem Gefühl, dass wir in der Regierung zusam-
men als Mutmacher auftreten können; denn es gibt Ent-
wicklungen, die Hoffnung machen. Die Koalition hat in 
dieser Wahlperiode schon eine Menge angestoßen und 
umgesetzt, und wir nehmen weiter Fahrt auf.

Ein Beispiel ist der Bürokratiemelder, eine Plattform, 
die vom Mitmachen lebt. Der Bund hat sie vor Weih-
nachten aktiviert. Probieren Sie es mal aus: www.einfach-
machen.de. Sie werden sehen: Die Vorschläge, die dort 
eingereicht werden, werden auch umgesetzt werden. Ein-
gehende Hinweise werden künftig automatisiert mithilfe 

künstlicher Intelligenz priorisiert. Das ist ein wichtiger 
Schritt, um Rückmeldungen schneller auszuwerten. Ich 
bin überzeugt: KI wird uns helfen, Bürokratie wirksam 
und zielgerichtet zurückzubauen.

(Sonja Lemke [Die Linke]: Mal eine Risiko-
abschätzung machen!)

Doch noch wichtiger ist gegenseitiges Vertrauen. Wir 
brauchen mehr Vertrauen statt Kontrolle.

Lassen Sie uns gemeinsam den Mut haben, bestehende 
Regelungen und Vorschriften weiterhin konsequent zu 
hinterfragen. Jetzt ist es an der Zeit, das Wort „Büro-
kratie“ um sieben Buchstaben zu ergänzen: Bürokratie-
rückbau. Die Zeit ist reif.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Die Redezeit ist eher zu Ende.

Daniel Bettermann (SPD):
Wir liefern. Dafür stehen wir, dafür steht das Entlas-

tungskabinett, und dafür steht die Modernisierungsagen-
da. Das ist der Unterschied. Wir packen an, wir liefern.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf Sie noch mal darauf aufmerksam machen.

Daniel Bettermann (SPD):
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als letzte Stimme in der Aussprache hören wir für die 

CDU/CSU-Fraktion Dr. Martin Plum.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Martin Plum (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Diese 
Debatte hat gezeigt, was den Unterschied macht, den 
Unterschied zwischen uns als Regierungskoalition und 
der Opposition am rechten wie am linken Rand dieses 
Hauses.

Ganz rechts erleben wir einmal mehr viel Gerede über 
weniger Bürokratie, doch dahinter steht nichts.

(Lachen bei der AfD)
Seit der Bundestagswahl vor elf Monaten – hören Sie mir 
doch mal zu – haben Sie keinen einzigen Antrag, keinen 
einzigen Gesetzentwurf,

(Maja Wallstein [SPD]: Hört! Hört!)
keine einzige Initiative für weniger Bürokratie,

(Alexander Arpaschi [AfD]: Das stimmt ja 
überhaupt nicht!)

einen modernen Staat und eine digitale Verwaltung ge-
schrieben, den wir im Ausschuss für Digitales und Staats-
modernisierung hätten beraten können.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Keine Ideen, keine Vorschläge, keine Lösungen – die 
AfD gibt auf zentrale Zukunftsfragen unseres Landes 
überhaupt keine Antworten. Das zeigt: Sie sind keine 
konstruktive Opposition. Sie sind und Sie bleiben ein 
Totalausfall für Deutschland.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Zuruf von der AfD)

Ganz links hören wir ebenfalls einmal mehr viel Gere-
de, aber nicht über weniger Bürokratie, sondern über alt-
bekannte linke Feindbilder, ideologische Kampfbegriffe 
und das glatte Gegenteil.

(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])
Am Ende läuft es bei den Linken nämlich immer auf 
dasselbe hinaus: mehr regulieren, mehr verbieten, mehr 
Misstrauen. Mehr fällt der Linken nicht ein, wenn es um 
Digitalisierung und Staatsmodernisierung geht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Sonja Lemke [Die Linke]: Sie haben nicht zu-
gehört! Sie müssen mal zuhören, was wir sa-
gen!)

Wir als Koalition reden dagegen nicht nur, wir han-
deln. Wir nehmen weniger Bürokratie als zentrale Auf-
gabe dieser Wahlperiode an, wahr und ernst. Wir haben 
uns dafür ambitionierte Ziele gesetzt: 25 Prozent weniger 
Bürokratiekosten für die Wirtschaft, also eine Entlastung 
um 16 Milliarden Euro und mindestens 10 Milliarden 
Euro weitere Bürokratieentlastung für Bürger und Unter-
nehmen. Und wir liefern mit hohem Tempo: mehr als 
3 Milliarden Euro Bürokratieentlastung in nur einem hal-
ben Jahr,

(Alexander Arpaschi [AfD]: Beweisen!)
weitere Bürokratieentlastungen in Höhe von mehreren 
Milliarden Euro sind auf dem Weg. So entschlossen, so 
konsequent und so schnell hat noch keine Koalition in 
unserem Land Bürokratie zurückgebaut.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wir gehen diesen Bürokratieabbaupfad nicht, weil we-
niger Bürokratie für uns ein Selbstzweck ist. Wir gehen 
ihn, weil wir überzeugt sind: Weniger Bürokratie ist die 
Voraussetzung für mehr Wachstum, für mehr Freiheit und 
für mehr Vertrauen in unserem Land. Unnötige und über-
bordende Bürokratie bremst unsere Wirtschaft aus. Rund 
64 Milliarden Euro zahlt unsere Wirtschaft jedes Jahr für 
Bürokratie – Milliarden, die für Investitionen, für For-
schung und Entwicklung und für bessere Arbeitsbedin-
gungen fehlen.

Weniger Bürokratie bedeutet auch mehr Freiheit. We-
niger Formulare und Formalismus, weniger Papierkram 
und Zettelwirtschaft schaffen Freiräume – Freiräume für 
jeden Einzelnen, für Familie und Gesellschaft, für Ver-
eine und Ehrenamt, Freiräume für Unternehmen, für 
Kunden und Beschäftigte, für Wertschöpfung und Inno-
vationen, Freiräume für Städte und Gemeinden, für mehr 
Bürgernähe, für praxistaugliche Lösungen und für neue 
Wege vor Ort.

Weniger Bürokratie bedeutet schließlich auch mehr 
Vertrauen – mehr Vertrauen des Staates in die Eigenver-
antwortung jedes Einzelnen und weniger Misstrauen 
durch kleinteilige Regulierung. Umgekehrt aber auch: 
mehr Vertrauen in den Staat; denn ein einfacher, digitaler 
und handlungsfähiger Staat genießt genau das: das Ver-
trauen der Menschen, die in ihm leben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Mehr Wachstum, mehr Freiheit und mehr Vertrauen 
durch weniger Bürokratie – diese Überzeugung eint uns 
als Koalition.

(Stephan Brandner [AfD]: Eine Worthülse 
nach der anderen!)

Gemeinsam werden wir den erfolgreich begonnenen Bü-
rokratieabbaupfad daher in und mit dieser Überzeugung 
entschlossen weitergehen. Genau damit machen wir den 
Unterschied: Wir reden nicht nur über weniger Bürokra-
tie, wir

(Stephan Brandner [AfD]: … machen mehr!)
sorgen für weniger Bürokratie – aus voller Überzeugung 
und aus Verantwortung für Deutschland.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Vielen Dank. – Damit sind wir am Ende der Ausspra-

che.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 21/2730 an die in der Tagesordnung aufge- 
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere Vor-
schläge? – Das kann ich nicht erkennen. Dann verfahren 
wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 20: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Ruben 
Rupp, Robin Jünger, Alexander Arpaschi, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Politische Chancengleichheit auch im digita-
len Raum – Aufhebung der Verordnung (EU) 
2024/900 über die Transparenz und das Tar-
geting politischer Werbung

Drucksache 21/3609
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung (f) 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Kultur und Medien

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minuten 
vereinbart.

Ich darf die Aussprache eröffnen und für die AfD- 
Fraktion Ruben Rupp das Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Ruben Rupp (AfD):
Sehr geehrter Präsident! Geehrte Abgeordnete! Der 

CDU-Ministerpräsident Daniel Günther erklärte vor we-
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nigen Tagen mal eben ganz offen die Presse zum Feind. 
Er sprach von Zensur, ja sogar vom Verbot freier Me-
dien – Aussagen, die, seien wir mal ehrlich, wären sie 
von einem AfD-Ministerpräsidenten gefallen,

(Bettina Hagedorn [SPD]: Den gibt es zum 
Glück nicht!)

sofort zu Forderungen nach einem Parteiverbotsverfah-
ren geführt hätten. Die werden nun aus der Union relati-
viert und beklatscht, liebe Kollegen von der CDU/CSU. 
Wenn Sie Anstand haben, dann distanzieren Sie sich hier 
und heute von solchen autoritären Fantasien des Minister-
präsidenten.

(Beifall bei der AfD – Maja Wallstein [SPD]: 
Sie reden doch wie der Blinde von der Farbe! – 
Stephan Brandner [AfD]: Wow! Kann der 
nächste Redner ja gleich machen! – Zuruf der 
Abg. Sonja Lemke [Die Linke])

Besonders praktisch für Günther und seine Unterstüt-
zer ist, dass die Europäische Union inzwischen genau 
diese passenden Werkzeuge für seine autoritären Träume 
liefert, vom Digital Services Act, der die Koordinierungs-
stelle für digitale Dienste faktisch zur Zensurbehörde 
degradiert,

(Dr. Konrad Körner [CDU/CSU]: Das ist 
falsch!)

über die geplante EU-Chatkontrolle, die eine anlasslose 
Massenüberwachung der Bürger ermöglichen soll,

(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])

bis hin zur sogenannten Verordnung über „transparency 
and targeting of political advertising“, kurz: TTPA.

Und bevor Sie, wie so oft in diesen Debatten, auf 
unseren Antrag mit übergriffigen Unterstellungen ant-
worten:

(Ronja Kemmer [CDU/CSU]: Mimimi!)

Nur weil wir die TTPA aufheben wollen, heißt das nicht, 
dass wir gegen Transparenz sind

(Dr. Anna Lührmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ach so! – Zurufe der Abg. Ronja 
Kemmer [CDU/CSU] und Dr. Konrad Körner 
[CDU/CSU])

oder ausländische Wahlbeeinflussung dulden würden. – 
Diese Märchen von der AfD als angebliche ausländische 
Marionetten sind schlicht unwahr. Vermutlich sind Sie 
einfach neidisch, weil Sie selbst kaum noch internatio-
nale Kontakte haben. Kurzum: Diese Marionettenkarte 
ist auf alle Fälle billigste Propaganda, und ich bin sicher, 
Sie werden auch heute wieder diese Propaganda aus-
packen, weil Sie keine Argumente gegen die AfD und 
gegen diesen Antrag haben.

(Beifall bei der AfD – Sonja Lemke [Die 
Linke]: Wir haben schon gute Argumente ge-
gen die AfD!)

Tatsächlich ist diese Verordnung ein Angriff auf die 
Opposition und die Pressefreiheit. – Aber der Reihe nach, 
damit Sie auch mitkommen!

Vordergründig kommt die TTPA wie so oft mit einer 
scheinbar plausiblen Begründung daher: Keine Wahl-
beeinflussung! Es geht doch nur um Transparenz. – 
Doch dass diese Verordnung für Transparenz gar nicht 
erforderlich ist, zeigt der Zustand der sozialen Medien 
vor der Einführung dieser Verordnung.

Ich habe selbst politische Werbung auch auf Facebook 
geschaltet. Man musste ganz klar angeben, wer die Wer-
bung finanziert; man musste sich mit dem Personalaus-
weis authentifizieren und vieles mehr.

(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])

Das war transparent; das war ausreichend.
Was schafft jetzt die TTPA darüber hinaus? Teures 

Compliance Engineering, extrem erschwertes Targeting, 
massive Rechtsunsicherheit für Plattformen: Was ist jetzt 
eigentlich politische Werbung? Ab wann ist es politische 
Werbung? – Und ein hohes Bußgeldrisiko bei kleinsten 
Fehlern! Das Ergebnis: der faktische Rückzug fast aller 
großen Plattformen – Meta mit Facebook und Instagram, 
Google mit Youtube. Seit Oktober 2025 ist die politische 
Bezahlwerbung in den sozialen Medien de facto nicht 
mehr möglich.

Und wem schadet das? Nicht den Regierungsparteien, 
nicht den etablierten Medienhäusern,

(Johannes Schätzl [SPD]: So weit weg von der 
Realität! – Zurufe der Abg. Dr. Konrad Körner 
[CDU/CSU] und Stephan Brandner [AfD])

nicht ARD und ZDF. Geschädigt werden neue Parteien, 
oppositionelle Kräfte, kritische Vereine, Kandidaten und 
Thinktanks. Und ja, ganz besonders die stärkste Partei 
Deutschlands, die AfD, wird geschädigt.

(Beifall bei der AfD)

Denn wir sind auf digitale Reichweite angewiesen, weil 
wir keine wohlwollende Dauerberichterstattung durch 
große Verlagshäuser oder durch die öffentlich-recht-
lichen Medien genießen, wie Sie hier alle.

(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])

Was hier also tatsächlich passiert, ist die gezielte Aus-
schaltung politischer Wettbewerber unter dem Vorwand 
angeblicher Transparenz. Ich sage: Weg mit dieser unde-
mokratischen Mistverordnung der Europäischen Union!

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Sonja 
Lemke [Die Linke])

Und wenn Sie jetzt fragen: Ja, AfD, was ist denn dann 
eure Lösung für die Wahlbeeinflussung?

(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])

Ganz einfach: Die Bekämpfung ausländischer Einfluss-
nahme ist eine Aufgabe der Sicherheitsbehörden, unter 
anderem des Bundesnachrichtendienstes. Diesen gilt es 
zu stärken.

(Zuruf des Abg. Dr. Konrad Körner [CDU/ 
CSU])
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Denn in der Geheimdienstarbeit sind wir ja inzwischen 
nahezu vollständig von den USA abhängig – auch des-
halb, weil Sie im Bereich der Sicherheits- und Schlüssel-
technologien jahrelang geschlafen haben. Das ist Ihre 
Verantwortung und Ihr Versagen.

(Beifall bei der AfD)
Besonders enttäuschend in dieser Debatte allerdings – 

und das kann ich Ihnen nicht ersparen, Herr Digitalminis-
ter Wildberger – sind Sie mit Ihrem Kabinettsentwurf 
zum Politische-Werbung-Transparenz-Gesetz, dem na-
tionalen Folgegesetz zur TTPA. Dieser Entwurf ermög-
licht bei sogenannten Werbetreibenden, also ausdrücklich 
auch bei Parteien, Vereinen, Unternehmen und politi-
schen Kandidaten, Hausdurchsuchungen und Beschlag-
nahmungen wegen angeblicher Transparenzverstöße. Da 
sind wir ganz schnell im Strafrecht. Wer politisch wirkt, 
muss künftig damit rechnen, dass er eine Hausdurch-
suchung bekommt.

(Johannes Schätzl [SPD]: So ein Quatsch! – 
Zuruf der Abg. Rebecca Lenhard [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Und erst rückwirkend kann er sich dagegen wehren. Da-
mit schaffen Sie einen klaren Einschüchterungseffekt. Ich 
frage Sie: Ist das Ihre Vorstellung von Pressefreiheit und 
von fairem demokratischen Wettstreit? – Unsere ist das 
ganz sicher nicht.

(Beifall bei der AfD)
Und es wird noch schlimmer. Bei Gefahr im Verzug 

sollen sogar Hausdurchsuchungen ohne richterlichen Be-
schluss möglich sein. Was dürfen wir uns denn darunter 
vorstellen? Heißt das, dass bei erfolgreichen regierungs-
kritischen Bezahlvideos von Alice Weidel oder von „Ni-
us“-Chef Reichelt Gefahr im Verzug ist? Das Video ist 
hochgeladen – Gefahr im Verzug –, und dann gibt es 
direkt Hausdurchsuchungen auf Initiative der Koordinie-
rungsstelle für digitale Dienste, die vom Digitalministe-
rium kontrolliert wird? Müssen wir uns das darunter vor-
stellen?

(Johannes Schätzl [SPD]: Nein!)
Dass so etwas überhaupt in einem Kabinettsentwurf steht, 
ist unfassbar. Deswegen sage ich: Nehmen Sie diese Re-
gelungen unverzüglich zurück, Herr Digitalminister!

(Beifall bei der AfD)
Wenn Sie mir nicht glauben: Es steht schwarz auf weiß 

in § 6 und § 7 des Kabinettsentwurfs. Ich habe es mir 
selber auch noch mal angeguckt. Und zu genau diesem 
Gesetz habe ich den Minister gestern im Ausschuss be-
fragt. Er hat all diese Probleme, die ich hier aufliste, 
abgestritten, die Kritik – sinngemäß – als Falschinforma-
tion bezeichnet.

(Dr. Konrad Körner [CDU/CSU]: Sie ja 
auch! – Johannes Schätzl [SPD]: Sie ja auch!)

Herr Minister, hier ist die letzte Chance, das richtigzustel-
len.

Ich erwarte hier und heute eine klare Stellungnahme 
der Bundesregierung. Ziehen Sie diesen Kabinettsent-
wurf zurück! Oder halten Sie an Beschlagnahmung und 

Hausdurchsuchung auch ohne richterliche Anordnung 
fest? Ja oder nein? Es kann doch nicht so schwer sein, 
das hier klar zu erklären.

(Beifall bei der AfD)
Egal wie sich das Digitalministerium positioniert: Die 

AfD bleibt jetzt und in Zukunft der Anwalt für die Frei-
heit.

(Bettina Hagedorn [SPD]: Hahaha! – Lachen 
bei Abgeordneten der SPD und der Linken)

Da können Sie sicher sein.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter Rupp, ich behalte mir vor, die Ein-

gangsbemerkung zum Ministerpräsidenten von Schles-
wig-Holstein daraufhin anschauen und noch mal anzuhö-
ren zu lassen, ob Ihre Formulierungen unwahre Tatsa- 
chenbehauptungen beinhaltet haben.

(Stephan Brandner [AfD]: Wenn das so wäre, 
passiert was?)

– Ich behalte es mir vor, Herr PGF. – Ich habe das nur 
angekündigt, damit transparent ist, warum ich das tue

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
bezüglich dieser Eingangsbemerkung. Die „Markus 
Lanz“-Sendung kann sich jeder anhören;

(Stephan Brandner [AfD]: Das war ein peinli-
cher Auftritt!)

jeder kann auf sich wirken lassen, ob das, was gerade 
vorgetragen worden ist, stimmt.

Ich darf für die CDU/CSU-Fraktion Dr. Konrad Körner 
das Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir debattieren heute, noch bevor der Gesetz-
entwurf den Deutschen Bundestag erreicht hat, über po-
litische Chancengleichheit im digitalen Raum, und wir 
sehen, dass sich die AfD natürlich jede Berichterstattung, 
sei sie noch so hanebüchen, zunutze macht,

(Ruben Rupp [AfD]: § 6 und § 7! Haben Sie 
das gelesen? – Weiterer Zuruf von der AfD: 
Steht doch drin!)

jedes kleinste Strohhälmchen nutzt, um ihre Fake News 
zu verbreiten, um zu behaupten, dass Durchsuchungen 
von Redaktionsräumen bevorstehen würden. Nichts ist 
falscher! Und wenn Sie den Gesetzentwurf von vorne, 
nämlich von § 1 an, bis ganz hinten lesen würden, dann 
würden Sie auch merken, dass es dort um Befugnisse 
geht, die sich auf die Diensteanbieter und damit auf die 
Plattformen beziehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Johannes Schätzl [SPD]: Ja! – 
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Ruben Rupp [AfD]: „Werbetreibende“ steht 
da!)

Im Übrigen geht es darum, dass wir eine europäische 
Verordnung umsetzen müssen. Wir diskutieren also 
durchaus darüber, worum es in dieser Verordnung eigent-
lich geht. Und der Grundgedanke – das haben Sie ja sogar 
selber gesagt – ist legitim und auch richtig.

Politische Werbung ist ein Bestandteil demokratischer 
Meinungsbildung. Seit Jahrzehnten bereits haben wir in 
Rundfunk und Fernsehen Regeln dafür transparent und 
fair ausgestaltet.

(Zuruf von der AfD)
Niemand stellt dort ernsthaft infrage, dass Regeln auch 
notwendig sind. Es wäre daher sehr inkonsequent, so zu 
tun, als ob das im digitalen Raum gar nicht nötig wäre. 
Denn digitale Plattformen sind längst zentrale Orte der 
politischen Kommunikation und entscheiden mit ihrer 
Reichweite über die Wirkung politischer Inhalte.

Deswegen ist es auch richtig, dort Transparenz zu ver-
langen:

(Ruben Rupp [AfD]: Gab es doch schon!)
Wer finanziert das? In welchem Kontext wird das aus-
gespielt? Gerade der Blick zu den Rechtsextremen zeigt: 
Wir brauchen einen Schutz vor ausländischer Einfluss-
nahme. – Denn die vergangenen Jahre haben ja gezeigt: 
Ausländische Mächte versuchen, die Demokratie in 
Deutschland und Europa zu schwächen –

(Stephan Brandner [AfD]: Hat der Kiesewetter 
Ihnen die Rede aufgeschrieben?)

durch verdeckte Kampagnen, durch Desinformationen, 
durch intransparente Geldflüsse, zum Beispiel an Ihren 
„Deutschland-Kurier“.

(Stephan Brandner [AfD]: Unser „Deutsch-
land-Kurier“! – Zuruf des Abg. Gereon 
Bollmann [AfD])

Der Missbrauch von personenbezogenen Daten darf sich, 
wie Cambridge Analytica gezeigt hat, nicht wiederholen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Also, wer die Demokratie ernst nimmt, der kann hier 
nicht wegsehen.

(Stephan Brandner [AfD]: Das waren auch 
falsche Fakten, Herr Ramelow!)

Richtig ist auch, dass Regulierung nicht nur Parteien 
erfassen darf. Das ist in dieser Verordnung und in dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch berücksichtigt worden. 
Politisch motivierte Kampagnen finden auch in NGOs 
und in der Zivilgesellschaft statt. Auch diese Organisa-
tionen nehmen erheblichen Einfluss auf politische Debat-
ten. Wenn also Transparenz das Ziel ist, dann muss es für 
sie alle gelten.

All das vorangestellt: Die Ziele und der Ansatz dieser 
Verordnung sind richtig; aber die konkrete Ausgestaltung 
ist es nicht. Diese Verordnung ist in vielen Teilen völlig 
überbürokratisiert. Sie wurde von einer damals anderen 
Mehrheit im Europäischen Parlament beschlossen.

(Stephan Brandner [AfD]: Also haben wir 
recht! Danke!)

Sie erzeugt Dokumentations- und Aufbewahrungspflich-
ten, die in der Praxis kaum umsetzbar sind,

(Zuruf von der AfD: Aha!)

insbesondere bei ehrenamtlichen Strukturen, für kleine 
und mittlere Unternehmen, lokale Verlage, kleine Agen-
turen, freiwillige Wahlkampfhelfer. All dies wird aber 
von uns als Bundesgesetzgeber gar nicht geregelt.

(Ruben Rupp [AfD]: Aber dann können Sie 
sich doch dafür einsetzen!)

Das geschieht auf europäischer Ebene und dann durch die 
Landesgesetzgeber.

Es bleibt festzustellen: Ja, diese Regelung ist ein Mus-
terbeispiel aus Brüssel für „Gut gemeint, aber ziemlich 
schlecht gemacht“.

(Alexander Arpaschi [AfD]: Wie immer!)

Und es muss uns schon zu denken geben: Auf großen 
Plattformen ist jetzt überhaupt keine politische Werbung 
mehr möglich, weil diese eingestellt wird. Dieses Ergeb-
nis kann für uns in diesem Hohen Haus nicht im Interesse 
eines lebendigen demokratischen Diskurses sein.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zuruf von 
der AfD: Hört! Hört!)

Besonders problematisch ist, dass gerade jetzt, wenn zum 
Beispiel in Bayern ein kleiner Ortsverband vor den Kom-
munalwahlen seine Gemeinderats- oder Bürgermeister-
kandidaten mit einem Budget von ein paar Euro vorstel-
len will – gerade in Gegenden, wo es gar keine Zeitung 
mehr gibt –, er diese Möglichkeit nicht mehr hat. Ohne 
ein bisschen Reichweite ist es deutlich schwerer, über-
haupt wahrgenommen zu werden. Die Chancengleichheit 
leidet jetzt also gerade dort, wo sie gestärkt werden sollte. 
Deswegen sollte das alles auf europäischer Ebene ver-
bessert werden – praxisnäher, verhältnismäßiger und 
mit Augenmaß.

Aber an dieser Stelle beginnt dann auch der Unter-
schied zwischen uns und der AfD. Sie tun so, als seien 
Sie Opfer dieser Regulierung. Was für eine Heuchelei! 
Das Gegenteil ist der Fall. Sie sind Profiteurin gerade 
dieser digitalen Mechanismen.

(Zuruf des Abg. Bernd Schuhmann [AfD])

Studien der Bertelsmann Stiftung zeigen: Die Parteien 
der demokratischen Mitte stellen 65 Prozent der Inhalte, 
erreichen aber nur 26 Prozent der Sichtbarkeit.

(Alexander Arpaschi [AfD]: Daran seid ihr 
doch selber schuld!)

Das liegt nicht nur daran, dass nicht jeder von uns gleich 
Philipp Amthor mit seiner Reichweite ist, sondern das 
liegt auch an der Logik der Plattformen. Extremistische, 
polarisierende, empörungsgetriebene Inhalte werden von 
den Algorithmen bevorzugt.

(Zuruf des Abg. Steffen Janich [AfD])

Davon profitieren die politisch extremen Ränder von 
links und rechts.
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Widerspruch bei Abgeordneten der AfD)

Und es ist besonders unglaubwürdig, wenn Sie jetzt 
hier rumweinen, obwohl Sie im Gesetzgebungsverfahren 
in Brüssel überhaupt nicht dagegengestimmt haben. Das 
ist schon besonders perfide. Neinstimmen gab es nämlich 
nur aus unserer Fraktion bei den Kollegen im Europäi-
schen Parlament.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Franziska Hoppermann [CDU/ 
CSU]: Abnormal! – Stephan Brandner [AfD]: 
Es gibt doch kein Gesetzgebungsverfahren in 
Brüssel!)

Deswegen offenbart Ihr Antrag nicht nur eine Heuchelei 
in der Sache. Die politische Konsequenz Ihrer Forderun-
gen ist vielmehr noch viel desaströser. Sie fordern die 
Bundesregierung allen Ernstes auf, die Umsetzung und 
die Durchführung einer Verordnung einfach einzustellen. 
Das zeigt: Es geht Ihnen nicht darum, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen.

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
– Dinge zu verbessern, sondern es geht Ihnen darum, 

dieses europäische Projekt zu zerstören – kein legitimer 
Protest, sondern verantwortungsloser Populismus.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Dr. Anna 

Lührmann für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie der Abg. Maja Wallstein [SPD])

Dr. Anna Lührmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Transparenz politischer Werbung: Gute Sache, 
oder? Wer kann da eigentlich was dagegen haben? Und 
warum?

(Ruben Rupp [AfD]: Jetzt kommt wieder das! – 
Sebastian Maack [AfD]: Es gibt ja keine po-
litische Werbung mehr!)

Natürlich die Damen und Herren von der AfD –
(Stephan Brandner [AfD]: Und von der CDU/ 
CSU! Das haben Sie ja gerade gehört! Ihr Vor-
redner fand das auch nicht gut!)

die AfD, die mindestens 2,35 Millionen Euro Parteispen-
den bei der letzten Bundestagswahl aus dubiosen Schwei-
zer Kanälen bekommen haben soll, die AfD, die chinesi-
sche Spione beschäftigt,

(Ruben Rupp [AfD]: Lüge! Kein Beweis!)
die AfD, die zwielichtige Verbindungen in den Kreml hat, 
die AfD, die das Licht scheut wie der Teufel das Weih-
wasser.

(Stephan Brandner [AfD]: Besser als Kinder-
schänder in den eigenen Reihen!)

Meine Damen und Herren, die AfD liefert uns jeden Tag 
Gründe dafür, warum wir mehr Transparenz bei der po-
litischen Werbung brauchen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Die AfD lässt sich ja nicht nur aus dem Ausland be-
zahlen,

(Ruben Rupp [AfD]: Auch eine Lüge! Kein 
Beweis! Zweite Lüge! – Stephan Brandner 
[AfD]: Faktencheck!)

nein, sie verrät auch deutsche Staatsbürgerinnen und 
Staatsbürger

(Maja Wallstein [SPD]: So ist es!)

und prahlt damit auch noch. Am 15.10.2025 saß Beatrix 
von Storch bei „Markus Lanz“.

(Stephan Brandner [AfD]: Die sitzt da öfter 
mal!)

Sie habe der US-Regierung verraten, welche Menschen 
sich für die Umsetzung der EU-Digitalgesetzgebung ein-
setzen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Erlauben Sie eine Zwischenfrage vom Kollegen 

Bochmann von der AfD?

Dr. Anna Lührmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nein.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Abg. Maja 
Wallstein [SPD])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Dann setzen Sie gerne fort.

Dr. Anna Lührmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Dann, zwei Monate später, am 13. Dezember, war der 

AfD-Politiker Markus Frohnmaier im US-Außenministe-
rium bei der Under Secretary Sarah Rogers. Und zehn 
Tage später, kurz vorm Heiligen Abend, erlässt ebendiese 
Frau Rogers eine Einreisesperre gegen fünf Europäer/- 
innen.

(Alexander Arpaschi [AfD]: Oh! Verschwö-
rung!)

Warum?

(Ruben Rupp [AfD]: Weil sie Zensoren sind 
und die Meinungsfreiheit einschränken! Das 
ist der Grund!)

Weil sie sich für die Umsetzung der europäischen Digi-
talgesetzgebung eingesetzt haben, weil sie sich für Recht 
und Gesetz eingesetzt haben. Das kann doch nicht sein!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
Linken)
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In Deutschland handelt es sich um die Geschäftsfüh-
rerinnen der Organisation HateAid. Was macht HateAid?

(Alexander Arpaschi [AfD]: Zensieren!)

Sie weisen Plattformen wie Facebook und Instagram auf 
illegale Inhalte hin. Und weil hier der Zwischenruf „Zen-
sieren!“ kam:

(Alexander Arpaschi [AfD]: Ja!)

Am Ende entscheiden die Plattformen selber, was sie mit 
den Hinweisen von HateAid machen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – Ruben 
Rupp [AfD]: Bei 120 Millionen Euro Bußgeld, 
oder wie? – Zuruf des Abg. Tobias Ebenberger 
[AfD])

Wenn Sie jemandem Zensur vorwerfen wollen, dann wer-
fen Sie das Elon Musk, Ihrem Buddy, vor, aber nicht 
HateAid, die den Opfern von Hasskriminalität im Netz 
zur Seite stehen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der Linken)

sei es vor Gericht, sei es im Netz.

(Stephan Brandner [AfD]: Ganz übler Propa-
gandaschuppen da, Ihre HateAid!)

Es ist aber auch klar, dass die AfD solche rechtsstaat-
lichen Verfahren gar nicht mag. Deswegen meine Frage 
hier an die AfD:

(Stephan Brandner [AfD]: Wenn Sie uns Fra-
gen stellen und keine Zwischenfragen zulas-
sen: Was ist das für ein Dialog?)

Haben Sie die deutschen Staatsbürgerinnen Josephine 
Ballon und Anna-Lena von Hodenberg an die US-Regie-
rung verraten?

(Lachen des Abg. Alexander Arpaschi [AfD] – 
Jeanne Dillschneider [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So sind die angeblichen Patrio-
ten! – Ruben Rupp [AfD]: Das ist ja Comedy 
heute! – Weiterer Zuruf von der AfD: Mann, 
Mann, Mann!)

Der Verdacht liegt nahe. Das ist eine Schande! Das ist 
unpatriotisch!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Auch hier brauchen wir Transparenz, und dafür setzen 
wir uns ein.

Und die Bundesregierung? Was ist die Antwort der 
Bundesregierung auf die Sanktionierung deutscher 
Staatsbürgerinnen? Ein dürftiger Tweet des Außenminis-
ters, keine konkrete Unterstützung der Betroffenen! Auch 
im Ausschuss gestern ist Minister Wildberger konkrete 
Antworten schuldig geblieben.

Liebe Bundesregierung, Sie müssen den Ernst der 
Lage anerkennen: Trump sanktioniert Menschen, die 
sich für die digitale Souveränität Europas einsetzen.

(Zuruf des Abg. Ruben Rupp [AfD])

Er sanktioniert auch hochrangige Digitalpolitiker wie den 
ehemaligen EU-Kommissar Breton.

(Alexander Arpaschi [AfD]: Der hat’s auch 
verdient!)

Wen könnte es als Nächstes treffen? Herr Amthor, viel-
leicht sind Sie der Nächste auf der Sanktionsliste der 
USA.

Wenn wir uns vor dieser Willkür schützen wollen, 
dann hilft nur eins: Machen Sie ernst bei der digitalen 
Souveränität! Setzen Sie die EU-Digitalgesetze um! Un-
terstützen Sie europäische Alternativen! Nutzen Sie end-
lich Alternativen wie zum Beispiel Bluesky!

(Zuruf von der AfD: Mastodon!)

Gehen Sie weg von den Schleudern von Hass und Hetze 
wie X! Machen Sie den Rücken gerade, stellen Sie sich 
hinter deutsche Staatsbürgerinnen und Staatsbürger, und 
verteidigen Sie unsere Demokratie auch im Netz!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für eine Kurzintervention erteile ich 

das Wort dem Abgeordneten Bochmann von der AfD- 
Fraktion.

René Bochmann (AfD):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Kollegin Lührmann, 

Sie haben gerade am Anfang Ihrer Rede ausgeführt, 
dass Teile unserer Fraktion Zahlungen aus dem Ausland 
annehmen würden. Jetzt bitte ich Sie, hier in diesem 
Hohen Haus die Namen dieser Leute zu nennen, ganz 
klar. Ansonsten ist es, wie vorhin schon bei meinem 
Kollegen gerügt, eine falsche Tatsachenbehauptung. Ich 
fordere das hier vor dem Publikum ein.

(Maja Wallstein [SPD]: Fordern Sie doch mal 
eine eidesstattliche Versicherung, dass es nicht 
so ist!)

Wem können Sie hier diesen Vorwurf machen, der auch 
juristisch standhält?

Vielen Dank.

(Zuruf von der AfD: Hauen Sie mal raus! 
Hauen Sie mal raus! – Stephan Brandner 
[AfD]: Jetzt mal Butter bei die Fische! Kein 
Gelaber, sondern Fakten! – Gegenruf von der 
AfD: Spoiler: Es wird gelabert!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Lührmann, möchten Sie erwidern?

Dr. Anna Lührmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Natürlich.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Dann bitte.
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Dr. Anna Lührmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank für diese Frage. – Es gibt mehrere Be-

richte darüber, dass zum Beispiel Alice Weidel –
(René Bochmann [AfD]: Namen!)

– Alice Weidel –, der Kreisverband von Alice Weidel, 
ganz konkret Parteispenden aus der Schweiz erhalten 
hat, die meines Wissens auch zu spät deklariert worden 
sind.

(Stephan Brandner [AfD]: Der Kreisverband 
ist keine Person!)

Es gibt viele Berichte darüber, dass 2,35 Millionen Euro 
aus Schweizer Kanälen kamen,

(Edgar Naujok [AfD]: Namen! Namen!)
die Verbindung hatten zu einem Unternehmer, der nicht 
genannt werden wollte.

(Stephan Brandner [AfD]: Nicht nur Konjunk-
tive! Fakten! – Edgar Naujok [AfD]: Wir wol-
len die Namen!)

Auch das ist was, was nicht dem Sinne und dem Geiste 
der Transparenz hier entspricht.

Es gibt Verfahren gegen Mitarbeitende in Ihren Abge-
ordnetenbüros,

(Stephan Brandner [AfD]: Sie haben mit Abge-
ordneten gesprochen? – Maja Wallstein [SPD]: 
Petr Bystron! – Weitere Zurufe von der AfD)

die Verbindungen nach China haben, gegen Mitarbeiter, 
die Verbindungen in den Kreml haben. Sie reisen da re-
gelmäßig hin.

(Edgar Naujok [AfD]: Wer? Wer? – Gegenruf 
der Abg. Simone Fischer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Hören Sie doch mal zu! – Stephan 
Brandner [AfD]: Fakten! – Weiterer Zuruf von 
der AfD: Beantworten Sie doch einfach die 
Frage!)

Von daher würde ich sagen: Getroffene Hunde bellen. 
Und wer Angst vor Transparenz hat, der hat oft eben auch 
was zu verbergen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken – Edgar Naujok [AfD]: Namen! – 
Stephan Brandner [AfD]: Nix! Heiße Luft! – 
Weiterer Zuruf von der AfD: Beantworten Sie 
die Frage doch kurz!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Johannes Schätzl das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Johannes Schätzl (SPD):
Verehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe 

Kollegen! Gut, dass wir intensiv über das Thema Trans-
parenz streiten, und ich gebe zu, dass der Antrag erst mal 
einen charmanten Titel trägt. Die AfD fordert „politische 
Chancengleichheit“.

(Stephan Brandner [AfD]: Mit der Chancen-
gleichheit haben Sie ein Problem! Das glaube 
ich Ihnen!)

Mein Problem ist auch gar nicht der Titel, sondern tat-
sächlich der Antragstext, weil Sie im Antragstext, den Sie 
ja mit Sicherheit gelesen haben, exakt das Gegenteil von 
dem fordern, was der Titel vorgibt. Es geht Ihnen um die 
Abschaffung von Transparenz, um weniger Kontrolle 
und um viel mehr Intransparenz im digitalen Wahlkampf.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Und ja, Herr Körner hatte recht: Die EU-Verordnung 
über die Transparenz in der politischen Werbung ist mit 
Sicherheit kein perfektes Instrument. Natürlich kann und 
muss man sie evaluieren. Man muss sie praktikabel aus-
gestalten und am Ende auch schnell umsetzen. Aber 
Ihnen geht es ja nicht darum, diese Verordnung zu ver-
bessern, sondern Sie wollen eine Abschaffung.

Ich sage: Wir brauchen Regeln zur Transparenz von 
politischer Werbung. Denn sie sind eine Antwort auf 
sehr reale Probleme: auf verdeckte Einflussnahme aus-
ländischer Mächte,

(Maja Wallstein [SPD]: Richtig!)

auf Microtargeting ohne Wissen der Betroffenen, auf po-
litische Werbung, bei der niemand so genau weiß, wen sie 
adressiert und von wem sie bezahlt wird. Und genau mit 
diesem Antrag wollen Sie die Verordnung rückgängig 
machen.

Die AfD behauptet – Sie haben es ja gerade getan –, 
dass genau diese Transparenzregeln sie benachteiligen 
würden. Mein Problem mit diesem Satz ist, dass Trans-
parenz schon per Definition keinen benachteiligen kann,

(Ruben Rupp [AfD]: Doch! Das Ergebnis von 
den Verordnungen haben wir doch gesehen! 
Jetzt haben Sie sich selber widersprochen!)

es sei denn, Herr Rupp, man hat irgendwas zu verbergen.

(Beifall bei der SPD)

Um was geht es konkret in dieser Verordnung? Die 
Verordnung verlangt, dass politische Werbung als solche 
erkennbar ist, dass offengelegt wird, wer der Absender 
ist, dass offengelegt wird, wer die Anzeige bezahlt hat 
und an wen sie gerichtet ist. Das ist doch eine Grund-
voraussetzung für einen fairen demokratischen Diskurs 
auch im digitalen Raum.

Was Sie fordern, ist das Gegenteil. Sie wollen mehr 
anonyme politische Werbung zulassen, Sie wollen mehr 
verdeckte Kampagnen, und, ja, Sie wollen mehr Manipu-
lation durch eine gezielte Ansprache von Gruppen, ohne 
dass diese wissen, dass sie angesprochen werden – und 
das exakt in einer Zeit, in der wir doch wissen, dass 
Demokratien auch online verletzlich sind, in einer Zeit 
von Desinformationen, von ausländischer Einflussnahme 
und von Algorithmen, die Extrempositionen verstärken.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, poli-
tische Chancengleichheit heißt eben nicht, dass wir alles 
im Dunklen machen dürfen. Politische Chancengleich-
heit heißt, dass alle nach denselben und transparenten 
Regeln spielen.
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Aber bei diesem Antrag – und Sie haben es ja selbst 
gesagt – geht es doch am Ende um etwas gänzlich anderes 
und viel mehr. Sie versuchen seit Monaten, die Europäi-
sche Union zu diskreditieren.

(Tobias Ebenberger [AfD]: Sie diskreditiert 
sich selbst!)

Sie führen immer und immer wieder das gleiche Argu-
ment mit dem gleichen Muster an. Sie sprechen davon – 
das sind Ihre immer hier geäußerten Erzählungen –, dass 
gerade die Europäische Union die Meinungsfreiheit be-
schränken würde.

(Ruben Rupp [AfD]: Ganz richtig!)

Sie fordern die Bundesregierung auf, sich gegen die Be-
schränkung der Meinungsfreiheit einzusetzen. Aber, Herr 
Rupp – und ich glaube, das müssen Sie doch auch zu-
geben –, Sie dürfen im Netz doch alles äußern, was Sie 
wollen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Ruben Rupp [AfD]: Das wird 
gelöscht!)

Sie schreiben auf Ihrem eigenen Kanal, das Völkerrecht 
sei ein Narrativ und kein Recht. Sie schreiben: Macht 
schlägt Moral. – Das dürfen Sie doch äußern. Das wird 
keiner in diesem Land zensieren. Denn für Sie und für 
alle anderen in diesem Land und in der Europäischen 
Union gilt selbstverständlich die Meinungsfreiheit.

Sie müssen die Bundesregierung nicht auffordern, sich 
gegen Meinungsfreiheit einzusetzen. Die Bundesregie-
rung setzt sich dafür ein. Für Meinungsfreiheit brauchen 
wir vieles: Wir brauchen unabhängige Medien, einen 
funktionierenden Rechtsstaat, klare Regeln. Eines brau-
chen wir nicht: eine AfD-Bundestagsfraktion.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Zuruf von der AfD: Das entschei-
den nicht Sie!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Die Linke darf ich Donata 

Vogtschmidt das Wort erteilen.

(Beifall bei der Linken)

Donata Vogtschmidt (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Onlinewerbung? Hört 

sich erst mal gar nicht so bösartig an. Es ist ja nett, 
wenn man etwas auf dem Silbertablett serviert bekommt, 
ohne den Kopf einschalten zu müssen. Denkt man aber 
weiter darüber nach, zeigt sich: Der Schein trügt, und es 
handelt sich nicht um einen großzügigen Service, sondern 
um Entmündigung. Denn es führt dazu, dass unsere so-
zialen Netzwerke genau so sind, wie sie sind: Profit-
maschinen für wenige Digitalkonzerne, die mit der Ma-
nipulierbarkeit unserer Meinung eine ungeheure Menge 
Geld verdienen.

(Beifall bei der Linken)

Wir alle werden verleitet zum Kauf von bestimmten 
Produkten, zum Aufnehmen einseitiger Informationen 
oder sogar von Desinformationen. Gerade vor Wahlen 
sollten wir uns alle daran erinnern, dass vom Cam-
bridge-Analytica-Skandal bis hin zur Bevorzugung der 
AfD auf der Plattform X eine Gefahr für unsere Demo-
kratie ausgeht.

(Stephan Brandner [AfD]: „Unsere Demokra-
tie“: Das Unwort des Jahres übrigens!)

Das ist eine Form der Digitalisierung, die es zu verhin-
dern gilt und die wir als Linke und Progressive in aller 
Deutlichkeit ablehnen müssen.

(Beifall bei der Linken)

Facebook, Instagram, Whatsapp und Co, also der Me-
ta-Konzern, macht 99 Prozent der Einnahmen mit Wer-
bung. Für was oder wen sie dabei werben, ist reichlich 
egal. Allein 2024 sollen 10 Prozent der Gesamteinnah-
men des Meta-Konzerns mit Werbung für rechtswidrige 
Inhalte gemacht worden sein – 16 Milliarden Euro! Aus 
Sorge vor fehlenden Pralinen für die Aktionäre unter-
nimmt Meta quasi nichts. Das ist Beutekapitalismus mit 
Werbegeschäften. Und was tut die Bundesregierung da-
gegen? Was machen Herr Wildberger und Herr Amthor? 
Sie ahnen es: Nichts!

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)

Die Dimension des Problems ist aber noch viel größer: 
Wir steuern auf ein Internet zu, das mit Netzneutralität 
nichts mehr zu tun hat. Wenn KI-Tools und Suchmaschi-
nen keine objektiven Informationen wiedergeben, son-
dern das, wofür bezahlt wurde, verkommt das Internet 
zur CDU. Da läuft es nämlich quasi genauso. Oder haben 
Frau Reiche, Herr Spahn und Herr Weimer bereits einen 
Beitrag zur Aufklärung in den Fragen ihrer undurchsich-
tigen, aber im Zweifel wohl immer gut finanzierten Kon-
takte in die Wirtschaft geleistet? Wir leben also in einer 
von Finanzinteressen getriebenen Internetrealität.

Welche Antworten geben Sie uns als politisch Verant-
wortliche? Leider wenige bis gar keine. Na ja, ein halber 
Schutz Minderjähriger vor personalisierter Onlinewer-
bung findet sich im Digitale-Dienste-Gesetz. Allerdings 
ist unklar, ob und wie er in der Praxis umgesetzt wird. 
Denn die Bundesregierung schafft es nach wie vor nicht, 
das erforderliche Personal zur Aufsicht einzuplanen. Die-
ser Zustand im nun fünften Jahr seit dem Inkrafttreten des 
DSA ist einfach nur noch peinlich.

(Beifall bei der Linken)

Daneben gibt es die Verordnung über die Transparenz 
und das Targeting politischer Werbung, die die AfD mit 
dem vorliegenden Antrag – ebenso wie übrigens den 
DSA – abschaffen will. Die AfD will also allen Ernstes 
das bisschen Regulierung der Werbeindustrie komplett 
beseitigen. Die AfD zeigt damit, liebe Zuhörende, ihr 
von Profit und Macht getriebenes Gesicht. Es geht ihr 
nicht um soziale Netze in der Hand von euch, den Nut-
zenden. Es geht ihr nicht um die Freiheit der Meinungs-
bildung,

(Tobias Ebenberger [AfD]: Es geht um Wahl-
freiheit!)
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um objektiven Informationszugang. Es geht ihr nicht um 
den Kampf gegen die Überwachung von Nutzerinnen und 
Nutzern oder den Schutz eurer persönlichen Daten. Sie 
verwettet all das für Überreiche, die mit Digitalkonzernen 
oder Aktien daran den Besitz einer kleinen Oberschicht 
vergrößern und die genau das im Anschluss dann mit 
Parteispenden oder Öffentlichkeit honorieren. Alice 
Weidels Faninterview mit Elon Musk kann man sich da-
bei als Selbstunterwerfungsmoment des Jahres 2025 bei-
spielhaft einrahmen.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Daniel Bettermann [SPD])

Während Sie also, wie beschrieben, nichts gegen die 
Praktiken der Techkonzerne tun, wollen Sie parallel aber 
den Ärmsten unserer Gesellschaft den Gürtel nicht nur 
enger schnallen, sondern am besten gleich wegsanktio-
nieren. Warum zur Hölle besteuern Sie nicht endlich die 
bombastischen Werbegeschäfte von Musk und Co we-
nigstens angemessen am Steueraufkommen mit der Digi-
talsteuer? Genau das haben wir als Linksfraktion im ver-
gangenen Herbst gefordert und den Antrag bereits für Sie 
geschrieben. Sie müssten also nicht einmal etwas unter-
nehmen, sondern könnten weiter gegen Bürgergeldemp-
fänger/-innen hetzen.

Das CDU-geführte Digitalministerium, die AfD und 
große Teile der Bundesregierung wollen das jedoch nicht. 
Bloß keine Beteiligung Überreicher am Steueraufkom-
men! So interessiert es Sie natürlich auch nicht, dass 
Elon Musk, Peter Thiel und Co gerade massiv in das 
Mineraliengeschäft des rohstoffreichen Grönlands inves-
tieren und offen über die Gründung eines libertären Pri-
vatstaats auf Grönland fabulieren. Was Sie also nicht mit 
der Digitalsteuer eintreiben und damit verschenken, wird 
auf diese Weise investiert. Dabei bleibt noch genügend 
Geld übrig, um Donald Trumps autoritären Staatsumbau 
und die Einverleibung souveräner Staaten mitzufinanzie-
ren.

Wenn Sie, liebe Mitglieder der Bundesregierung, also 
das nächste Mal versichern, dass Grönland nicht in die 
Hände von Donald Trump fällt, dann denken Sie doch 
einmal kurz darüber nach, dass auch Sie eine Verantwor-
tung dafür tragen, wie viel Geld Oligarchen an autokra-
tische Präsidenten liefern können, um ein System am 
Laufen zu halten, welches selbst die Ermordung der ei-
genen Bevölkerung durch offenkundige Lügen vertei-
digt!

(Beifall bei der Linken)

Die EU-Verordnung zur Regulierung politischer Wer-
bung muss nicht abgeschafft werden. Sie versucht we-
nigstens, die Beeinflussung von politischen Wahlen 
durch politische Werbung zu bremsen und transparenter 
zu machen. So ist kommerzielle Werbung aus Nicht-EU- 
Staaten vor politischen Wahlen generell verboten, und 
wer politische Werbung bezahlt, muss erkennbar sein. 
Das ist richtig und gut so. Dann wird auch sichtbar wer-
den, dass Die Linke die einzige Partei im Bundestag ist, 
die keine Unternehmensspenden annimmt und daher 
nicht käuflich ist.

(Beifall bei der Linken – Zuruf des Abg. 
Dr. Christoph Ploß [CDU/CSU])

Die Verordnung zur Regulierung politischer Werbung 
ist, ehrlich gesagt, nur ein schwacher Versuch, die schäd-
lichen Folgen von Onlinewerbung zu bremsen. Sie be-
deutet Symptombekämpfung. Ich fordere Sie hiermit 
auf, das Problem an der Wurzel zu packen. Mit dem 
massenhaften Missbrauch persönlicher Daten zur Mei-
nungsbeeinflussung und Desinformation mit dem Ziel, 
Profite zu maximieren, muss konsequent Schluss sein. 
Wir brauchen transparente Internetdienste in der Hand 
der Nutzenden und ein Stoppschild für die Werbeindus-
trie. Nur so lässt sich die Herrschaft des Volkes als De-
mokratieprinzip in der digitalen Welt wahren und durch-
setzen.

Dafür stehen wir als Linke, und wir werden auch wei-
ter dafür kämpfen. Von brandgefährlichen Techoligar-
chen und ihren politischen Handlangern am rechten 
Rand habe ich echt die Schnauze voll!

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Kolleginnen und Kollegen, bevor ich der Bundesregie-

rung das Wort erteile, komme ich noch auf etwas zurück: 
Der Abgeordnete Schätzl hatte den Abgeordneten Ruben 
Rupp direkt angesprochen. Für eine Kurzintervention 
gebe ich dem Abgeordneten Rupp das Wort.

Ruben Rupp (AfD):
Herr Kollege Schätzl, Sie haben behauptet, ich könne 

doch alles schreiben und veröffentlichen. Ich habe auf 
Tiktok vor einigen Monaten ein Video mit dem Inhalt 
veröffentlicht, dass für mich ein Mann in Frauenkleidern 
keine Frau ist. Das Video wurde gelöscht, auch aufgrund 
der Richtlinien des DSA und der zuständigen Behörde.

Warum sagen Sie hier wahrheitswidrig, dass wir in den 
sozialen Medien Dinge posten könnten und nichts ge-
löscht werden würde? Das Gegenteil ist doch der Fall. 
Oder ist es für Sie Meinungsfreiheit, wenn ich nicht 
mehr sagen kann, dass ein Mann in Frauenkleidern keine 
Frau ist?

(Beifall bei der AfD)

Johannes Schätzl (SPD):
Herzlichen Dank für die Kurzintervention. – Ich glau-

be, Sie haben jetzt das zweite oder das dritte Mal etwas 
verwechselt. Wir entscheiden überhaupt nicht, welche 
Inhalte von Plattformen runtergenommen werden und 
welche Inhalte auf Plattformen stehen dürfen, sondern 
die Plattformen selbst entscheiden.

Was Sie eigentlich wissen müssten – ich werde es 
Ihnen trotzdem noch mal sagen –: Auch die Meinungs-
freiheit hat ihre Grenzen,

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
und zwar immer dann, wenn sie in das persönliche Recht 
von anderen eingreift. Wenn Sie Personen diskreditieren, 
dann hat selbstverständlich die Meinungsfreiheit Gren-
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zen. Ich bin mir relativ sicher: Das wird auch hier der Fall 
gewesen sein. Deswegen schließe ich daraus: Der DSA 
funktioniert genau so, wie er funktionieren soll.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Zuruf von der AfD: Zensur, ja? – 
Gegenruf des Abg. Esra Limbacher [SPD]: 
Das können Sie ja mit Ihren chinesischen 
Freunden abmachen!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Bevor wir jetzt mit den Fragen in die Tiefen der Nar-

reteien kommen, darf ich hier Karnevalisten aus Velbert 
begrüßen: die Narren, die dort für die Session unterwegs 
sind. Seien Sie herzlich willkommen!

(Beifall)
Ich darf für die Bundesregierung dem Parlamentari-

schen Staatssekretär beim Bundesminister für Digitales 
und Staatsmodernisierung, Herrn Thomas Jarzombek, 
das Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Thomas Jarzombek, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Digitales und Staatsmodernisierung:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 
reden heute über das Thema „Transparenz für politische 
Werbung“. Die Grundlage für diese Verordnung der 
Europäischen Union, über deren Umsetzung wir hier re-
den, hat eine Ursache. Die Ursache bestand in dem Skan-
dal von Cambridge Analytica. 270 000 Nutzer installier-
ten auf Facebook die App „This is Your Digital Life“, die 
im Ergebnis dazu führte, dass von 87 Millionen Nutzern 
ohne deren Einwilligung Profile erhoben wurden. Damit 
wurde Politik gemacht: Es wurden Wahlen beeinflusst; es 
wurde demobilisierende Werbung für potenzielle Nicht-
wähler ausgespielt. Es ging um die psychologisch-emo-
tionale Manipulation von Wahlen und um Wahlbeeinflus-
sung.

Dass das ein Problem war, ist, glaube ich, unstrittig. Es 
folgten daraufhin Strafen: 5 Milliarden Euro für den Me-
ta-Konzern, die Insolvenz von Cambridge Analytica, 
Verschärfung der Datenschutzregeln. Und ja, auch Unter-
nehmen wie Meta, die das vorher alles als problemlos 
gesehen hatten, haben angefangen, Regeln zu definieren. 
Die Europäische Union hat angefangen, Regeln zu de-
finieren. Wenn es jetzt so ist, dass man sich schon im 
letzten Wahlkampf für politische Werbung identifizieren 
musste, dann liegt die Ursache eben in diesen Regelungs-
intentionen der Europäischen Union, der die Anbieter 
hier vorweggegriffen haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Transparenz ist in einer Demokratie wichtig. Trans-

parenz ist essenziell, und Transparenz bedeutet zunächst, 
dass Parteien ihre großen Spender veröffentlichen müs-
sen. Das tun wir hier jedes Jahr im Deutschen Bundestag. 
Transparenz bedeutet zudem, dass es, wenn bei einem 
Volksentscheid wie in Hamburg der Straßenraum voller 
Plakate ist, ebenfalls im Interesse der Öffentlichkeit liegt, 

zu erfahren, wer denn diejenigen sind, die das finanzie-
ren. Es geht außerdem auch darum, Transparenz zu schaf-
fen in dem Sinne, dass keine Drittstaaten, keine nicht-
staatlichen Akteure oder keine totalitären Regime in 
unsere Wahlen eingreifen und diese beeinflussen, indem 
sie hier gezielt Spenden platzieren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Deshalb hat diese EU-Verordnung auch weiterhin ihre 
Bedeutung. Wir haben bei der Umsetzung ganz klar 
eine schlanke Eins-zu-eins-Umsetzung ohne Gold-Pla-
ting gemacht; so wie wir das immer schon vorher ange-
kündigt haben.

Was regeln wir mit diesem Gesetz? Hier wird gerade 
versucht, einen Eindruck zu erwecken, der nicht zutref-
fend ist. Es geht alleine um das Targeting auf digitalen 
Plattformen. Für Fragen von Landes- und Presserecht hat 
der Bund überhaupt keine Regelungszuständigkeit. Das 
sind die Länder. Und in diesem Gesetzentwurf, der hier 
vom Kabinett beschlossen wurde, steht auch zuvorderst 
ganz klar drin, dass landesrechtliche Fragen davon völlig 
unberührt bleiben; denn das kann, wird und darf gar nicht 
unser Regelungsgegenstand sein. Deshalb ist auch die 
Behauptung, hier würden Redaktionsräume durchsucht, 
falsch; denn das ist nichts, was der Bund, selbst wenn er 
es wollte, initiieren könnte. Und wollen tun wir es schon 
gar nicht. Presse- und Medienfreiheit sind das höchste 
Gut.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben, weil wir ja ein Rechtsstaat sind, dazu auch 
ein rechtsstaatliches Verfahren durchgeführt. – Das 
scheint in der AfD nicht viel Interesse zu erzeugen, wie 
ich an den Zwiegesprächen gerade sehe.

(Edgar Naujok [AfD]: Doch, doch!)

Wir haben ein rechtsstaatliches Verfahren durchgeführt, 
und das bedeutete eine Experten- und Verbändeanhörung 
im Vorfeld dieses Kabinettsbeschlusses. Wir haben nur 
vier Rückmeldungen darauf bekommen.

(Unruhe bei der AfD)

– Das scheint Sie immer noch nicht zu interessieren. In 
der Schule würden Sie übrigens ermahnt werden, Herr 
Kollege Rupp. – Von den vier Rückmeldungen waren 
zwei unkritisch, und zwei haben sich auf Themen bezo-
gen, die wirklich nichts mit Presse und Redaktionen zu 
tun haben. Wenn jetzt einige von Ihnen glauben, damals 
etwas verschlafen zu haben, kann ich nur sagen: Wir 
haben dieses Verfahren ordentlich gemacht.

Wenn jetzt behauptet wird, hier würde auf einmal ohne 
Richterbeschluss irgendetwas durchsucht, dann kann ich 
Ihnen sagen: Das, was sich hier findet, sind Standard-
regeln, die im Kartell- und Datenschutzrecht schon lange 
üblich sind.

(Zuruf des Abg. Ruben Rupp [AfD])

Um es auch noch mal deutlicher zu sagen: Die Durch-
suchungen sind grundsätzlich richterlich anzuordnen. Die 
eng begrenzte Ausnahmegefahr im Verzug ist dokumen-
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tations- und begründungspflichtig und kann anschließend 
natürlich über rechtsstaatliche Verfahren entsprechend 
angefochten werden.

(Ruben Rupp [AfD]: Ja, rückwirkend! Da ha-
ben wir es!)

Dann werden sich übrigens alle dazu erklären müssen. 
Das ist eben Transparenz in einem Rechtsstaat.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wichtig an dieser Stelle ist auch, dass wir den gut 
10 000 ehrenamtlichen Kommunalpolitikern das Leben 
hier nicht erschweren. Wenn es um Kugelschreiber, Flyer 
und ähnliche Dinge geht, verweise ich hier auf die FAQs, 
die die Bundesnetzagentur dazu veröffentlicht hat. Das ist 
wichtig.

Am Ende hat die AfD den Anlass hier wahrgenommen, 
um wieder zu raunen, zu behaupten, zu sagen: Es wird 
schon irgendetwas hängen bleiben. – Das ist Ihre Strate-
gie, und das ist eben keine Transparenz. Den Zensurvor-
wurf, den Sie ständig erheben, widerlegen Sie ja selbst, 
weil Sie diesen Zensurvorwurf online machen und der 
auch unentwegt ausgespielt wird. Die Bertelsmann-Stu-
die hat belegt,

(Zuruf von der AfD: Bertelsmann!)
dass Sie viel mehr abgebildet werden als andere Parteien. 
Das heißt im Gegenteil: Die Zensur – wenn es denn eine 
gäbe – träfe ja eher dadurch zu, dass die privaten Platt-
formen moderate Meinungen der Mitte weniger abbilden 
als Ihre extremen Meinungen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Ruben Rupp [AfD]: Deswegen wollen Sie ja 
zensieren!)

Zum Schluss: Herr Rupp, Ihre Liebeserklärung an den 
Verfassungsschutz und an die Dienste, die hier ermitteln 
sollen, wird sicherlich an anderer Stelle mit großem In-
teresse wahrgenommen werden.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Dr. Götz Frömming das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Götz Frömming (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Kol-

lege Jarzombek, Herr Kollege Dr. Körner, dass die Links-
fraktion – die linksidentische SED-Nachfolge sind Sie ja 
nicht; Sie sind ja rechtsidentisch mit der SED – jubelt, 
wenn wir ein Gesetz vorliegen haben, das hinausläuft auf 
Zensieren, Überwachen und Strafen, das wundert mich 
nicht. Aber dass in der CDU so ein Gesetz auch noch für 
gut befunden wird, Kollege Jarzombek, das schlägt wirk-
lich dem Fass den Boden aus.

Ich will Ihnen auch mal sagen: Was Sie hier vorgetra-
gen haben, stimmt einfach nicht; das gilt auch für das, 
was der Kollege Körner gesagt hat. Sie haben behauptet, 
Redaktionen wären sicher. Ich lese Ihnen mal etwas vor 
aus Ihrem eigenen Entwurf zur Durchführungsverord-
nung, § 6 – Auskunftserteilung und Durchsuchungen –, 
Absatz 3. Da heißt es – ich zitiere mit der Erlaubnis des 
Präsidenten –:

„Personen, die mit der Durchführung von Nachprü-
fungen beauftragt werden, dürfen alle Räumlichkei-
ten, die die Anbieter politischer Werbedienstleistun-
gen zu Zwecken ihrer gewerblichen, geschäftlichen, 
handwerklichen oder beruflichen Tätigkeiten nut-
zen, während der üblichen Geschäftszeiten betreten, 
soweit dies für die Zwecke der Nachprüfung erfor-
derlich ist.“

Und „bei Gefahr im Verzug“ heißt es dann noch, dass das 
auch „ohne richterliche Anordnung“ geschehen kann. 
Das heißt, subalterne Beamte entscheiden selbst darüber.

Und jetzt zur entscheidenden Stelle: Wer sind denn die 
Anbieter politischer Werbedienstleistungen? Das sind na-
türlich die freien Medien; denn die profitieren ja gerade 
nicht von den 10 Milliarden Euro zwangsweise erhobe-
nen Gebühren. Diese sind eben darauf angewiesen, dass 
auf ihren Plattformen, auf ihren Portalen Werbung ge-
schaltet wird, auch politische. Damit öffnen Sie hier der 
Überwachung von freien Medien sehr wohl Tür und Tor. 
Dieser Gesetzentwurf ist ein Angriff auf die Presse- und 
Meinungsfreiheit, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Und ich sage Ihnen auch: Es ist ja nicht so, wie Sie jetzt 

immer tun, als wäre es nur die AfD, die hier protestiert. 
Lesen Sie denn eigentlich keine unabhängigen Zeitun-
gen? Sie können die gleiche Kritik in der „Welt“ lesen; 
im „Cicero“ gibt es einen großen Artikel.

(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])
Sie können die gleiche Kritik nachlesen bei namhaften 
Verfassungsrechtlern. Also, dann hören Sie doch wenigs-
tens denen zu! Und es geht nicht darum, wer jetzt gerade 
hier auf der Regierungsbank sitzt oder auf der Oppositi-
onsbank. Sie müssen jedes Gesetz doch so prüfen, als 
wären Sie selber in der Opposition.

Mit diesem Gesetz geben Sie wirklich dem Staat – und 
hier eben nur Beamten – ein Instrument an die Hand, das 
gefährlich ist für unsere Demokratie. Dieses Gesetz, 
wenn es denn durchgeht, würde dem EU-Überwachungs- 
und Zensurapparat eine weitere Facette hinzufügen.

(Tobias Ebenberger [AfD]: Ja, genau!)
Wir können dankbar sein, dass beim Digital Services Act 
immerhin der polnische Staatspräsident die Unterschrift 
verweigert hat.

(Beifall bei der AfD)
Genau das, meine Damen und Herren, würden wir eigent-
lich erwarten von jedem Demokraten. Um mal ein his-
torisches Ereignis zu zitieren: Die Hand müsste verdor-
ren, die dieses Gesetz unterzeichnen soll.

(Maja Wallstein [SPD]: Oh, oh, oh!)
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Das hat nichts mit Demokratie zu tun. Es ist ein Melde- 
und Denunziationssystem, das hier aufgebaut werden 
soll. Das ist etwas, was tatsächlich bei Orwell genau so 
hätte stehen können, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Dr. Anna Lührmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie denunzie-
ren doch an die USA! Was erzählen Sie denn 
für einen Quatsch!)

Das Ganze steht ja nicht isoliert da, sondern wir erle-
ben, dass sich das in einem großen Kontext vollzieht. Wir 
gratulieren an dieser Stelle übrigens dem Journalisten 
David Bendels, der gerade freigesprochen worden ist, 
nachdem er von einer Ministerin wegen eines Memes 
vor Gericht gezerrt worden ist. Herzlichen Glückwunsch, 
David Bendels!

(Beifall bei der AfD)
Und wir erleben, dass Ministerpräsidenten – es ist 

schon gesagt worden; auch da bin ich mal gespannt auf 
den Faktencheck – sehr wohl die freien Medien zur bes-
ten Sendezeit angreifen. Aber auch da hoffen wir auf die 
Gerichte, die über diesen Fall demnächst urteilen werden. 
Darauf freuen wir uns schon.

Vielen Dank für Ihre geschätzte Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Maja Wallstein das Wort 

erteilen.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Maja Wallstein (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Besucherinnen und Besucher! Schön, 
dass Sie da sind! Ich möchte diese Debatte dafür nutzen, 
uns alle eindringlich davor zu warnen, abzustumpfen.

Wir erleben hier in nahezu jeder Debatte, wie die AfD 
abstruse, hanebüchene Behauptungen aufstellt. Und das 
ist so viel, dass wir natürlich – und das ist total mensch-
lich – Gefahr laufen, uns daran zu gewöhnen, und dass 
wir Gefahr laufen, schon damit zu rechnen, und dass wir 
gar nicht mehr überrascht sind von der Radikalität, gar 
nicht mehr empört sind über die Lässigkeit, mit der die 
AfD offen zugibt, dass sie gegen die Interessen der Men-
schen in unserem Land agiert.

(Beifall bei der SPD – Edgar Naujok [AfD]: 
Nee, nee, nee!)

Auch bei dem Antrag, der heute hier vorliegt, braucht 
man wirklich keine großen Anstrengungen, um zu erken-
nen, wie sehr es den Menschen in unserem Land schaden 
würde, wenn dieser Antrag hier eine Mehrheit bekäme. 
Stellen Sie sich mal vor: Sie sitzen abends auf dem Sofa, 
scrollen durch Ihr Handy, und plötzlich sehen Sie ein 
Video über Heizkosten. Was Sie nicht wissen: Dieses 
Video wird Ihnen nur angezeigt, weil ein Algorithmus 
im Hintergrund nahezu alles über Sie weiß, unter ande-
rem auch, dass Sie sich Sorgen um Ihre Rente machen. 
Bei Kindern und Jugendlichen ist das noch verwerflicher. 

Und was Sie erst recht nicht wissen: Wer hat dieses Video 
eigentlich bezahlt? War es eine Partei? War es ein dubio-
ser Verein aus dem Ausland? Oder eine Lobbygruppe?

Bisher war das Internet hier eine Art Blackbox.
(Ruben Rupp [AfD]: Das stimmt nicht! Genau 
das stimmt nicht! Die großen Plattformen hat-
ten schon Regelungen!)

Wir erinnern uns an den Cambridge-Analytica-Skandal, 
der hier schon erwähnt wurde, wo Menschen mit maß-
geschneiderter Desinformation bombardiert wurden, 
ohne zu wissen, wer dahintersteckt. Diese EU-Verord-
nung, die die AfD hier angreift, macht Schluss damit. 
Sie sagt schlicht: Wenn es Werbung ist, dann muss auch 
„Werbung“ draufstehen, und wir müssen wissen, wer der 
Sponsor ist.

Die AfD behauptet nun, das würde die Chancengleich-
heit behindern, obwohl das ja für alle gilt; für alle gilt das 
gleichsam. Was für ein hanebüchener Unsinn! Die AfD 
hat Angst vor dem Lichtkegel der Transparenz.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Tobias 
Ebenberger [AfD]: Ja, ja! Streuen Sie mal 
den Leuten weiter Sand in die Augen! Netter 
Versuch!)

Sie profitiert wie keine andere Partei von intransparenten 
Netzwerken und der gezielten Verbreitung von Angst und 
Desinformation in sozialen Medien.

(Ruben Rupp [AfD]: Genau das habe ich schon 
abgeräumt!)

Wer gegen Transparenz bei politischer Werbung ist, 
der will die Bürgerinnen und Bürger nicht informieren, 
sondern manipulieren. Und wer verhindern will, dass wir 
sehen, woher das Geld für massive Onlinekampagnen 
kommt, der spielt ein falsches Spiel mit unserer Souve-
ränität.

(Beifall bei der SPD)
Die AfD macht hier keine Politik für Deutschland. Sie 
will den digitalen Raum als rechtsfreien Raum erhalten, 
in dem derjenige gewinnt, der am lautesten schreit und 
am geschicktesten verschleiert.

Wir sagen: Die Bürgerinnen und Bürger haben ein 
Recht darauf, zu wissen, wer versucht, ihre Meinung zu 
kaufen.

(Ruben Rupp [AfD]: Zum Beispiel die Ber-
telsmann Stiftung vielleicht?)

Wir schützen die Integrität unserer Wahlen vor Manipu-
lation, egal ob von innen oder von außen. Deshalb setzen 
wir diese Verordnung konsequent um: für ein Netz, in 
dem Fakten zählen und nicht die Tiefe der Taschen oder 
die Heimtücke der Algorithmen.

Und noch mal: Was die AfD hier tut, ist so offensicht-
lich. Das passiert hier jeden Tag, und trotzdem dürfen wir 
uns niemals daran gewöhnen; denn in dem Moment, wo 
wir uns daran gewöhnen und der Widerspruch vielleicht 
weniger wird,

(Alexander Arpaschi [AfD]: Sie werden sich 
nicht daran gewöhnen! Sie werden abgewählt!)

geben wir die Demokratie den Verfassungsfeinden preis.
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Wir müssen unsere Demokratie überall schützen.

(Ruben Rupp [AfD]: Vor den Wählern viel-
leicht!)

Das bedeutet im Übrigen auch, dass wir keine verfas-
sungsfeindlichen Parteien dulden dürfen. Darum sollten 
wir uns alle starkmachen für die Überprüfung der Ver-
fassungsmäßigkeit der AfD durch das Bundesverfas-
sungsgericht,

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Alexander Arpaschi [AfD]: 
Dann beantragt es doch! – Zuruf des Abg. 
Tobias Ebenberger [AfD])

so wie es Artikel 21 unseres Grundgesetzes vorsieht. Ich 
frage mich: Welche demokratische Partei fürchtet die 
Überprüfung ihrer Verfassungsmäßigkeit durch das 
höchste Gericht unseres Landes?

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Sebastian Maack [AfD]: Wir haben davor 
keine Angst! – Alexander Arpaschi [AfD]: 
Einfach mal machen! – Weitere Zurufe von 
der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Bündnis 90/Die Grünen darf ich Rebecca Lenhard 

das Wort erteilen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Rebecca Lenhard (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abgeord-

nete! Die US-amerikanischen Tech-Bros wie Elon Musk 
und Peter Thiel glauben längst nicht mehr an demokrati-
sche Regeln. Sie propagieren grenzenlosen Fortschritt. 
Aber was sie damit eigentlich meinen, sind Technologien 
ohne Verantwortung und Macht ohne demokratische 
Kontrolle. Sie glauben nur noch an das Recht des Stärke-
ren; sie glauben an die Abschaffung von Staaten und an 
die Macht weniger Auserwählter. Deren Vision: eine Zu-
kunft, in der die Techoligarchen die ganze Welt beherr-
schen. Und wenn diese milliardenschweren Unternehmer 
sich mit MAGA und Donald Trump verbünden und ihre 
wirtschaftliche Macht nutzen, um politische Regeln in-
frage zu stellen, dann ist es unsere Aufgabe, die Demo-
kratie und den Rechtsstaat entschieden zu verteidigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Donata Vogtschmidt [Die Linke])

Ihr Einfluss ist längst in ganz Europa spürbar. Techgi-
ganten geben jährlich mehr als 150 Millionen Euro für 
Lobbyarbeit in der EU aus – ein Anstieg von mehr als 
50 Prozent in den letzten fünf Jahren. Ihr Ziel ist dabei 
klar: keine wirksamen europäischen Digitalgesetze, kein 
DSA, kein DMA, kein AI Act, keine Transparenz bei 
politischer Werbung. Warum? Weil Tech-Bros von In-
transparenz, Monopolen und der Kontrolle über Daten 
profitieren.

Und hier kommen die AfD und ihr heutiger Antrag ins 
Spiel. Die AfD ist das trojanische Pferd; sie ist ein Werk-
zeug von MAGA und Big Tech.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Unverschämt!)
Es gibt eine ganz klare Arbeitsteilung: Die AfD bekämpft 
die EU von innen, MAGA von außen. Beide haben das 
gleiche Ziel: die Schwächung der Demokratie,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nee! Wir sind die 
Demokratie! Finden Sie sich damit ab!)

Deregulierung und Spaltung der Gesellschaft.
Es ist kein Zufall, dass die AfD gegen jede Form von 

Transparenz im Netz kämpft:
(Dr. Götz Frömming [AfD]: Transparenz? Das 
ist Überwachung! – Tobias Ebenberger [AfD]: 
Überwachung! Zensur!)

letzte Sitzungswoche gegen den DSA. Heute will sie die 
EU-Verordnung zu Transparenz und Targeting politischer 
Werbung abschaffen; ein Gesetz, das politische Werbung 
kennzeichnen und ausländische Einflussnahme offenle-
gen soll. Ihre Forderung nach digitaler Freiheit bedeutet 
in Wahrheit: keine Kontrolle über politische Werbung, 
damit Wahlen von außen beeinflussbar bleiben,

(Ruben Rupp [AfD]: Was macht der Bundes-
nachrichtendienst dann eigentlich beruflich? 
Dafür ist der Bundesnachrichtendienst zustän-
dig!)

keine Transparenz, damit niemand sieht, wie ihre Wahl-
kämpfe und ihre Kampagnen finanziert sind,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

und keine Regulierung von Big Tech, damit Algorithmen 
weiter Hass und Lügen verbreiten.

Dabei übernimmt die AfD einfach die Argumente von 
Big Tech. Im Antrag steht quasi: Wenn die EU Big-Tech- 
Unternehmen reguliert, dann ziehen die sich aus Europa 
zurück. – Aber wir kennen diese Masche doch seit Jahren. 
Diese Drohungen kommen nämlich immer genau dann, 
wenn unsere Regeln wirken, immer dann, wenn Demo-
kratien endlich sagen: Hier gelten unsere Spielregeln und 
nicht eure.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Aber diese Drohungen sind doch kein Grund, Regulie-
rung abzubauen, sondern sie sind eine Warnung, uns end-
lich mit unserer digitalen Souveränität zu beschäftigen 
und sie zu stärken.

Wissen Sie, was stärker ist als die Drohungen von Big 
Tech oder die Drohungen von der AfD? Wir, Bürger/- 
innen, die sich wehren, Initiativen wie der Digital Inde-
pendence Day, die zeigen: Wir wollen nicht digital er-
pressbar bleiben. Wir setzen auf eigene, unabhängige 
Lösungen,

(Ruben Rupp [AfD]: Welche?)
die nicht kontrolliert werden von Milliardärinnen und 
Milliardären, sondern von uns.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Und die AfD? Die AfD und ihre Verbündeten, die 
fürchten nichts mehr als eine starke Demokratie.

(Zuruf des Abg. Tobias Ebenberger [AfD])
Deshalb kämpfen Sie gegen jede Regel, die uns schützen 
soll. Hier geht es um mehr als um Technologie. Hier geht 
es um Macht.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Und wir sagen ganz klar: Diese Macht gehört nicht in die 
Hände weniger Tech Bros. Wir werden diese Macht ver-
teidigen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Diese Macht in 
den Händen der Grünen?)

Diese Macht gehört uns allen.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Henri Schmidt 

das Wort erteilen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Henri Schmidt (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Viele von Ihnen werden sich noch an den wun-
derbaren letzten Wahlkampf erinnern. Der ist ja noch gar 
nicht so lange her. Es war furchtbar kalt, wir standen an 
Infoständen, führten viele Gespräche und haben mit ge-
frorenen Fingern Plakate aufgehängt.

Auch ich habe das natürlich in meinem schönen Wahl-
kreis erlebt, zum Beispiel in Ratzeburg, in Mölln oder 
auch in Barsbüttel. Es war eine schöne Zeit. Und diese 
Orte, lieber Herr Rupp, liegen übrigens in Schleswig- 
Holstein, dem Bundesland mit dem besten Ministerprä-
sidenten der Bundesrepublik Deutschland.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU – Lachen bei Abgeordneten der 
AfD – Dr. Götz Frömming [AfD]: Das sieht 
Boris Rhein nicht so!)

Und dann gab es im Wahlkampf – ein Nebenthema – 
auch klassische Anzeigen in Printmedien oder auf Web-
seiten. Alles das gehört nach wie vor zum politischen 
Wettbewerb in unserem Land. All das unterliegt seit Jahr-
zehnten natürlich auch den klaren Regeln der Trans-
parenz. Gleichzeitig müssen wir feststellen: Wahlkämpfe 
haben sich verändert, sie sind digitaler geworden. Politi-
sche Kommunikation findet mehr und mehr im Internet 
statt: in sozialen Medien, über Suchmaschinen, Podcasts, 
Apps usw. Politische Werbung ist dabei nicht verschwun-
den, sie hat sich lediglich verändert.

Genau über diesen Bereich sprechen wir hier. Wir 
sprechen nicht über Kommunikation in den sozialen Me-
dien als solche, sondern einzig und allein über bezahlte 
Werbung. Versetzen Sie sich in die Lage von Bürgerinnen 
und Bürgern, die häufig eben nicht wissen, warum sie 

gerade die eine oder andere Werbung sehen oder nicht 
sehen, auf welcher Datengrundlage sie ausgewählt wor-
den sind, wer hinter der Botschaft steht oder wer sie am 
Ende finanziert. Genau hier setzen im Übrigen die Re-
gelungen der EU-Verordnung an, obgleich – da schließe 
ich mich meinem Kollegen Konrad Körner an – die spe-
zifische Umsetzung durchaus diskussionswürdig ist.

Aber lassen Sie mich eines klar und unmissverständ-
lich sagen: Es geht eben nicht um die Einschränkung 
politischer Meinungen. Es geht eben nicht um Zensur. 
Es geht einzig und allein um die Transparenz, und zwar 
für uns alle.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Dr. Götz Frömming [AfD]: Ich 
verzichte gerne auf diese Bevormundung!)

Nur wer weiß, mit welcher Absicht und aus welcher 
Quelle er angesprochen wird, kann sich frei und infor-
miert eine eigene Meinung bilden. Genau das ist die 
Grundlage für faire und gleiche Wettbewerbsbedingun-
gen im politischen Raum, und zwar in ganz Europa. Da-
bei ist eines ausdrücklich festzuhalten: Die Meinungs-
freiheit in unserem Land bleibt unantastbar.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das merken wir!)

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen von der AfD, 
vor einigen Wochen standen Sie hier und forderten die 
Abschaffung des Digital Services Acts,

(Beifall bei der AfD)

und heute nun fordern Sie die Abschaffung der nächsten 
Regelung. Das ist insofern bemerkenswert, als dass Sie 
doch vielleicht mithelfen könnten, diese Regelungen zu 
verbessern, anstatt sie abzuschaffen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nee!)

Denn letztlich sind es Regelungen, die für unsere Bür-
gerinnen und Bürger gemacht sind.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nein! Die Bürger 
haben danach nicht gerufen!)

Es geht um Verbraucherschutz und Transparenz. Wer nun 
darüber hinaus hier im Deutschen Bundestag auch noch 
behauptet, die Verordnung stelle eine Art von Zensur dar, 
der verkennt entweder den Inhalt oder will bewusst ver-
unsichern.

(Ruben Rupp [AfD]: Ich habe das so gelesen!)

Diese Interpretation, liebe Bürgerinnen und Bürger, über-
lasse ich Ihnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Micha Fehre das Wort 

erteilen.

(Beifall bei der AfD)
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Micha Fehre (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Angst, Frustration, ja regelrechte Panik bricht bei 
den Altparteien aus. Bei uns, der AfD, sind es die Um-
frageergebnisse, bei Ihnen ist es der Puls, der nach oben 
schnellt.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. 
Dr. Konrad Körner [CDU/CSU])

Ihre Politik ist getrieben von Angst. Und so wie Sie aus 
ideologischer Angst vor heißer Luft und CO2 ein Gesetz 
nach dem nächsten erlassen, welche unsere Wirtschaft 
erdrücken und Arbeitsplätze vernichten, genauso schaf-
fen Sie aus Angst vor der Wahrheit

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Genau!)

mit Gesetz für Gesetz und Verordnung für Verordnung 
unsere Meinungsfreiheit scheibchenweise ab.

(Beifall bei der AfD – Franziska Hoppermann 
[CDU/CSU]: Da hätten Sie auf europäischer 
Ebene dagegenstimmen können! Haben Sie 
aber nicht! – Gegenruf des Abg. Sebastian 
Maack [AfD]: Haben wir! Gucken Sie nach!)

Denn insgeheim wissen Sie ganz genau, dass Sie bei 
fairem Wettbewerb niemals mit der AfD Schritt halten 
könnten. Und genau dafür brauchen Sie dieses Gesetz, 
welches dafür sorgt, dass Werbung mit parteipolitischen 
Inhalten de facto verboten wird.

Was genau politische Werbung dabei überhaupt ist, 
wurde sehr weit gefasst und unklar definiert. Die Umset-
zung der neuen Verordnung ist hoch kompliziert, ver-
ursacht jede Menge Bürokratie. Und wenn den Plattfor-
men dann trotzdem ein Fehler beim Einhalten der 
Transparenz und bei den Targeting-Zwangsvorgaben un-
terlaufen würde, drohen Bußgelder in Höhe von bis zu 
6 Prozent des Jahresumsatzes. Am Beispiel von Face-
book wären das dann also bis zu 8 Milliarden Euro. 
Kein Wunder daher, dass sich Google, Facebook, Instag-
ram und Co kurzerhand dazu entschieden haben, politi-
sche Werbung auf ihren Plattformen einfach vollständig 
zu verbieten.

Diese Verordnung und das dazugehörige Gesetz, wel-
ches gerade entwickelt wird, sind ein weiteres Zeugnis 
Ihrer Angst: Angst vor freiem Wettbewerb, Angst vor 
freier Meinung und geradezu panische Angst vor unserer 
AfD.

(Beifall bei der AfD – Esra Limbacher [SPD]: 
Vor Ihnen?)

Das wird Ihnen aber nichts nützen; denn auch mit orga-
nischer Reichweite sind wir die stärkste Kraft. Wir wer-
den schon bald in Verantwortung sein,

(Zuruf des Abg. Esra Limbacher [SPD])

und dann werden wir stapelweise Gesetze wie dieses 
ganz einfach wieder abschaffen.

(Beifall bei der AfD)

Es ist höchste Zeit, dass Deutschland wieder mit neuem 
Selbstbewusstsein, mit Stolz auf Schwarz-Rot-Gold und 
mit Liebe zu den eigenen Leuten regiert wird.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Helge Lindh das Wort 

erteilen.
(Beifall bei der SPD)

Helge Lindh (SPD):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Die AfD legt ja angeblich 
immer viel Wert auf Deutschtum. Es gibt eine deutsche 
Tugend: die Bescheidenheit, die den Menschen ehren und 
auszeichnen möge. Das war eben ein Beitrag für das 
Gegenteil von Bescheidenheit, und manche Hybris rächt 
sich. So viel zu der gerade gehaltenen Rede.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das war alles?)
Bemerkenswert aber finde ich das Wort „Chancen-

gleichheit“ im Titel Ihres Antrages. Ich frage mich: 
Wann haben Sie sich denn mal mit Chancengleichheit 
für geflüchtete Personen, Chancengleichheit für allein-
erziehende Frauen,

(Alexander Arpaschi [AfD]: Reden wir mal 
über Parteienstiftungen, Herr Lindh! Parteien-
stiftungen!)

Chancengleichheit für Menschen in Armut beschäftigt? 
Bei Ihnen bedeutet Chancengleichheit nämlich – das ist 
AfDisch – mehr Chancen und Privilegien für die AfD auf 
Kosten der anderen.

(Beifall bei der SPD – Lachen bei der AfD – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Der war gut! Wo ist 
denn unser Vizepräsident?)

So wie Sie ja auch immer tagtäglich daran arbeiten, fak-
tisch Frauenrechte zu schwächen, aber Frauenrechte ge-
nau dann entdecken, wenn man wieder mal gegen Flücht-
linge und Muslime hetzen kann.

(Ruben Rupp [AfD]: Reden Sie doch mal zum 
Thema! Wie kommen Sie auf Flüchtlinge? – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Da vorne steht 
das Thema!)

So viel zu ihrem verräterischen Verständnis von Chan-
cengleichheit.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Abg. Maja 
Wallstein [SPD])

Im Übrigen geht es Ihnen in Ihrem Antrag überhaupt 
nicht darum, handwerkliche oder fachliche Verbesserun-
gen vorzuschlagen, also zu gucken, wie hier Bürokratie 
vermieden werden kann, sondern es geht im Grundsatz 
um einen Angriff unter dem Rubrum: Die Meinungsfrei-
heit ist gefährdet. Sie täuschen auch vor, man könne nicht 
mehr offen sprechen,

(Ruben Rupp [AfD]: Fakt!)
oder es wird der Eindruck erweckt, es ginge zum Beispiel 
bei Verhetzung um handwerkliche Fehler und kleine Un-
genauigkeiten.
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Worüber reden wir aber? Wir reden über strategische, 
gezielte Desinformation. Es ist dem deutschen Verfas-
sungsschutz mithilfe französischer Dienste erstmalig 
gelungen, vor Kurzem die Kampagne „Storm-1516“ ein-
deutig der von Ihnen ja angebeteten russischen Adminis-
tration zuzuschreiben. Gezielt ist nachvollziehbar, wie 
Einflussnahme auf Bundestagswahlen, aber auch auf 
den langfristigen Prozess geplant wird. Da finden sich 
ganz erstaunliche, unwahre Tatsachenbehauptungen und 
Lügen. Im Rahmen dieser Kampagne wird unter anderem 
behauptet, Friedrich Merz – das muss man sich vorstel-
len! – habe bei einer Großwildjagd Eisbärenfamilien in-
klusive Eisbärenbabys getötet. Robert Habeck wurde un-
terstellt, er sei an illegalem Kunstraub beteiligt. Und es 
wird behauptet, die Parteibezeichnung AfD stehe nicht 
auf Wahlzetteln. Das klingt lächerlich, wird aber syste-
matisch über diverse bezahlte Fake-Accounts betrieben, 
mit Methoden, die auch reguläre Medien einbeziehen 
sollen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Sie glauben, so 
einen Quatsch erkennen die Bürger nicht?)

Wir bewegen uns in einer Welt, in der Desinformation 
systematisch betrieben wird; darüber reden wir. Deshalb 
brauchen wir eine entsprechende Gesetzgebung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ihnen geht es aber nicht um Deregulierung und Büro-
kratieabbau, sondern um die Deregulierung der Demo-
kratie. Dies ist aber mit uns nicht zu haben. Demokratie 
beruht auf Regeln und deren Einhaltung.

(Alexander Arpaschi [AfD]: Sie wollen eine 
gelenkte Demokratie!)

Demokratie beruht zudem auf Werten. Was Sie betreiben, 
ist eine gezielte Entwertung von Werten und eine Deregu-
lierung der Demokratie. Wir werden alles tun, damit es 
nicht dazu kommt.

(Beifall bei der SPD)
Vor diesem Hintergrund erklärt sich auch Ihre brüder-

liche – Sie sind ja eine so männliche Fraktion – Verbin-
dung mit den Big-Tech-Konzernen. Diese haben nichts 
mit freiem Kapitalismus zu tun. Gutes Unternehmertum, 
wie es viele Mittelständische in diesem Land betreiben, 
hat mit Verantwortung und Haftung zu tun. Das Prinzip 
der großen Big-Tech-Player aber ist es, sich der Verant-
wortung zu entziehen. Wenn ihnen Regularien und Ver-
antwortung nicht passen,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Da spricht der 
Sozialist!)

lassen sie – wie in diesem Fall – eben keine politische 
Werbung zu. Das ist aber nicht der Fehler des Gesetz-
gebers,

(Alexander Arpaschi [AfD]: Das ist Ziel des 
Gesetzgebers!)

sondern das sind Ausdruck fehlenden Anstands und die 
Folge eines unregulierten Systems zugunsten von Big 
Tech. Das ist das System, das Sie zusammen mit Big 
Tech betreiben: Deregulierung und Denunziation von 
Menschen, die sich für die Meinungsfreiheit einsetzen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Kollege Lindh.

Helge Lindh (SPD):
Das hat nichts mit Chancengleichheit zu tun, wohl aber 

sehr viel mit Feindlichkeit gegenüber der Demokratie.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als letzte Stimme in der Aussprache hören wir für die 

CDU/CSU-Fraktion Joachim Ebmeyer.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Joachim Ebmeyer (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Der heute vorliegende Antrag der AfD 
und die gerade geführte Debatte folgen einem bekannten 
Schema: Der Antrag greift ein Thema auf, das relevant 
und auch diskussionswürdig ist. Doch die Art und Weise, 
wie die AfD die Debatte hier geführt hat, folgt der typi-
schen populistischen Logik: Ein berechtigtes Anliegen 
wird aufgegriffen, zugespitzt und verzerrt – wir haben 
es eben bei dem Vorredner der AfD gehört –, es wird 
mit der Angst gespielt, und am Ende wird es für eine 
eigene politische Erzählung instrumentalisiert.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich fasse die Debatte zusammen: Die TTPA-Verord-
nung verfolgt ein sinnvolles Ziel. Sie soll dafür sorgen, 
dass politische Werbung transparenter wird und dass Des-
informationen, etwa aus autoritären Staaten wie Russ-
land, besser erkannt werden. Mehr Transparenz, mehr 
Nachvollziehbarkeit und ein besserer Schutz der demo-
kratischen Meinungsbildung – das sind Ziele, die wir als 
CDU/CSU ausdrücklich teilen.

Gleichzeitig müssen wir aber auch ehrlich feststellen: 
Die Umsetzung dieser Verordnung ist problematisch. Für 
Plattformen wie Meta oder Google ist politische Werbung 
ohnehin unattraktiv, durch die Regulierung erst recht. Die 
Umsetzung der Verordnung ist ein klassischer Fall von 
„Gut gemeint, aber nicht gut gemacht“. Und ja, daran 
müssen und daran werden wir arbeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die AfD hat hier das Bild gezeichnet, die Chancen-
gleichheit sei gefährdet. Alle Parteien seien betroffen, 
ganz besonders aber jene, die angeblich stark in den so-
zialen Medien vertreten sind. Es ist nicht nur in dieser 
Debatte deutlich geworden, dass die AfD damit vor allem 
sich selbst meint. Ich möchte Sie an dieser Stelle daran 
erinnern: Politische Stärke bemisst sich nicht daran, wer 
die provokantesten Kurzvideos veröffentlicht.

(Zuruf des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])
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Wenn der Maßstab politischer Relevanz darin besteht, 
möglichst laut, möglichst zugespitzt und möglichst popu-
listisch aufzutreten, dann mag die AfD darin tatsächlich 
geübt sein. Das sagt aber wenig über politische Substanz, 
über Verantwortung oder demokratische Reife aus.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Tobias Ebenberger [AfD]: 
Lassen Sie das mal den Bürger entscheiden! 
Keine Panik!)

Sie haben hier behauptet, die politische Chancen-
gleichheit sei durch die Verordnung gefährdet. Doch ge-
nau hier liegt der Widerspruch: Ist es nicht gerade die 
Verbreitung von Desinformation, die politische Chancen-
gleichheit untergräbt?

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: So ist das! – 
Alexander Arpaschi [AfD]: „Wir halten die 
Schuldenbremse ein“! Ja, das ist Desinforma-
tion!)

Ist es nicht gezielte Manipulation, die demokratische Pro-
zesse verzerrt und Vertrauen zerstört? Und wenn die AfD 
hier argumentiert, sie sei besonders stark betroffen, stellt 
sich zwangsläufig die Frage: Glaubt sie selbst, dass ihre 
politische Kommunikation in besonderem Maße von 
Desinformation lebt? Dann wäre das zumindest eine be-
merkenswerte Form der Selbsterkenntnis.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir reden hier also 
über ein Thema, das ernst genommen werden muss. Ja, 
die aktuellen Regeln sind nicht perfekt. Ja, sie haben 
Nebenwirkungen, die wir korrigieren müssen. Aber eines 
ist klar: Selbst wenn die TTPA-Verordnung vollständig 
zurückgenommen werden würde, würden die großen 
Plattformen wie Meta politische Werbung nicht wieder 
zulassen; das haben sie bereits deutlich gemacht. Deshalb 
sollten wir konstruktiv und gemeinsam mit der EU an 
einer Lösung arbeiten, die praktikabel ist, die Trans-
parenz schafft und die gleichzeitig demokratische Teil-
habe ermöglicht, an einer Lösung, die Desinformation 
wirksam eindämmt, ohne legitime politische Kommuni-
kation durch Werbung unmöglich zu machen.

Am Ende geht es um mehr als um Reichweiten oder 
Plattformregeln. Es geht darum, wie der politische Mei-
nungsbildungsprozess gestärkt werden kann. Denn eines 
ist klar: Desinformation muss nicht geschützt werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Ruben Rupp [AfD]: Deshalb 
kann man Öffentlich-Rechtliche auch nicht ab-
schaffen!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf damit die Aussprache schließen. – Ich denke, 

es ist auch in Ihrem Sinne, den Kolleginnen und Kollegen 
vom Stahlwerk Georgsmarienhütte auf der Besuchertri-
büne ein herzliches „Glückauf!“ zuzurufen.

(Beifall)

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 21/3609 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Vorschläge? – Das kann ich nicht erkennen. Dann ver-
fahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 31a, 31b, 22 
sowie Zusatzpunkt 4: 

31 a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Durchführung einer Verordnung der 
Europäischen Union zum Datenaustausch 
bei Kurzzeitvermietungen sowie zur 
Durchsetzung von Diskriminierungsver-
boten der Europäischen Union 
Drucksache 21/3484
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Ersten Geset-
zes zur Änderung des Eurojust-Gesetzes 
Drucksache 21/3483
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

22 Beratung des Antrags der Abgeordneten Clara 
Bünger, Bodo Ramelow, Anne-Mieke Bremer, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion Die 
Linke 
Humanitäres Bleiberecht für jesidische Ge-
flüchtete vor dem Hintergrund des Genozids
Drucksache 21/3601
Überweisungsvorschlag:  
Innenausschuss (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe

ZP 4 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Christian Görke, Nicole Gohlke, Doris 
Achelwilm, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion Die Linke 
Bundeskaderathletinnen und ‑athleten finan-
ziell und sozial absichern sowie anschließende 
Berufsperspektiven ermöglichen
Drucksache 21/3616
Überweisungsvorschlag:  
Haushaltsausschuss (f) 
Ausschuss für Sport und Ehrenamt 
Ausschuss für Arbeit und Soziales

Es handelt sich um Überweisungen im vereinfachten 
Verfahren ohne Debatte.

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – 
Das kann ich nicht erkennen. Dann verfahren wir wie 
vorgeschlagen.
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Ich rufe auf den Zusatzpunkt 5: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Forschung, Techno-
logie, Raumfahrt und Technikfolgenabschätzung 
(18. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Dr. Andrea Lübcke, Ayse Asar, Claudia 
Müller, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Schlüsselressource Forschungsdaten – For-
schungsdatengesetz jetzt vorlegen

Drucksachen 21/2044, 21/3324

Es handelt sich um die Beschlussfassung zu einer Vor-
lage, zu der keine Aussprache vorgesehen ist.

Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-
lung auf Drucksache 21/3324, den Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 21/2044 ab-
zulehnen. Wer stimmt für die Beschlussempfehlung? – 
AfD-Fraktion, CDU/CSU-Fraktion, SPD-Fraktion, Die 
Linke. Gegenprobe! – Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
Enthaltungen? – Sehe ich keine. Dann ist die Beschluss-
empfehlung angenommen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 10: 

Wahlvorschläge der Fraktionen der CDU/CSU, 
AfD und SPD sowie der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates bei 
der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht

Drucksachen 21/3548, 21/3549

Wir kommen zunächst zu den Wahlvorschlägen der 
Fraktionen der CDU/CSU, AfD und SPD auf Drucksache 
21/3548. Wer stimmt für diese Wahlvorschläge? – AfD- 
Fraktion, CDU/CSU-Fraktion und SPD-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – Niemand. Enthaltungen? – Die Linke 
und Bündnis 90/Die Grünen. Die Wahlvorschläge sind 
somit angenommen.

Wahlvorschlag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache 21/3549. Wer stimmt für diesen Wahl-
vorschlag? – AfD, CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grünen, 
SPD und Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Niemand. 
Enthaltungen? – Niemand. Damit ist der Wahlvorschlag 
angenommen.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 13: 

Einspruch gegen eine Ordnungsmaßnahme 

gemäß § 39 der Geschäftsordnung
Es handelt sich um den Einspruch gemäß § 39 der 

Geschäftsordnung des Abgeordneten Martin Hess gegen 
den ihm in der 52. Sitzung erteilten Ordnungsruf. Der 
Einspruch wurde als Unterrichtung verteilt. Der Bundes-
tag hat über den Einspruch ohne Aussprache zu entschei-
den. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. Wer 
stimmt für den Einspruch des Abgeordneten Martin 
Hess? – Die AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – 

CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grünen, SPD und Die Linke. 
Enthaltungen? – Kann ich nicht erkennen. Der Einspruch 
ist damit zurückgewiesen.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 6: 

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD

Zukunftsperspektiven für Landwirtschaft und 
Weinbau in Deutschland schaffen – Attrakti-
vität und Kulturgut ländlicher Räume erhal-
ten

Ich darf die Aussprache eröffnen und für die Bundes-
regierung dem Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat, Alois Rainer, das Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Alois Rainer, Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat:

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen 
und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Landwirtschaft sichert unsere Zukunft, aber Landwirt-
schaft braucht auch Zukunft. Und die wollen wir, die 
müssen wir positiv gestalten!

Unser Land braucht, wir alle brauchen unsere Land-
wirtschaft – ganz einfach. Wir brauchen sie, um zu über-
leben. Wir brauchen nämlich etwas zu essen und etwas zu 
trinken. Ohne unsere Bäuerinnen und Bauern würde es 
nicht gehen. Deshalb ist für mich Erntedank nicht nur im 
Herbst, sondern an jedem Tag. Die Ernährungssicherung 
bleibt die vornehmste Aufgabe der Landwirtschaft. Das 
sollte allen in diesem Land bewusst sein. Gerade ange-
sichts der geopolitischen Lage rücken die Ernährungs- 
und Notfallvorsorge auf der politischen Agenda zu Recht 
nach oben.

Unsere Höfe tragen entscheidend zu einer geschützten 
Natur und intakten Umwelt bei und leisten aktiven Kli-
maschutz. Klimaschutz ohne Landwirtschaft, meine Da-
men und Herren, ist undenkbar.

Wer prägt unsere Dörfer und Gemeinden, wer ist 
Stabilitätsanker und Wirtschaftsfaktor zugleich? Unsere 
Unternehmen mit all ihren Wirtschaftspartnern in den 
jeweiligen Regionen. Sie zeigen: Weltmarkt und Wo-
chenmarkt, beides geht ganz gut zusammen. Deshalb 
freue ich mich sehr, das agrarpolitische Jahr in wenigen 
Stunden mit der Grünen Woche zu eröffnen. Wir feiern 
100 Jahre Grüne Woche. Der Funkturm leuchtet wieder 
und sendet ein klares Zeichen: Die Landwirtschaft ist zu 
Gast in der Hauptstadt. Jetzt stehen unsere Themen im 
Mittelpunkt. Wichtig ist mir: Ich will mit der Landwirt-
schaft reden, nicht nur über die Landwirtschaft.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich habe dieses weltweit einzigartige landwirtschaftli-
che Highlight, die Grüne Woche, schon mehrfach per-
sönlich erlebt. Es ist mir eine ganz besondere Ehre, am 
Freitagmorgen erstmals als Bundesminister den offiziel-
len Startschuss für den Beginn der Grünen Woche zu 
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geben. Was wir heute in der Theorie besprechen, nämlich 
die Landwirtschaft mit Zukunft, ist auf der Grünen Wo-
che bereits an vielen Stellen gelebte Praxis.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Beeindruckende Landmaschinen, moderne Tierhaltung, 
autonome Roboter und vieles mehr geben einen guten 
Einblick in den heutigen Alltag einer vielfältigen Land-
wirtschaft. Bei allem, was dort gezeigt wird, steht der 
Blick nach vorn im Mittelpunkt. Es geht um die Zukunft 
unserer Höfe, der folgenden Generationen.

Ich freue mich schon auf die vielen Begegnungen mit 
Landwirtinnen und Landwirten aus der ganzen Republik. 
In unserer Ministeriumshalle bringen wir die Vielfalt der 
Landwirtschaft genauso wie die Vielfalt der Regionen 
zum Ausdruck. Dabei habe ich persönlich einen klaren 
Kompass: Ich stehe für Vertrauen, will weiterhin an-
packen, um die Probleme zu lösen und um spürbare Ver-
besserungen auf den Weg zu bringen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dieses Versprechen habe ich schon im ersten Jahr auf 
vielfältige Weise in die Tat umgesetzt und habe geliefert: 
Agrardiesel, Bürokratieabbau in der Landwirtschaft und 
im Weinbau, notwendige Anpassungen bei der Weiter-
entwicklung der Tierhaltung, Aufnahme des Wolfs ins 
Jagdrecht und natürlich unsere Agrarexportstrategie, bei 
der seit vielen Jahren zum ersten Mal wieder über „Made 
in Germany“ und unsere hervorragenden Produkte ge-
sprochen wird.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Gerade beim Export unserer ausgezeichneten Produkte 
made in Germany sehe ich große Potenziale für die Stär-
kung unserer Branche, von der Milch über das Fleisch bis 
zum Wein und zu verarbeiteten Produkten.

Auch haben wir die schwierige Lage des deutschen 
Weinbaus erkannt und werden ihn unterstützen, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Der Bund finanziert mit bis zu 1 Million Euro eine Infor-
mationsoffensive der Branche. Wir wollen den deutschen 
Wein als Botschafter für Qualität, Vielfalt und Innovation 
weltweit stärken. Selbstverständlich habe ich auch die 
Kritik gehört, der Minister unterstütze die Alkohollobby. 
Es geht nicht darum, dass die Menschen einfach nur mehr 
Wein trinken, sondern darum, dafür zu sorgen, dass sie 
mehr deutschen Wein trinken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das ist der Punkt. Wenn in Deutschland zu 42 Prozent 
deutscher Wein getrunken wird und in Österreich zu 
90 Prozent österreichischer Wein, dann muss es erlaubt 
sein, darüber nachzudenken, meine Damen und Herren.

(Albert Stegemann [CDU/CSU]: So ist es!)

Zu Beginn des Jahres will ich aber auch die Projekte 
ansprechen, die noch vor uns liegen. Für mich ist längst 
überfällig, die Landwirtschaft als kritische Infrastruktur 
zu etablieren und unsere Krisenvorsorge zu modernisie-
ren. Wir müssen die Weichen für eine zukunftsfähige 
Gemeinsame Agrarpolitik auf europäischer Ebene richtig 
stellen. Unsere Landwirtschaft muss auch in der künfti-
gen Förderperiode für ihre Leistungen für die Gesell-
schaft angemessen honoriert werden.

Mit der Überführung der Heimatpolitik in mein Minis-
terium ist ein klares Signal gesetzt worden. Die Struktur 
ist angepasst. Jetzt folgt die inhaltliche Ausgestaltung. 
Wir wollen Heimat wachsen lassen durch Investitionen, 
Freiräume und auch, indem wir an den richtigen Stell-
schrauben drehen. Und wer glaubt, das Geld sei zu wenig, 
dem kann ich nur eins sagen: Die Heimat war schon 
immer im Landwirtschaftsministerium zu Hause, näm-
lich mit der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“, die mit 907 Mil-
lionen Euro ausgestattet ist, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Minister, ich muss Sie auf die Zeit aufmerksam 

machen.

Alois Rainer, Bundesminister für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Grüne Woche ist 
der ideale Anlass für ein Bekenntnis zur deutschen Land- 
und Ernährungswirtschaft. Ich freue mich, Sie in großer 
Zahl auf der Grünen Woche begrüßen zu können.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Stephan Protschka das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Stephan Protschka (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Minister! Meine 

Damen und Herren! Gott zum Gruße! Wenn ich an die 
Felder und die Weinberge unseres Landes denke, sehe ich 
nicht nur Ernte und Tradition, sondern auch die harten 
Kämpfe unserer Bauernfamilien. In Zeiten steigender 
Kosten, überbordender EU-Bürokratie und zunehmender 
Importe zu Dumpingpreisen aus dem Ausland braucht die 
deutsche Landwirtschaft echte Unterstützung, nicht nur 
leere Worte, Herr Minister. Unsere Landwirte versorgen 
uns täglich mit Lebensmitteln, prägen und schützen unser 
Land und machen unsere Heimat lebendig. Heimat 
braucht Bauern. Sie sind unersetzlich. Deshalb freue ich 
mich, dass unsere Landwirtschaft heute in dieser Aktuel-
len Stunde zu Landwirtschaft und Weinbau endlich wie-
der mal im Mittelpunkt steht.
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Aber ich muss zugeben: Ich habe das mit einem 
schmunzelnden Blick gelesen, als ich erfuhr, dass CDU/ 
CSU und SPD eine Aktuelle Stunde zum Thema haben 
aufsetzen lassen. Endlich Bewegung? Anscheinend hat 
die Koalition nun verstanden, wie dringend nötig die 
Unterstützung für unsere Bauern ist. Doch Ihr hektischer 
Aktionismus ist wohl nur darauf zurückzuführen, dass 
wir als AfD diese Woche zwei Anträge in den Ausschuss 
und vier Anträge hier ins Plenum eingebracht haben,

(Zuruf von der Linken)
also sechs wichtige Initiativen zur Entlastung und zum 
Schutz der deutschen Landwirtschaft und des Weinbaus.

(Beifall bei der AfD)
Im Gegensatz zu Ihnen handeln wir als AfD kon-

sequent, auch wenn Sie immer alles abgelehnt haben, 
was unserer Landwirtschaft wirklich geholfen hätte. Den-
ken Sie an unseren Antrag in der letzten Legislatur auf 
sofortige Wiedereinführung der Agrardieselrückerstat-
tung. Von der CDU/CSU abgelehnt! Oder die Forderung 
nach weniger Auflagen für den Weinbau, damit unsere 
Winzer nicht unter dem Green Deal ersticken: Was hat die 
CDU/CSU gemacht? Sie hat es natürlich wieder abge-
lehnt! Das müssen Sie mit Ihrem Gewissen vereinbaren, 
liebe Kollegen. Ob Sie noch eins haben, ist die Frage; das 
mögen dann die Wähler entscheiden. Aber gut, wenn 
unser Engagement jedes Mal so viel Bewegung bei Ihnen 
auslöst, versprechen wir unseren Bauernfamilien: Wir 
stellen ab jetzt einfach wöchentlich Anträge, so lange, 
bis sich diese Regierung endlich dazu bewegt, die Land-
wirtschaft zu retten und die Tradition und Kultur auf dem 
Land zu sichern.

(Beifall bei der AfD)
Nun zu den Kernproblemen, die unsere Bauernfami-

lien tagtäglich belasten. Bürokratie und Überregulierung 
sind ein erdrückender Albtraum. Jeder Hof ertrinkt in 
Formularen, Genehmigungen und Auflagen – von der 
EU bis hin zur nationalen Ebene. Das ist kein Fördern, 
Herr Minister, das ist Ersticken! Und wer profitiert? 
Nicht die Landwirte, sondern die Bürokraten aus Brüssel 
und Berlin! Dazu kommen noch unfaire Wettbewerbs-
bedingungen wie zum Beispiel Dumpingimporte aus 
Ländern mit niedrigeren Standards. Diese fluten unseren 
Markt, während deutsche Bauern unter strengen Vor-
schriften leiden. Die Kosten für Energie, Dünger und 
Maschinen explodieren, aber die Preise für Erzeugnisse 
sinken – ein Kreislauf, der vor allem unseren kleinen und 
mittelständischen Betrieben schadet und sie in den Ruin 
treibt.

Das Schlimmste ist aber das Höfesterben und die feh-
lende Hofnachfolge. Junge Menschen sehen oft keine 
Perspektive mehr wegen zu hoher Investitionen, sinken-
der Einkommen und endloser Regulierungen. Viele wan-
dern ab. Jedes Jahr verlieren wir Tausende Höfe, die nicht 
mehr übernommen werden. Und aktuelle Prognosen war-
nen uns bereits jetzt, dass bis 2040 täglich bis zu 700 Be-
triebe aufgeben könnten, wenn sich bis dahin nichts än-
dert.

Stellen Sie sich vor, was das bedeutet! Wir sind es 
gewöhnt, dass unsere Kühlschränke, unsere Teller voll 
sind und unsere Landschaft wunderbar gepflegt ist. Kul-

turlandschaft sauber, Äcker bestellt, Wiesen gemäht – 
alles selbstverständlich, dank unserer Bauern und Land-
wirte. Aber gehen Sie doch mal in die Länder Europas, 
wo die Bauern schon vertrieben wurden, wie etwa in 
Teilen von Portugal, Spanien oder Frankreich, wo 
niemand mehr die Kulturlandschaft pflegt und man mit 
großem Aufwand durch staatliche Angestellte die Ver-
wilderung aufhalten muss. Über diese Konsequenzen 
sollten Sie vielleicht mal nachdenken.

Ohne Bauern verliert unsere Heimat Gesicht, sehr ge-
ehrte Damen und Herren. Ohne Bauern gerät unsere Ver-
sorgungssicherheit in Gefahr. Wollen wir noch abhängi-
ger von Lebensmittelimporten werden, als wir es ohnehin 
schon sind? Nein, wir wollen es nicht. 2026 muss das Jahr 
der Entscheidungen werden – für weniger Bürokratie, 
faire Wettbewerbsbedingungen und eine starke deutsche 
Landwirtschaft. Lassen Sie uns handeln, bevor es zu spät 
ist. Denn eines muss jedem klar sein: Stirbt der Bauer, 
stirbt das Land.

Danke schön, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Bundesregierung darf ich dem Bundesminister 

für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit, Carsten Schneider, das Wort erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Carsten Schneider, Bundesminister für Umwelt, Kli-
maschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Die Landwirtschaft steht in dieser Woche völ-
lig zu Recht im Scheinwerferlicht. Auch meine Woche 
war und ist von der Landwirtschaft geprägt. Ich habe zu 
Beginn der Woche, am Montag, die Insel Poel in Meck-
lenburg-Vorpommern besucht. Die Landwirtschaft steht 
dort im Mittelpunkt und prägt die Insel seit jeher. Wenn 
man über die Insel fährt, sieht man die großen Felder – sie 
prägen das Landschaftsbild – und natürlich auch die Wis-
marer Bucht; Frau Ministerpräsidentin Schwesig, das sei 
ergänzt. Man spürt es in den Gesprächen: Die Landwirt-
schaft ist für viele dort ihre Erwerbsquelle.

Dass die Landwirtschaft dieser Tage im öffentlichen 
Fokus steht, hat vor allem mit der Grünen Woche zu 
tun, die in diesem Jahr zum hundertsten Mal stattfindet. 
Sie ist auch eine Leistungsschau der vielen Landwirtin-
nen und Landwirte in Deutschland und deren Betriebe. 
Das ist eine gute Gelegenheit für uns, Danke zu sagen: für 
die Arbeit, für die heimische Produktion, für die Versor-
gung mit gesunden Lebensmitteln. Als Umweltschutz-
minister bedanke ich mich insbesondere aber auch für 
die Pflege und den Erhalt unserer Kulturlandschaften.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Die Landwirtschaft trägt mit ihrer Wirtschaftskraft und 
mit ihren Arbeitsplätzen dazu bei, dass sich die Regionen 
entwickeln und weiterhin Heimat für viele Menschen 
sein können. Denn sie sichert nicht nur das Einkommen, 
sondern sie stärkt insbesondere den sozialen Zusammen-
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halt vor Ort. All diese Leistungen der Landwirtschaft sind 
wichtig für die Zukunft Deutschlands. Deswegen brau-
chen die landwirtschaftlichen Betriebe gute Rahmenbe-
dingungen in Deutschland und in Europa.

Das war am Dienstag auch Thema beim Agrarkongress 
meines Ministeriums. Dort haben mein sehr geschätzter 
Kollege Rainer und ich über die bestmöglichen künftigen 
Rahmenbedingungen diskutiert. Wir brauchen die Land-
wirtschaft für eine gesunde Umwelt genauso wie für eine 
gesunde Ernährung. Die Landwirtinnen und Landwirte 
sind ihrerseits auf intakte Ökosysteme angewiesen.

(Albert Stegemann [CDU/CSU]: So ist es!)

Sie brauchen diese, um auch in Zukunft Ernten einbrin-
gen zu können.

Es gab in den vergangenen Jahren einige Kommissio-
nen, die über die Zukunft der Landwirtschaft verhandelt 
haben: die Borchert-Kommission und die Zukunftskom-
mission Landwirtschaft, aber auch auf europäischer 
Ebene den Strategischen Dialog. All diese Kommissio-
nen haben gezeigt, dass es sich für die Landwirtschaft 
lohnen muss, Umweltbelange bei der Bewirtschaftung 
stärker zu berücksichtigen. In „Landwirtschaft“ steckt 
eben auch „Wirtschaft“.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Niemand kann erwarten, dass die bäuerlichen Familien 
und landwirtschaftlichen Betriebe gesellschaftliche Er-
wartungen zum Nulltarif erfüllen.

Meine Damen und Herren, wenn wir über landwirt-
schaftliche Einkommen und gesellschaftliche Erwartun-
gen sprechen, dann müssen wir vor allen Dingen auch 
über die europäische Agrarpolitik sprechen. Sie setzt 
den entscheidenden Rahmen, insbesondere was die Ein-
kommenssituation angeht. Mit der letzten Runde der Ge-
meinsamen Agrarpolitik hat sich bereits viel bewegt. Es 
gab einen verbindlichen Mindestanteil am Budget für 
Umwelt, sowohl in der ersten als auch in der zweiten 
Säule. Zudem gab es – das ist mindestens genauso wich-
tig – klare europaweit geltende Umweltregeln im Gegen-
zug für die Direktzahlungen.

Der aktuelle Vorschlag der EU-Kommission für den 
Mehrjährigen Finanzrahmen setzt diesen erfolgreichen 
Weg allerdings nicht fort. Einige Teile des Vorschlags 
bedeuten sogar einen Bruch mit den Empfehlungen des 
Agrardialogs. Das ist aus Sicht der Umwelt ein Rück-
schritt.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen müssen wir bei der künftigen Ausrichtung der 
europäischen Agrarpolitik noch einiges bewegen. Dazu 
gehören aus meiner Sicht drei Dinge.

Erstens. Wir brauchen auch in Zukunft EU-weite um-
weltbezogene Mindeststandards für die flächen- und tier-
bezogenen Zahlungen. Wenn jeder Mitgliedstaat Um-
weltkriterien für den Erhalt von EU-Geldern selbst 
festlegen kann, droht ein Unterbietungswettbewerb bei 
den Umweltstandards. Das wäre das Gegenteil von ech-
tem Wettbewerb, der zur besten Lösung führen soll; es 
wäre zulasten der Umwelt. Das gilt es zu verhindern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Mir ist bei den EU-weiten Standards auch der Erhalt 
des Dauergrünlands besonders wichtig. Dauergrünland 
hat einen für den Klimaschutz relevanten Nutzen. Darum 
muss dieser Standard bestehen bleiben oder zumindest 
eine zielführende Nachfolgeregelung bekommen. Zu 
den EU-weiten Mindeststandards gehört auch eine Min-
destbreite für Gewässerrandstreifen, damit unsere Flüsse 
und Seen vor dem Eintrag von Düngern und Pestiziden 
geschützt sind.

Zweitens. Neben den Mindeststandards brauchen wir 
einen Mindestanteil für Umwelt- und Klimamaßnahmen 
am Agrarbudget. Das gibt es bisher bei den Zahlungen; 
auch dies muss erhalten bleiben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Gerade der Vertragsnaturschutz ist sehr erfolgreich. Ei-
nige von Ihnen kennen vielleicht den Niedersächsischen 
Weg, um mehr Naturschutz in der Landwirtschaft um-
zusetzen. Da haben Landwirtschafts- und Umweltschutz-
verbände zusammengesessen, und man hat einen Kon-
sens gefunden. Diese Lösung trägt, und sie hilft der 
Landwirtschaft und der Umwelt. Solche Formen des Mit-
einanders muss es auch in Zukunft geben. Auch dafür 
sollte ein Mindestanteil der Mittel für Umweltleistungen 
zur Verfügung stehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Es wäre aus meiner Sicht auch gut, die GAP weiterhin 
aus einem eigenständigen Topf zu finanzieren, aus dem 
dann – wie bisher – mindestens ein Drittel dafür reserviert 
wird, Umwelt- und Klimaleistungen zu honorieren. Ich 
danke Herrn Kollegen Rainer, dass er insbesondere auf 
die Verantwortung der Landwirtschaft für eine aktive 
Klimaschutzpolitik hingewiesen hat – im Eigeninteresse.

Dem Herrn Kollegen Protschka sei gesagt: Dass in 
Portugal und im Innern Spaniens der bäuerliche Betrieb 
nicht mehr stattfindet, hat sehr viel mit dem Klimawandel 
zu tun.

(Artur Auernhammer [CDU/CSU]: Genau!)

Da gibt es nämlich die Grundvoraussetzung dafür nicht 
mehr, und das ist Wasser. Portugal und Spanien sind un-
mittelbar vom Klimawandel betroffen. Dort entsteht kein 
bäuerliches Leben mehr. Aus diesem Grund müssen wir 
es schützen: durch aktive Klimaschutzpolitik und ins-
besondere durch kluge Wasserhaushaltspolitik.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Drittens. Das Geld muss in den Regionen bleiben. Eine 
pauschale Kappung und Degression für alle größeren 
Betriebe, so wie die Kommission es vorgeschlagen hat, 
hätte besonders in den nord- und ostdeutschen Ländern 
eine verheerende Auswirkung. Sie würde eine Kürzung 
um teilweise die Hälfte bedeuten. Das halte ich struktur- 
und gesellschaftspolitisch für inakzeptabel.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Gerecht wäre es dagegen, die Zahlungen an konkrete 
Leistungen der Betriebe zu binden. Gerade die flächen-
starken Betriebe haben die Potenziale, Umweltleistungen 
zu erbringen, weil sie auch Skaleneffekte haben. Dafür 
müsste aber die vorgesehene Differenzierung der flä-
chenbezogenen Einkommenszahlungen auch nach Um-
weltkriterien erfolgen und bei Degression und Kappung 
berücksichtigt werden.

Die entscheidende Frage bei alldem wird aber sein, wie 
wir als Bundesregierung, als Bundestagskoalition ge-
meinsam in Brüssel diese Position einspeisen können. 
Denn dort liegt die Priorität inzwischen in Teilen abseits 
von Landwirtschaft und Umwelt. Deswegen müssen 
Landwirtschaft und Umwelt spätestens jetzt an einem 
Strang ziehen. Kollege Rainer und ich haben das vor 
und werden dies auch tatkräftig tun.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Landwirtschaft und 
Umweltpolitik gehören zusammen. Ich wünsche den 
Kolleginnen und Kollegen eine gute 100. Grüne Woche. 
Insbesondere den Landwirten vielen herzlichen Dank! 
Ihnen allen noch eine aufregende Debatte!

Merci. 

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Bündnis 90/Die Grünen darf ich Dr. Julia 

Verlinden das Wort erteilen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Zuhörende! An-

gesichts der Redebeiträge der beiden Minister von Union 
und SPD vor mir wird klar: Diese Koalition setzt auch in 
der Landwirtschaftspolitik fort, was sie zum Beispiel bei 
Steuern oder bei der Rente schon für alle längst sichtbar 
gemacht hat:

(Johannes Steiniger [CDU/CSU]: Deutschland 
nach vorne bringen, richtig!)

Sie haben keine gemeinsame Idee, wie man unser Land 
und unsere Landwirtschaft nach vorne bringen kann. Sie 
sind sich nicht einig beim Thema „Gentechnik im Essen“. 
Wir haben auch gerade gehört: Sie sind sich nicht einig 
beim Thema EU-Agrarpolitik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Albert Stegemann [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch gar nicht! – Johannes Steiniger [CDU/ 
CSU]: Das stimmt nicht!)

Umweltminister Schneider hat ja wichtige Punkte an-
gesprochen, aber Minister Rainer scheint den Bedarf 
nicht gleichermaßen zu sehen. In den nächsten Tagen 
werden viele von uns Landwirte aus ganz Deutschland 
in den Messehallen in Berlin treffen. Darauf freue ich 
mich auch. Das ist aber natürlich nicht der einzige Aus-
tausch im Jahr; denn selbstverständlich besuchen wir die 
Höfe vor Ort in unseren Wahlkreisen das ganze Jahr über.

Die Themen, über die wir dort sprechen, sind vielfäl-
tig: zum Beispiel Dürre oder Hochwasser und Über-
schwemmungen durch Starkregen als Folgen der Klima-
krise oder die Frage, wie der Ausbau von Solarenergie 
und Windkraft durch die landwirtschaftlichen Betriebe 
von der Politik unterstützt werden soll, welche Erwartun-
gen die Verbraucher/-innen an die Tierhaltung haben und 
wie Investitionen in den Stallumbau gefördert werden 
müssen. Oder wir sprechen darüber, dass die steigenden 
Pachtpreise auch durch einen hohen Flächenverbrauch 
nach oben getrieben werden. Und wir sprechen darüber, 
dass das Artensterben und der schlechte Zustand unserer 
Böden und unseres Grundwassers reale Probleme der 
Landwirtschaft sind, genauso wie die Überfischung der 
Meere.

Deswegen, Herr Minister Rainer, ist es eben keine 
Lösung, diese Herausforderungen einfach zu leugnen, 
und erst recht nicht, diese Herausforderungen mit einer 
Politik von vorgestern zu beantworten, indem Sie einfach 
alles zurückdrehen, was Ihr Vorgänger auf den Weg ge-
bracht hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jeden Januar nehmen Menschen, Verbände und Land-
wirte die Grüne Woche zum Anlass, deutlich zu machen, 
was sie sich wünschen: gutes Essen, faire Tierhaltung, 
Landwirtschaft im Einklang mit der Natur und politische 
Unterstützung dafür. Zu Recht! Sie wünschen sich faire 
Preise für Bäuerinnen und Bauern und deren wichtige 
Arbeit; denn Essen ist politisch. Diese Menschen sagen 
auch: „Wir haben es satt“. Unter diesem Motto demons-
trieren sie am Samstag in Berlin.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Menschen haben es nämlich satt, dass diese Bun-
desregierung in Brüssel nicht für die Interessen der Ver-
braucher/-innen kämpft und dass Schwarz-Rot zuschaut, 
wenn in der EU der Schutz vor Gentechnik und Pestizi-
den ausgehöhlt wird. Sie haben es satt, dass Minister 
Rainer untätig bleibt beim Thema Patente, die vor allem 
Konzerninteressen nutzen werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und dass Minister Rainer trotz hoher Nitratbelastung des 
Wassers durch die Abschaffung der Stoffstrombilanz die 
Situation sogar noch verschlimmert, haben die Menschen 
auch satt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Albert Stegemann [CDU/CSU]: Welche Men-
schen denn genau?)

Sie von der Koalition behaupten, es ginge Ihnen um 
Bürokratieabbau. Aber tatsächlich schädigen Sie unsere 
Umwelt und unser Grundwasser sowie auch demokrati-
sche Bürgerbeteiligung und Mitbestimmung. Statt Pla-
nungssicherheit für Betriebe zu gewährleisten, streichen 
Sie die Milliardenförderung für eine bessere Tierhaltung 
und lassen die Landwirte im Stich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Johannes Steiniger [CDU/CSU]: Das ist 
falsch!)
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Und bei den EU-Geldern kämpfen Sie nicht für die Ho-
norierung derjenigen, die wertvolle Leistungen für Um-
welt und Klima erbringen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Während die Lebensmittel teurer werden, verdienen 
vor allem die großen Handelsketten. Aber mit dem Han-
del oder den Lebensmittelkonzernen legen Sie sich nicht 
an. Das trauen Sie von der Koalition sich nicht. Dabei 
missbrauchen die ihre Marktmacht zulasten von Land-
wirtinnen und Landwirten und zulasten von Verbrau-
cher/-innen. Hier gibt es Hausaufgaben für Sie zu erledi-
gen. Ich frage mich wirklich, wann diese Koalition 
endlich begreift, dass Klima- und Umweltschutz eben 
auch die Landwirtschaft schützen und sicherstellen, 
dass wir auch in Zukunft genug und gesundes Essen 
haben.

Statt also konzeptlos ins Vorgestern zu stolpern, muss 
diese Bundesregierung endlich anfangen, unsere Land-
wirtschaft klima- und zukunftsfest aufzustellen sowie 
auskömmlich und naturverträglich zu machen und zu er-
möglichen, dass alle Menschen in unserem Land sich gut 
und gesund ernähren können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Genau dafür liegen die Antworten so nah: eine Handy- 
App zum Beispiel, damit Kundinnen und Kunden leichter 
und besser die Preise der Supermarktketten vergleichen 
können, die konsequente Anwendung vom Prinzip „Öf-
fentliches Geld für öffentliche Leistungen“ bei der euro-
päischen Agrarpolitik, damit Umwelt-, Klima- und Tier-
schutzleistungen honoriert werden, die Förderung von 
tiergerechtem Umbau von Ställen, Patente auf Leben ver-
bieten, damit das Erbgut der Natur nicht in den Händen 
weniger Großkonzerne liegt, den Einsatz von Pestiziden 
halbieren und den Anteil der Biolandwirtschaft auf 
30 Prozent steigern, damit unser Grundwasser und die 
Artenvielfalt wirksamer geschützt werden,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

sowie die Weiterentwicklung des Bundes-Bodenschutz-
gesetzes –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Kollegin.

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– in ein Bundes-Bodengesundheitsgesetz – das ist 

mein letzter Punkt –, damit auch in Zukunft auf einem 
gesunden Boden Landwirtschaft betrieben werden kann. 
Es ist ganz einfach: Machen Sie eine Politik für Men-
schen und Tiere!

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Die Linke darf ich Marcel Bauer das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der Linken – Bernd Schattner 
[AfD]: Was wollen wir diesmal verstaatlichen? 
Schauen wir mal!)

Marcel Bauer (Die Linke):
Verehrte Frau Präsidentin! Verehrte Zuhörer/-innen! 

Vorab eine wichtige Ansage an die vielen besorgten 
Landwirt/-innen:

(Stephan Protschka [AfD]: Und „außen“!)

Wir als Linke stehen weiter an eurer Seite im Kampf 
gegen den zerstörerischen EU-Mercosur-Deal. Der Deal 
ist noch nicht durch das EU-Parlament abgesegnet. Un-
sere Abgeordneten in Brüssel setzen zurzeit alles daran, 
dass es dazu auch nicht kommen wird. Wir werden bis 
zum letzten Moment versuchen, diesen für die Landwirt-
schaft katastrophalen Deal zu verhindern.

(Beifall bei der Linken)

Die Kolleginnen und Kollegen der SPD- und Unions-
fraktion wollen heute über Perspektiven für die Landwirt-
schaft sprechen. Fangen Sie doch erst mal damit an, diese 
Perspektiven hier, in Europa und Südamerika nicht weiter 
zu zerstören! Konsumentinnen und Konsumenten, Erzeu-
ger/-innen, Handelskonzerne: Wessen Interessen vertritt 
eigentlich die Bundesregierung? Unentwegt stellen Sie 
und die Koalitionsfraktionen sich als Interessenvertre-
tung der Landwirtinnen und Landwirte und Verbrau-
cher/-innen dar. Schade nur, dass Ihre Politik genau das 
Gegenteil beweist. Die Monopolkommission hat gerade 
erst bestätigt, dass die Marktkonzentration von Edeka, 
Rewe, Aldi und der Schwarz-Gruppe auf über 80 Prozent 
angestiegen ist. Das Viererkartell im Einzelhandel zer-
stört die Landwirtschaft, befeuert das Höfesterben und 
treibt die Preise für Lebensmittel für uns alle in die Höhe.

Die Landwirtinnen und Landwirte sind ständig ge-
zwungen, die Kosten in der landwirtschaftlichen Produk-
tion zu senken und die Erträge zu steigern – auf Kosten 
der Menschen, auf Kosten der Natur –, um auch nur die 
laufenden Kosten decken zu können. Selbst bei Preisstei-
gerungen oder guten Ernten profitieren davon nicht die 
Erzeuger/-innen, sondern die Agrarindustrie, während 
die Bauern und Bäuerinnen weiter ausgequetscht werden.

Das Höfesterben ist seit Jahrzehnten real. Es ist drama-
tisch und nimmt mitunter bizarre Züge an. Die Kartoffel-
bauern sollten sich momentan eigentlich über hohe Er-
träge freuen dürfen. Stattdessen landen die Knollen aber 
im Biomassekraftwerk oder werden gleich untergepflügt, 
weil die großen Handelskonzerne lieber Kartoffeln im-
portieren. Die Bauern werden so in die Pleite manövriert, 
und am Ende kaufen die gleichen Handelskonzerne dann 
die Äcker, deren Früchte sie vorher nicht kaufen wollten. 
Und so landet immer mehr Boden in den Händen von 
wenigen Konzernen, und die echten Landwirte und Land-
wirtinnen können sich die Böden oder deren Pacht 
schlichtweg nicht mehr leisten. Die Regierung schaut 
dabei tatenlos zu.

Gleichzeitig können viele Familien die Preise im Su-
permarkt kaum noch bezahlen. Die Einzigen, die profi-
tieren, sind Lidl, Aldi und Co.
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Sie schaffen es also tatsächlich: Sie machen Politik 
gegen Landwirtinnen und Landwirte und gegen Verbrau-
cher/-innen gleichermaßen. Perspektiven schaffen Sie 
nur für die reichsten Familien Deutschlands, die 
Albrechts und die Schwarz’.

Ernährungsarmut betrifft in Deutschland rund 3 Millio-
nen Menschen, vor allem Kinder und Senioren. Welche 
Perspektiven wollen Sie diesen Menschen bieten? Minis-
ter Rainer hat darauf in der „Bayerischen Staatszeitung“ 
eine Antwort gegeben. Dort heißt es: Wer sparen will, 
kann gezielt günstig einkaufen. – Was für ein Hohn, 
Herr Minister. Die Bundesregierung schützt große Kon-
zerne und lässt die Menschen im Stich.

(Albert Stegemann [CDU/CSU]: Das ist ein 
Märchen!)

Vor Kurzem gab es hier vonseiten der SPD einen 
kleinen Lichtblick. Die SPD wollte Deutschland einen 
Korb geben, eine durchaus charmante Idee. Staatlich ga-
rantiert niedrige Preise auf Grundnahrungsmittel, könnte 
man annehmen. Aber weit gefehlt: Freiwillig sollen die 
Lebensmittelkonzerne ihr Angebot vergünstigen. Na, 
vielen Dank, liebe SPD! Als ob man den Bock fragt, ob 
er Gärtner sein möchte.

(Beifall bei der Linken)
Wir von der Linken sagen: Das Mindeste wäre die 

Einführung einer Preisbeobachtungsstelle, die Mehr- 
wertsteuer auf Lebensmittel endlich zu senken und den 
Erzeugerinnen und Erzeugern unserer Lebensmittel über 
Preisgarantien ein Auskommen vom Einkommen zu er-
möglichen.

Man möchte glauben, dass Ihnen zumindest die gleich-
wertige Ernährung der Jüngsten wichtig genug zum Han-
deln sein könnte. Setzen Sie doch endlich die vom Bür-
gerrat „Ernährung im Wandel“ empfohlene Forderung 
nach einem kostenlosen gesunden Mittagessen in Kitas 
und Schulen um!

(Beifall bei der Linken)
Ich habe Ihre Agrarpolitik der Konzerne schlichtweg 

satt. Und was für ein Zufall: Ich bin damit nicht allein. 
Mit Tausenden werden wir am Samstag durch Berlin 
ziehen und für eine echte Landwirtschaftspolitik demons-
trieren, die eine Perspektive für Landwirtinnen und Land-
wirte, Tiere, Umwelt und Verbraucher/-innen bietet. 
Samstag, 12 Uhr, am Brandenburger Tor, ob mit dem 
Trecker oder zu Fuß, immer entschlossen, für die Men-
schen auf dem Feld, im Stall oder an der Supermarkt-
kasse. Denn: Wir haben es satt!

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Albert 

Stegemann für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Albert Stegemann (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Ja, Herr Bauer, mal von 

Bauer zu Bauer:

(Heiterkeit des Abg. Johannes Steiniger [CDU/ 
CSU])

Sie haben hier einiges an Märchen aufgetischt, und ich 
will gerne mit einem davon aufräumen. Sie haben das 
Thema Mercosur als die ganz große Bedrohung für die 
Landwirtschaft dargestellt.

Ich will noch einmal ganz klar unterstreichen: Wir 
brauchen Handelsabkommen. Gerade als exportorien- 
tierte Nation sind wir darauf angewiesen, dass wir mit 
anderen Regionen der Welt Handel betreiben, gerade 
bei dem, was zurzeit international passiert. Auch dass 
wir Industriegüter nur exportieren und Agrargüter impor-
tiert werden und dass das alles nicht reguliert ist, ist ein 
großes Märchen.

Ich kann ganz klar sagen: Beim Thema Schweine-
fleisch reden wir über 25 000 Tonnen. Das hört sich viel 
an, aber das sind 0,1 Prozent des Marktes. Beim Thema 
Rindfleisch reden wir über maximal 55 000 Tonnen Hil-
ton Beef zusätzlich, 44 000 Tonnen kommen schon zu 
uns. Auch da reden wir von einer Marktpenetration von 
maximal 1,2 Prozent, verteilt über sechs Jahre. Nicht 
anders ist es im Bereich Geflügel, nicht anders im Be-
reich Zucker.

Was ich damit sagen will: Das Ganze ist gut verhan-
delt,

(Christian Görke [Die Linke]: Die deutsche 
Bauernschaft sieht das nicht so!)

ist verhältnismäßig, ist verkraftbar. Ihre Aussagen zeigen, 
dass Sie einfach nur verantwortungslose, populistische 
Politik machen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Nichtsdestotrotz will ich an dieser Stelle erst mal allen 
Kollegen und auch allen Besucherinnen und Besuchern 
hier ein frohes neues Jahr 2026 wünschen. Wie jedes Jahr 
erleben wir auch im Jahr 2026, dass die Internationale 
Grüne Woche den Auftakt des politischen Lebens hier 
in Berlin begleitet. Im Januar eines jeden Jahres war die 
Grüne Woche schon immer der entscheidende Ort für die 
Land- und Ernährungswirtschaft, aber auch ein Fest der 
Agrardiplomatie. In vielen Gesprächsrunden, insbeson-
dere im Rahmen des GFFA – ich bin unserem Bundes-
minister sehr dankbar, dass er dabei ist –, suchen die 
Agrarminister aus aller Welt nach besseren Lösungen, 
um die Ernährungssituation auf diesem Planeten für alle 
Bewohner nachhaltig zu sichern. Ich hätte mir gerade 
zum Anfang dieses Jahres auf der großen internationalen 
politischen Bühne – Stichwort „Russland/Ukraine“ und 
die Rollenverteilung zwischen den USA, Europa und 
China – etwas mehr Agrardiplomatie gewünscht. Parti-
kularinteressen sind nie ein guter Berater, wenn es um die 
Lösung großer Probleme geht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die Grüne Woche steht in diesen Tagen erfrischend für 
Internationalität, Austausch von Innovationen und Han-
del. Sie ist eine wahre Leistungsschau der Land- und 
Ernährungswirtschaft.
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Wir haben in Deutschland tatsächlich sehr viel zu bie-
ten: Knapp 260 000 landwirtschaftliche Betriebe bewirt-
schaften über 16,6 Millionen Hektar Fläche, das ist rund 
die Hälfte des gesamten Bundesgebietes. Allein das Agri-
business erwirtschaftet etwa 300 Milliarden Euro Jahres-
umsatz und sichert gemeinsam mit der Ernährungsindus-
trie rund 4 Millionen Arbeitsplätze entlang der gesamten 
Wertschöpfungskette. Mit allen zusammenhängenden 
vor- und nachgelagerten Bereichen könnte man diese 
Zahlen noch weiter multiplizieren. Diese Zahlen zeigen: 
Landwirtschaft ist kein Randthema, sondern ein zentraler 
Bestandteil unserer wirtschaftlichen und sicherheitspoli-
tischen Stabilität.

Deutschland produziert etwa 85 Prozent seiner Grund-
nahrungsmittel selbst. Bei Getreide liegt der Selbstver-
sorgungsgrad deutlich über 100 Prozent, bei Obst und 
Gemüse sind es unter 30 Prozent, und wie sich jeder 
denken kann, liegt er bei Zitrusfrüchten noch deutlich 
darunter. Das zeigt, dass unsere Agrar- und Ernährungs-
wirtschaft sehr eng mit dem internationalen Handel ver-
flochten ist.

Gleichzeitig ändern sich zunehmend unsere Weltord-
nung sowie die internationale und europäische Sicher-
heitslage. Diese Entwicklungen verdeutlichen, wie wich-
tig robuste heimische Produktionskapazitäten und stabile 
Lieferketten sind.

Aber es sind nicht nur Pandemien und Kriege, die 
Lieferketten ins Wanken bringen können. Der linksterro-
ristische Anschlag auf die Stromversorgung in Berlin hat 
dazu geführt, dass 100 000 Menschen tagelang keinen 
Strom und keine Heizung hatten. Gleichzeitig wurden 
Kühlketten unterbrochen, und Lebensmittel waren nicht 
mehr genießbar. Wenn Tierhalter oder Molkereien von so 
einem Ausfall betroffen sind, führt das nicht nur zu Tier-
leid, sondern auch zu enormen wirtschaftlichen Schäden 
und zu einem Ausfall von notwendigen Lebensmitteln 
wie Fleisch, Eiern oder Milch. Wir müssen deshalb si-
cherstellen, dass der Staat die Wirtschaft besser auf sol-
che Ereignisse und Szenarien vorbereiten kann. Eine mo-
derne Ernährungsnotfallvorsorge bedeutet nicht, Angst 
zu schüren, sondern Verantwortung zu übernehmen; 
denn unsere Land- und Ernährungswirtschaft ist system-
relevant.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir leben in einem landwirtschaftlichen Gunststand-
ort. Wir wollen eine stabile und starke heimische Land-
wirtschaft und vor allen Dingen keine Stilllegung der 
Produktion; das macht keinen Sinn, das sind Ideen von 
gestern.

Landwirte brauchen Stabilität, Zukunftsperspektiven 
und Innovationen statt Ideologie; denn Landwirte sind 
Unternehmer. Sie stehen für die Potenziale und sehen 
auch die Potenziale, die ihnen der Markt bietet. Sie sind 
bereit für jede Transformation.

Wir Agrarpolitiker werden auf der Grünen Woche 
zahlreich vor Ort sein, und wir werden sie nutzen, um 
Innovationen aufzunehmen und in den nächsten Jahren 

umzusetzen. In diesem Sinne wünsche ich allen Betei-
ligten eine schöne, gute Grüne Woche, viele Inspirationen 
und eine gute Zeit.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Bernd Schattner.
(Beifall bei der AfD)

Bernd Schattner (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Schon 

vor Weihnachten und auch in den vergangenen Wochen 
haben Zehntausende Landwirte in ganz Europa demons-
triert, auf Autobahnen, auf Marktplätzen, vor Ministerien 
und Parlamenten. Die Straßen vor dem EU-Parlament in 
Brüssel haben gebrannt. Und warum? Die Landwirte de-
monstrierten gegen das Mercosur-Abkommen, sie de-
monstrierten gegen das Aussterben eines ganzen Berufs-
standes, und sie demonstrierten für nichts Geringeres als 
die Ernährungssouveränität ihrer Länder. Und bei aller 
Liebe, Herr Stegemann, Sie sehen es doch gerade bei 
der Milch: Selbst kleinste Mengenveränderungen führen 
zu massiven Preiseinbrüchen.

(Johannes Steiniger [CDU/CSU]: Gerade bei 
der Milch hilft Mercosur!)

Eines ist doch klar: Wer seine Landwirtschaft opfert, 
macht sich abhängig, wer seine Bauern ruiniert, verliert 
seine Sicherheit, und wer seine Ernährung aus der Hand 
gibt, verkauft ein Stück nationaler Souveränität.

(Beifall bei der AfD)
Was macht die Bundesregierung angesichts dieser dra-

matischen Lage? In der vergangenen Woche fand in Brüs-
sel eine Krisensitzung aller Agrarminister statt, um sich 
der Sorgen der Landwirte anzunehmen. Das war ein Kri-
sentreffen, ein Alarmruf. Aber was hat der deutsche Ag-
rarminister gemacht? Er blieb fern und fährt lieber zur 
CSU-Klausur. Denn für diese Bundesregierung war oh-
nehin längst klar: Das Mercosur-Abkommen soll durch-
gedrückt werden, egal wer darunter leidet.

Aber wir kennen dieses Verhalten von der CDU zur 
Genüge. Der eine spielt Tennis, während seine Stadt 
ohne Strom dasteht, der andere trinkt lieber bayerisches 
Bier und frisst Weißwurst, während deutsche Bauern bei 
minus 10 Grad auf der Autobahn demonstrieren, aus 
Angst um ihre Zukunft.

(Albert Stegemann [CDU/CSU]: Das ist jetzt 
schäbig!)

Denen ist das vollkommen egal. So sieht die Landwirt-
schaftspolitik der Bundesregierung aus.

Schauen Sie doch mal auf die Realität, was auf den 
Höfen tatsächlich los ist! Die Getreidepreise sind inner-
halb von zwei Jahren um 50 Prozent gefallen. Die Milch-
preise sind innerhalb von zwei Monaten um 40 Prozent 
eingebrochen. Die Schweinepreise sind innerhalb eines 
halben Jahres um 30 Prozent gesunken.
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Und um dem Ganzen die Krone aufzusetzen, ver-
schenkt jetzt die Osterland Agrar aus dem Leipziger Vor-
land 4 000 Tonnen Kartoffeln kostenlos nach Berlin. 
1 200 Lkw-Ladungen Lebensmittel sind unverkäuflich, 
weil der Lebensmitteleinzelhandel lieber billig im Aus-
land zukauft.

(Beifall bei der AfD)

Das ist die Realität der deutschen Landwirtschaft im Jahr 
2026.

Und was sagt unser Kanzler dazu?

„Die Einigung zum EU-Mercosur-Abkommen ist 
ein Meilenstein in der europäischen Handelspolitik 
und ein wichtiges Signal unserer strategischen Sou-
veränität und Handlungsfähigkeit.“

An den Herrn Bundeskanzler: Das ist Realitätsverweige-
rung in Reinform. Er ist nicht nur der Kanzler der zweiten 
Wahl, er ist auch der Münchhausen des Sauerlandes.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Albert 
Stegemann [CDU/CSU])

Nach Ihren Täuschungen bei Schuldenbremse und Mi-
grationspolitik haben Sie nun mit Mercosur den nächsten 
Verrat begangen – Verrat an unseren Bauern, der Land-
wirtschaft und an Deutschland. Mehr Heuchelei als von 
der CDU geht mal wieder nicht.

Aber es gibt Alternativen. Zum Beispiel habe ich ges-
tern im Ausschuss zwei konkrete praxistaugliche Anträge 
eingebracht – Stephan Protschka hat es gerade schon an-
gesprochen –: erstens einen Antrag zur Stärkung der 
Milcherzeuger gegenüber dem Lebensmitteleinzelhandel 
und den Molkereien durch die Anwendung von § 148 der 
Gemeinsamen Marktordnung. Damit hätten die Bauern 
endlich wieder eine echte Verhandlungsposition, um faire 
Preise durchsetzen zu können.

(Albert Stegemann [CDU/CSU]: Das zeigt, 
dass Sie keine Ahnung haben!)

Das Zweite ist unser Antrag zur Stabilisierung und echten 
Unterstützung des deutschen Weinbaus.

Beide Anträge wurden natürlich von den Regierungs-
parteien mit fadenscheinigsten Begründungen abgelehnt,

(Zuruf des Abg. Albert Stegemann [CDU/ 
CSU])

allerdings natürlich ohne Alternativkonzept, ohne Gegen-
vorschläge, ohne jede ernsthafte Unterstützung für unsere 
deutschen Landwirte. Und Sie reden von Verantwortung 
für die Landwirtschaft?

Übrigens, zum Thema Verantwortung: Verehrte Kolle-
gen der CDU, hören Sie doch bitte endlich auf mit der 
Mär von den angeblich vollständig wiedereingeführten 
Agrardieselrückvergütungen! In den Jahren 2024 und 
2025 haben Sie den deutschen Landwirten durch Ihre 
Politik 485 Millionen Euro gestohlen,

(Zuruf von der CDU/CSU: Da haben wir gar 
nicht regiert!)

485 Millionen Euro, die Sie ihnen hätten zurückgeben 
können, aber Sie haben es nicht getan. Die einzige Partei, 
die darauf hingewiesen und die rückwirkende Auszah-
lung beantragt hat, war wie immer die AfD.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Albert 
Stegemann [CDU/CSU])

Kommen wir noch zum Weinbau. Der deutsche Wein-
bau steckt weiterhin in einer ernsten wirtschaftlichen 
Krise. Trotz guter Jahrgänge liegen die Erlöse für Trau-
ben- und Fassweine vielfach unter den Produktionskos-
ten. 40 Cent wurden jetzt im Herbst gezahlt für den Liter 
Wein auf dem Lastzug. Das ist keine Entlohnung, das ist 
Verachtung der Arbeitsleistung.

Gleichzeitig verschärft Billigwein aus dem Ausland 
den Preisdruck auf unsere heimischen Winzer weiter. 
Dabei ist der Weinbau weit mehr als nur ein Wirtschafts-
zweig. Er ist Kulturgut, Landschaftspflege, Tourismus, 
Heimat und Identität. Wer diesen Weinbau opfert, zerstört 
mehr als nur Betriebe; er zerstört ganze Regionen.

Meine Damen und Herren, wer hier Wasser predigt und 
Wein säuft, wer hier Sonntagsreden hält und werktags 
Existenzen zerstört, wer hier von Verantwortung spricht 
und dann die Bauern im Regen stehen lässt, der wird bei 
den anstehenden Landtagswahlen die Quittung bekom-
men. Denn dann entscheidet nicht mehr Ihr Regierungs-
marketing, dann entscheidet nicht mehr Ihre PR-Abtei-
lung, dann entscheidet nicht mehr Ihr Koalitionsvertrag. 
Dann entscheidet das Volk, und das Volk hat ein sehr 
gutes Gedächtnis. Die Quittung für Ihr Regierungsver-
sagen werden Sie bei den Landtagswahlen an den Urnen 
bekommen, erst in Baden-Württemberg, dann bei mir in 
Rheinland-Pfalz, und dann wird der Osten blau.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für den 

Bundesrat Manuela Schwesig, Ministerpräsidentin von 
Mecklenburg-Vorpommern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Manuela Schwesig, Ministerpräsidentin (Mecklen-
burg-Vorpommern):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete! Zunächst von mir Ihnen ein 
gutes, gesundes neues Jahr und ein gemeinsames erfolg-
reiches Jahr für Deutschland und für eine gemeinsame 
gute Zusammenarbeit! Der Abgeordnete der Union hat 
es gesagt: Das neue Jahr startet traditionell mit der Grü-
nen Woche. In diesem Jahr feiern wir 100 Jahre Grüne 
Woche, und es ist für uns als Bundesland eine große Ehre, 
dass wir das erste Bundesland in der Geschichte der Grü-
nen Woche sind, das überhaupt Partnerland ist. Das ist für 
uns eine Ehre und eine Chance, darauf freuen wir uns, 
und ich lade Sie jetzt schon in die große MV-Halle ein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Und ich bedanke mich, dass anlässlich der Grünen 
Woche die Zukunftsperspektiven der Land- und Ernäh-
rungswirtschaft hier in der Aktuellen Stunde im Bundes-
tag eine wichtige Rolle spielen. Ich spreche als Minister-
präsidentin eines Bundeslandes, das in Deutschland mit 
den höchsten Anteil an landwirtschaftlich genutzter Flä-
che hat. Wir haben eine starke Land- und Ernährungs-
wirtschaft, und sie ist Teil des Wirtschaftswachstums. 
Deutschland hat ja insgesamt kein Wirtschaftswachstum; 
mein Bundesland hat das dritte Jahr in Folge leichtes 
Wirtschaftswachstum. Das liegt an einer sehr diversen 
Wirtschaftsstruktur. Neben dem starken Tourismus, der 
starken Gesundheitswirtschaft und dem starken Bereich 
der maritimen Industrie ist die Landwirtschaft mit der 
Ernährungswirtschaft, der Forst- und der Fischereiwirt-
schaft ein starker Wirtschaftszweig, der gleichzeitig für 
die Versorgungssicherheit der Menschen arbeitet. Das ist 
wichtig, und da müssen wir gemeinsam, Bund und Län-
der, mit der EU die besten Rahmenbedingungen setzen, 
damit dieser Wirtschaftszweig auch eine Zukunft hat.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

1,6 Millionen Menschen in 250 000 Betrieben erwirt-
schaften jedes Jahr 500 Milliarden Euro Umsatz; aber es 
ist eben nicht nur ein Umsatz, sondern sie tragen damit 
zur Versorgungssicherheit in Deutschland bei, davon 
100 000 Menschen in meinem Bundesland in 9 000 Be-
trieben mit einem Umsatz von 12 Milliarden Euro. Und 
egal welche Krise unser Land durchgeschüttelt hat, ob 
Finanzkrise, ob die Coronapandemie, die Energiekrise 
und auch die heutigen schwierigen Zeiten: Worauf kön-
nen sich die Menschen immer verlassen? Dass sie eine 
gute Versorgung haben.

Und das leisten unsere Unternehmerinnen und Unter-
nehmer mit ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, und 
das nicht nur einfach von 9 bis 16 Uhr, sondern ein Land-
wirt – das hat mich am meisten beeindruckt – hat mir bei 
der Erntebereisung gesagt: „Frau Schwesig, auch ich 
muss Heiligabend noch in den Kuhstall. Wir können die 
Tiere nicht einfach allein lassen.“ Die arbeiten auch teil-
weise rund um die Uhr hart für die Versorgungssicherheit, 
und das verdient nicht nur gute Rahmenbedingungen, 
sondern vor allem Respekt und Unterstützung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Albert Stegemann [CDU/ 
CSU]: Danke für die Wertschätzung!)

Und darum geht es bei der Grünen Woche. Es ist eine 
große Leistungsschau. Während vor 100 Jahren ein Bauer 
4 Menschen versorgt hat, sind es jetzt 154 Menschen. Das 
zeigt, wie die Landwirtschaft sich auch in ihrer Effekti-
vität und in ihrer Produktivität gesteigert hat. Dies zeigt 
auch die Bedeutung für die Versorgungssicherheit. Die 
Versorgungssicherheit ist genauso wichtig wie äußere 
und innere Sicherheit.

Deswegen ist die Grüne Woche natürlich eine Leis-
tungsschau; sie ist aber gleichzeitig Anlass, um auch 
genau über die aktuellen Probleme und Herausforderun-
gen und über die Zukunftsperspektiven zu diskutieren. 
Und ja, unsere Landwirtinnen und Landwirte haben 
Sorgen. Ich will es hier ganz deutlich sagen: Wir als 
Landesregierung sehen unsere Landwirtinnen und Land-

wirte – das ist auch das, was ich konkret im Alltag bei 
Betriebsbesuchen erlebe – als ganz natürliche Partner für 
die Energieversorgung, für den Klimaschutz und den 
Umweltschutz. Es sollte nicht ein Gegeneinander dar-
gestellt werden, sondern ein Miteinander. Sie sind ganz 
wichtige Player im ländlichen Raum.

Zwei Drittel der Menschen in unserem Bundesland 
leben im ländlichen Raum. Viele Landwirte sind im Ge-
meinderat, sind in der freiwilligen Feuerwehr und haben 
eine große soziale Verantwortung vor Ort, auch für Ver-
eine. Und das müssen wir sehen: Es geht um mehr als nur 
Betriebe, Wirtschaft und Versorgungssicherheit – das ist 
schon sehr viel –; es geht auch um die Zukunftsfähigkeit 
und um gleichwertige Lebensverhältnisse und einen le-
benswerten ländlichen Raum. Und deshalb muss Land-
wirtschaft, deshalb muss ländlicher Raum unterstützt 
werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Hier will ich mich bedanken, dass wir, Bund und Län-
der gemeinsam, mit der Gemeinschaftsaufgabe für den 
ländlichen Raum sorgen und hier auch in guten Gesprä-
chen über die nächsten Jahre sind.

Ich will mich auch dafür bedanken – ich weiß, dass das 
diskutiert wurde und vielleicht auch nicht bei allen ganz 
unumstritten ist –, dass die Entscheidung zum Agrardie-
sel zurückgedreht worden ist. Warum? Es geht nicht nur 
um die materielle Unterstützung der Landwirtinnen und 
Landwirte. Die großen Proteste vor zwei Jahren haben 
eben auch gezeigt, dass die Landwirtinnen und Landwirte 
und auch ihre Mannschaft, ihre Mitarbeiter sich gesehen 
sehen wollen, dass sie ernst genommen werden wollen, 
auf Augenhöhe, als Partner – nicht als Partner gegen 
Klimaschutz, sondern für Klima- und Umweltschutz. 
Da braucht es aber Anreize und Angebote und nicht lauter 
Verbote. Nur so werden wir gemeinsam bei diesem wich-
tigen Thema vorankommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Deshalb möchte ich neben diesen zwei positiven Din-
gen eine Sache ansprechen – das haben schon einige 
Rednerinnen und Redner vor mir gemacht –, die uns 
gerade enorm umtreibt: den mehrjährigen Finanzrahmen 
der Europäischen Union und die Pläne für die Agrarför-
derung. Ich sage hier ganz deutlich: Die Pläne können so 
nicht bleiben. – Ich als Ministerpräsidentin bin bei der 
Sache mit all meinen Kollegen aus den ostdeutschen 
und norddeutschen Ländern partei- und länderübergrei-
fend gemeinsam unterwegs; denn diese Pläne für den 
Mehrjährigen Finanzrahmen würden zurzeit den ländli-
chen Raum und unsere Landwirtschaft massiv schwä-
chen. Deshalb habe ich es heute sehr gerne gehört, dass 
Carsten Schneider klar gesagt hat, dass es nicht zu diesen 
Kappungsgrenzen kommen darf.

Warum? Ich will es allen noch mal in Erinnerung 
rufen: Die landwirtschaftlichen Betriebe in Ostdeutsch-
land sind in der Regel sehr große Betriebe; das hat his-
torische Gründe. Es handelt sich um ehemalige LPGs, die 
im Zuge der Wende Leute übernommen haben, die aus 
den Regionen kommen, oft mehrere Familien zusammen, 
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die investiert und modernisiert haben. Das sind große 
Flächen. Das kann man teilweise nicht mit den kleinen 
Familienbetrieben in Westdeutschland vergleichen. Und 
es geht auch gar nicht darum, ob das eine besser ist oder 
das andere, sondern es geht darum: Es ist so zusammen-
gewachsen, und wenn wir zusammengewachsen sind, 
dann muss auch die Agrarförderung so sein, dass jeder 
Hektar gleich viel wert ist und dass unsere Betriebe klar-
kommen. Ansonsten droht ein Betriebesterben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Albert Stegemann [CDU/ 
CSU]: Bei uns genauso!)

In Thüringen würde es die Hälfte der Betriebe treffen, bei 
uns 2 400 Betriebe. Das ist nicht nur ein wirtschaftlicher 
Schaden; das würde den ländlichen Raum komplett ver-
ändern, und dann verlieren wir die Menschen dort. Das 
darf uns nicht passieren.

Deswegen freue ich mich, dass beide Minister – der 
Landwirtschaftsminister und der Umweltminister – sich 
klar dazu bekennen, dass es so nicht bleiben kann. Aber 
ich sage ganz deutlich: Hier findet eine harte Auseinan-
dersetzung auf der europäischen Ebene statt. Deswegen 
erwarte ich, dass der Bundeskanzler an dieser Stelle seine 
Stimme erhebt und dafür sorgt, dass der Mehrjährige 
Finanzrahmen der EU verbessert wird: für den ländlichen 
Raum, für ein Miteinander von Landwirtschaft, ländli-
chem Raum, Klimaschutz und Energiewende und vor 
allem für den Erhalt aller Betriebe. Wir sind darauf an-
gewiesen, dass wir alle Betriebe im ländlichen Raum 
erhalten, egal wie klein oder groß, egal wie viele Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter und egal wie viele Hektar. 
Sie tragen dazu bei, dass unser ländlicher Raum Wirt-
schaftskraft und Zukunftsperspektive mit Arbeitsplätzen 
hat und lebenswert bleibt.

Wir wollen weiter regionale, gute Produkte aus 
Deutschland für unsere Bevölkerung. Wir haben nichts 
gegen Freihandel; dagegen kann man auch nicht sein. 
Aber wir müssen darauf achten, dass die hohen Stan-
dards, die wir erwarten – gute Löhne, Umweltschutz, 
Tierschutz, Klimaschutz –, auch bei anderen Produkten 
eingehalten werden, sonst wird der Wettbewerb völlig 
verzerrt. Wir wollen weiter landwirtschaftliche Produk-
tion in Deutschland: für gute Produkte, für regionale Pro-
dukte, für eine Versorgungssicherheit und für Zukunfts-
perspektiven im ländlichen Raum.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen Niklas Wagener.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Niklas Wagener (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Es ist schon bemerkenswert: Zu Beginn der Grü-
nen Woche, wenn die internationale Agrarbranche auf 
Berlin schaut, debattiert dieses Parlament über Landwirt-
schaft und ländliche Räume. Was früher fester Bestand-

teil parlamentarischer Verantwortung war, wirkt heute 
doch eher wie ein Pflichttermin ohne echtes Interesse

(Zuruf von der CDU/CSU: Bei euch!)
und vor allem ohne konkrete Vorschläge von Union und 
SPD, was Sie in Ihrer Agrarpolitik voranbringen wollen. 
Wo ist bitte Ihr Antrag heute?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Albert Stegemann 
[CDU/CSU]: Wir haben mehr gemacht als ihr 
in der ganzen Ampel! – Zuruf des Abg. 
Johannes Steiniger [CDU/CSU])

Das zeigt sehr deutlich, welchen Stellenwert Landwirt-
schaft, Ernährung, Klimaschutz inzwischen haben, näm-
lich keinen festen Platz mehr im Alltag dieser Regierung. 
Besonders sichtbar wird das auch beim Weinbau, der 
heute auch aufgerufen ist. Der Weinbau prägt den baye-
rischen Untermain – meine Heimat, zufälligerweise auch 
die der Präsidentin –, aber Spätfröste und verändertes 
Konsumverhalten gehen auch an Unterfranken nicht 
spurlos vorbei. Die Weinmillionen der Bundesregierung 
für Marketing und das Geld für Auslandsmessen sind 
aber nichts anderes als ein Tropfen auf den im wahrsten 
Sinne des Wortes heißen Stein

(Isabel Mackensen-Geis [SPD]: Ach Niklas!)
und bieten keine Strategie, mit dem Klimawandel, mit 
dem massiven Strukturwandel umzugehen, geschweige 
denn, tragfähige Perspektiven für die Betriebe zu eröff-
nen.

Wir müssen attraktive Anreize schaffen, landschaftlich 
und touristisch wertvolle Steillagen und Weinterrassen 
weiter zu bewirtschaften. Auch dafür muss endlich die 
gemeinsame europäische Agrarpolitik neu ausgerichtet 
werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die Betriebe brauchen mehr Standbeine, etwa in den 
Bereichen „Events“, „Tourismus“, „innovative alkohol-
freie Produkte“, um sich neu aufzustellen. Für all das 
brauchen wir auch Erleichterungen bei den Genehmigun-
gen.

Landwirtschaft und Weinbau sind aber mehr als Wirt-
schaftszweige. Sie prägen Kulturlandschaften, sichern 
regionale Wertschöpfung und bestimmen die Lebensqua-
lität ganzer Regionen. Doch genau diese Lebensqualität 
geht vielerorts schleichend verloren. Seit 1991 sind rund 
70 Prozent der kleinen landwirtschaftlichen Betriebe ver-
schwunden, die Anzahl der Bäckereien hat sich halbiert, 
die der Metzgereien ebenso. Was bleibt, sind leere Orts-
kerne, weite Wege und das Gefühl, dass hier aufgegeben 
wird. Deswegen schlagen wir Grüne auch vor, das Re-
gionalbudget weiterzuentwickeln, um Räume für Selbst-
wirksamkeit, ein selbstbestimmtes Leben auf dem Land, 
für gemeinschaftliche Gestaltung vor Ort in den Dörfern 
zu sichern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Denn ländliche Räume sind nun mal der Motor für die 
Energiewende, ein attraktiver Wirtschaftsstandort, bieten 
Ernährungssicherheit durch die landwirtschaftlichen Be-
triebe und eine hohe Lebensqualität. Aber diese Lebens-
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qualität verschwindet, wenn ein Deutschlandticket über-
haupt keine Option darstellt, weil sowieso kein Bus fährt, 
wenn junge Menschen wegziehen, weil sie keine Per-
spektiven sehen, und wenn Betriebe aufgeben, die über 
Generationen Landschaft, Arbeit und Zusammenhalt ge-
tragen haben.

Doch wenn ich mir anschaue, wie diese Bundesregie-
rung auf europäischer Ebene agiert – besonders der Bun-
deskanzler Merz, aber auch Bundesminister Rainer –, 
dann frage ich mich ernsthaft: Was sollen die Menschen 
auf dem Land noch von Ihnen erwarten? Der Bundes-
kanzler sagt zum LEADER-Programm, dem erfolg-
reichsten Förderprogramm der Europäischen Union für 
den ländlichen Raum: Ich möchte es erhalten, aber ich 
kann es nicht versprechen. – Ich würde mir wünschen, der 
Kanzler fände einmal genauso klare Worte für unsere 
ländlichen Räume, wie er sie beispielsweise für die Auto-
mobilindustrie findet.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Auch die nationale Waldpolitik spielt im Alltag von 

Minister Rainer und dieser Regierung offensichtlich 
überhaupt keine Rolle mehr. Zentrale Herausforderungen 
wie der Waldumbau, aber auch die Stärkung des Holz-
baus, die Stärkung unseres Holzhandwerks finden nicht 
statt. Das gilt auch für eine Biomassestrategie, die drin-
gend notwendig wäre, um beispielsweise die Planungs-
sicherheit für die Holzwerkstoffindustrie zu schaffen. All 
das findet nicht statt.

(Artur Auernhammer [CDU/CSU]: Wer hat 
den Heizungshammer beschlossen?)

Stattdessen legen Sie hier ein Jagdgesetz vor, das sich 
nicht im Ansatz mit den realen Problemen im Wald auf 
der Fläche beschäftigt. Statt sich der so dringlichen Auf-
gabe zu stellen, im Schulterschluss mit den Förstern und 
Jägern ein habitatangepasstes Wildmanagement im Wald 
zu stärken, nehmen Sie nun lediglich den Wolf ins Jagd-
gesetz auf. Das ist nichts weiter als eine symbolische 
Trophäe, mit der Sie auf der Grünen Woche durch die 
Hallen ziehen wollen. Doch selbst die Jagdverbände fin-
den diesen Entwurf misslungen, Herr Minister. Die er-
hoffte Party wird also wohl ausfallen müssen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Herr Minister, liebe Koalition, die Aufgabenliste ist 

lang, und sie wird nach der Grünen Woche nicht kürzer. 
Denn einmal im Jahr bei den Empfängen auf der Grünen 
Woche leere Versprechungen zu machen, wird nieman-
dem helfen. Wir werden stattdessen auf der Grünen Wo-
che das Gespräch mit den vielen Menschen aus der Land- 
und Forstwirtschaft, aus den ländlichen Räumen suchen 
und Sie danach hier mit den guten Vorschlägen und Ideen 
aus der Praxis konfrontieren. Mal sehen, welche Gründe 
Ihnen dann wieder einfallen werden, um ein weiteres Jahr 
im Stillstand zu verharren!

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Johannes 

Steiniger für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Stephan Protschka [AfD]: 
Kommt jetzt eine Weinrede?)

Johannes Steiniger (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es 

ist gut und richtig, dass wir hier heute anlässlich der 
Grünen Woche zu sehr prominenter Zeit eine landwirt-
schaftspolitische Debatte führen, auch weil aus meiner 
Sicht die Landwirtschaftspolitik zwar schon immer ein 
sehr wichtiges Politikfeld war, sie aber, wenn wir uns 
mal anschauen, was gerade auf der Welt passiert, aktuell 
sogar noch wichtiger ist als in der Vergangenheit. Wir 
sehen ja nicht erst seit den ersten 14 Tagen dieses Jahres, 
was sich geopolitisch auf dieser Welt verschiebt, sondern 
schon seit einigen Monaten und Jahren.

Wir wissen, dass Europa und wir in Deutschland 
Stärke brauchen. Wir brauchen Souveränität auf diesem 
Kontinent. Und dafür brauchen wir eine starke Wirt-
schaft – klar! Alles muss auf Wachstum gesetzt werden. 
Wir müssen verteidigungsfähig sein; dafür haben wir in 
dieser Koalition viele Stellschrauben gedreht und sind 
auf dem richtigen Weg.

(Zuruf von der AfD)
Aber die dritte Säule von Souveränität ist die Frage: 

Kann ich im Fall der Fälle meine Bevölkerung auch er-
nähren?

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ernährungssicherheit ist die dritte Säule der Souveränität. 
Und deswegen ist es so wichtig, dass wir neben Wachs-
tum und Verteidigung auch eine starke Landwirtschaft 
haben.

Und eine starke Landwirtschaft, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, lebt davon, dass wir starke Bauern und Land-
wirte haben. Das ist das, was uns in der Koalition antreibt, 
was auch den Minister antreibt. Da ist ja in den ersten 
neun Monaten schon viel erreicht worden. Aber klar ist 
auch: Wir müssen alles, was 2026 entschieden werden 
muss, durch die Brille betrachten, wie wir unsere Land-
wirtschaft stärken können. Wir als Unionsfraktion sind 
auf jeden Fall dazu bereit, noch mehr für die Landwirt-
schaft zu tun.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir orientieren uns in den letzten Monaten und auch im 
aktuellen Jahr an vier Leitlinien.

Die erste ist: Wir entlasten finanziell und bei der Büro-
kratie – Stichworte „Agrardiesel“, „Investitionsbooster“, 
der auch den landwirtschaftlichen Betrieben hilft, 
„Strompaket“, womit die Stromsteuer für die Landwirt-
schaft gesenkt wurde, „Stoffstrombilanz“, die abge-
schafft worden ist. Wir müssen aber auch im aktuellen 
Jahr noch mehr tun, damit unsere Landwirtschaft wett-
bewerbsfähig bleibt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Die zweite Leitlinie – das muss ich so deutlich sagen – 

ist, dass wir einiges von dem reparieren müssen, was aus 
dem grünen Landwirtschaftsministerium übrig geblieben 
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ist. Wir diskutieren gleich noch über das Tierhaltungs-
kennzeichnungsgesetz. Da haben Sie uns wirklich was 
überlassen, was man so nicht auf die Wirtschaft und die 
Menschen loslassen kann. Deswegen werden wir es pra-
xistauglich und bürokratiearm gestalten, und zwar so, 
dass es auch wirklich hilft.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Stephan Protschka [AfD]: 
Weg damit!)

Eine dritte Leitlinie: Wir lösen reale Probleme.
(Stefan Schröder [AfD]: Die es ohne euch gar 

nicht gäbe!)
Für mich das beste Beispiel dafür ist der Wolf.

(Lachen des Abg. Marcel Bauer [Die Linke])
Mancher, wie hier bei den Linken, fängt dann an, zu 
lachen.

(Zuruf des Abg. Marcel Bauer [Die Linke]: 
Ja!)

Aber unterhalten Sie sich mal mit den Menschen in den 
Regionen, wo der Wolf wiederkommt, nämlich im 
Norden von Rheinland-Pfalz, im Westerwald, in Nieder-
sachsen, in Brandenburg.

(Zurufe von der AfD sowie des Abg. Marcel 
Bauer [Die Linke])

Wir sehen, dass dort die Angst zurückkommt. Wir lösen 
jetzt dieses Problem. Es war komplex, alle Voraussetzun-
gen zu schaffen,

(Marcel Bauer [Die Linke]: Da sagt die Wis-
senschaft was anderes!)

aber wir sind stolz darauf, dass wir gestern den Gesetz-
entwurf in erster Lesung eingebracht haben.

(Zuruf des Abg. Niklas Wagener [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir müssen jetzt zusehen, dass wir den Wolf ins Jagd-
recht zurückbringen und das Jagdgesetz in den nächsten 
Wochen schnell durch den Deutschen Bundestag bekom-
men.

(Beifall bei der CDU/CSU – Stephan 
Protschka [AfD]: Sofort! – Zurufe von der 
Linken sowie des Abg. Harald Ebner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Eine vierte Leitlinie ist, dass wir abseits des Koaliti-
onsvertrags auch auf aktuelle Probleme reagieren; das 
betrifft beispielsweise das Thema Vogelgrippe. Da haben 
wir noch kurz vor Weihnachten die Entschädigungs-
höchstsätze verdoppelt. Was so lapidar daherkommt, 
sichert die Existenzen von ganz vielen Betrieben. Wir 
haben es sogar rückwirkend zum 1. Oktober 2025 ge-
macht – übrigens gegen die Stimmen der AfD; das 
muss an dieser Stelle auch noch mal gesagt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Bernd Schattner [AfD]: Wir 
hatten ja auch einen Alternativantrag!)

Was mir besonders wichtig ist – auch aus der Sicht von 
Rheinland-Pfalz, wo wir sehr von der Sonderkultur ge-
prägt sind –, ist das Thema Schilf-Glasflügelzikade. Das 

ist ein ganz kleines Tier, das aber enorm schädliche 
Auswirkungen hat und viele Krankheiten auf Gemüse 
übertragt – auf Zuckerrübe und Kartoffel, aber es geht 
jetzt auch auf andere Gemüsearten über. Sie, Frau 
Dr. Verlinden, haben vorhin gesagt: Wir brauchen Schutz 
vor Pestiziden. – Mir geht es auf den Keks, dass wir so 
ideologisch über Pflanzenschutzmittel reden. Wir brau-
chen doch Pflanzenschutz,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. Jens 
Behrens [SPD])

damit wir unsere Ernährungssicherheit gewährleisten 
können.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und was ist mit dem Thema Gesund-
heit?)

Wir werden ohne Pflanzenschutz beispielsweise gegen 
die Schilf-Glasflügelzikade kein Mittel haben. Deswegen 
müssen wir hier – anders als Sie – nicht ideologisch, 
sondern pragmatisch vorangehen.

(Stephan Protschka [AfD]: Dann haben Sie ja 
nachher die Möglichkeit, zuzustimmen zu den 
Anträgen!)

Ein abschließender Punkt. Herr Schattner – ich kann es 
Ihnen nicht ersparen –, Sie haben über Mercosur gespro-
chen und als Beispiel die Milch genommen. Das zeigt, 
dass Sie keinerlei Ahnung haben und nur in Überschriften 
denken. Denn gerade der Milchsektor wird von Mercosur 
profitieren:

(Abg. Bernd Schattner [AfD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage)

30 000 Tonnen mehr Käse, 10 000 Tonnen bei Milchpul-
ver. Also da haben Sie gezeigt, Sie haben keinerlei Ah-
nung, und Sie haben sich hier ziemlich stark entlarvt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Albert Stegemann [CDU/CSU]: So ist es!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Christian Reck.

(Beifall bei der AfD – Bernd Schattner [AfD]: 
Ich habe mich gemeldet! Ich bin direkt an-
gesprochen worden! – Gegenruf des Abg. 
Johannes Steiniger [CDU/CSU]: Die Redezeit 
war schon um, Herr Schattner! Pech gehabt!)

Christian Reck (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Minister! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Die Grüne Woche öffnet 
wie jedes Jahr um diese Zeit ihre Pforten, und die Regie-
rungsfraktionen nutzen die Gelegenheit schamlos zur 
Selbstbeweihräucherung. Wir haben in der letzten knap-
pen Stunde erlebt, wie Union und SPD wenige klitze-
kleine Schritte in die richtige Richtung als den großen 
Wurf verkaufen. Zugegeben: Nach der Ära Özdemir als 
Landwirtschaftsminister erscheint erst mal jede Wach-
ablösung im Ministerium als Silberstreif am Horizont 
für unsere Bauern. Jedoch ist von einer echten, einer spür-
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baren Trendwende nichts zu sehen. Und das hat mehrere 
Gründe.

Zunächst ist da die schwierige Marktsituation. Das 
letzte Jahr hat nicht nur in Deutschland zu guten Ernten 
geführt. Gleichzeitig erleben wir aber an den Märkten 
Tiefstände, beispielsweise bei Weizen-, Kartoffel- und 
Zuckerpreisen. Die Erlöspreise für unsere Bauern befin-
den sich also im freien Fall, während die Betriebsmittel-
kosten, also die Kosten für Energie, Dünger, Logistik, 
dank Ihrer fachfremden Pseudo-Ökopolitik immer weiter 
in den Himmel schießen. Wie soll ein Betrieb eigentlich 
noch kalkulieren, wenn er am Ende des Tages für seine 
Qualitätsprodukte Preise erlöst, die kaum noch die Die-
selrechnung decken? Diese Marktlage verspricht schon 
lange keinen Wohlstand mehr. Das ist vielmehr Siechtum 
mit Ansage.

(Beifall bei der AfD)

Und als ob die Zuckerpreise nicht schon niedrig genug 
wären, werden mit dem Mercosur-Abkommen die 
Schleusentore für Billigimporte noch weiter aufgeris- 
sen. Und bei Billigimporten reden wir nicht nur über 
den Preis. Fleisch und Getreide werden in Südamerika 
schlicht zu deutlich niedrigeren Standards produziert. 
Währenddessen verlangt man von unseren heimischen 
Bauern Goldstandardauflagen: höchste Tierhaltungsstan-
dards, Verbote von Pflanzenschutzmitteln und Dokumen-
tationspflichten bis zum Abwinken. Das ist wettbewerbs-
verzerrend, das ist ein moralischer Totalschaden gegen- 
über unseren deutschen Bauern.

(Beifall bei der AfD)

Ein anderes Thema ist die seit Jahren anhaltende De-
batte um Düngung und Rote Gebiete. Ganze Regionen 
werden kriminalisiert aufgrund von Messstellen, deren 
Aussagekraft oft zweifelhafter ist als ein Wetterbericht 
für das nächste Jahr. Es wird eine Zwangsunterdüngung 
verordnet, die nichts anderes ist als eine bewusste Er-
trags- und Qualitätsminderung. Der Landwirt weiß ganz 
genau, was sein Boden braucht. Er ist nicht der Feind 
seiner eigenen Scholle; das möchte ich mal klargestellt 
haben.

(Beifall bei der AfD)

Aber auch diese Regierung vertraut lieber einem verursa-
cherungerechten Messsystem als dem Sachverstand un-
serer Praktiker vor Ort. Das ist fachfremde Misstrauens-
politik gegen unsere Landwirte.

Dazu kommt das schwebende Damoklesschwert der 
zukünftigen Agrarförderung. Die Verhandlungen über 
das EU-Agrarbudget ab 2028 verheißen nichts Gutes. 
Von über 20 Prozent Kürzungen sowie straffer Kappung 
und Degression ist die Rede. Das ist für viele Betriebe – 
und ich spreche hier für Sachsen, wo ich herkomme – 
existenzbedrohend und für manch dringend notwendige 
Hofnachfolge der Sargnagel.

(Isabel Mackensen-Geis [SPD]: Ach! Interes-
sant!)

Angesichts dieser verheerenden Lage erwarte ich von 
Ihnen, Herr Minister, endlich mal eine glasklare und ener-
gische Ansage nach Brüssel, dass diese Kürzungen mit 
Deutschland als größtem Einzahler in die EU nicht zu 
machen sind.

(Beifall bei der AfD)
Meine Damen und Herren, die missliche Lage unserer 

Bauern ist systemisch, da reicht nicht das Drehen an 
kleinen Schräubchen. Was braucht es, damit die deut-
schen Bauern gehört werden? Barrikaden? Verwüstun-
gen? Ändern würde auch das wohl nichts, solange sich 
die Verantwortlichen hinter Hundertschaften verstecken 
können und grundlegende Fehlentwicklungen einfach 
laufen gelassen werden wie die Praxis der Roten Gebiete 
oder die Verhandlungen zum Agrarbudget. Unverzeihlich 
wird es für Deutschlands Landwirte, wenn Sie und Ihre 
Kollegen von den Regierungsparteien dieses Mercosur- 
Abkommen auch noch aktiv vorantreiben und zum Ab-
schluss bringen.

Deutschlands Landwirte brauchen endlich wieder – 
und zwar schnell – eine realitätsnahe Politik, damit sie 
wieder mit Zukunftsperspektive und nach guter fachli-
cher Praxis arbeiten können. Deswegen fordere ich die 
Kollegen von der Union auf: Lassen Sie die SPD links 
liegen, und lassen Sie uns endlich wieder beginnen, Po-
litik für unsere Bauern zu machen! Sonst – und das ver-
sichere ich Ihnen – werden unsere deutschen Bauern er-
kennen, dass keine Demonstration, keine Autobahn- 
sperrung so viel bewegen kann wie Mut an der Wahlurne. 
Wenn Sie von der Union nicht mit uns wollen, dann 
machen wir von der AfD das eben irgendwann allein.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist Isabel 

Mackensen-Geis für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Isabel Mackensen-Geis (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Aktuelle Stunde heißt „Zukunftsperspek-
tiven für Landwirtschaft und Weinbau“. Für mich als 
Abgeordnete aus Bad Dürkheim an der Weinstraße, mit-
ten aus der Pfalz, ist es immer ein Stück Heimkommen, 
wenn ich über den Weinbau sprechen darf. Denn Wein ist 
bei uns eben nicht nur ein Produkt. Wein ist Kulturland-
schaft, ist Wirtschaftskraft,

(Johannes Steiniger [CDU/CSU]: Grundnah-
rungsmittel!)

ist ein Lebensgefühl und für viele Familien vor allem ihre 
Existenz. Und genau diese Existenz steht unter Druck.

Unsere Winzerinnen und Winzer sind aktuell konfron-
tiert mit vollen Kellern, sinkenden Preisen, steigenden 
Kosten. Und der Markt? Der Marktanteil deutscher 
Weine ist bei uns auf rund 41 Prozent gesunken, während 
italienische und spanische Weine zulegen. Gleichzeitig 
drückt ein Überangebot massiv auf die Preise. Dazu kom-
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men Exportprobleme, vor allem durch die US-Zölle. Das 
ist keine Momentaufnahme, das ist eine strukturelle Kri-
se, die den gesamten Sektor betrifft. Sie ist Ausdruck 
veränderter Märkte, veränderter Konsumgewohnheiten 
und zunehmender klimatischer Risiken.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Bundesregierung 
und die Koalitionsfraktionen haben den Ernst der Lage 
erkannt – und wir handeln. Bundesminister Rainer – er 
hat es vorhin auch ausgeführt – hat die Branche frühzeitig 
eingebunden. Von dieser Seite auch dazu noch mal herz-
lichen Dank! Und so haben wir gemeinsam am 4. Septem-
ber 2025 im Weinbauministerium einen Weinbauverbän-
degipfel abgehalten.

Es stehen etwa 1 Million Euro zusätzlich für eine In-
formationskampagne für deutsche Weinerzeugnisse, also 
explizit auch für den sehr empfehlenswerten alkohol-
freien Sekt und Wein, zur Verfügung. Dabei geht es nicht 
darum, dass die Menschen – der Minister hat es gesagt – 
mehr Alkohol trinken, sondern um mehr bewusste Ent-
scheidungen für regionale Qualität statt billiger Import-
ware.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Im GAP-Strategieplan haben wir die Öko-Regelung 1a 
angepasst. Damit wird künftig die 10-Hektar-Grenze 
wegfallen, und es profitieren erstmals auch kleinstruktu-
rierte Weinbaubetriebe mit bis zu 1 500 Euro pro Hektar 
für Blühflächen. Das ist gut für die Betriebe und gut für 
die Biodiversität.

Ein weiteres wichtiges Signal ist das Geoschutz-
reformgesetz, das wir noch Ende letzten Jahres beschlos-
sen haben. Das war kein Selbstläufer. Hier habe ich ge-
meinsam mit meinem Kollegen Artur Auernhammer von 
der Union im parlamentarischen Verfahren eine wichtige 
Ergänzung eingebracht, die wir auch im Koalitionsver-
trag mit verankert hatten. Mit einer Verordnungsermäch-
tigung werden wir die Finanzierung der Schutzgemein-
schaften auf solide Füße stellen

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!)

und damit die Arbeitsfähigkeit langfristig sichern. Wieso 
ist das so wichtig? Weil die Schutzgemeinschaften in den 
Weinanbaugebieten Qualität sichern, Herkunft schützen 
und die Vermarktung ermöglichen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Mit der neuen Agrarexportstrategie werden wir auch 
den Export von Wein unterstützen. Wir werden Messe-
programme ausbauen, Marktöffnungen voranbringen und 
kleine und mittlere Unternehmen im Außenhandel stär-
ken. Im Bundeshaushalt stehen 17 Millionen Euro für 
Auslandsmessen und Exportförderung bereit. Das ist ent-
scheidend, um deutsche Weine international sichtbar zu 
halten.

Jetzt kommt die europäische Ebene noch mit ins Spiel, 
die an dieser Stelle auch ganz wichtig ist. Manche Aus-
sagen der AfD zur EU sind da sehr schwer nachzuvoll-
ziehen. Auf der einen Seite will die AfD die Subventio-

nen gänzlich abschaffen; auf der anderen Seite ist das der 
Sargnagel, wenn sie jetzt gekürzt werden. Also das ist 
sehr, sehr undurchsichtig

(Bernd Schattner [AfD]: Einfach mal Pro-
gramme lesen und verstehen! Das hilft! – 
Stephan Protschka [AfD]: Wer lesen kann, ist 
klar im Vorteil!)

und zeigt einfach, dass Sie keine stringente Handlung und 
keine abgestimmte Position haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Das EU-Weinpaket setzt nämlich wichtige Impulse: 
eine bessere Abstimmung von Angebot und Nachfrage, 
bis zu 80 Prozent Förderung für Klimaanpassung, digitale 
Etiketten, mehr Flexibilität bei Pflanzrechten, klare Re-
geln für alkoholfreie und alkoholreduzierte Weine sowie 
die Förderung der ländlichen Wirtschaft durch Weintou-
rismus. Jetzt kommt es auf eine zügige nationale Umset-
zung an, damit diese Maßnahmen schnell bei den Betrie-
ben ankommen.

Ein weiterer Erfolg auf EU-Ebene ist, dass Backpulver 
wieder als günstiges und umweltfreundliches Mittel ge-
gen die Pilzkrankheit Echter Mehltau nutzbar werden 
soll. Ganz wichtig ist dabei die noch stärkere Zusammen-
arbeit von EU, Bund und Ländern mit Verbänden und 
Betrieben. Damit wir diesen guten Weg, den wir ein-
geschlagen haben, auch weiterführen können, ist die Zu-
sammenarbeit mit allen Ebenen wichtig – zusammen mit 
der Branche und mit den Akteuren, den Landwirtinnen 
und Landwirten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Liebe Winzerinnen und Winzer, wir sehen: Der Druck 
ist hoch. – Und wir handeln. Wir vereinfachen bürokra-
tische Abläufe, bauen die Kriseninstrumente wie die Des-
tillation oder die grüne Weinlese neu auf und versuchen, 
die Exportchancen auszubauen. Wir stehen an Ihrer Seite; 
denn der Weinbau ist so viel mehr als ein Agrarsektor. Er 
ist Kulturgut. Er ist Wertschöpfung. Er ist Herzstück gan-
zer Regionen – auch meiner Heimat in der Pfalz.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Artur 

Auernhammer für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Artur Auernhammer (CDU/CSU):
Geschätztes Präsidium! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Berlin ist nicht nur deutsche Hauptstadt, 
Berlin ist in den nächsten Tagen, in den nächsten Wochen 
auch ein Dorf, ein richtiges Bauerndorf. Alle Bauern-
familien blicken auf Berlin, blicken auf die politischen 
Diskussionen. Aber es kommen auch sehr viele Men-
schen aus dem ländlichen Raum nach Berlin, insbeson-
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dere die Landfrauen, die Landjugend. Alle wollen dis-
kutieren. Alle wollen auch ein Stück weit feiern; und 
das ist auch gut so.

Es ist auch wichtig für uns in der Politik, dass wir die 
Chance nutzen, unseren Bauernfamilien ein herzliches 
„Vergelts Gott!“, ein herzliches Dankeschön zu sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sie sichern unsere Ernährung; sie sorgen für regionale 
Wertschöpfung. Wir müssen unseren Bauernfamilien ent-
sprechendes Vertrauen entgegenbringen; das ist unsere 
Aufgabe auch hier in dieser Aktuellen Stunde.

Wir haben in unserer Regierungszeit bereits sehr viel 
geliefert, bereits sehr viel umgesetzt; ich nenne nur noch 
mal die sogenannte Agrardieselrückvergütung. Wir ha-
ben auch die Stoffstrombilanz sowie einen Teil der Dün-
geverordnung abgeschafft,

(Stephan Protschka [AfD]: Ihr habt sie ja auch 
eingeführt!)

und wir werden dafür sorgen, dass letztere in Zukunft 
verursachergerecht gestaltet wird, sodass die Betriebe, 
die was zu liefern haben, etwas liefern müssen

(Zuruf der Abg. Dr. Julia Verlinden [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

und andere entsprechend entlastet werden. Das ist unsere 
Aufgabe für die nächsten Wochen und Monate.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Gestern haben wir bereits den Weg für eine Regulie-
rung des Wolfes bereitet, was gerade für unsere Weide-
tierhalter von großer existenzieller Bedeutung ist. Es tut 
sich also was in der deutschen Agrarpolitik.

All die Diskussionen in den letzten Tagen und Wochen, 
ja, die sorgen auch für nachdenkliche Zeiten. Schweine-
preis: zurzeit bei 1,45 Euro. Der Milchpreis tendiert Rich-
tung 30 Cent. Aber ich will eins klarstellen: Nicht an 
allem ist jetzt Mercosur schuld.

(Julian Schmidt [AfD]: Na ja!)
Wir haben auch Rahmenbedingungen, die dafür gesorgt 
haben, dass diese Marktverwerfungen kommen. Nicht an 
allem ist Mercosur schuld. Und es wurde bereits erwähnt: 
Mercosur bietet auch Exportmöglichkeiten, gerade für 
Milchprodukte: umgerechnet etwa 400 000, 500 000 Ton-
nen Milch, die wir exportieren können. Ich rufe all dieje-
nigen in der Branche auf, die Mercosur so kritisieren: Sie 
sollten sich mal um die Absatzwege kümmern, die durch 
Mercosur jetzt entstehen! – Ich glaube, auch das gehört 
zur vollen Wahrheit dazu.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, heute wurde 
auch schon wieder sehr viel diskutiert. Heute Morgen, 
Herr Ausschussvorsitzender, hatten wir den EU-Agrar-
kommissar zu Gast. Wir diskutieren bereits intensiv, 
wie die weitere Gemeinsame Agrarpolitik organisiert 
werden soll. Da geht es natürlich um sehr viel Geld, 
auch für den ländlichen Raum, und ich verstehe die kri-
tischen Anmerkungen gerade aus den östlichen und nord-
deutschen Teilen unseres Landes. Aber für mich ist ein 

Grundsatz: Wollen wir dieses Geld in Quadratmeter in-
vestieren, oder wollen wir dieses Geld in die Menschen 
im ländlichen Raum investieren? Ich bin der Meinung, 
wir sollten in die Menschen investieren. Wir müssen 
unsere ländlichen Räume attraktiver gestalten. Wir müs-
sen dafür sorgen, dass die Menschen vor Ort bleiben und 
unsere ländlichen Räume auch gestalten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ein großes 

Problemfeld ist der deutsche Weinbau; das sage ich in 
aller Offenheit. Ich bin der Kollegin Mackensen-Geis 
dankbar, dass wir gemeinsam hier in der Koalition so 
zielorientiert unterwegs sind, dass wir hier nach Lösun-
gen suchen und diese auch finden. Natürlich ist das eine 
große Herausforderung: Fassweinpreise, die in keinster 
Weise mehr die Aufwendungen zum Erlös bringen. Ab-
satzwege brechen weg; schon allein die Zollpolitik von 
Donald Trump macht uns hier Sorgen. Aber es ist auch 
grundsätzlich die Diskussion um Alkohol; und da dürfen 
wir beides nicht vermischen. Es wird ja gesagt, wir sollen 
den Alkoholgehalt reduzieren. Beim Bier zum Beispiel 
sind bereits 20 Prozent der Menge alkoholreduziert. Auch 
der deutsche Weinbau ist hier sehr innovativ unterwegs. 
Und wir werden es auch unterstützen, dass wir hier zu-
kunftsorientiert weiterkommen.

An dieser Stelle auch noch ein Appell an die Bundes-
regierung: Unsere Visitenkarten im internationalen Be-
reich sind die deutschen Botschaften. Ich finde es ein 
sehr gutes Signal, dass in jeder deutschen Botschaft ein 
Bild des Bundespräsidenten hängt. Ich finde es ein sehr 
gutes Signal – und das gehört sich auch so –, dass in jeder 
deutschen Botschaft ein Bild des Bundesaußenministers 
hängt. Und ich finde es erst recht ein wichtiges Signal, 
dass in jeder deutschen Botschaft auf der Welt deutscher 
Wein ausgeschenkt wird.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Julian Joswig 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Johannes 
Steiniger [CDU/CSU]: Noch wichtiger!)

Da ist vielleicht noch etwas Luft nach oben. Wir müssen 
uns zu unseren deutschen Produkten bekennen; wir müs-
sen für unsere deutschen Produkte einstehen. Dazu bietet 
auch die Internationale Grüne Woche die beste Gelegen-
heit. Lassen Sie uns gemeinsam die nächsten Tage dafür 
nutzen!

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte: Dr. Franziska 

Kersten für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Dr. Franziska Kersten (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn Sie im Januar nach Berlin kommen und 
in Richtung Charlottenburg fahren, dann sehen Sie es 
schon von Weitem: Der Funkturm leuchtet grün. Und 
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dann steigt bei mir wie bei vielen anderen schon die Vor-
freude auf das erste Highlight des Jahres: die Grüne Wo-
che. Seit genau 100 Jahren ist die Messe nicht nur Leis-
tungsschau der Land- und Ernährungswirtschaft, sondern 
dient vor allem dem Austausch zwischen Stadt und 
Land – für mehr gegenseitiges Verständnis sowie Respekt 
für unsere Landwirtinnen und Landwirte. Heute dis-
kutiert die gesamte agrarpolitische Welt in Berlin.

Auch auf nationaler Ebene rücken Ernährung und 
Landwirtschaft in den Blick, wie unsere Aktuelle Stunde 
heute zeigt. Dass Bundesumweltminister Carsten Schnei-
der heute zu uns gesprochen hat, macht deutlich, dass 
Agrar- und Umweltpolitik aufs Engste miteinander ver-
woben sind. Beide Politikbereiche müssen an einem 
Strang ziehen, damit unsere Landwirtschaftsbetriebe er-
folgreich wirtschaften, gleichzeitig Natur und Klima 
schützen sowie für mehr Tierwohl sorgen können.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Dieses neue Miteinander haben wir schon in den Koa-
litionsverhandlungen eingeübt. Die Schlussrunde in un-
serem Bereich hat für die SPD Manuela Schwesig gelei-
tet. Und zu Recht verweist sie immer wieder auf den 
ländlichen Raum, den wir lebenswert und zukunftsfähig 
gestalten müssen, weil er eine entscheidende Basis für 
gesellschaftlichen Zusammenhalt und lebendige Demo-
kratie ist.

Als Tierärztin bin ich es gewohnt, schnelle Diagnosen 
zu treffen und dann wirksame Maßnahmen zu ergreifen. 
Daher nenne ich ganz konkret einige Felder, die wir in 
diesem Jahr beackern wollen.

Erstens: die Ernährung. Wir wollen eine gesunde und 
nachhaltige Ernährung für alle zu fairen Preisen. Gutes 
Essen darf kein Luxus sein. Daher sollte die Idee eines 
Deutschlandkorbes, bei dem auf freiwilliger Basis preis-
werte Lebensmittel zur Verfügung gestellt werden, ge-
prüft werden. Damit hier kein falscher Eindruck entsteht: 
Es geht nicht darum, dass die Erzeugerpreise noch weiter 
abgesenkt werden; denn wirtschaftlicher Erfolg braucht 
faire Preise. Zur Fairness gehört aber auch, dass wir uns 
für eine Stärkung der Gemeinschaftsverpflegung und 
mehr Ernährungsbildung einsetzen werden, auch im Hin-
blick auf die pflanzenbasierte Ernährung.

Zweitens: die Tierhaltung. Beim Umbau der Tierhal-
tung orientieren wir uns weiterhin an den Ergebnissen der 
Borchert-Kommission und der Zukunftskommission 
Landwirtschaft; denn dieser breite gesellschaftliche Kon-
sens muss weiter unsere Basis sein. Wir verschieben den 
Beginn der verpflichtenden Tierhaltungskennzeichnung 
noch einmal, um das Gesetz praxis- und tierwohlgerecht 
auszugestalten. Eine klare Kennzeichnung ist sowohl für 
den Verbraucher wichtig als auch für den Tierhalter.

Wir beginnen mit der Schweinehaltung; weitere Tier-
arten werden folgen. Auch die Außer-Haus-Verpflegung 
werden wir einbeziehen. Bei der Förderung des Umbaus 
wollen wir die Landwirte nicht alleinlassen. Die Finan-
zierung von Investitionen und von laufenden Mehrkosten 
durch den Umbau muss klar geregelt sein. Wir erwarten 

konkrete Vorschläge vom Bundeslandwirtschaftsminister 
Alois Rainer, wie die benötigten Mittel bereitgestellt wer-
den. Und wir unterstützen ihn dabei vollauf.

Drittens: die GAP. Die Gemeinsame Agrarpolitik ist 
von zentraler Bedeutung für unsere Landwirtinnen und 
Landwirte und für den gesamten ländlichen Raum. Mo-
mentan wird intensiv über die nächsten Schritte gespro-
chen und um den Mehrjährigen Finanzrahmen gerungen. 
Schon jetzt ist klar: Die Mittel sind knapp. Und wir müs-
sen uns fragen: Welche Begründung für Agrarzahlungen 
wird die Gesellschaft künftig noch akzeptieren?

Die Ernährungssicherung allein ist nicht ausreichend 
als Begründung; aber saubere Luft, klares Wasser, frucht-
bare Böden, Artenvielfalt und der Erhalt unserer Kultur-
landschaft – das sind Ökosystemleistungen, die Landwir-
tinnen und Landwirte für uns alle erbringen. Diese 
gesellschaftlich erwünschten Leistungen zu honorieren, 
muss zukünftig Kern der GAP sein.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Das predigen uns die Agrarwissenschaften schon sehr 
lange. Ich halte deswegen die aktuellen Vorschläge der 
EU-Kommission zur GAP für echt verbesserungswürdig.

Viertens: die Düngung. Wir müssen die Anforderun-
gen der EU-Nitratrichtlinie komplett erfüllen, weil wir 
uns kein Vertragsverletzungsverfahren leisten können. 
Wir müssen die Landwirtschaft von überbordender Büro-
kratie entlasten und gut wirtschaftende Betriebe in Roten 
Gebieten privilegieren. Wir müssen für dauerhaft saubere 
Gewässer und Grundwasserkörper zum Schutz von 
Mensch und Umwelt sorgen. Landwirtschafts- und Um-
weltministerium arbeiten intensiv an einer Lösung der 
Thematik; denn mit der anstehenden Düngesaison drängt 
die Zeit für Klarheit beim Düngerecht.

Und als übergreifendes Thema: Was vor Ort angebaut 
wird, sollte idealerweise auch dort verarbeitet werden. 
Das sichert Einkommen und schafft Arbeitsplätze. Wie 
das funktionieren kann, haben wir gestern mit rund 
200 Personen bei einer Fachveranstaltung der SPD-Frak-
tion zur regionalen Wertschöpfung erörtert.

Es gibt eine Menge Erfolgsbeispiele in unserem Land, 
die wir uns alle auf der Grünen Woche anschauen kön-
nen. Lassen Sie uns in Bund und Ländern gemeinsam 
daran arbeiten, dass es noch viele mehr werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort für die letzte Rede 

in der Aktuellen Stunde Alexander Jordan von der CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Alexander Jordan (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren Gäste! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Unsere 
ländlichen Räume sind weit mehr als Produktionsstand-
orte. Sie sind Lebensraum, Kulturgut und wirtschaftli-
ches Fundament zugleich. Sie verbinden Tradition mit 
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Zukunft. Und dies ist auch das Motto, unter dem das 100- 
jährige Jubiläum der Grünen Woche in diesem Jahr steht. 
Wer über Zukunft spricht, muss auch über Landwirtschaft 
sprechen – realistisch, verantwortungsvoll und nah an der 
Praxis. Genau daran lassen wir als Union uns messen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Vor wenigen Tagen durfte ich in meinem Bundestags-

büro zwei junge Landwirte aus meinem Wahlkreis emp-
fangen: zwei Menschen, die für eine ganze Generation 
stehen – für eine Generation, die bereit ist, Verantwortung 
zu übernehmen für ihre Höfe, für ihre Familien und für 
unsere Versorgung. Sie berichteten von langen Arbeits-
tagen, von Investitionen in Höfe und Technik, von Klima-
schutz, von Umweltschutz, den sie nicht auf dem Papier, 
sondern täglich auf dem Acker und im Betrieb leisten, 
und von ehrenamtlichem Engagement im Dorf.

Gleichzeitig sprachen sie offen über eine real wach-
sende Kluft zwischen Erzeugern und Verbrauchern. Viele 
politische Debatten werden heute aus einer städtischen 
Perspektive geführt – mit guten Absichten, aber ohne 
Blick auf die betriebliche Realität. Das untergräbt Ver-
trauen und erschwert Akzeptanz. Genau deshalb ist es 
richtig, dass wir als CDU/CSU auf Vertrauen setzen, 
auf Rahmenbedingungen, die Investitionen fördern, an-
statt sie zu verhindern,

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dass wir Betriebe spürbar entlasten, ihnen Planungs-

sicherheit geben und bürokratische Fesseln lösen, das ist 
die Standortpolitik für den ländlichen Raum, die wir mit 
Bundesminister Rainer begonnen haben. Wir haben be-
reits konkrete Erfolge für unsere Landwirtschaft erreicht. 
Das sind die vollständige Wiedereinführung der Agrar-
dieselrückvergütung, die ab diesem Monat greift, die 
Stromstoffbilanzverordnung, die wir abgeschafft haben, 
und die Regelung zur Beschäftigung von Saisonarbeits-
kräften, die wir praxisnah verbessert haben. Und gestern 
wurde es in erster Lesung beraten: Wir nehmen nun den 
Wolf ins Jagdrecht auf. Das ist ein guter Tag für die 
Weidetierhalter und ein guter Tag für die Menschen im 
ländlichen Raum; denn gerade in meiner Heimat im öst-
lichen Niedersachsen ist die Wolfspopulation außer Kon-
trolle geraten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ein weiterer Aspekt, den wir im Blick behalten müs-

sen, ist die Rolle von Frauen in der Landwirtschaft. 2026 
wird erstmals das Internationale Jahr der Frauen in der 
Landwirtschaft begangen – ein wichtiges Signal, um 
Leistungen sichtbar zu machen, die viel zu oft als selbst-
verständlich wahrgenommen werden. Frauen tragen 
maßgeblich zur landwirtschaftlichen Produktion und zur 
Entwicklung ländlicher Räume bei. Dennoch bleiben ihre 
Anliegen häufig unterrepräsentiert. Es geht dabei nicht 
nur um Zugang zu Land und zu Ressourcen, sondern 
ganz konkret um Anerkennung, um Vereinbarkeit von 
Familienbetrieb und Familie und um echte Perspektiven.

Auch das wurde im Gespräch mit den jungen Land-
wirten deutlich: Eine Work-Life-Balance wird gesell-
schaftlich gewünscht, ist in der Lebensrealität landwirt-
schaftlicher Betriebe jedoch kaum zu realisieren. Dauer- 
hafte Arbeitsbelastung, fehlende Vertretung und wirt-

schaftlicher Druck führen dazu, dass die Hofnachfolge 
zunehmend infrage gestellt wird. Wenn wir wollen, dass 
Betriebe weitergeführt werden, dann müssen wir Rah-
menbedingungen schaffen, die Engagement ermöglichen, 
ohne Selbstausbeutung vorauszusetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Zukunftsfähigkeit bedeutet deshalb: Wir ermöglichen 
Modernisierung. Wir schaffen Anreize für Investitionen 
in Technik, in Tierwohl und in nachhaltige Produktions-
verfahren. Wir sorgen dafür, dass Landwirte nicht in Do-
kumentationsarbeit ersticken, sondern Zeit für die eigent-
liche Arbeit haben. Und wir setzen uns dafür ein, dass 
europäische Vorgaben praxistauglich bleiben, mit ver-
lässlichen Energiepreisen und fairen Wettbewerbsbedin-
gungen. Hier geht es in erster Linie nicht um Subventio-
nen, sondern um Augenmaß, um Vernunft und Respekt 
vor der beruflichen Praxis.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, die Gespräche mit den 
jungen Landwirten haben für mich noch einmal deutlich 
gemacht: Die Bereitschaft, den ländlichen Raum aktiv 
und positiv zu gestalten, ist da. Und was diese Menschen 
erwarten, ist keine Bevormundung, sondern eine Politik, 
die zuhört und partnerschaftlich handelt, pragmatisch und 
praxisorientiert. Als Union stehen wir genau für diesen 
Ansatz: für eine Landwirtschaftspolitik, die Versorgungs-
sicherheit, Nachhaltigkeit und Wirtschaftlichkeit zusam-
mendenkt, für ländliche Räume, die attraktiv bleiben – als 
Arbeitsort, als Lebensraum und als kulturelles Fun-
dament unseres Landes.

Lassen Sie uns diesen Weg konsequent weitergehen, 
für unsere Landwirtinnen und Landwirte und für die Zu-
kunft unseres ländlichen Raums. Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen nicht 

vor. Damit ist die Aktuelle Stunde beendet.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 11: 
– Zweite und dritte Beratung des von der Bun-

desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur beschleunigten Planung und 
Beschaffung für die Bundeswehr 
Drucksache 21/1931
Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft und Energie (9. Aus-
schuss)
Drucksache 21/3635

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
Drucksache 21/3636

Hierzu liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen vor.
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Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart. – Ich würde diese gerne eröffnen, wenn hier 
Ruhe eingekehrt ist und alle, die gehen möchten, es nun 
tun und alle, die der Debatte beiwohnen möchten, Platz 
nehmen, sodass wir den Rednerinnen und Rednern von 
Anfang an fokussiert zuhören können. – Ich danke Ihnen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort 
Vanessa Zobel für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vanessa Zobel (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Heute bringen wir mit dem Gesetz zur 
beschleunigten Beschaffung für unsere Bundeswehr ein 
Paket zum Abschluss, das für unsere Bundeswehr, für 
unsere Sicherheits- und Verteidigungsindustrie und auch 
für mich ganz persönlich von großer Bedeutung ist: für 
unsere Bundeswehr, weil sie mit diesem Gesetz schneller 
modernes Gerät bekommt, das auch immer regelmäßig 
aktualisiert werden kann.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Christoph Schmid [SPD])

Für unsere Verteidigungsindustrie und den wehrtech-
nischen Mittelstand, weil sie effizienter liefern und inno-
vativer arbeiten können. Und für mich ganz persönlich, 
weil es nicht nur mein erstes Gesetz ist, das ich federfüh-
rend begleiten durfte, sondern auch, weil unsere Solda-
tinnen und Soldaten in besonderer Weise von diesem 
Gesetz profitieren können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Denn nur, wer gut ausgebildet ist, wer regelmäßig übt, 
wer verlässlich und ausreichend ausgestattet ist, der fühlt 
sich sicher und handelt sicher.

Mit diesem Gesetz geht es also nicht nur um die Be-
schaffung von Militärgerät, sondern auch um die Sicher-
heit unserer Truppe. Das erste Gesetz der Ampel im 
Jahr 2021 hat schon einiges möglich gemacht. Der Ka-
binettsentwurf der neuen Bundesregierung aus dem 
Jahr 2025 hat zusätzlich viele Themen aufgegriffen, 
zum Beispiel die Erweiterung des Anwendungsbereichs 
auf sämtliche Bedarfe der Bundeswehr, also nicht nur auf 
große Waffensysteme, und die Auflösung der sogenann-
ten Projektantenproblematik – schwieriges Wort. Was 
heißt das auf Deutsch? Wer früher das BMVg beraten 
hat, durfte später nicht selbst an Ausschreibungen teil-
nehmen. Das hat also diejenigen bestraft, die die Bundes-
wehr mit ihren Fähigkeiten einfach nur verbessern woll-
ten. Und ebenfalls stand bereits im Entwurf: Die 
Bundeswehr muss nicht mehr klimafreundlich einkaufen; 
denn die Einsatzfähigkeit kommt zuerst.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Sehr gut!)

Denn seien wir doch mal ehrlich: Im Gefechtsfall fragt 
doch keiner mehr nach dem CO2-Fußabdruck.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Aber wir satteln noch auf. Im parlamentarischen Ver-
fahren haben wir nachgeschärft. Vier Punkte möchte ich 
Ihnen nennen:

Erstens. Die Aussetzung der Losvergabe wird bis 2035 
verlängert. Das ist nachweislich der stärkste Hebel für 
mehr Tempo in der Beschaffung. Und genau darauf 
kommt es jetzt ja auch an; denn Russland rüstet mit Voll-
gas auf.

Zweitens. Wir etablieren Offset als Standard bei außer-
europäischen Beschaffungen, damit unsere deutsche In-
dustrie auch dann profitiert, wenn die Bundeswehr im 
Ausland kauft.

Drittens. Wir knöpfen uns die zivilrechtlichen Vor-
gaben vor, die bei der Beschaffung von militärischem 
Gerät einfach überflüssig sind. Was meine ich genau da-
mit? Muss die Straßenverkehrs-Ordnung auch für einen 
Kampfpanzer gelten? Muss ein Fitnessraum auf einem 
Kriegsschiff die Sportstättenverordnung einhalten? Das 
klingt total absurd, aber all diese Vorgaben wurden in 
vergangenen Ausschreibungen zur Voraussetzung ge-
macht. Und damit muss jetzt Schluss sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und nicht zuletzt viertens. Wir wollen Updates und 
Upgrades endlich ohne neue Ausschreibung in die Sys-
teme integrieren. Das ist eine der wichtigsten Lehren aus 
dem Ukrainekrieg. Dort erleben wir Produktentwicklun-
gen und auch Updates im Wochenrhythmus, etwa bei der 
Drohnenerkennung. Jetzt stellt sich wieder die Frage: 
Wie ist es in Deutschland? Ein kleines Update für die 
Truppe führt zu großem Aufwand für die Bundeswehr, 
weil das alte Gerät mit neuen Updates ja als völlig neues 
Produkt gewertet wird. Was bei anderen Armeen ein paar 
Wochen dauert, dauert bei uns meist bis zu einem Jahr. 
Das ist nicht nur haarsträubend, nein, das ist inakzepta-
bel. Und mit diesem Gesetz ändern wir auch das.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Christoph Schmid [SPD])

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit Stolz 
kann ich sagen: Wir als CDU/CSU und SPD haben alles 
getan, damit BMVg und Beschaffungsamt unsere Sol-
daten so gut wie möglich ausstatten können. Mit dem 
neuen Beschaffungsrecht hat nun die Bundeswehr einen 
Werkzeugkasten an die Hand bekommen, mit dem sich 
Prozesse deutlich beschleunigen lassen. Im Sinne der 
Soldaten muss jetzt auch geliefert werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns heute 
hier einen Neujahrsvorsatz fassen: schnelle Beschaffung 
und Lieferung, keine Kostenexplosionen und bitte keine 
Goldrandlösungen mehr. Denn wer bereit ist, für unser 
Land Verantwortung zu tragen – in der Kaserne, auf dem 
Übungsplatz und im Ernstfall –, der hat Anspruch auf 
eine Beschaffung, die schnell liefert, was die Truppe 
braucht.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 53. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 15. Januar 2026                                                                                                                                                                                                6347 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Vizepräsident Omid Nouripour 



Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort für die nächste 

Rede Dr. Malte Kaufmann von der AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Malte Kaufmann (AfD):
Herr Präsident! Frau Ministerin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Liebe Bürger! Wir beraten heute 
einen Gesetzentwurf, der ein Ziel verfolgt, das im über-
wiegenden Teil dieses Hauses eigentlich unstrittig sollte: 
die Einsatz- und Verteidigungsfähigkeit der Bundeswehr 
endlich wiederherzustellen. „Endlich“ muss man sagen; 
denn eines muss man nüchtern festhalten: Die Bundes-
wehr ist seit Jahren in einem Zustand, der für ein Land 
unserer Größe und Verantwortung schlicht unwürdig ist.

(Beifall bei der AfD)

Wenn Verfahren verkürzt, Vergaben erleichtert und 
Genehmigungen beschleunigt werden, dann ist das ein 
Schritt in die richtige Richtung. Unsere Soldaten brau-
chen funktionierendes Gerät, und zwar nicht irgendwann, 
sondern dann, wenn sie es benötigen.

Im Übrigen wäre es angezeigt, in vielen anderen Be-
reichen in unserem Land Verfahren zu beschleunigen 
oder zu vereinfachen. Wir als AfD stehen für einen 
schlanken Staat, für Vereinfachungen von Verwaltungs-
akten, für rigorosen Abbau von Bürokratie in Deutsch-
land, damit wir wieder wettbewerbsfähig werden.

(Beifall bei der AfD)

Aber, meine Damen und Herren, Beschleunigung al-
lein ist noch keine Lösung. Denn das eigentliche Problem 
der Bundeswehrbeschaffung ist nicht nur das Tempo, es 
gibt auch eine Vielzahl von systemischen Defiziten. Wir 
alle kennen die blamablen Beispiele: Waffensysteme, die 
bestellt werden, bevor klar ist, was sie eigentlich können 
sollen, und die geliefert werden, wenn die Anforderungen 
längst wieder geändert wurden; Funkgeräte, die nicht 
funken; Fahrzeuge, die nicht fahren; Hubschrauber, die 
am Boden bleiben, weil Ersatzteile fehlen; Munition, die 
im Ernstfall teilweise nur für sehr kurze Zeit reichen 
würde. Das sind alles keine Randnotizen, meine Damen 
und Herren. Das ist der Alltag unserer Truppe, und zwar 
schon seit Jahrzehnten. Das war schon so, als ich meinen 
Wehrdienst in den 90er-Jahren geleistet habe, und es hat 
sich seit dieser Zeit noch verschlimmert.

Genau hier liegt der Schwachpunkt dieses Gesetzent-
wurfs: Er macht Verfahren schneller, lässt aber die struk-
turellen Ursachen weitgehend unangetastet. Die Tren-
nung zwischen Bedarfsträger und Beschaffer bleibt 
bestehen. Zuständigkeiten bleiben diffus. Verantwortung 
bleibt verteilt und damit am Ende oft bei niemandem. 
Schneller falsch zu beschaffen, hilft der Bundeswehr 
nicht. Was wir wirklich brauchen, ist schneller und richtig 
zu beschaffen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Hinzu kommt ein zweiter Punkt, den man nicht ver-
schweigen darf: Die deutsche wehrtechnische Industrie 
wurde über Jahrzehnte vernachlässigt, kleingehalten 
und mit Sonderauflagen überzogen. Und jetzt wundert 

man sich, dass Kapazitäten fehlen und Milliarden ins 
Ausland abfließen. Es ist die Rechnung für jahrzehnte-
lange politische Kurzsichtigkeit.

Meine Damen und Herren, wir als AfD-Fraktion wer-
den diesem Gesetzentwurf heute zustimmen. Wie schon 
gesagt: Er geht in die richtige Richtung. Aber wir ver-
binden diese Zustimmung mit einer klaren Erwartung an 
die ganze Bundesregierung, Frau Reiche, nämlich dass 
die Regierung bereit ist, nicht nur Prozesse, sondern 
auch Strukturen zu reformieren. Unsere Soldaten haben 
Anspruch auf professionelle, moderne und funktionie-
rende Ausrüstung. Und unser Land hat Anspruch auf 
eine Verteidigungspolitik, die sich endlich wieder an 
der Realität orientiert. Dafür stehen wir als AfD.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Mahmut 

Özdemir für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Mahmut Özdemir (Duisburg) (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Um das vom Vorredner Gesagte zusammen-
zufassen: Früher war alles besser, auch die Zukunft. – 
Mit dieser Mentalität kann sich die Bundeswehr erst recht 
nichts kaufen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nach vielen Detail-
verhandlungen präsentieren wir heute das Ergebnis, wie 
wir die Bundeswehr besser aufstellen wollen bei der Aus-
rüstung, beim Bauen und bei der Instandhaltung. Ich 
glaube, wenn man im Plenum des Deutschen Bundes-
tages redet, muss man auch die Notwendigkeit des Ge-
setzes noch mal hervorheben. Es geht darum, dass bei der 
Beschaffung, bei der Ausrüstung und bei den Bauten 
nicht alles zur Geduldsprobe wird, sondern dass auch 
vorhandenes Gerät schnell einsatzfähig gemacht, aber 
auch gehalten wird.

Die Beschleunigung, die durch dieses Fachgesetz ein-
tritt, verändert das deutsche und europäische Vergabe-
recht grundlegend. Damit passt es sich auch den Heraus-
forderungen unserer Zeit und unserer Verteidigungsbe- 
reitschaft an; denn Sicherheit und Verteidigungsfähigkeit 
sind keine Selbstverständlichkeit. Sie entstehen durch 
gute Vorbereitung. Gute Vorbereitung braucht Entschei-
dung, Verantwortung, aber auch die Abwägung durch den 
Deutschen Bundestag. Diese Vorbereitungen für unsere 
Sicherheit in diesem Land treffen wir heute mit diesem 
Gesetz.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Wir entscheiden uns in der Abwägung für mehr 

Schnelligkeit, für kürzere Verfahren zugunsten der Bun-
deswehr und zugunsten unserer Soldatinnen und Sol-
daten. Wir weichen damit vom gewohnten jahrzehnte-
langen europäischen und deutschen Vergaberecht aus 
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konfliktfreien und friedlichen Zeiten ab, indem wir die 
Ausnahmeregelung von Artikel 346 AEUV nutzen für 
deutsche, aber auch europäische Sicherheitsinteressen, 
für die technologische Selbstständigkeit unseres Landes, 
aber auch dafür, Sorge zu tragen, die Schlüsseltechnolo-
gien zu erhalten. Wir weichen von der Bundeshaushalts-
ordnung ab, wenn dadurch die verteidigungsindustrielle 
Leistungsfähigkeit unseres Landes und damit insbeson-
dere unsere ureigenen Lieferketten in unserem Land ge-
stärkt werden.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Bei den IT-Systemen stellen wir das Ganze auf ein 

neues Fundament von Updates über Upgrades. Wichtig 
ist, dass wir auch den Widerstreit von erneuerbaren Ener-
gien – sprich: Windkraftanlagen – und Bundeswehranla-
gen vor allen Dingen ausgewogen auflösen. Es muss zu-
nächst eine erhebliche Funktionsstörung vorliegen, damit 
man dafür Sorge trägt, und zwar gutachtlich festgestellt, 
wissenschaftlich mit einer Studie belegt. Erst wenn diese 
Voraussetzungen eintreten, kann die Bundeswehr auch 
Windkraftanlagen widersprechen. Ich finde, das ist ein 
ausgewogener Kompromiss, mit dem wir die Verteidi-
gungsfähigkeit ganz klar in den Mittelpunkt stellen, 
aber auch die erneuerbaren Energien in unserem Land 
nicht unter den Scheffel stellen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Kurzum: Das ist kein Gesetz, das wir machen wollten, 

sondern es ist ein Gesetz, das wir machen mussten; denn 
so zeigen wir als Deutscher Bundestag und wir als Ab- 
geordnete, dass wir als parlamentarischer und demokra-
tischer Rechtsstaat unsere Parlamentsarmee auf die He-
rausforderungen ihrer Zeit einstellen, ihre Einsatzfähig-
keit, ihre Einsatzbereitschaft und Handlungsbereitschaft 
schneller auch gesetzlich herbeiführen können –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Mahmut Özdemir (Duisburg) (SPD):
– und dies auch wollen, wenn dies die Herausforderun-

gen gebieten.
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort für die nächste 

Rede Julian Joswig für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Julian Joswig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr verehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die sicherheitspolitische Lage ist ernst, und 
uns alle eint hier aus der Mitte dieses Parlaments, dass 
wir uns für eine bestmögliche Ausstattung unserer Solda-
tinnen und Soldaten einsetzen wollen, damit die Bundes-
wehr in eine hohe Einsatzbereitschaftslage versetzt wird 
und ihre Aufgaben in der Landes- und Bündnisverteidi-

gung bestmöglich erfüllen kann. Daher ist es richtig, dass 
wir die Bundeswehrbeschaffung weiter beschleunigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Aber Beschleunigung alleine reicht eben nicht. Schnel-
lere Verfahren helfen wenig, wenn am Ende niemand 
liefert, was die Bundeswehr wirklich braucht; denn die 
Engpässe liegen nicht primär im Vergaberecht. Sie liegen 
bei Produktionskapazitäten, bei strategischer Planung 
und vor allem bei der fehlenden europäischen Koordina-
tion. Gerade jetzt, gerade in dieser sicherheitspolitischen 
Lage, braucht es mehr Europa, nicht weniger. Ich er-
innere an dieser Stelle gerne an ein wirklich gutes Zitat 
des ehemaligen belgischen Außenministers Mark Eys-
kens. Er sagte: „Europa ist ein wirtschaftlicher Riese, 
ein politischer Zwerg und ein militärischer Wurm.“ Ich 
finde, liebe Kolleginnen und Kollegen, gerade in dieser 
Zeit muss es doch das Ziel sein, dies zu ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der vorliegende Gesetzentwurf droht allerdings fal-
sche Strukturen zu zementieren. Deshalb bringen wir 
als Grüne einen Entschließungsantrag ein mit konkreten 
Verbesserungsvorschlägen. Ich möchte einmal vier 
exemplarisch nennen.

Erstens. Das Gesetz verpasst industriepolitische Chan-
cen, gerade bei Dual-Use-Gütern und grünen Leitmärk-
ten; denn Klimavorgaben sollen komplett gestrichen wer-
den. Es geht uns natürlich nicht um Material im 
Gefechtsfeld; es geht nicht um Panzer- oder Waffensys-
teme, aber beispielsweise um Bauprojekte wie Kasernen 
oder um zivile Fuhrparks. Nachhaltigkeit und Sicherheit 
gegeneinander auszuspielen, ist kurzsichtig, liebe Bun-
desregierung. Sie bedingen einander.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zweitens. Der Gesetzentwurf bevorzugt vor allem 
große Konzerne. Für Start-ups und Mittelständler bleibt 
es schwer, an Aufträge zu kommen. Wir Grüne wollen 
stattdessen mehr Innovation und stärkeren Wettbewerb; 
denn klar ist doch auch: Weniger Wettbewerb bedeutet 
höhere Preise und größere Abhängigkeiten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dritter Punkt. Wir haben gemeinsam die Schulden-
bremse gelockert und gelöst für militärische Ausgaben. 
Aber mit dem Gesetzentwurf schwächen Sie jetzt die 
parlamentarische Kontrolle, und das ist der falsche 
Weg, liebe Bundesregierung; denn wer Milliarden be-
wegt, muss Transparenz schaffen. Alles andere führt zu 
Misstrauen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vierter und letzter Punkt. Wir müssen Beschaffung 
endlich europäisch lösen. Die EU hat selbst berechnet, 
was uns nationale Alleingänge kosten: bis zu 57 Milliar-
den Euro jedes Jahr. Dieses Geld fehlt dann für moderne 
Systeme, für Wartung, für Logistik. Und zugleich werden 
europäische Programme wie EDIP oder SAFE, die helfen 
könnten beim Aufbau von Kapazitäten oder Skaleneffek-
ten, nicht konsequent genutzt. Wie glaubwürdig ist denn 
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die europäische Abschreckung, wenn jeder Mitgliedstaat 
für sich an den eigenen Lösungen rumdoktert? Ich glau-
be, nicht besonders.

Ich war vor wenigen Wochen in Koblenz beim Be-
schaffungsamt der Bundeswehr, beim BAAINBw. Ge-
meinsam mit meiner Kollegin Jeanne Dillschneider 
habe ich dort die Amtsleitung getroffen und habe dort 
auch mit den Einkäufern gesprochen. Ich kann Ihnen 
nur empfehlen, das auch mal zu machen; denn die sagen 
das Gleiche: Wir brauchen europäische Waffensysteme, 
die im Ernstfall auch wirklich ineinandergreifen. – Nor-
wegen kauft bei uns U-Boote, wir kaufen dort Flugkör-
per. Auch mit den Niederländern arbeiten wir eng zusam-
men. Genau so muss Europa Beschaffung denken. 
Nutzen Sie diese Chance, liebe Bundesregierung, dann 
wird aus dem militärischen Wurm vielleicht auch mal 
ein Riese!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Zum Schluss möchte ich ausdrücklich noch persönlich 

sagen: Mein Dank gilt allen Soldatinnen und Soldaten der 
Bundeswehr, aber explizit auch den zivilen Mitarbeitern, 
beispielsweise beim BAAINBw in Koblenz oder in 
Lahnstein. Sie alle leisten einen wichtigen Beitrag zur 
Erfüllung der Zeitenwende, und gerade ihnen schulden 
wir ein Beschaffungssystem, das eben schneller ist, aber 
darüber hinaus auch strategisch denkt, europäisch arbei-
tet und verlässlich funktioniert.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Für die nächste Rede erteile ich das 

Wort Ulrich Thoden für Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Ulrich Thoden (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Naturschutz – da kann ich vielleicht 
zur Abwechslung mal interfraktionell Einvernehmen 
herstellen – ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. 
Feuchtgebiete in der Natur gehören geschützt. Feucht-
gebiete in der Bundeswehr – in der Presse gern als „Be-
schaffungssumpf“ deklariert – gehören dagegen aus-
getrocknet.

Mit dem heute zur Debatte stehenden Gesetzentwurf 
zur beschleunigten Planung und Beschaffung für die 
Bundeswehr wird der Wasserhahn für den Beschaffungs-
sumpf jedoch voll aufgedreht. Die Bundesregierung will 
die Bundeswehr in Rekordzeit – das ist der Punkt – zur 
stärksten konventionellen Armee in Europa aufrüsten. 
Das goldene Dreieck in der Beschaffung – bestehend 
aus den Parametern Kosten, Qualität und Zeit – wird jetzt 
zugunsten einer, wie meine Großmutter sagen würde, 
unchristlichen Eile auf den Kopf gestellt.

Klar ist: Mit der Priorisierung der Zeitachse stehen 
Qualität, vor allem aber Transparenz und Kosteneffizienz 
ganz hinten an. Im Klartext: Die Bundeswehr wird jetzt 
noch viel mehr Geld im Sumpf versenken als ohnehin 
schon. Während bei Beziehenden von Bürgergeld auf 

das Skrupulöseste bis zur Grenze der Schikane und darü-
ber hinaus geprüft wird, sind bei der Aufrüstung dem-
nächst Kontrolle und Transparenz völlig egal. Beides 
lassen wir Ihnen als Linke nicht durchgehen.

(Beifall bei der Linken)
Deutschland soll sogar nach den Sternen greifen. Sie 

haben zuletzt der Rüstungsschmiede Rheinmetall frei-
händig einen Großauftrag über 1,7 Milliarden Euro zur 
Systementwicklung von weltraumgestützten Aufklä-
rungsdaten zugeschanzt; das Ganze nennt sich verharm-
losend SPOCK 1. Das klingt nach dem Ersten Offizier 
des Raumschiffs Enterprise, weist in der Praxis aber mehr 
Ähnlichkeit mit einem Fraktionsvorsitzenden der Union 
auf, nämlich Jens Spahn – leider ist er heute nicht da –, 
der in der Coronakrise ebenso freihändig ohne Ausschrei-
bung krumme Maskendeals abschloss, die die Steuerzah-
lenden – Sie erinnern sich – am Ende 3,5 Milliarden Euro 
gekostet haben.

Sie wollen den Beschaffungsturbo für die Aufrüstung; 
also müssen lästige Vergabevorschriften weg. Wenn aber 
diese neue Warp-Geschwindigkeit auf die notorische 
Fehlerkultur im Beschaffungswesen trifft, haben Sie 
alle Zutaten für schwarze Löcher, die unwiederbringlich 
Milliarden verschlingen. Lieutenant Uhura, die Kom-
munikationsoffizierin der Enterprise, wäre übrigens 
durchweg entsetzt über Ihr Prestigevorhaben Digitalisie-
rung Landbasierte Operationen, kurz: D-LBO, bei der ja 
nicht mal die Funkgeräte funktionieren.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der Linken)
Frau Ministerin, legen Sie den korrupten Beschaf-

fungssumpf endlich trocken!
(Beifall bei der Linken)

Der Bundesrechnungshof bemängelt das seit Jahren. Die 
Linke fordert deswegen: Schöpfen Sie endlich die unmo-
ralischen Übergewinne in der Rüstungsindustrie ab, 
oder – noch besser – verstaatlichen Sie Rheinmetall und 
Co!

(Beifall bei der Linken – Dr. Klaus Wiener 
[CDU/CSU]: Alles verstaatlichen! Unfassbar!)

Dann hätten Sie übrigens auch wieder viel mehr finan-
zielle Spielräume für den notwendigen Erhalt und – bes-
ser noch – den Ausbau des Sozialstaats.

Für den Schutz der Natur wissen Sie uns als Linke 
natürlich als Verbündete an Ihrer Seite; eine Bewässerung 
des Beschaffungssumpfes lehnen wir dagegen ab.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Florian 

Dorn für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Florian Dorn (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Ich erzähle Ihnen hier nichts Neues, 
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wenn ich sage, warum wir hier über dieses Thema spre-
chen: Die sicherheitspolitische Lage Deutschlands und 
Europas ist durch den Angriffskrieg Russlands gegen 
die Ukraine seit 2022 gravierend verändert. Und wir wis-
sen auch, dass sich die geopolitische Lage seither nicht 
vereinfacht, sondern eher noch mal erschwert hat.

In dieser neuen Weltordnung, meine Damen und Her-
ren, ist klar: Wir als Europa müssen uns in Sicherheits- 
und Verteidigungsfragen zwangsläufig emanzipieren, 
und gerade als größte Volkswirtschaft Europas wollen 
wir die größte und auch technologisch stärkste konven-
tionelle Streitkraft des Kontinents werden.

(Zuruf des Abg. Ates Gürpinar [Die Linke])

Um uns und unsere Bündnispartner glaubwürdig vertei-
digen zu können, haben wir aber noch viel vor uns.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wissen, der Zeit-
druck ist groß; aber wir kamen in dieser Koalition in den 
ersten Monaten in ganz großen Schritten voran. Wir ha-
ben mit dem neuen Wehrdienst und auch mit dem schnell 
anwachsenden Verteidigungshaushalt für die kommen-
den Jahre bereits die richtigen Weichen gestellt. Wir 
schaffen mit dem finanziellen Rahmen wichtige Pla-
nungssicherheit für die Beschaffung zum Erreichen die-
ser Fähigkeitsziele in der Bundeswehr, aber auch ein 
Signal für die Rüstungs- und Verteidigungsindustrie, die 
entsprechenden Kapazitäten aufzubauen und auch in 
diese neuen Technologien zu investieren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir werden dieses Jahr so viel für Verteidigungsfähig-
keit ausgeben – relativ zur Wirtschaftsleistung – wie seit 
Ende des Kalten Krieges nicht mehr, und wir werden die 
Ausgaben weiter erhöhen. Bis 2029 erhöhen wir sie auf 
3,5 Prozent des BIP.

Jetzt ist entscheidend, dass diese Mehrausgaben 
schnell, zielgerichtet und auch effektiv eingesetzt wer-
den, um unsere Soldatinnen und Soldaten schnell und 
verlässlich mit mehr Gerät, mehr Munition, besserem 
Material und auch den neuen Technologien auszustatten. 
Klar ist daher beim Faktor Zeit: Es darf jetzt eben nicht an 
komplexen und langen Beschaffungs- und Genehmi-
gungsverfahren scheitern.

Wir kommen auch hier voran. Allein in der letzten 
Sitzungswoche im Dezember haben wir beispielsweise 
30 große Beschaffungsvorhaben mit einem Volumen 
von knapp 50 Milliarden Euro genehmigt, die auch inter-
national für Aufsehen gesorgt haben und denen von un-
seren Bündnispartnern auch Beachtung geschenkt wurde. 
Das ist an einem Tag mehr, als beispielsweise hier im 
Haus noch im ganzen Jahr 2022 genehmigt wurde.

Positiv dazu beigetragen haben zum Beispiel bereits 
die Möglichkeiten zur Beschaffungsbeschleunigung für 
die Bundeswehr durch Ausnahmeregelungen vom Ver-
gaberecht, die aber bis dieses Jahr befristet sind. Das 
heute zur Abstimmung stehende Gesetz verlängert nicht 
nur diese Ausnahmeregelungen um weitere zehn Jahre 
bis zum Jahr 2035 – wie beispielsweise die Aussetzung 
der Losvergabe –, sondern baut zeitraubende Hürden 
weiter ab, erweitert den Anwendungsbereich sowie den 

Instrumentenkasten noch mal entscheidend weiter, um 
der sicherheitspolitischen Lage, der Bedeutung von 
neuen Fähigkeiten, der technologischen Souveränität 
und auch den schnellen Innovationszyklen wie beispiels-
weise bei Software, Drohnen, Robotik oder KI mehr ge-
recht zu werden.

Wir erweitern die Möglichkeiten, um mit den rasanten 
Technologiesprüngen Schritt zu halten und Innovationen 
in der Beschaffung zu stärken, zum Beispiel durch neue 
Möglichkeiten in Innovationspartnerschaften, durch 
funktionale Leistungsbeschreibungen, Nutzung von Vor-
leistungen, um die Qualität oder auch die beschleunigte 
Erweiterung von Kapazitäten zu erhöhen, oder durch die 
Möglichkeit, laufende Updates und Upgrades vertraglich 
direkt zu berücksichtigen, ohne dass neue Vergabeverfah-
ren jeweils immer wieder zu Einzelprüfungen führen 
müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das Gesetz betont auch vergaberechtliche Ausnahmen, 
die für uns bedeutend sind, zum Beispiel zum Schutz und 
zur Stärkung unserer Schlüsseltechnologien und auch un-
serer europäischen technologischen Souveränität, zur 
leichteren Nutzung von marktverfügbaren Lösungen in-
klusive ziviler Märkte und auch zur stärkeren Anwen-
dung von leistungsbasierten, anreizkompatiblen Verträ-
gen, beispielsweise um Zahlungen stärker an die Aus- 
führung der tatsächlich erbrachten Leistungen zu knüp-
fen.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, von dem breiten 
Instrumentenkasten können natürlich sowohl etablierte 
Rüstungskonzerne als auch ganz gezielt unsere KMUs 
und unsere innovativen Start-ups profitieren. Ganz be-
sonders wichtig ist uns deswegen aber auch, die Aus-
wirkungen gerade aufgrund der hohen Investitionssum-
men unabhängig und verbindlich spätestens nach fünf 
Jahren zu evaluieren, zu gucken, wie sich die Maßnah-
men auf die Beschaffungsbeschleunigung, unsere techno-
logischen Fähigkeiten, aber auch die Wettbewerbs- und 
Marktentwicklung in diesem sicherheits- und verteidi-
gungsindustriellen Bereich auswirken.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir schaffen mit die-
sem Gesetz einen rechtssicheren Rahmen, damit unsere 
hohen Investitionen in die Verteidigungsfähigkeit nun 
zügig und zielgerichtet in moderne Ausrüstung und mo-
dernes Gerät für unsere Soldatinnen und Soldaten fließen 
können. Ich danke für die sehr konstruktive Zusammen-
arbeit mit unserem Koalitionspartner und den beteiligten 
Ministerien.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Thomas 

Ladzinski für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)
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Thomas Ladzinski (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abgeord-

nete! Liebe Zuschauer! Das Planungs- und Beschaffungs-
beschleunigungsgesetz ist jetzt der zweite Versuch des 
Verteidigungsministers, die gesetzliche Grundlage für 
eine schnellere und einfachere Beschaffung von Wehr-
material für die Bundeswehr auf den Weg zu bringen. 
Wer jetzt aber glaubt, dass mit diesem Gesetz der große 
Durchbruch gelungen ist, dass Beschaffung von Wehr-
material nun nur noch Wochen oder Monate dauert statt 
wie bisher Jahre und Jahrzehnte, der liegt leider falsch.

Bereits im Januar 2023 hat das Beschaffungsamt dem 
Verteidigungsministerium ein Dokument übergeben, in 
dem die Hemmnisse für eine schnelle und zeitgerechte 
Beschaffung von Wehrmaterial für unsere Soldaten dar-
gestellt wurden. Die jeweiligen Lösungsvorschläge wa-
ren diesem Dokument praktischerweise gleich beigefügt. 
Von den darin rund 40 aufgeführten Punkten und den 
daraus abgeleiteten Vorschlägen setzt dieses Gesetz le-
diglich 3 um und schneidet 2 weitere an. Lediglich die 
Aufhebung der verpflichtenden Losaufteilung, die Fort-
führung von Verträgen auch im Falle eines Vergabe-
rechtsstreites und die generelle Gültigkeit der Beschleu-
nigungsregelungen für alle Beschaffungen der Bundes- 
wehr – also nicht nur die einsatzrelevanten – haben es 
aus dem Konzept bzw. aus dem Papier in diesen Gesetz-
entwurf geschafft. Wenn man Beschaffungen bei der 
Bundeswehr wirklich beschleunigen will, ist das zu we-
nig.

(Beifall bei der AfD)

Wesentliche Vorschläge wie beispielsweise die Anhe-
bung der 25-Millionen-Euro-Grenze für Parlamentsvor-
lagen – geregelt in der Bundeshaushaltsordnung – wer-
den mit diesem Gesetzentwurf nicht angegangen. Eine 
gesetzliche Klarstellung zur Anwendung der laut EU- 
Recht möglichen Ausnahmeregelungen für sicherheits-
relevante Schlüsseltechnologien wird zwar angedeutet, 
aber nicht konsequent bis zum Schluss durchdekliniert.

Im Geschäftsbereich Verteidigung wird auch nach die-
sem Gesetz ein Vorschriften- und Verwaltungsdschungel 
erhalten bleiben, der Beschaffungsprojekte weiterhin 
ausbremst. Überbordende Berichtspflichten, in sich wi-
dersprüchliche Dienstvorschriften, Weisungen und Er-
lasse lähmen auch weiterhin die Mitarbeiter bei Beschaf-
fungsprojekten. Auch weiterhin müssen sich Projektleiter 
im Beschaffungsamt den überwiegenden Teil ihrer 
Dienstzeit mit projektfremden Verwaltungstätigkeiten 
und bekannten Hemmnissen auseinandersetzen, statt die 
Ausstattungsprojekte für unsere Soldaten voranzubrin-
gen.

Einige dieser Hemmnisse, wie beispielsweise die Än-
derung der Bundeshaushaltsordnung, könnte die Regie-
rungskoalition durch entsprechende Gesetze im Bundes-
tag angehen. Der weitaus größere Teil dieser Hemmnisse 
liegt allerdings in den internen Vorgaben im Geschäfts-
bereich selbst, also in der Verantwortung des Ministers 
und seiner Staatssekretäre – Hemmnisse, Herr Staats-
sekretär, die Sie dringend angehen müssen, damit wir 
wirklich irgendwann mal dahin kommen, schnell und 
effizient Wehrmaterial für die Bundeswehr zu beschaf-
fen.

Für uns als AfD ist klar: Dieses Gesetz ist kein Allheil-
mittel. Es ist lediglich ein Baustein, der einen Beitrag 
leistet, unsere Soldaten zukünftig besser und schneller 
auszustatten. Es ist ein kleiner, sehr vorsichtiger Schritt, 
aber immerhin ein Schritt in die richtige Richtung. In der 
Hoffnung, dass diesem noch weitere folgen werden, wer-
den wir diesem Gesetzesvorschlag zustimmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort für die letzte Rede 

in dieser Aussprache Christoph Schmid für die SPD- 
Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Christoph Schmid (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Wehr-

beauftragter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Beschleunigte Be-
schaffung für die Bundeswehr: Wir machen das nicht, 
weil wir Industrieförderung betreiben wollen oder weil 
wir weniger Sorgfalt walten lassen wollen, sondern wir 
machen das, weil es die Sicherheit unseres Landes erfor-
dert, weil es einfach notwendig ist, unsere Bundeswehr 
schnellstmöglich und bestmöglich auszustatten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Und an die AfD und Herrn Kaufmann gerichtet: Machen 
Sie doch die Bundeswehr und die deutsche Industrie nicht 
immer schlecht.

(Zuruf von der AfD: Machen wir doch gar 
nicht!)

Die sind beide gut. Die machen wir beide mit diesem 
Gesetz noch besser. Sie leisten jetzt schon tolle Arbeit, 
und die kann noch besser werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Zu Herrn Thoden und der Linkspartei: Mit Ihren Aus-
sagen zu einem vermeintlichen Beschaffungssumpf be-
leidigen Sie Tausende von motivierten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern im Dienste unseres Landes. Das ist 
schäbig und unwürdig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dieses Gesetz baut auf den Erfolgen, ja, aber auch auf 
den erkannten Lücken des Bundeswehrbeschaffungs-
beschleunigungsgesetzes aus dem Jahre 2022 auf. Es ist 
also eine Weiterentwicklung. Wir brauchen bei der Be-
schaffung sowohl die Schnelligkeit und Innovationsfreu-
digkeit der Start-ups als auch die Resilienz und die Er-
fahrung unserer Großkonzerne, aber vor allem den 
deutschen Mittelstand als das belastbare Rückgrat und 
den Arbeitsmuskel unserer Industrie. Denen ermöglichen 
wir jetzt den Zugang.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Aber selbstverständlich braucht es auch Rechtssicher-
heit; denn – wie von den Kolleginnen und Kollegen er-
wähnt – auch einfachere Verfahren durch Einführung 
schnellerer Maßnahmen brauchen Rechtssicherheit. Die 
Bereichsausnahme der Schuldenbremse ist eine Erleich-
terung und ein Gamechanger für Investitionen in unsere 
Sicherheit. Aber selbstverständlich sind wir als die Abge-
ordneten im Parlament es den Bürgerinnen und Bürgern, 
den Steuerzahlern schuldig, verantwortungsvoll mit ih-
rem Geld umzugehen. Und auch dafür braucht es eben 
Rechtssicherheit. Ich habe großes Vertrauen in den Ver-
teidigungsminister, in seine Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter und zähle auf die gute Umsetzung in der Praxis. 
Aber letztlich brauchen wir auch die Industrie, die dann 
verlässlich liefert.

Ich darf an dieser Stelle auch noch einmal den Kolle-
ginnen und Kollegen aus der Unionsfraktion – aus dem 
Wirtschaftsausschuss Vanessa Zobel, aus dem Verteidi-
gungsausschuss Dr. Florian Dorn –, aus der SPD-Frak-
tion meinem Kollegen Mahmut Özdemir aus dem Wirt-
schaftsausschuss und auch den beteiligten Häusern ganz 
herzlich für die gute Zusammenarbeit danken. Ich glaube, 
uns ist ein großer Wurf gelungen. Damit kann es jetzt 
tatsächlich schneller gehen. Das ist ein guter Tag für die 
Beschaffung. Das ist ein guter Tag für die Bundeswehr. 
Aber es ist vor allem ein guter Tag für die Sicherheit 
unseres Landes und für die Sicherheit Europas.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen zu dieser Aus-

sprache liegen nicht vor. Damit schließe ich diese.
Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-

desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur beschleu-
nigten Planung und Beschaffung für die Bundeswehr. 
Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie empfiehlt in 
seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 21/3635, 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Druck-
sache 21/1931 in der Ausschussfassung anzunehmen. 
Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der Aus-
schussfassung zustimmen wollen, um das Handzeichen. – 
Das sind die Unionsfraktion, die AfD-Fraktion und die 
SPD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen und die Fraktion Die Linke. Ent-
haltungen? – Enthaltungen sehe ich nicht. Dann ist der 
Gesetzentwurf somit wie beschrieben in zweiter Bera-
tung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die Unionsfraktion, die AfD-Fraktion und die 
SPD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen, die Fraktion Die Linke. Enthal-
tungen? – Keine. Dann ist mit den beschriebenen Mehr-
heitsverhältnissen der Gesetzentwurf angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf 
Drucksache 21/3638. Wer stimmt für diesen Entschlie-
ßungsantrag? – Das ist Bündnis 90/Die Grünen. Wer 
stimmt dagegen? – Die Unionsfraktion, die AfD-Frakti-
on, die SPD-Fraktion und die Fraktion Die Linke. Ent-
haltungen? – Sehe ich nicht. Der Entschließungsantrag ist 
abgelehnt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 12: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten Caren 
Lay, Luigi Pantisano, Marcel Bauer, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion Die Linke 
Mieterinnen und Mieter besser schützen – 
Erste Mietrechtsnovelle sofort umsetzen

Drucksache 21/3607
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Wenn alle, die rausgehen wollen, dies nun tun, und 
alle, die der Debatte beiwohnen wollen, sich jetzt hinset-
zen, dann kann ich die Aussprache eröffnen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort Caren 
Lay von der Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Caren Lay (Die Linke):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In den letz-

ten zehn Jahren stiegen die Preise in neuen Mietverträgen 
um 50 Prozent. Im Jahr 2024 wurden 32 000 Miethaus-
halte geräumt, so viel wie noch nie zuvor. Und in den 
größten deutschen Städten wird inzwischen jede dritte 
Wohnung nur noch möbliert und zu doppelten Preisen 
vermietet und angeboten.

(Dr. Konrad Körner [CDU/CSU]: Was heißt 
denn „doppelte Preise“? So ein Quatsch!)

In deutschen Städten herrscht ein Mietennotstand, und 
der muss endlich beendet werden.

(Beifall bei der Linken)
Das sieht ja offenbar auch Bundesjustizministerin 

Hubig so. Sie hatte vielfach versprochen, bis Ende letzten 
Jahres eine soziale Reform des Mietrechts vorzulegen: 
das, was im Koalitionsvertrag stünde, müsse sofort um-
gesetzt werden; es müsse nicht auf die Ergebnisse einer 
Kommission gewartet werden. Ganz richtig! Doch bis 
jetzt: Fehlanzeige! Zwar gab sie Ende Dezember das erste 
Interview zum sozialen Mietrecht – etwas Wärme unterm 
Weihnachtsbaum; wie schön –, aber leider hat kein Ver-
band und auch dieses Parlament dieses Gesetz bis heute 
nicht gesehen.

(Dr. Konrad Körner [CDU/CSU]: Das war eine 
doppelte Verneinung!)

Wie oft muss ich es an dieser Stelle noch sagen: „Von 
warmen Worten kann niemand seine Miete bezahlen, und 
eine Presseerklärung schützt nicht vor Kündigungen“?
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(Beifall bei der Linken)
Die Bundesregierung liefert nicht, aber wir schon. Die 

Linke macht Druck, und wir werden unsere Vorschläge 
für eine soziale Reform des Mietrechts heute einbringen.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Sie brin-
gen gar nichts ein! Sie haben einen Antrag 
formuliert. Das ist gar nichts!)

Wir brauchen erstens eine Regulierung bei der Vermie-
tung möblierter Wohnungen. Bis zu 17 Euro werden sie 
teurer vermietet als unmöblierte, und das pro Quadrat-
meter. Es kann doch nicht sein, dass ein altes Bett, ein 
Stuhl und ein Kaktus zur maßlosen Miettreiberei genutzt 
werden können. Die Geschäftemacherei mit möblierten 
Wohnungen und mit befristeten Mietverträgen muss end-
lich unterbunden werden.

(Beifall bei der Linken)
Und auch der Bundesrat fordert hier dringend eine Re-
form. Es braucht hier endlich Genehmigungsverfahren, 
Transparenz und klare Regeln.

Bei Indexmietverträgen steigen die Mieten auto-
matisch mit der Inflation. Das war in den letzten Jahren 
ein sehr einträgliches Geschäft für organisierte Großver-
mieter. Sie bieten vielfach nur noch Indexmietverträge 
an. Wir wollen Indexmieten nicht nur einschränken, son-
dern zukünftig abschaffen.

(Beifall bei der Linken – Dr. Konrad Körner 
[CDU/CSU]: Es gibt 3 Prozent Indexmieten!)

Und schließlich der Kündigungsschutz. Eine 94-jähri-
gen Kölnerin bekam zu Heiligabend eine Eigenbedarfs-
kündigung für eine Wohnung, in der sie seit Jahrzehnten 
lebte. Es ist in Deutschland legal, eine Wohnung zu kün-
digen, weil das Au-pair-Mädchen angeblich einen Zweit-
wohnsitz braucht.

(Dr. Konrad Körner [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch überhaupt nicht!)

Und ja, es reicht in Deutschland auch, Eigenbedarf ein-
fach nur vorzutäuschen. Das ist himmelschreiendes Un-
recht, und das muss endlich geändert werden.

(Beifall bei der Linken)
Es darf nicht noch einmal eine Bundesregierung geben, 

die Mieterinnen und Mieter im Regen stehen lässt. Eine 
mietenpolitische Hängepartie wie zur Zeit der Ampel-
regierung darf es nicht noch einmal geben! Im Übrigen –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Caren Lay (Die Linke):
– bin ich der Auffassung, dass wir endlich einen bun-

desweiten Mietendeckel brauchen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Caren Lay (Die Linke):
Sie werden von uns hören.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Die nächste Rede hält für die Unionsfraktion Dr. Jan- 

Marco Luczak.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen und 

Kollegen! Das Thema Mietrecht begleitet uns ja immer 
sehr regelmäßig hier im Deutschen Bundestag. Das ist 
auch wichtig; denn wir sehen natürlich, dass viele Men-
schen Probleme haben, ihre Miete zu bezahlen. Das ist 
ein Phänomen, das in der Tat mittlerweile auch bis weit in 
die Mittelschicht reicht.

Aber ich finde schon, man muss diese Debatte, Frau 
Kollegin Lay, wirklich sehr ernsthaft führen.

(Caren Lay [Die Linke]: Machen wir doch seit 
zwei Jahren!)

Deswegen würde ich wirklich darum bitten, jedem Ver-
such, das hier populistisch auszuschlachten, zu widerste-
hen. Deswegen sind Äußerungen wie „Mietennotstand“ 
und „Geschäftemacherei“ und alles, was Sie von der 
Linken immer so bei diesem Thema sagen,

(Caren Lay [Die Linke]: …, die Wahrheit!)

am Ende in der Sache nicht hilfreich.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir müssen immer beide Seiten sehen. Wir haben die 
Mieterinnen und Mieter, die wir schützen wollen. Wir 
haben und wir brauchen starke soziale Leitplanken im 
Mietrecht. Deswegen hat diese Koalition beispielweise – 
Sie sagen, die Koalition habe noch gar nichts gemacht – 
als Erstes die Mietpreisbremse bis 2029 verlängert.

(Zurufe der Abg. Marcel Bauer [Die Linke] 
und Caren Lay [Die Linke])

Denn wir haben gesagt, dass wir Rechtssicherheit und 
Rechtsklarheit brauchen, damit die Menschen eben nicht 
Angst haben müssen, aus ihren Wohnungen verdrängt zu 
werden.

Wir als Koalition und insbesondere wir als Unions-
fraktion haben aber auch immer sehr deutlich darauf hin-
gewiesen, dass wir dieses Problem nicht allein mit immer 
mehr und immer strengerer Regulierung werden lösen 
können. Am Ende geht es doch darum, dass wir mehr 
neue, bezahlbare Wohnungen in unserem Land schaffen.

(Zuruf der Abg. Violetta Bock [Die Linke])
Was Ihre Forderung nach einem bundesweiten Mieten-

deckel betrifft, verstehe ich überhaupt nicht, dass Sie da 
nicht zur Einsicht kommen. Sie haben diesen Mieten-
deckel ja hier in Berlin bereits ausprobiert.

(Dr. Konrad Körner [CDU/CSU]: Fundamental 
gescheitert! – Caren Lay [Die Linke]: Sie ha-
ben dagegen geklagt!)

Das Ergebnis war,
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(Caren Lay [Die Linke]: Da sind die Mieten 
mal gesunken in Berlin!)

dass das Angebot an verfügbaren Mietwohnungen dra-
matisch – um mehr als die Hälfte – eingebrochen ist. 
Davon hat sich der Mietwohnungsmarkt in Berlin bis 
heute nicht erholt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Philipp Rottwilm [SPD])

Das zeigt ganz deutlich: Überregulierung hilft uns 
nicht weiter. Wir müssen mehr bauen. Wir müssen 
schneller bauen. Wir müssen kostengünstiger bauen. 
Und genau an dieser Stelle hat diese Koalition auch schon 
gehandelt: mit dem Bauturbo, mit einer besseren För-
derung. Die große Baugesetzbuchnovelle steht jetzt be-
vor. In wenigen Wochen werden wir den Referentenent-
wurf haben. Also: Wir als Koalition handeln hier.

Gleichzeitig müssen wir uns natürlich auch mit der 
Mietrechtsregulierung beschäftigen. Die Mietpreisbrem- 
se habe ich gerade erwähnt. Natürlich werden wir uns 
auch über das möblierte Wohnen Gedanken machen; 
das haben wir im Koalitionsvertrag klar verabredet. Das 
wird auch kommen. Hier geht es aber auch um Klarheit; 
denn das möblierte Wohnen als solches ist ja nicht ver-
kehrt. Es gibt dafür einen Bedarf, es gibt dafür eine Nach-
frage. Wir müssen nur dafür sorgen, dass es nicht genutzt 
wird, um zum Beispiel die Mietpreisbremse und andere 
mietrechtliche Regelungen zu umgehen. Wir haben da ein 
Transparenzdefizit, das wir angehen müssen. Es muss 
aber so gelöst werden, dass die vielen privaten Kleinver-
mieter, die mehr als zwei Drittel der Wohnungen in un-
serem Land stellen, damit umgehen können. Es muss 
selbstverständlich eine soziale Regulierung geben, aber 
eben keine Überregulierung. Die Regulierung muss mit 
Maß und Mitte erfolgen. Das werden wir als Koalition 
gemeinsam umsetzen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Philipp Rottwilm [SPD])

Wir haben ja bereits ein paar Punkte angesprochen, 
die wir angehen wollen. Dazu gehört zum Beispiel die 
Schonfristzahlung. Ist jemand mit seiner Miete mehr als 
zwei Monate im Rückstand, kann ihm fristlos gekündigt 
werden. Wenn er dann nachzahlt, wird diese fristlose 
Kündigung zurückgenommen. Es bleibt aber bei einer 
ordentlichen Kündigung. Wir als Koalition werden 
schauen, dass wir zumindest in Härtefällen, bei denen 
Obdachlosigkeit droht – und aus meiner Sicht ist das 
relativ klar der Fall, wenn es um einen angespannten 
Wohnungsmarkt geht; da hat man Probleme, eine neue 
Wohnung zu finden –, entsprechend handeln.

Letzter Punkt: Indexmieten. Sie haben gerade von ei-
nem einträglichen Geschäft gesprochen. Dann müssen 
Sie aber auch ehrlich zugeben: In den letzten Jahrzehnten 
war es für beide Seiten – für Vermieter und für Mieter – 
eine wirklich sehr gute vertragliche Regelung.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Sie war rechtssicher, sie war klar. Viele Mieterinnen 

und Mieter haben davon profitiert. Ich glaube, wir brau-
chen eine Regulierung, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen jetzt zum Ende kommen.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
– die dieses Instrument nicht verbietet, so wie Sie das 

wollen, sondern es für beide Seiten gut ausgestaltet.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Ihr letzter Punkt ist deutlich über der Zeit. Sie müssen 

jetzt bitte zum Ende kommen.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Wir stehen für ein starkes, ein klares, ein soziales Miet-

recht, das beide Seiten in den Blick nimmt.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Der nächste Redner ist Thomas 

Fetsch für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Thomas Fetsch (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! „Mieterinnen und Mieter besser schützen“, so die 
Überschrift des aufgerufenen Antrags. Die von der Links-
partei zur vermeintlichen Rettung eines in Teilen nicht 
mehr funktionierenden Mietmarktes hier aufgestellten 
Forderungen, die sich leider in nicht unerheblichem 
Maße mit ähnlich gestrickten Regelungsabsichten der 
Regierungskoalition decken – wir haben es gerade schon 
ein bisschen gehört –, sind allzu bekannt, auf längere 
Sicht massiv nachteilig und von einer grundlegenden 
Skepsis gegenüber Immobilieneigentümern und dem 
Funktionieren der Marktkräfte geprägt: eine scharfe 
Mietpreisbremse, eine Begrenzung von Mieterhöhungen 
im Bestand, ein befristeter Mietenstopp, eine erhebliche 
Beschränkung oder gar Abschaffung von Indexmieten, 
eine Reglementierung oder ein Verbot von Möblierungs-
zuschlägen, eine strenge Regulierung von Kurzzeitver-
mietungen, eine massive Einschränkung von Eigenbe-
darfskündigungen, eine Ausweitung von Schonfristzah- 
lungen, eine Einführung von Genehmigungs- und Trans-
parenzpflichten usw. usw. Der vermeintlich allwissende 
Staat – statt Marktvernunft und Realismus – soll es also 
richten. Meine Damen und Herren, diesen ebenso fal-
schen wie freiheitsfeindlichen Geist, den auch der vor-
gelegte Antrag atmet, lehnen wir rundweg ab.

(Beifall bei der AfD)
Statt die gesetzlichen und wirtschaftlichen Bedingun-

gen dafür zu schaffen, dass Unternehmen neue Wohnun-
gen bauen und Eigentümer von Wohnraum nicht mit aller 
Gewalt mehr oder weniger von einer Vermietung abge-
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schreckt werden, breiten sich Vergesellschaftungsfan-
tasien – durch Enteignung wie auch durch immer weitere 
Fesseln, die Eigentümern angelegt werden – weiter aus 
und werden bis ins bürgerliche Lager hinein salonfähig. 
Damit wird das private Mietrecht quasi zu einem weite-
ren Sozialrecht umgebaut, statt die eigentlichen Probleme 
der aktuellen Wohnungsmarktmisere endlich kraftvoll 
anzugehen.

Tatsächlich – das geht aus einer aktuellen, repräsenta-
tiven Umfrage von Civey hervor – ist zu erwarten, dass 
etwa die von der Bundesregierung geplante Regulierung 
von Indexmieten zur regelrechten Wohnungsbaubremse 
zu werden droht. Denn durch die langfristige Wertsiche-
rung mittels Inflationsschutz werden Bauprojekte häufig 
erst kalkulierbar und umsetzbar. Die weiteren Gesetzes-
vorhaben – sei es hier in exzessiver Form des Linken-
antrags oder in Form der erklärten Absichten der Regie-
rungskoalition – erweitern und vertiefen diese Proble- 
matik nur noch weiter.

Am Ende stehen noch weniger mietbare Wohnungen 
zur Verfügung, und der Bestand verschlechtert sich im-
mer weiter, weil Renovierungs- und Sanierungsmaßnah-
men mangels ausreichender Mieterträge schlicht unter-
lassen werden. Das konnte man zum Beispiel in der 
DDR zur Genüge sehen, und das wollen wir hier nicht 
mehr, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Ates 
Gürpinar [Die Linke])

Was haben Bund, Länder und Kommunen unter Füh-
rung der Altparteien – einschließlich der Linken, zum 
Beispiel in Thüringen – zur Verbesserung getan? – 
Nichts, mit durchschlagender Wirkungskraft. Sie zogen 
sich vielmehr geplant und einschneidend aus dem Ver-
mietermarkt zurück und verkauften ihre Bestände. Im 
Klimawahn verteuerten sie die Energie- und Baukosten 
massiv. Im gelebten Bürokratiewahn der letzten Jahr-
zehnte bedeutete jeder Bauantrag ein zeitlich unkalkulier-
bares Risiko für Bauherren aller Art. Sie erhöhten im 
Zusammenwirken mit den Ländern und Kommunen ein-
schlägige Steuern wie die Grunderwerbsteuer und die 
Grundsteuer. Und so kommt es eben neben den eigentli-
chen Mieten zusätzlich zu ausufernden Mietnebenkosten, 
die das Niveau von zweiten Mieten längst erreichen. Es 
ist also vor allem Ihre falsche mieter- und vermieterfeind-
liche Politik, die das Dilemma der hohen Mieten geschaf-
fen hat.

Einen weiteren wesentlichen preistreibenden Aspekt 
nannte der Deutsche Mieterbund kürzlich ebenfalls. Die 
Zahl der Mieter ist in den vergangenen fünf Jahren um 
3 Millionen Menschen gestiegen, was die Wohnungs-
angebotssituation naturgemäß zusätzlich und deutlich 
verschärft hat. Auch wenn Sie alle es nicht hören wollen: 
Dahinter steckt die ungeplante, ungesteuerte und über-
bordende Zuwanderung, die wir selbstverständlich ableh-
nen.

(Beifall bei der AfD – Dr. Ralf Stegner [SPD]: 
Ich dachte schon, Sie hätten was vergessen!)

Das Mittel der Linken wie auch der Koalition – noch 
mehr Regulation und noch tiefere Eingriffe – hilft hier 
nicht weiter, sondern verschärft sogar noch die Lage. Aus 
dieser verfahrenen Situation hilft nur ein großer Neustart, 
und der ist nur mit der AfD möglich.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Hakan Demir 

für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Hakan Demir (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! An die AfD: Wenn Sie tatsächlich 
auf der Seite der über 40 Millionen Mieterinnen und 
Mieter stünden, wären Sie auch dafür, dass die Mieten 
in diesem Land nicht so schnell steigen. Sie wären für 
eine Mietpreisbremse – gegen die haben Sie sich gestellt – 
und für eine Reform der Indexmiete, damit Menschen 
nicht alles zahlen müssen, wenn die Inflation, wie im 
Jahr 2022, bei 7 Prozent liegt; denn das ist nicht gerecht. 
Deshalb sind Sie nicht die Partei, die auf der Seite der 
Mieterinnen und Mieter steht.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Tijen 
Ataoglu [CDU/CSU] – Tobias Matthias 
Peterka [AfD]: Das sehen wir aber anders!)

Es stimmt: Natürlich brauchen wir hier keine warmen 
Worte, sondern Gesetze und Pläne, die helfen. Diese Ge-
setze werden kommen. Familien mit mehreren Kindern 
bleiben in ihrer Zweizimmerwohnung, auch wenn der 
Platz nicht reicht. Berufstätige bleiben in ihren Studi- 
WGs, weil der Schritt in die eigene Wohnung zum Ar-
mutsrisiko wird. Rentner werden nach einem langen, har-
ten Arbeitsleben aus ihrem Zuhause verdrängt. Neue 
Wohnungen auf dem Mietmarkt werden oft nur zur Kurz-
zeitvermietung inseriert oder sollen möbliert vermietet 
werden, um die Mietpreisbremse zu umgehen.

Hinzu kommt, dass der Angriffskrieg Russlands gegen 
die Ukraine die Inflation in Deutschland 2022 auf 7 Pro-
zent getrieben hat. Lebensmittelpreise wie auch Miet-
preise sind gestiegen. Letztere stiegen – ich habe es er-
wähnt – auch aufgrund der Indexmieten, die von der 
Inflation abhängig sind: Steigt die Inflation um 10 Pro-
zent, steigt die Miete um 10 Prozent. Das alles zeigt: Die 
Belastung der Mieterinnen und Mieter ist enorm; das 
bestätigt auch jeder dritte Mieterhaushalt. Für viele ist 
das Wohnen mit Existenzangst verknüpft. Das wollen 
und müssen wir hier gemeinsam ändern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir haben bereits etwas hinbekommen, was wir in der 
vorherigen Koalition nicht hinbekommen haben – das lag 
nicht an den Grünen, sondern an der FDP –: Wir haben 
die Mietpreisbremse verlängert. Ich will hinzufügen: 
Auch das Umwandlungsverbot haben wir verlängert. 
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Das bedeutet Schutz für Mieterinnen und Mieter. Ich bin 
dankbar, dass Stefanie Hubig das ganz schnell voran-
gebracht hat.

(Beifall bei der SPD)
Aber das genügt noch nicht. Die Mieten steigen vor allem 
in den Ballungszentren dieses Landes: Berlin, München, 
Hamburg, Leipzig, Stuttgart.

Zur Wahrheit gehört auch: Wir haben zu wenig gebaut 
und den Mietmarkt zu lange walten lassen. Wir alle hier 
sind gewählt worden, um das Leben unserer Mitmen-
schen besser zu machen. Dazu zählt auch, dass wir alles 
daransetzen, das Wohnen bezahlbar zu machen. Über 
40 Millionen Menschen leben zur Miete. Sie brauchen 
keine warmen Worte, sondern Gesetze und Pläne, die 
helfen. Deshalb werden wir Kurzzeitvermietungen und 
möbliertes Wohnen zurückdrängen, Indexmieten kappen 
und das Bauen günstiger und schneller machen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Till Steffen 

für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Till Steffen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ja, es ist 

richtig: Das, was die Bundesregierung hier für den Schutz 
der Mieterinnen und Mieter tut, ist viel zu wenig und 
kommt viel zu langsam. Die Lage ist wirklich dramatisch. 
Die Mietenfrage ist die soziale Frage in Deutschland. Sie 
ist entscheidend für die Lebenslage und die Lebenswege 
vieler Menschen. Gerade jüngere Menschen können ihre 
Vorstellungen vom Leben nicht verwirklichen, weil ihnen 
der Mietmarkt das verwehrt. Auffällig ist auch: Das ist 
eine Sache, die dem Bundeskanzler höchstens mal einen 
Halbsatz wert ist, obwohl sie eine so zentrale soziale 
Frage ist. Das macht deutlich, welchen Stellenwert diese 
Frage bei dieser Bundesregierung hat. Das ist wirklich 
ein Trauerspiel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – 
Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Sie haben 
ja gar nichts hingekriegt in der letzten Legisla-
turperiode!)

Aber das, was Die Linke vorschlägt und wir hier heute 
vorliegen haben, ist lebensfremd, irre bürokratisch und 
am Ende sogar unsozial. Ich will Ihnen ein Beispiel aus 
diesem Antrag nennen, der Ideensammlung, die Sie hier 
vorgelegt haben: Es soll eine Genehmigungspflicht für 
das Vermieten möblierter Wohnungen geben. Und der 
Antrag auf Genehmigung muss versehen werden mit ei-
ner Auflistung aller Möbel, die dort vorhanden sind, je-
weils mit einer Abschreibung pro Jahr. Es muss quasi für 
jede Kaffeemaschine eine Abschreibung vorgenommen 
werden, um überhaupt einen solchen Antrag stellen zu 
können. Das muss dann geprüft werden, bevor er geneh-
migt wird. Da kann ich Sie nur fragen: Wissen Sie eigent-
lich, was in unseren Kommunen los ist?

(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Genau!)
Wissen Sie eigentlich, wie sehr die Kommunen belastet 
sind, wie schwer es ihnen fällt, ausreichend Personal zu 
finden, wie schwer es ihnen fällt, all die Aufgaben zu 
bewältigen, die wir ihnen in unserem munteren Ideen-
wettbewerb im Deutschen Bundestag aufbürden? Sie ge-
hen hier voran und machen es den Kommunen extra 
schwer. Das ist kein wirksamer Mieterschutz; denn sol-
che Regelungen sind schlicht nicht umsetzbar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Caren Lay [Die Linke]: Das ist genau, was 
der Bundesrat auch fordert!)

Schauen wir uns das mal ganz praktisch an! Es gibt 
natürlich Fälle, wo es ein berechtigtes Interesse gibt. 
Wenn eine Studentin für ein Semester ins Ausland geht, 
hat sie natürlich ein Interesse daran, ihre Wohnung ver-
mieten zu können, statt sie deswegen aufgeben zu müs-
sen.

Ein anderes Beispiel: Eigenbedarfskündigung. Wir ha-
ben in unserem Entwurf eines Faire-Mieten-Gesetzes, der 
genaue Regelungen dazu enthält, ausgeführt, was man 
tun muss, um Eigenbedarfskündigungen einzuschränken. 
Und da muss man eine Menge tun, weil es hier erheb-
lichen Missbrauch gibt. Sie schlagen in Ihrem Antrag vor, 
Eigenbedarfskündigungen für Mieterinnen und Mieter ab 
70 Jahre auszuschließen.

(Caren Lay [Die Linke]: Ja!)
Tatsächlich – das ist ja gesagt worden – werden gerade 
ältere Menschen oft aus Wohnungen herausgedrängt. Das 
heißt: Sie sind dann auf der Suche. Aber was ist, wenn 
jemand eine Wohnung gekauft hat, um im Alter eine 
barrierefreie Wohnung zu haben, aber so lange, wie es 
mit dem Treppensteigen noch geht, in der bisherigen 
Wohnung bleibt? Wird dieser Vermieter die Wohnung 
an eine Person über 60 Jahre vermieten, wenn Sie diese 
Regelung einführen? Nein. Gerade diejenigen, die beson-
ders schutzbedürftig sind, die mit wenig Budget auf dem 
Mietmarkt unterwegs sind, stellen Sie schutzlos durch 
solche Regelungen. Das ist kein wirksamer Mieterschutz.

(Caren Lay [Die Linke]: Das Gegenteil ist 
doch der Fall! – Dr. Jan-Marco Luczak 
[CDU/CSU]: Sehr vernünftig, Herr Kollege, 
sehr vernünftig!)

Wir haben in dem von uns vorgelegten Gesetzentwurf 
sehr genau dargelegt, wo man etwas ändern muss, wo wir 
die Gewichte dringend verschieben müssen zugunsten 
von effektivem Schutz von Mieterinnen und Mietern. 
Die Bundesregierung prüft in einer Arbeitsgruppe. Tat-
sächlich habe ich nicht wahnsinnig viel Hoffnung, dass 
dabei viel herauskommt für die Mieterinnen und Mieter; 
aber die Hoffnung stirbt zuletzt. Ich drücke ihnen die 
Daumen.

Tatsächlich brauchen wir dringend einen viel wirk-
sameren Mieterschutz. Das geht aber nur mit funktionie-
renden Regelungen. Dazu haben Sie hier heute keinen 
Beitrag geleistet.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Caren Lay [Die Linke]: Peinlich! Peinlich!)
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Dr. Martin Plum für die Unionsfraktion 

ist der nächste Redner.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Martin Plum (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 
reden heute über Mietrecht. Wäre der Antrag der Linken 
eine Mietwohnung, müsste der Mieter überhaupt keine 
Miete zahlen. So gravierend sind die Mängel dieses An-
trags. Der Antrag ist bereits untauglich, sein Ziel zu er-
reichen, die erste Mietrechtsnovelle sofort umzusetzen. 
Dafür braucht es keinen Antrag, sondern einen Gesetz-
entwurf. Wenn der Linken dieses Anliegen wirklich so 
dringlich wäre, stellt sich die einfache Frage: Warum 
legen Sie keinen Gesetzentwurf vor? Mein einfacher 
Rat an dieser Stelle: Weniger reden auf Tiktok, mehr 
Arbeit am Schreibtisch! Dann klappt es auch mit dem 
eigenen Gesetzentwurf.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Pascal Meiser [Die Linke)

Hinzu kommt: Die Bundesregierung tut genau das, was 
Sie in Ihrem Antrag fordern. Sie arbeitet an einer ersten 
Mietrechtsnovelle. Ein Gesetzentwurf ist in Abstim-
mung. Genau hier zeigt sich der Unterschied zwischen 
Ihnen und uns: Wir arbeiten, Sie hingegen reden nur.

(Pascal Meiser [Die Linke]: Das ist so was von 
daneben!)

Auch Ihre Behauptung, Bundesjustizministerin 
Stefanie Hubig habe versprochen, die Novelle noch 
2025 abzuschließen, hält einer Prüfung nicht stand. 
Blickt man in das zitierte Redeprotokoll, steht dort drin, 
dass lediglich angekündigt wurde, das Vorhaben 2025 
anzugehen. Und genau das hat die Ministerin auch getan.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Caren Lay [Die Linke]: Das stimmt nicht!)

Mit Ihrem Antrag verfallen Sie in die ewig gleiche, 
untaugliche Leier linker Wohnungspolitik: mehr Verbote, 
mehr Bürokratie, mehr Misstrauen.

Erstens. Auf rund zwei Seiten tummeln sich unzählige 
neue Verbote. Was Sie nicht alles verbieten wollen: Ver-
mietungen zum vorübergehenden Gebrauch über drei 
Monate, befristete Kettenmietverhältnisse, bestimmte 
Kündigungen wegen Mietrückständen, Eigenbedarfskün-
digungen gleich in mehreren Fällen, gekauften Eigenbe-
darf, Indexmietverträge, Zwangsräumungen. Bei dieser 
Verbieteritis wirken selbst die Grünen geradezu geheilt, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Hört! 
Hört!)

Zweitens: mehr Bürokratie. Für einige Mietverhält-
nisse sollen Genehmigungs- und Transparenzpflichten 
gelten. Das bedeutet – der Kollege Steffen hat es deutlich 
gesagt – neue Aufgaben für ohnehin heillos überlastete 
Städte und Gemeinden ohne jeden finanziellen Aus-
gleich. Vermieter sollen Mieten detailliert aufschlüsseln 

müssen, und Zuschläge bei möblierten Wohnungen sollen 
sich am Möbelwert orientieren. Das heißt: mehr Papier, 
mehr Belege, mehr Zettelwirtschaft.

Drittens: mehr Misstrauen. Vermieter werden mit 
neuen Pflichten überzogen. Vermieten wird unattraktiver 
statt attraktiver. Vorschläge für mehr Wohnungsbau, In-
vestitionen und Wohneigentum? Fehlanzeige! Dabei ist 
doch ganz klar: Bei hoher Nachfrage und einem geringen 
Angebot sinken Preise nicht durch mehr Einschränkun-
gen, sondern nur durch mehr Angebot. Dieses schlichte 
Prinzip gilt auch auf dem Wohnungsmarkt. Die Linke 
ignoriert das konsequent, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Mehr Verbote, mehr Bürokratie, mehr Misstrauen – 

diesen Weg gehen wir als Koalition nicht mit; denn so 
entsteht keine einzige neue bezahlbare Wohnung. Genau 
daran mangelt es aber in unserem Land. Und genau daran 
werden wir als Koalition weiterhin mit Hochdruck arbei-
ten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Otto Strauß für 

die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Otto Strauß (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Antrag 

der Linken ist kein Mietrechtsvorschlag. Er ist ein Fron-
talangriff auf Eigentum, Vertragsfreiheit und jede Form 
von Realität. Sie malen das Bild eines Wohnungsmarkts, 
der nur aus Ausbeutern besteht, und ziehen daraus den 
immer gleichen Schluss: Der Staat weiß alles besser, und 
der Eigentümer ist das Problem.

(Beifall bei der AfD)
Möblierte Wohnungen sollen reglementiert, Kurzzeit-

mieten faktisch verboten, Indexmieten abgeschafft, Ei-
genbedarf fast unmöglich gemacht und Kündigungs-
rechte weiter ausgehöhlt werden. Meine Damen und 
Herren, das ist keine Wohnungspolitik, das ist Planwirt-
schaft mit Mietvertrag. Sie wollen jedes Risiko soziali-
sieren und jede Verantwortung privatisieren. Der Vermie-
ter soll investieren, sanieren, modernisieren, aber bitte 
ohne Rendite, ohne Planungssicherheit und am besten 
ohne Eigentumsrechte.

Besonders absurd ist Ihr Umgang mit dem Eigenbe-
darf. Wer eine Wohnung für sich, seine Kinder oder seine 
Eltern braucht, wird bei Ihnen zum Verdachtsfall. Eigen-
tümer sollen beweisen, dass ihr Lebensentwurf politisch 
genehm ist, und das alles im Namen des Mieterschutzes. 
Die Wahrheit ist doch: Ihr Antrag schützt niemanden. Er 
verschärft den Mangel, treibt Wohnungen vom Markt und 
schreckt private Vermieter systematisch ab – und in Zu-
kunft haben wir auch noch ein paar Schrottimmobilien 
mehr. Sie reden von sozialen Härten, verursachen aber 
genau diese Härten selbst. Es findet sich in Ihrem Antrag 
kein Wort zu explodierenden Baukosten, kein Wort zu 
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jahrelangen Genehmigungsverfahren, kein Wort zu Vor-
schriften, Auflagen und ideologischen Bauverboten. Sie 
regulieren Symptome und feiern sich dafür, während der 
Wohnungsmarkt weiter austrocknet.

Meine Damen und Herren, Wohnen ist kein ideologi-
sches Experimentierfeld für linke Verteilungsträume. Ei-
gentum ist kein Fehler im System. Es ist die Vorausset-
zung dafür, dass überhaupt Wohnungen entstehen. Dieser 
Antrag ist kein Fortschritt; er ist ein politischer Offen-
barungseid. Und deshalb lehnen wir als AfD diesen An-
trag ab.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Angelika 

Glöckner für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Angelika Glöckner (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! Gut die Hälfte der Bevölkerung in unserem Land 
wohnt zur Miete. Deshalb will ich noch mal betonen, 
dass es wichtig und richtig war, dass wir sehr schnell 
nach dem Regierungswechsel die Mietpreisbremse ver-
längert haben. Ich will dafür ausdrücklich auch unserer 
Justizministerin Stefanie Hubig für die schnelle Vorlage 
danken.

(Beifall bei der SPD)

Denn es ist tatsächlich so: Insbesondere dort, wo Wohn-
raum knapp ist und angespannte Wohnungslagen herr-
schen, steigen die Mieten zu stark und auch zu schnell. 
Als SPD sagen wir: Wenn wir den Anstieg wirklich brem-
sen wollen, dann müssen wir die Schlupflöcher, die ver-
blieben sind, schließen.

Ich will das an drei Punkten verdeutlichen.
Erstens: die sogenannten Indexmieten. Immer wenn 

die Inflation steigt, steigt im gleichen Maß also auch 
die Miete. Ein konkretes Beispiel: Bei einer Miete von 
1 000 Euro und 2 Prozent Inflation bedeutet das 20 Euro 
im Monat oder aufs Jahr gerechnet 240 Euro mehr Miete – 
Geld, das einfach weg ist, Geld, das beim Wocheneinkauf 
fehlt, bei der Klassenfahrt oder auch beim Tanken. Kürz-
lich kam ein Familienvater zu mir und berichtete, er 
freute sich, weil er eine Lohnsteigerung bekommen habe. 
Eine Woche später sei die Mitteilung im Briefkasten ge-
wesen, dass sich seine Miete erhöht – und die Freude war 
weg. So fühlt sich das für viele in unserem Land an. 
Deswegen sagen wir als SPD: Mit diesem Automatismus 
nach oben muss Schluss sein. Indexmieten müssen ge-
deckelt werden; denn sie sind schlicht nicht fair.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Paula 
Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Zweitens: möblierte Wohnungen; auch das wurde be-
reits angesprochen. Ein Stuhl, ein Tisch, ein Bett und 
dafür eine viel höhere Miete – das ist kein Service des 
Vermieters, sondern so wird die Mietpreisbremse aus-
getrickst; das ist nicht gut. Auch da ist unsere Antwort 

einfach und klar: Möblierungszuschläge dürfen kein 
Dauerzustand sein. Nach sechs Monaten muss Schluss 
sein mit diesem Möblierungszuschlag.

Drittens: Kurzzeitvermietungen; das wurde auch schon 
genannt. Es handelt sich um kurze, befristete Mietver-
träge mit einer Dauer von vielleicht sechs Monaten oder 
noch kürzer; dann kommt wieder ein befristeter Mietver-
trag und noch einer und vielleicht auch noch einer. Was 
bedeutet das aber für die Mieterinnen und Mieter? Das 
bedeutet jedes Mal Angst, dass man auf die Straße gesetzt 
wird – man sitzt quasi auf gepackten Koffern –, und auch 
Angst, dass die Miete beim nächsten Mal steigt.

All das zeigt: Wir müssen handeln. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, die Maßnahmen, die wir beschrieben ha-
ben, sind klar und umsetzbar. Sie beinhalten kluge Kon-
zepte, die Ministerin Hubig bereits genannt hat und die 
wir als SPD unterstützen.

Werte Kolleginnen und Kollegen von den Linken, Ihr 
Antrag ist, ehrlich gesagt, von der Substanz und dem 
Inhalt her richtig, aber ihm wohnt dieses Gefühl inne: 
Ich habe etwas gegen Eigentümer; ich habe etwas gegen 
Vermieter. – Eine solche Haltung lehnen wir ab.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen, Frau Kollegin.

Angelika Glöckner (SPD):
Ja. – Wir werden den Bogen spannen. Ich bin sehr 

zuversichtlich, dass wir da ganz schnell zu guten Lösun-
gen kommen werden.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der letzte Redner in dieser Aussprache 

ist Dr. Konrad Körner für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Jede Woche kommt erneut ein Antrag der 
Linksextremen zum angeblichen Mieterschutz.

(Marcel Bauer [Die Linke]: Was? – Cem Ince 
[Die Linke]: Dann seid ihr rechtsextrem!)

Aber diese Überschrift ist wie immer irreführend. Kor-
rekt wäre: Sie wollen das Wohnangebot verringern durch 
mehr Bürokratie und mehr Druck auf Vermieter. Sie for-
dern eine Genehmigungspflicht für möblierte Wohnun-
gen.

(Caren Lay [Die Linke]: Zu Recht!)
Sie fordern eine Genehmigungspflicht für Vermietungen 
auf Zeit.

(Caren Lay [Die Linke]: Zu Recht!)
Sie wollen den Eigenbedarf der Vermieter weiter ein-
schränken.
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(Caren Lay [Die Linke]: Zu Recht!)

Ich frage Sie: Glauben Sie wirklich, dass das auch nur 
eine Wohnung mehr schafft?

(Beifall bei der CDU/CSU – Cem Ince [Die 
Linke]: Ja!)

– Alles klar, okay. Wenn Sie das glauben, dann glauben 
Sie auch, dass die Wirtschaftspolitik Venezuelas ein Vor-
bild war.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Zurufe von der Linken)

Das können Sie gerne so machen, aber bitte woanders. – 
Mehr Verbote und mehr Formulare bauen keine Wohnun-
gen. Mehr Genehmigungen senken keine Mieten. Lange 
Verfahren helfen niemandem.

Der ganze Text Ihres Antrags trieft wieder davon: Ihr 
Feindbild ist der Vermieter. Sie wollen Großkonzerne 
treffen, aber treffen den privaten Kleinvermieter.

(Cem Ince [Die Linke]: Ja, genau!)

Das ist übrigens eine Fehleinschätzung, die andere ex-
treme Kräfte in den letzten Wochen genau so getroffen 
haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dabei sind es vor allem private Kleinvermieter, die die-
sen Markt tragen. 5,5 Millionen private Vermieter stellen 
64 Prozent aller Mietwohnungen. Bürger geben Bürgern 
ein Zuhause, nicht Konzerne.

Sie wollen Indexmieten verbieten, obwohl diese nur 
zwischen 3 und 4 Prozent der Mietverhältnisse in 
Deutschland ausmachen. Ein komplettes Verbot hätte 
schwerwiegende Folgen. Es würde zu einem unfaireren 
Mietmarkt führen, Investitionen würden unattraktiver 
werden, und die Risiken für die Mieter würden steigen. 
Das ist das Gegenteil von Mieterschutz. Wir wollen einen 
anderen Weg gehen. Ja, wir schützen Mieter vor Über-
forderung. Aber wir wollen den Wohnungsbau stärken 
und nicht abwürgen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Unser Ziel ist klar: Schlupflöcher für Schlingel und 
Schlawiner schließen. Aber ich will kein Konjunkturpro-
gramm für Großkonzerne und die Keule für die Groß-
mutter, die eine Einliegerwohnung an die Enkelin ver-
mieten will.

(Caren Lay [Die Linke]: Darum geht es doch 
gar nicht! Lesen Sie den Antrag!)

Das, was Sie fordern, ist der falsche Weg.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Denn genau das bewirken Sie damit: Der große Konzern 
stellt bei mehr Regulierung einfach ein paar Leute mehr 
ein für die zusätzliche Bürokratie, die Sie fordern.

(Marcel Bauer [Die Linke]: Sie kapitulieren 
vor den Konzernen!)

Aber der private Eigentümer gibt entnervt auf, wenn die 
Enkelin nicht mal mehr in die Wohnung der Großmutter 
einziehen kann, so wie Sie es in dem Antrag fordern.

(Caren Lay [Die Linke]: Das stimmt doch gar 
nicht!)

– Natürlich: Es handelt sich um Verwandte zweiten Gra-
des. Haben wir beide Jura studiert? Also wirklich! Es 
steht so in Ihrem Antrag.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Wenn die Enkelin nicht mehr in die Wohnung der 

Großmutter einziehen kann, warum sollte ich diese Woh-
nung dann überhaupt noch in Schuss halten? Sie verhin-
dern Eigentum. Sie verhindern Verantwortung. Wir aber 
wollen mehr Eigentum. Ich will kein Land der Mieter; ich 
will Deutschland als ein Land der Eigentümer – mehr 
Eigentum für unsere Bevölkerung.

(Beifall bei der CDU/CSU – Violetta Bock 
[Die Linke]: Und was machen Sie mit den 
restlichen über 50 Prozent der Bevölkerung?)

Mieterschutz heißt nicht: Kampf gegen Kapital. Mieter 
und Vermieter brauchen einander und keine Bürokratie-
explosion. Das ist unser Maßstab.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen nicht 

vor. Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 21/3607 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. – Weitere Über-
weisungsvorschläge sehe ich nicht. Dann verfahren wir 
wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 13: 
Zweite und dritte Beratung des von den Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD eingebrachten Ent-
wurfs eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Tierhaltungskennzeichnungsgesetzes 
Drucksache 21/3292

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Landwirtschaft, Ernährung und 
Heimat (10. Ausschuss)

Drucksache 21/3632

Hierzu liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen vor.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich werde sie gerne eröffnen, wenn hier Ruhe ein-
gekehrt ist. Das wiederum bedeutet, dass alle, die raus-
gehen möchten, dies auch tun und nicht auf den Fluren 
verharren, sondern Platz nehmen. –

Herzlichen Dank! Ich eröffne die Aussprache und er-
teile das Wort für die CDU/CSU-Fraktion Christoph 
Frauenpreiß.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Christoph Frauenpreiß (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir beraten heute über die Verschiebung des 
Inkrafttretens des Tierhaltungskennzeichnungsgesetzes. 
Das ist ein wichtiges Signal. Es geht nicht darum, etwas 
auf die lange Bank zu schieben, sondern darum, dieses 
Gesetz so auszugestalten, dass es für die Betriebe in un-
serem Land auch funktioniert. Für uns geht Qualität vor 
Schnelligkeit.

Wir alle wissen: Unsere landwirtschaftlichen Famili-
enbetriebe erleben derzeit eine Zeit großer Umbrüche: 
von steigenden Anforderungen im Umwelt- und Tier-
schutz über den Strukturwandel bis hin zu wirtschaftli-
chem Druck auf den Märkten. Gerade deshalb ist es un-
sere Aufgabe, Rahmenbedingungen zu schaffen, die 
verlässlich und praxistauglich sind.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und ich sage klar: Wir haben in dieser Legislaturpe-
riode bereits einiges erreicht. Hier nur einige Beispiele: 
Wir haben die Agrardieselrückvergütung wieder voll-
ständig eingeführt. Mit dem Investitionsbooster haben 
die Landwirte die Möglichkeit, bis zu 30 Prozent der 
Kosten für bewegliche Güter abzuschreiben. Wir haben 
auch für unsere Landwirte die Stromsteuer abgesenkt. 
Wir haben die Stoffstrombilanzverordnung und damit 
Dokumentations- und Berichtspflichten abgeschafft. Wir 
investieren in eine starke und lebenswerte Heimat und 
damit gezielt in den ländlichen Raum. Für die Erfüllung 
der GAK stehen 907 Millionen Euro bereit.

Wir haben den Dialog zwischen Politik und Landwirt-
schaft wieder gestärkt und zeigen: Wir stehen zu unseren 
Landwirten. Und eines ist klar: Uns geht es nicht um 
Ideologie, sondern um Lösungen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das gilt auch für das Tierhaltungskennzeichnungs-
gesetz. Dieses Gesetz kann, richtig gemacht, ein echtes 
Erfolgsmodell werden; denn die Idee ist richtig: Wir wol-
len mehr Transparenz für die Verbraucherinnen und 
Verbraucher, und wir wollen mehr Anerkennung für die-
jenigen, die besonders hohe Tierwohlstandards umsetzen. 
Aber damit das gelingt, müssen die Regeln praktikabel 
sein. Darum war es uns als Koalition besonders wichtig, 
dass das Gesetz die Möglichkeit eines sogenannten 
Downgradings vorsieht. Das heißt, wenn ein Betrieb ein 
Tier nicht bis zum Ende seiner Haltungsstufe vermarkten 
kann, darf er es in einer niedrigeren Stufe kennzeichnen, 
um Lebensmittelverschwendung zu vermeiden. Das ist 
vernünftig, das ist marktnah, und das ist ein Beitrag zur 
Nachhaltigkeit, der ökonomisch auch Sinn macht.

Ebenso entscheidend ist: Die Kennzeichnung muss fair 
sein. Sie darf nicht an der deutschen Landesgrenze auf-
hören. Wenn wir nur die heimischen Produkte kennzeich-
nen, aber importierte Ware außen vor lassen, dann schaf-
fen wir Wettbewerbsverzerrungen zulasten unserer 
Landwirte hier vor Ort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das wäre das Gegenteil von Tierwohl und Nachhaltig-
keit. Denn wir wissen alle: Die deutschen Standards 
sind die höchsten weltweit. Wer hier produziert, produ-
ziert mit Verantwortung. Deswegen sagen wir klar: Das 
Tierhaltungskennzeichnungsgesetz muss auch impor-
tierte Produkte einbeziehen. Nur dann ist es ehrlich, nur 
dann ist es fair.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und genauso klar ist: Wir wollen keine neuen Büro-
kratielasten. Wir brauchen keine Doppelstrukturen bei 
Melde- und Dokumentationspflichten. Jeder Datenpunkt, 
der einmal erfasst wird, muss für alle relevanten Verfah-
ren nutzbar sein. Denn Tierwohl erreicht man nicht durch 
das Ausfüllen weiterer Formulare, sondern durch gute, 
wirtschaftlich tragfähige Tierhaltung in unseren Ställen.

Tierwohl zu fördern, heißt, die Produktion in Deutsch-
land zu halten und damit unsere bäuerlichen Familien-
betriebe zu stärken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wer das Tierwohl wirklich verbessern will, muss den 
Landwirtinnen und Landwirten den nötigen Spielraum 
und die finanziellen Perspektiven geben. Das Geld muss 
bei denen ankommen, die tagtäglich Verantwortung für 
die Tiere übernehmen.

(Beifall des Abg. Jens Behrens [SPD])

Denn nur wenn sich Tierhaltung in Deutschland weiter-
hin lohnt, können wir Tierwohl aus eigener Kraft errei-
chen – und nicht durch zunehmende Importe von Produk-
ten, über deren Herkunft wir letztlich kaum etwas wissen.

Meine Damen und Herren, eine funktionierende Tier-
haltungskennzeichnung kann ein Vertrauensprojekt wer-
den, und dieses Vertrauen müssen wir auf drei Säulen 
aufbauen: Vertrauen der Verbraucher, Vertrauen der 
Landwirte und Vertrauen des Handels. Wenn alle drei 
Seiten überzeugt sind, dass dieses System fair, trans-
parent und praktikabel ist, dann wird die Kennzeichnung 
nicht nur zu einem Bestandteil eines Gesetzestextes im 
Bundesgesetzblatt, sondern zu einer Erfolgsgeschichte 
für unser Land und für das Tierwohl. Darum ist die Frist-
verlängerung richtig. Sie gibt uns die Zeit, die wir brau-
chen, um eine Reform dieses Gesetzes aus der letzten 
Wahlperiode handwerklich sauber umzusetzen – mit Ver-
nunft, mit Augenmaß und mit Respekt vor denjenigen, 
die tagtäglich dafür sorgen, dass unser Land gut versorgt 
ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Eben, in der Aktuellen Stunde, haben wir gehört, dass 
die AfD auch zur Grünen Woche Anträge im Agraraus-
schuss eingebracht hat. Nur mal ein Beispiel: Sie fordern, 
den Artikel 148 GMO, über den wir immer viel reden, 
umzusetzen. Länder, die ihn anwenden, haben einen ge-
ringeren Milchpreis als wir in Deutschland. Das würde 
pro Betrieb mit beispielsweise 100 Milchkühen 
40 000 Euro weniger Milchgeld bedeuten.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Ingo Vogel [SPD])

Das zeigt eindeutig: Die AfD ist keine Alternative für 
Deutschland und erst recht nicht für unsere Landwirt-
schaft. Sie schildern Probleme, wir schaffen Lösungen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist Danny Meiners für 

die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Danny Meiners (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Heute sprechen wir mal wieder über das Tierhal-
tungskennzeichnungsgesetz und stehen damit erneut vor 
einem typischen Beispiel für die hilflose Politik dieser 
Koalition: eine erneute Verlängerung um zehn Monate, 
begründet mit der Notwendigkeit einer grundsätzlichen 
Reform, die im Koalitionsvertrag versprochen wurde. 
Aber lassen Sie uns ehrlich sein: Das ist kein Plan, son-
dern nur ein weiterer Aufschub. Positiv ist nur, dass ja 
auch die Union offen einräumt, was auch wir von Anfang 
an gesagt haben: Dieses ursprünglich von der Ampel be-
schlossene Gesetz ist nicht praxistauglich.

(Hermann Färber [CDU/CSU]: Das haben wir 
immer schon gesagt!)

– Ich habe ja nichts anderes gesagt. – Schon in meiner 
damaligen Rede im Juni habe ich deutlich gemacht: Die-
ses Gesetz ist Murks. – Und daran hat sich bis jetzt nichts 
geändert.

(Beifall bei der AfD)

Doch mit einer weiteren Verschiebung kommen wir hier 
nicht weiter. Hier muss der Resetknopf gedrückt werden.

Wir haben von Anfang an gewarnt: Das Tierhaltungs-
kennzeichnungsgesetz ist in dieser Form ein weiteres 
bürokratisches Monster, das unsere Bauern in den Ruin 
treibt, während es den Import von Billigfleisch unange-
tastet lässt.

(Beifall bei der AfD)

Deutsche Landwirte aber müssen teure Kennzeichnungen 
einführen und ihre Betriebe umstellen – alles unter dem 
Deckmantel des Tierschutzes. Und wofür am Ende? Für 
eine Kennzeichnung, die nur frisches Fleisch betrifft und 
den Großteil des Marktes wie verarbeitete Produkte oder 
Importe ignoriert.

In Ihrem Entwurf geben Sie ja selber zu: Eine Umset-
zung bis März 2026 ist „nicht möglich“ – das war aber 
auch vor einem halben Jahr schon klar –, und die Pflicht 
würde „Unsicherheiten in der Branche“ schaffen. Das ist 
keine Rechtssicherheit, das ist einfach nur Chaos.

(Beifall bei der AfD)

Die Koalition argumentiert, es brauche „ausreichend 
Zeit“ für eine Reform. Nur, wo bleibt sie denn, diese 
Reform? Der Koalitionsvertrag verspricht eine grund-
sätzliche Überarbeitung; bisher sehen wir aber nur Frist-
verschiebungen.

Im Entwurf steht: keine Haushaltsausgaben, kein Er-
füllungsaufwand und keine Bürokratiekosten. – Aber was 
ist eigentlich mit den Betroffenen? Laut Schätzungen der 
Fleischwirtschaft würde das Gesetz alleine für Schweine-
fleisch Unsummen an Mehrkosten verursachen, die letzt-
lich der Verbraucher trägt. Dies ist aber nur die halbe 
Wahrheit. Die Kosten bleiben mal wieder hauptsächlich 
an unseren Landwirten hängen, die diese am Ende nicht 
weitergeben können – Mercosur lässt grüßen.

Wir sagen: Schützen Sie den Binnenmarkt vor unfairen 
Importen! Dieses Gesetz mag EU-konform sein, deutsch-
landkonform ist es nicht.

(Beifall bei der AfD)

Wirklicher Tierschutz entsteht nicht durch Papierkram, 
sondern durch faire Wettbewerbsbedingungen. Unsere 
Landwirte produzieren schon jetzt unter höheren Stan-
dards als viele Importeure.

Der Bundesrat hat dieses Gesetz bereits 2023 scharf 
kritisiert: Es greife zu kurz, lasse rund 80 Prozent des 
Marktes unberührt und schaffe zusätzliche Unsicherhei-
ten. Von Tierschützern, aus der Wirtschaft und auch im 
Bundestag gab es in früheren Lesungen massive Kritik 
hieran. Doch die Koalition ignoriert das alles und ver-
schiebt lediglich die Deadline – jetzt bis 2027. Und was 
ist danach? Sehen wir dann den nächsten Aufschub? 
Stoppen Sie diesen Wahnsinn! Statt immer neuer Frist-
verlängerungen brauchen wir endlich eine radikale Kür-
zung der Bürokratie, faire Wettbewerbsbedingungen und 
endlich einen wirksamen Schutz vor unfairen Importen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Jens Behrens für 

die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Jens Behrens (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Bei der Tierhaltungskennzeichnung 
erleben wir derzeit zwei Extreme, die beide in die falsche 
Richtung führen.

Den einen kann es nicht schnell genug gehen. Für sie 
ist jede Verschiebung ein Rückschritt für den Tierschutz. 
Die Ungeduld kann ich nachvollziehen; denn die Defizite 
in der Nutztierhaltung sind seit Jahren bekannt, und auch 
wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten hätten 
uns gewünscht, dass wir an manchen Stellen schon weiter 
wären. Aber Ungeduld allein macht noch kein gutes Ge-
setz. Wer glaubt, man könne Vertrauen, Akzeptanz und 
Rechtssicherheit im Schweinsgalopp verordnen, der ge-
fährdet am Ende genau das, was er schützen will. Ein 
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Instrument, das über Jahre Vertrauen schaffen soll, darf 
nicht unbedacht eingeführt werden, wenn absehbar ist, 
dass es kurz darauf grundlegend repariert werden muss.

(Beifall des Abg. Christoph Frauenpreiß 
[CDU/CSU])

Das hilft weder den Tieren noch dem Tierschutz ins-
gesamt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Symbolpolitik ersetzt keinen strukturellen Fortschritt.
Die anderen wiederum nutzen jede Verzögerung als 

Vorwand, um das Tierhaltungskennzeichnungsgesetz 
gleich ganz infrage zu stellen, und wollen es am liebsten 
wieder abschaffen. Auch dazu sage ich in aller Klarheit: 
Das ist der falsche Weg. Eine Rückabwicklung des staat-
lichen Tierhaltungskennzeichnungsgesetzes würde be-
deuten: weniger Transparenz, weniger Orientierung für 
die Verbraucherinnen und Verbraucher, weniger Anreize 
für mehr Tierwohl. Das kann und darf nicht die Antwort 
sein. Das wäre ein fatales Signal an den Tierschutz, an die 
Betriebe, die bereits investiert haben, und an die Gesell-
schaft, die zu Recht mehr Tierwohl einfordert.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Anna 
Aeikens [CDU/CSU])

Die SPD steht weder für Stillstand noch für Rück-
abwicklung. Wir stehen für Verbindlichkeit statt Belie-
bigkeit, für ein staatliches Kennzeichen statt eines La-
bel-Dschungels und für echten Fortschritt statt für 
lauten Aktionismus. Diese Verschiebung ist kein Brems-
manöver, sie ist Voraussetzung dafür, dass das Tierhal-
tungskennzeichnungsgesetz funktioniert, akzeptiert wird 
und dauerhaft Bestand hat. Entscheidend ist, was wir in 
dieser gewonnenen Zeit tun, und genau dazu hat sich die 
Koalition klar verständigt.

Erstens. Wir werden die Haltungsformen klar und stu-
fenlogisch ausgestalten. Das Tierwohlniveau wird dabei 
ausdrücklich nicht abgesenkt.

Zweitens. Wir sorgen für mehr Praxisnähe und weniger 
Bürokratie.

Drittens. Wir stärken gezielt das Tierwohl dort, wo es 
besonders sensibel ist, bei den frühen Lebensphasen.

Viertens. Das staatliche Kennzeichen muss sichtbar, 
verständlich und verbindlich sein. Sie gehört gut lesbar 
auf die Vorderseite der Verpackung.

Fünftens. Wir bekennen uns ausdrücklich dazu, das 
Tierhaltungskennzeichnungsgesetz in dieser Wahl-
periode weiterzuentwickeln. Wir wollen es auf weitere 
Tierarten, auf den gesamten Lebenszyklus und auf wei-
tere verarbeitete Produkte ausweiten.

Abschließend nehmen wir die Außer-Haus-Verpfle-
gung in den Blick. Ab dem 1. Juli 2027 soll auch dort 
eine Kennzeichnungspflicht gelten. Wenn wir es ernst 
meinen mit Transparenz und Tierwohl, dann dürfen wir 
bei der Tierhaltungskennzeichnung nicht an der Laden-
theke stehen bleiben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ein erheblicher Teil des Fleischkonsums findet heute in 
den Kantinen, Restaurants und Imbissen statt. Wer diesen 
Bereich ausklammert, lässt eine zentrale Leerstelle im 
System. Denn was bringt es Verbraucherinnen und Ver-
braucher, wenn sie im Supermarkt genau erkennen kön-
nen, aus welcher Haltungsform ein Produkt stammt, aber 
beim Essen im Restaurant völlig im Dunkeln tappen? Das 
ist nicht konsequent, das ist nicht nachvollziehbar und 
untergräbt am Ende die Glaubwürdigkeit der gesamten 
Kennzeichnung.

Die Einbeziehung der Außer-Haus-Verpflegung ist 
kein Zusatz, kein Luxus und kein nachträglicher Gedan-
ke. Sie ist ein notwendiger Schritt, damit die Tierhal-
tungskennzeichnung ihren Anspruch erfüllt, und zwar 
Klarheit zu schaffen, Tierwohl sichtbar zu machen und 
den Umbau der Nutztierhaltung wirksam zu unterstützen. 
Die SPD sagt deshalb: Transparenz muss dort gelten, wo 
Menschen essen, nicht nur dort, wo sie einkaufen. Hinzu 
kommt ein klarer Wettbewerbsaspekt. Wenn die Kenn-
zeichnungspflicht ausschließlich im Lebensmitteleinzel-
handel greift, entsteht ein Ungleichgewicht. Betriebe, die 
in tiergerechte Haltungsformen investieren, dürfen nicht 
dadurch benachteiligt werden, dass große Teile des Ab-
satzmarktes, insbesondere die Außer-Haus-Verpflegung, 
sich dieser Transparenz entziehen können.

Wer Tierwohl will, muss dafür sorgen, dass sich tier-
wohlgerechte Produktion auch jenseits des Supermarkt-
regales rechnet. Eine verpflichtende Kennzeichnung in 
der Außer-Haus-Verpflegung ist deshalb nicht nur Ver-
braucherinformation, sie kann auch, zumindest indirekt, 
ein strukturpolitisches Instrument für mehr Tierwohl 
sein. Sicherheitshalber stelle ich hier aber ganz klar, 
dass es natürlich jeder Gastronomie freisteht, aus welcher 
Haltungsform sie das Fleisch bezieht und zu welchem 
Preis es eingekauft wird. Auch ist uns wichtig, dass die 
Einbeziehung der Außer-Haus-Verpflegung nicht unvor-
bereitet und praxisfern erfolgt. Deshalb ist es richtig, dass 
wir die Anwendung erst ab dem 1. Juli 2027 vorsehen und 
praktikabel ausgestalten.

Mit dem neuen Gesetzentwurf schaffen wir die zeitli-
che Voraussetzung, um all das anzugehen. Die SPD steht 
für einen Tierwohlkurs, der ambitioniert, aber auch um-
setzbar ist, der klare Ziele setzt, aber die Realität in den 
Ställen nicht ignoriert, und der Vertrauen schafft, statt 
neue Unsicherheit zu produzieren. Ich bitte Sie daher 
um Zustimmung zu diesem Gesetzentwurf und um die 
gemeinsame Unterstützung für die konsequente Weiter-
entwicklung der Tierhaltungskennzeichnung im Sinne 
des Tierwohls.

Vielen Dank und Glück auf!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rede hält Dr. Zoe Mayer 

für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Dr. Zoe Mayer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wie 

viel Platz hat eigentlich ein Mastschwein? Ich wette, die 
meisten Menschen hier im Raum wissen das nicht. Die 
Menschen im Supermarkt wissen das erst recht nicht, und 
da wird es schwierig. Denn auf unzähligen Verpackungen 
billigster Billigfleischprodukte sind Bilder von Tieren 
abgebildet, die gar nicht fassen können, wie gut es ihnen 
geht. Oder das Schwein wird gleich in die Form einer 
glücklichen Bärchenwurst gepresst. Ich finde, das grenzt 
ein bisschen an Perversion, mindestens ist das aber Ver-
brauchertäuschung. Denn was auf dem Produkt auf gar 
keinen Fall zu sehen ist, ist ein Bild davon, wie es dem 
Tier wirklich ging oder gar, wie das Tier gestorben ist. 
Hier startet das Problem. Die Menschen müssen doch 
wissen, was sie da eigentlich kaufen, und das Tierhal-
tungskennzeichen informiert darüber, wie ein Tier gehal-
ten wurde, ob es auf einem Vollspaltenboden stand mit 
Neonlicht oder ob es wirklich auch mal das Tageslicht 
gesehen hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Deswegen ist eine verbindliche Tierhaltungskenn-

zeichnung doch das absolute Minimum. Die freiwilligen 
Produktangaben reichen nicht; denn sie lassen Raum, 
dass diejenigen, die keinen Cent für Tierschutz ausgeben, 
am Ende mit klugem Marketing so tun können, als ginge 
es den Tieren so richtig spitze. Und die Landwirtinnen 
und Landwirte, die wirklich in eine bessere Tierhaltung 
investieren, müssen in dieser Intransparenz am Ende mit 
solchen Produkten konkurrieren. Das ist unfair.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das ist unfair gegenüber der Landwirtschaft. Das ist un-
fair gegenüber den Tieren. Ich würde mir wünschen, die 
Regierung würde das anerkennen und bei der Umsetzung 
der Kennzeichnung Druck machen, statt Druck zu ma-
chen, die Kennzeichnung schon wieder zu verschieben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die CSU redet jetzt ja davon, dass wir die Kennzeich-

nung doch ganz abschaffen sollten. Und hier muss man 
hellhörig werden. Das Argument ist das Buzzword der 
Zeit, nämlich Bürokratieabbau. Und dann fragt ja auch 
niemand mehr; denn Bürokratieabbau finden ja alle gut. 
Aber dieses Gesetz ist bürokratiearm.

(Artur Auernhammer [CDU/CSU]: Ein Büro-
kratiemonster habt ihr geschaffen!)

Ich hätte so viele Vorschläge, wo wir im Landwirtschafts-
bereich wirklich Geld und Bürokratie einsparen können. 
Einen Vorschlag mache ich direkt: Wie wäre es mit der 
Abschaffung der Stelle der nun leider nicht mehr un-
abhängigen – mit einer CDU-Kollegin besetzt – Tier-
schutzbeauftragten? Das bringt dem Tierschutz über-
haupt nichts und kostet nur Steuergeld. Das ist ein 
Vorschlag von grüner Seite.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Apropos Scheinargumente. Wer mit Vertretungen von 
Schlachtbetrieben und der Landwirtschaft redet, hört ja 
ganz oft, den Tieren gehe es doch spitze, es gebe keinerlei 
Probleme. Die Regierung plant jetzt die Einführung einer 

Videoüberwachung in Schlachthöfen. Und wenn wirklich 
nichts zu verbergen ist, dann habe ich einen ganz simplen 
Vorschlag: Machen Sie doch die Aufnahmen für alle 
Menschen zugänglich. Alle Bürgerinnen und Bürger in 
diesem Land sollten doch sehen, wie ein Tier geschlach-
tet wird. Das ist natürlich nicht vorgesehen, stattdessen 
sollen sich die ohnehin schon völlig überlasteten Veteri-
närbehörden die Aufnahmen anschauen. Und die kleinen 
Betriebe werden – auch hier wieder: Bürokratieabbau – 
direkt ausgenommen, obwohl wir wissen, dass es hier 
häufig die größten Probleme gibt, mit Fehlbetäubungs-
raten von bis zu 50 Prozent. Ja, die Hälfte der Tiere 
erleben bei vollem Bewusstsein, wie sie sterben.

(Danny Meiners [AfD]: Das ist doch 
Quatsch! – Dieter Stier [CDU/CSU]: Das 
sind ja Horrorbilder, die Sie hier zeichnen!)

Ich finde das tragisch. Und dass die Branche wirklich 
keinerlei Interesse an mehr Transparenz hat, zeigt auch 
der Fall von CO2-Betäubung, einer absoluten Standard-
betäubung für Schweine in Deutschland. Hier tut die In-
dustrie mit einer Einschüchterungsklage gerade alles, um 
die Verbreitung von Videomaterial zu stoppen.

Ich sage an dieser Stelle: Wir Grüne stehen für volle 
Transparenz. Wir stehen für vollumfänglichen Tierschutz 
und für das Recht der Verbraucherinnen und Verbraucher, 
zu wissen, welches System sie unterstützen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für die nächste Rede erteile ich das 

Wort Ina Latendorf von der Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Ina Latendorf (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir reden über das Tierhaltungskennzeich-
nungsgesetz. Hier geht es um Sichtbarkeit, und das ist 
eine politische Frage. Denn dass zum Teil katastrophale 
Haltungsbedingungen im Supermarkt unsichtbar sind, ist 
kein Naturgesetz, sondern politisch gewollt und öko-
nomisch motiviert. Eine staatliche Tierhaltungskenn-
zeichnung kann zur Sichtbarkeit beitragen, wenn sie ehr-
lich ist. Und genau das ist das Problem.

Ja, vielleicht gibt es gute Gründe für die abermalige 
Verschiebung, aber das Signalisieren von Zuverlässigkeit 
ist keiner. Ein weiteres Aufschieben, wieder eine neue 
Terminankündigung heißt weitere Unsicherheit, zumal 
die Vorbereitung für den Start der Kennzeichnung im 
März in vollem Gange war. Und was haben wir jetzt? 
Es kursiert ein Referentenentwurf, der einige Verbesse- 
rungen beinhaltet, das Wesentliche aber weglässt. Und es 
gibt die Ankündigung im Ausschuss, die ein Fünkchen 
Hoffnung macht, dass es Verbesserungen geben wird: die 
Einbeziehung des gesamten Lebenszyklus, der Außer- 
Haus-Verpflegung und weiterer Tierarten. Aber wenn 
das nicht kommt und die Kennzeichnung also weiterhin 
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nur einen Bruchteil eines Bruchteils der Lebensrealität 
gehaltener Tiere abbildet, dann ist das Kennzeichnen 
nichts wert und nicht ehrlich, sondern nur ein Feigenblatt.

(Beifall bei der Linken)

Schlechte Haltungsbedingungen sichtbar zu machen, 
ist ein erster Schritt. Er kann aber keine Ausrede dafür 
sein, an den schlechten Haltungsbedingungen nichts zu 
ändern. In der Haltungsform „Stall+Platz“ hat ein aus-
gewachsenes Schwein, ein überaus intelligentes, soziales 
und bis zu 1,5 Meter langes Tier, großzügige 1,1 Quadrat-
meter Platz. Manche Haltungsbedingungen gehören 
schlicht verboten und nicht gekennzeichnet.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Noch kleiner ist da nur die Kennzeichnung selbst: 
1,2 Millimeter. So klein soll die Schrift der Kennzeich-
nung sein dürfen. Es ist mir unerklärlich, von welchen 
visuellen Fähigkeiten in der Bevölkerung Sie ausgehen. 
1,2 Millimeter – das ist in etwa Schriftgröße 3,5. 
Niemand von Ihnen käme auf die Idee, eine Rede in 
Schriftgröße 3,5 zu verfassen. Mit Sicht- und Lesbarkeit 
hat das rein gar nichts zu tun. Also ändern Sie das!

(Beifall bei der Linken)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch diesen 
Punkt erwähnen: Auch der Bürgerrat „Ernährung im 
Wandel“ hatte die Forderung nach einem staatlichen La-
bel aufgestellt, einem ehrlichen Label, welches dann den 
Verbraucherinnen und Verbrauchern Sicherheit gibt. 
Denn wenn ein Label nicht den gesamten Lebenszyklus 
des Tieres abbildet, wenn euphemistische Formulierun-
gen wie „Stall+Platz“ Bewegungsfreiheit suggerieren 
und wenn dann auch noch das Kennzeichen nicht lesbar 
ist, dann ist das keine Sichtbarkeit, dann ist das Verbrau-
chertäuschung.

(Marcel Bauer [Die Linke]: Hört! Hört!)

Wenn dieses Gesetz – und so habe ich es im Ausschuss 
vernommen – Ihre einzige Initiative in Sachen Tierschutz 
bleibt, dann bekommen Sie in Sachen Tierschutz eine 
Haltungsnote „Fünf“, egal ob gekennzeichnet oder nicht.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dieter Stier für 

die Union.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dieter Stier (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir beraten heute über die Änderung des Tier-
haltungskennzeichnungsgesetzes, und das zu einem sehr 
passenden Zeitpunkt: In wenigen Minuten eröffnet in 
Berlin unter dem Funkturm die Grüne Woche im Jahr 
ihres 100. Jubiläums. 100 Jahre Grüne Woche bedeuten 
100 Jahre sichtbare Leistung unserer Landwirtschaft. Da-
für möchte ich – auch im Namen meiner Fraktion – un-
seren Bäuerinnen und Bauern ausdrücklich danken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sie sorgen Tag für Tag für Versorgungssicherheit, für 
Qualität in den Regalen und für gepflegte Landschaften 
in unserem Land. Deshalb verdienen sie Respekt und 
nicht ständiges Misstrauen.

Mit der Tierhaltungskennzeichnung verfolgen wir ein 
gemeinsames Ziel: mehr Transparenz für Verbraucher-
innen und Verbraucher, aber eben auch, meine Damen 
und Herren, Planungssicherheit und Praxistauglichkeit 
für die Betriebe. Wir wollen nur das unbedingt nötige 
Minimum an Bürokratie, wir wollen keine neuen büro-
kratischen Hürden, wir wollen Tierhalter und Betriebe 
nicht weiter belasten, sondern wir wollen sie unterstüt-
zen. Und wir brauchen dazu realistische Übergangsfristen 
und Regeln, die im Stall und bei den Akteuren innerhalb 
der gesamten Wertschöpfungskette funktionieren, und 
das eben nicht nur auf dem Papier.

Deshalb, meine Damen und Herren, haben wir im Koa-
litionsvertrag eine Reform der Tierhaltungskennzeich-
nung vereinbart und stoppen heute erst mal die verpflich-
tende Kennzeichnung zum 1. März 2026. Wir haben eine 
Reform vereinbart unter der Voraussetzung, meine Da-
men und Herren, dass diese auch gelingt. Ich persönlich 
mache keinen Hehl daraus – und wir sollten darüber 
nachdenken, wenn wir es ernst damit meinen, die Rege-
lungswut nicht immer weiter auszudehnen, sondern sie 
einzudämmen –, dass ich persönlich die gesetzliche Tier-
haltungskennzeichnung insgesamt sogar für entbehrlich 
halte.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Karl Bär [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja, 
das ist wenigstens ehrlich!)

Insofern bitte ich Sie alle heute um Zustimmung zur 
weiteren Verschiebung.

Landwirtinnen und Landwirte gehen mit Leidenschaft 
und hohem Fachwissen ihrem Beruf nach. Sie brauchen 
keine ständige Bevormundung. Sie brauchen Planungs-
sicherheit, sie brauchen Praktikabilität, sie brauchen eine 
auskömmliche Finanzierung – auch darüber haben wir 
erst heute Morgen mit Agrarkommissar Hansen, der 
hier im Deutschen Bundestag war, gesprochen –, und 
sie brauchen vor allem viel Wertschätzung.

Damit komme ich zurück zur heutigen Eröffnung der 
Grünen Woche. Weil ich diese Wertschätzung mit meiner 
Anwesenheit – und ich weiß, viele Kollegen wollen das 
ebenso tun – gegenüber den Bäuerinnen und Bauern, aber 
auch gegenüber den vielen dort anwesenden Verbands-
vertretern und Gästen aus aller Welt ausdrücken will, 
verzichte ich jetzt gern auf den Rest meiner Redezeit 
und wünsche uns allen in den nächsten Tagen viele gute 
Begegnungen und Gespräche, in denen wir hören, was 
den Berufsstand wirklich interessiert.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der letzte Redner in dieser Aussprache 

ist Stefan Schröder für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Stefan Schröder (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Heute geht es nicht um eine technische Fristver-
längerung. Heute geht es um ein politisches Eingeständ-
nis: Das Tierhaltungskennzeichnungsgesetz ist in der 
Praxis ein Bürokratiemonster, und genau daran scheitert 
es.

(Beifall bei der AfD)

Die vorliegende Drucksache sieht eine Änderung des 
Gesetzes in genau einem Satz vor: In § 40 Absatz 2 wird 
der Stichtag vom 1. März 2026 auf den 1. Januar 2027 
verschoben. Zehn Monate Aufschub – das wird als 
Rechtssicherheit verkauft. In Wahrheit ist es der Beweis, 
dass dieses System nicht handhabbar ist.

(Beifall bei der AfD)

Wenn ein Gesetz schon vor dem Start zweimal verscho-
ben werden muss, dann ist nicht der Kalender das Pro-
blem, dann ist das Gesetz ein Problem.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Karl Bär 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Denn diese Kennzeichnungspflicht bedeutet: neue Mel-
dewege, neue Dokumentationspflichten, neue Kontrol-
len, neue Nachweisketten, neue IT-Anforderungen und 
am Ende neue Fehlerquellen, neue Bußgelder, neue Ab-
mahnrisiken. Der Landwirt ist dann nicht im Stall, son-
dern sitzt am Schreibtisch.

Die Koalition schreibt selbst, eine verpflichtende 
Kennzeichnung ab März 2026 würde – ich zitiere – „zu 
Unsicherheiten in der Branche […] führen“. Ja, nur ent-
stehen diese Unsicherheiten nicht, weil Bauern plötzlich 
kennzeichnen müssen. Sie entstehen, weil Sie ein System 
bauen, das kein Betrieb verlässlich bedienen kann und 
das ständig reformiert werden soll, ohne dass jemand 
sagt, wie es konkret aussehen soll, was es kosten soll 
und wer es bezahlen soll.

Und dann steht im Entwurf unter „Alternativen“: „Kei-
ne.“ Genau das ist der Offenbarungseid. Natürlich gibt es 
eine Alternative, und sie ist die einzig konsequente: Ab-
schaffen.

(Beifall bei der AfD)

Streichen Sie die Kennzeichnungspflicht ersatzlos – nicht 
verschieben, nicht erweitern, nicht nachschärfen, sondern 
einfach beenden.

Zum Entschließungsantrag der Grünen. Der setzt noch 
einen drauf: Ausweitung auf Außer-Haus-Verpflegung, 
weitere Tierarten, den gesamten Lebenszyklus, verarbei-
tete Produkte; mehr Kontrollen, mehr Meldungen, mehr 
Sanktionen. Das bringt kein Tierwohl. Das bringt einen 
Bürokratie-Tsunami auf Kosten unserer Bauern.

(Beifall bei der AfD)

Während Sie hier Papier produzieren, wird durch das 
Mercosur-Abkommen billige Importware mit niedrigeren 
Standards in den Markt gedrückt. Das ist die eigentliche 
Gerechtigkeitsfrage, meine Damen und Herren: Warum 
quälen wir unsere Betriebe mit Bürokratie, wenn wir 
gleichzeitig den unfairen Wettbewerb importieren?

Unsere Landwirte brauchen keine Labelindustrie. Sie 
brauchen faire Wettbewerbsbedingungen, klare Her-
kunftstransparenz, klare Standards für Importe und vor 
allen Dingen weniger Bürokratie, mehr Arbeit am Tier 
und am Produkt. Darum ist die richtige Entscheidung 
nicht die nächste Fristverlängerung. Die richtige Ent-
scheidung ist die Abschaffung dieses Gesetzes.

Recht vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Dirk Wiese [SPD]: 
Wieder einmal keine Ahnung!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen zu dieser Aus-

sprache liegen nicht vor. Dann schließe ich diese.
Wir kommen zur Abstimmung über den von den Frak-

tionen der CDU/CSU und SPD eingebrachten Gesetzent-
wurf zur Änderung des Tierhaltungskennzeichnungs-
gesetzes. Der Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung 
und Heimat empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 21/3632, den Gesetzentwurf der Fraktionen 
der CDU/CSU und SPD auf Drucksache 21/3292 an-
zunehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf 
zustimmen wollen, nun um das Handzeichen. – Das ist 
die Unionsfraktion, das ist die SPD, und das ist die Frak-
tion Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Das ist die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen. Enthaltungen? – Das ist die 
Fraktion der AfD. Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter 
Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die Unionsfraktion, die Fraktion der SPD und 
die Fraktion Die Linke. Und nun erheben sich bitte die, 
die dagegenstimmen wollen. – Das ist die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Nun diejenigen, die sich enthalten. – 
Das ist die Fraktion der AfD. Dann ist der Gesetzentwurf 
in den beschriebenen Mehrheitsverhältnissen angenom-
men.

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf 
Drucksache 21/3633. Wer stimmt für diesen Entschlie-
ßungsantrag? – Das sind die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und die Fraktion Die Linke. Wer stimmt da-
gegen? – Das sind die CDU/CSU-Fraktion, die AfD 
und die SPD. Enthaltungen? – Sehe ich nicht. Dann ist 
der Entschließungsantrag wie beschrieben abgelehnt.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 14a bis 14d auf: 

14 a) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Landwirtschaft, 
Ernährung und Heimat (10. Ausschuss) zu 
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dem Antrag der Abgeordneten Stephan 
Protschka, Peter Felser, Danny Meiners, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
Entlastung der Landwirtschaft durch Bü-
rokratieabbau und Deregulierung
Drucksachen 21/2548, 21/2824

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Landwirtschaft, 
Ernährung und Heimat (10. Ausschuss) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Stephan 
Protschka, Peter Felser, Danny Meiners, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
Düngeverordnung reformieren – Bedarfs-
gerechte Düngung nach guter fachlicher 
Praxis wieder ermöglichen
Drucksachen 21/2547, 21/2826

c) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Landwirtschaft, 
Ernährung und Heimat (10. Ausschuss) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Stephan 
Protschka, Peter Felser, Danny Meiners, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
Ideologiefreien, innovativen Pflanzen-
schutz gewährleisten – Wettbewerbsfähig-
keit der heimischen Landwirtschaft si-
chern
Drucksachen 21/2546, 21/2827

d) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Landwirtschaft, 
Ernährung und Heimat (10. Ausschuss) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Stephan 
Protschka, Peter Felser, Danny Meiners, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
Marktstellung der Landwirte stärken – 
Faire Wettbewerbsbedingungen schaffen
Drucksachen 21/2549, 21/2825

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne sogleich die Aussprache. Das Wort hat 
Benedikt Büdenbender für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Benedikt Büdenbender (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die heutigen Anträge der AfD lassen sich im 
Prinzip mit einem einzigen Wort beschreiben: Scheinhei-
ligkeit.

(Zuruf von der CDU/CSU: Jawohl!)
Ich erkläre Ihnen auch gerne, warum. Sie geben vor, sich 
für unsere Landwirte einzusetzen. Tatsächlich ist das Ge-
genteil der Fall. Sie legen hier ein paar Anträge vor, nicht 
um Probleme zu lösen, sondern um pünktlich zur Grünen 
Woche den Landwirten vorzugaukeln, Sie würden sich 
für ihre Belange einsetzen. Tun Sie bitte nicht so, als 
seien Sie Teil der Lösung; denn Sie sind es nicht. Sie 

betreiben Populismus und beschäftigen sich nur mit der 
Landwirtschaft, wenn hier im Plenum die Kameras ein-
geschaltet sind.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf von der CDU/CSU: So 
ist es!)

Wo waren Sie zum Beispiel heute Morgen beim Ge-
spräch des Agrarausschusses mit EU-Kommissar 
Hansen? Lediglich ein Mitglied Ihrer Fraktion war anwe-
send, eines. Sie schimpfen hier am Rednerpult immer 
über die EU. Doch steht der zuständige EU-Kommissar 
hier in Berlin Rede und Antwort, sind Sie nicht da. Ihnen 
geht es nicht um die Landwirtschaft, Ihnen geht es nur um 
sich selbst.

Ein Beispiel macht das besonders deutlich: In Ihrem 
Grundsatzprogramm lehnen Sie Subventionen grundsätz-
lich ab. Beim Agrardiesel

(Stefan Schröder [AfD]: Das ist keine Sub-
vention!)

fordern Sie aber plötzlich eine – rechtlich übrigens be-
denkliche – rückwirkende Wiedereinführung. Das passt 
schlicht nicht zusammen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Verzeihung, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus der 

AfD-Fraktion?

Benedikt Büdenbender (CDU/CSU):
Ja, gerne.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Bitte schön.

Stephan Protschka (AfD):
Danke, Herr Präsident. Ich bin der nächste Redner. 

Aber danke, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. Danke, 
Herr Büdenbender, dass Sie die Zwischenfrage zulassen.

Sie haben jetzt gerade Subventionen und die Agrar-
dieselrückerstattung angesprochen. Erklären Sie dem Pu-
blikum doch bitte schön einmal, was Subventionen sind.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Kollege, Sie müssen das Mikrofon ein bisschen 

höher stellen; dann hört man Sie besser. – Herzlichen 
Dank.

Stephan Protschka (AfD):
Erklären Sie den Menschen doch bitte schön einmal 

den Unterschied zwischen einer Steuerrückerstattung 
wie der Agrardieselrückerstattung und Subventionen, 
wie Sie sie unterstützen, zum Beispiel, dass die Wind-
räder subventioniert werden, die unsere Umwelt und die 
Äcker zerstören. Können Sie das bitte schön einmal er-
klären: den Unterschied zwischen Subventionen und ei-
ner Steuerrückerstattung. Dann könnten wir vielleicht auf 
Augenhöhe reden. Das verwechseln Sie ja leider immer. – 
Danke.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Büdenbender, bitte.

Benedikt Büdenbender (CDU/CSU):
Nein, das verwechsle ich nicht. Da müssen wir in dem 

Fall auch gar nicht drüber reden. Zum einen wundere ich 
mich, dass Sie sich melden; Sie sind ja nach mir sowieso 
dran. Aber ich finde, es gehört sich, dass man die Frage 
zumindest zulässt.

Nichtsdestotrotz haben Sie doch da klar Position bezo-
gen, indem Sie sagen, Sie möchten eine solche Unter-
stützung generell nicht. Unterstützung egal in welchem 
Bereich lehnen Sie in Ihrem Grundsatzprogramm – ich 
habe es sogar angeguckt, Seite 69 – generell ab. Aber 
hier, in diesem Fall, sagen Sie: Wir möchten die Agrar-
dieselrückerstattung rückwirkend wieder einführen. – 
Das wäre in dem Fall eine Subvention.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Widerspruch bei Abgeordneten der AfD)

Unserem Gesetz hingegen, das eine rechtlich saubere 
und inzwischen auch beschlossene Rückvergütung ab 
Januar 2026 vorsieht, stimmten Sie nicht zu. Deswegen 
sage ich: Tut mir leid; aber wenn es Ihnen um die Sache 
und um unsere Landwirte gegangen wäre, dann hätten Sie 
unserem Gesetz zustimmen müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Stefan Schröder [AfD]: Eine 
Rückerstattung der Steuer ist doch keine Sub-
vention!)

Das zeigt sich an verschiedenen Themen, auch beim 
Bürokratieabbau. In Ihrem Antrag fordern Sie einen 
Rückbau von Bürokratie. Das klingt grundsätzlich ver-
nünftig. Schaut man aber genauer hin, bleiben nur fünf 
kurze, in den meisten Teilen auch völlig unkonkrete 
Punkte. Da ist keine Substanz und da ist auch keine 
Umsetzungsstrategie.

Wir als Regierungskoalition haben Bürokratie abge-
baut, etwa mit dem Gesetz zur Änderung des Agrarsta-
tistikgesetzes oder mit dem Gesetz zur Änderung des 
Tiergesundheitsgesetzes. Damit haben wir echte Entlas-
tung geschaffen.

Was haben Sie gemacht? Sie haben zum Beispiel ge-
gen eine höhere Entschädigung pro Tier bei der Geflügel-
pest gestimmt.

Ich erinnere mich auch sehr gut an die Ausschussbera-
tungen zum Gesetz zur Änderung des Agrarstatistikge-
setzes: keine Änderungsanträge von Ihrer Seite, kein ein-
ziger Vorschlag. Wenn Sie sich gleich hier ans Rednerpult 
stellen, werden Sie wieder lautstark kritisieren und sich 
als vermeintliche Stimme der Landwirte ausgeben. Bei 
allem Respekt, das ist unglaubwürdig.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

In Ihrem Antrag fordern Sie außerdem, auf sogenann-
tes Gold-Plating, also die Übererfüllung von EU-Vor-
gaben, zu verzichten. Meine Damen und Herren, genau 
das ist Leitlinie unserer Regierungspolitik und wurde im 

Koalitionsvertrag mit der SPD auch ausdrücklich fest-
gehalten. Vielleicht haben Sie den Punkt aber auch ein-
fach nur bei uns abgeschrieben.

Auch beim Thema Düngung zeigt sich der Unterschied 
zwischen Ankündigung und Verantwortung. Die Bundes-
regierung arbeitet daran, konkret und lösungsorientiert. 
Die Vorgabe, eine Stoffstrombilanz zu führen, wurde be-
reits im Sommer aufgehoben.

(Stephan Protschka [AfD]: Die hatten Sie ein-
geführt!)

Das ist Bürokratieabbau, das sind konkrete Maßnahmen.
Aktuell gibt es zum Düngegesetz einen ersten, einen 

guten Aufschlag für den weiteren Prozess, in dem auch 
die Düngeverordnung angepasst werden wird.

(Zuruf des Abg. Karl Bär [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Und ja, Sie sprechen die roten Gebiete an. Wenn wir 
rechtssichere und praxistaugliche Lösungen schaffen 
wollen, müssen wir aber auch die Urteilsbegründungen 
des Bundesverwaltungsgerichts berücksichtigen. Genau 
das wäre bei einer Zustimmung zu Ihrem Antrag heute 
aber nicht der Fall. Ich habe das Gefühl, Sie haben gar 
keine Ahnung, welche Auswirkungen die Annahme Ihres 
Antrags heute hätte.

Wo ich schon von heute spreche: Heute beginnt die 
Grüne Woche; es wurde in dieser Woche und heute schon 
öfter erwähnt. Ich kann für meine Fraktion genauso wie 
mein Vorredner Dieter Stier nur sagen: Wir werden dort 
wie gewohnt stark präsent sein. Wir freuen uns auf den 
Austausch, auf Anregungen und auch auf Kritik. Ich lade 
alle Landwirte herzlich ein, mit mir und meinen Kollegen 
aus der Union ins Gespräch zu kommen. Denn wir haben 
stets ein offenes Ohr für die Landwirtschaft, egal ob auf 
den Höfen in der Heimat, auf der Grünen Woche oder hier 
als Ihre Stimme im Parlament.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Stephan Protschka hat jetzt das Wort für die AfD-Frak-

tion.

(Beifall bei der AfD)

Stephan Protschka (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident, Herr Minister, meine 

Damen und Herren, Gott zum Gruße! Jeden Tag ver-
schwinden in Deutschland mehr als zehn Bauernhöfe. 
Unsere Landwirte schuften von früh bis spät, um uns zu 
ernähren, und werden zum Dank dafür mit Steuern und 
Vorschriften – darüber haben wir gerade gesprochen: 
Tierhaltungskennzeichnungsgesetz – erdrosselt. Das ist 
eine traurige Realität in Deutschland und das Ergebnis 
jahrzehntelanger Fehlpolitik, für die insbesondere die 
CDU, die CSU und auch die SPD die volle Verantwor-
tung tragen.
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Vom angekündigten Politikwechsel der neuen Regie-
rung ist derweil nichts zu sehen. Wir erinnern uns noch 
ganz gut an die Worte von Bundeslandwirtschaftsminis-
ter Rainer; er versprach den Landwirten in seiner Amts-
antrittsrede den Abbau unnötiger Bürokratie, mehr Pla-
nungssicherheit – haben wir gerade gesehen: wir 
verschieben Gesetze – und mehr gesellschaftliche Wert-
schätzung. Schöne Worte. Doch leider geschah bis dato 
nichts.

(Beifall bei der AfD)

Stattdessen hagelt es ständig neue Belastungen für die 
Landwirtschaft: höhere Sozialversicherungsbeiträge, die 
vor allem die kleinen Familienbetriebe hart treffen, stei-
gende CO2-Abgaben, die direkt auf die Betriebsmittel 
durchschlagen, und der steigende Mindestlohn, der die 
Lohnkosten treibt und den Personalmangel verschärft. 
Darüber hinaus steht ein neues Bürokratiemonster, das 
Tierhaltungskennzeichengesetz, in den Startlöchern, das, 
wie die SPD schon gesagt hat, noch verschärft und nicht, 
wie die Union es versprochen hatte, verbessert wird.

Und als ob das nicht genug wäre, jubelt die schwarz- 
rote Regierung jetzt über das frisch genehmigte Merco-
sur-Abkommen, das billiges Importfleisch aus Südame-
rika hereinflutet. Unsere Bauern produzieren nach den 
höchsten Standards weltweit und müssen dann mit Dum-
pingimporten von Produzenten, die sich nicht an unsere 
Regeln halten müssen, konkurrieren. Das ist schlicht un-
fairer Wettbewerb auf dem Rücken der bäuerlichen Fa-
milienbetriebe und wird ihnen das wirtschaftliche Genick 
brechen. Was hat das bitte mit Wertschätzung zu tun, Herr 
Minister? Diese unverantwortliche Politik zerstört unsere 
deutsche Landwirtschaft.

(Beifall bei der AfD)

Es ist klar: Wenn wir die deutsche Landwirtschaft ret-
ten wollen, dann darf es kein Weiter-so geben. Schluss 
mit der unerträglichen Symbolpolitik der Altparteien! 
Deshalb legen wir heute, wie schon angesprochen, vier 
Anträge vor, die für echte Reform sorgen würden.

Erstens: „Marktstellung der Landwirte stärken“. Heute 
bekommen Bauern oft nur die Krümel ab, während Su-
permärkte und Industrie dicke Margen machen und bil-
lige Importe die Preise drücken. Hier müssen wir mehr 
Augenhöhe herstellen und die Vermarktung heimischer 
Produkte durch Herkunftskennzeichnung aufwerten. Nur 
so können faire Erzeugerpreise gewährleistet werden.

(Beifall bei der AfD)

Zweitens: Bürokratieabbau. Bauern verbringen heute 
fast mehr Zeit am Schreibtisch als auf dem Feld. Das ist 
inakzeptabel! Wir müssen radikal deregulieren, alles 
muss auf den Prüfstand. Gemeinsam mit der Praxis müs-
sen alle unnötigen Auflagen, die keinen echten Nutzen 
für Verbraucher, Tier- oder Umweltschutz haben, gestri-
chen werden.

Drittens: „Bedarfsgerechte Düngung […] wieder er-
möglichen“. Die starre Düngeverordnung kostet Ertrag 
und schadet der Bodengesundheit. Wir stärken Eigenver-
antwortung mit flexiblen, praxistauglichen Regeln, die 
Böden und Ernten berücksichtigen.

Viertens: vereinfachte Zulassung von Pflanzenschutz-
mitteln. Um unsere Versorgung zu schützen und Kosten 
zu senken, wollen wir bewährte Mittel erhalten und die 
Zulassung neuer Mittel spürbar vereinfachen. Ideologie 
hat hier leider keinen Platz.

(Beifall bei der AfD)

Sehr geehrte Damen und Herren, jetzt ist es an der Zeit, 
die Versäumnisse der Altparteien in der Agrarpolitik zu 
korrigieren und mutige Schritte nach vorne zu gehen. 
Unser Paket zeigt den Weg zu einer starken und unabhän-
gigen Landwirtschaft in Deutschland. Unsere Bauern ver-
dienen mehr als nur leere Versprechungen und Symbol-
politik. Sie verdienen echte Unterstützung, spürbare 
Entlastung und faire Bedingungen. Stimmen Sie unseren 
Anträgen zu, wenn Sie wirklich was übrighaben für die 
deutsche Landwirtschaft!

Danke schön, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Dr. Franziska 

Kersten für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Franziska Kersten (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Da bin ich wieder! Innerhalb von 24 Stunden 
drei Reden zur Agrarpolitik: Das ist mir vorher auch noch 
nicht gelungen. Jetzt sind also vier Anträge der AfD zur 
Agrarpolitik zu besprechen. Sie haben sich also Gedan-
ken zur Zukunft der Landwirtschaft gemacht. Immerhin!

Zum Pflanzenschutz. Was Sie in Ihrem Antrag fordern, 
steht zum großen Teil schon im Koalitionsvertrag. Die 
Zulassung von Pflanzenschutzmitteln ist schon viel 
schneller geworden. Im Jahr 2025 wurden weit über 
100 bisher liegengebliebene und neue Anträge bearbei-
tet – übrigens in enger Abstimmung mit dem Umwelt-
bundesamt.

Zur Düngung. Die von Ihnen geforderte Überprüfung 
von Sperrfristen, Lagervorgaben usw. war schon Thema 
beim letzten EU-Vertragsverletzungsverfahren. Wir wol-
len jetzt aber kein neues Verfahren riskieren, sondern 
endlich zu dauerhaften Lösungen für Landwirtschaft 
und Wasserhaushalt kommen. Hieran arbeiten Umwelt- 
und Landwirtschaftsministerium gerade sehr intensiv.

Zum Bürokratieabbau. Der Antrag ist völlig inkon-
sequent. Bürokratieentlastung steht bei jedem Gesetz 
der Koalition im Fokus. Sie aber fordern ein Moratorium, 
das europarechtlich gar nicht zulässig ist. Sie sind gegen 
Digitalisierung, die aber ein Riesengewinn für den Büro-
kratieabbau ist. Und dann fordern Sie noch einen jähr-
lichen Bericht der Bundesregierung, also wieder mehr 
Bürokratie, die unsere Verwaltung blockiert. So geht es 
nicht!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Zum Thema Wettbewerb. Hier fordern Sie nationale 
Sonderwege gegen unfaire Handelspraktiken, die zu 
mehr Bürokratie führen würden. Sie wollen die Agrar-
förderung renationalisieren und verkennen dabei, dass 
die Landwirtschaft bei einer Neuverteilung der Finanz-
mittel nur verlieren kann. Und schließlich fordern Sie die 
Einrichtung einer unabhängigen Ombudsstelle gegen un-
lautere Handelspraktiken. Herzlichen Glückwunsch! Das 
ist eine langjährige Forderung der SPD, die wir jetzt end-
lich umsetzen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Alexander 
Jordan [CDU/CSU])

Sehr gut, aber eben nicht von Ihnen!
Mir scheint also, bei Ihrer Agrarpolitik ist noch eine 

Menge Luft nach oben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Als Nächster spricht Karl Bär für die 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Karl Bär (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es ist an der Zeit, dass die Wirklichkeit in die 
Landwirtschaftspolitik zurückkehrt. Ein paar mithilfe 
von ChatGPT verfasste Anträge von der AfD helfen uns 
dabei gar nicht, und von der Regierung erwarte ich, ehr-
lich gesagt, dass sie sich an Fakten orientiert. Wir erleben 
gerade das Gegenteil.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Marcel Bauer [Die Linke])

Vor fünf Jahren hätte man denken können, dass der 
Klimaschutz, der Wert der Artenvielfalt, der Wert von 
regionaler Versorgung endlich überall angekommen sind. 
Das lag am unermüdlichen Engagement der Ehrenamtli-
chen bei „Rettet die Bienen“ und Fridays for Future, aber 
auch an der Coronapandemie und den globalen Verwer-
fungen. Jetzt haben wir eine Regierung, die von Klima- 
und Artenschutz eigentlich nicht mehr redet und die die 
Landwirtschaft immer mehr für den globalen Wettbewerb 
trimmen will.

Wie faktenfrei dabei teilweise argumentiert wird, sieht 
man im Bereich Pestizide. Seit Jahren jammert die Agrar-
industrie, dass immer weniger von diesen Giften zugelas-
sen werden. Auch Minister Rainer – danke, dass Sie da 
sind – behauptet das. Ich zitiere aus einem Interview mit 
der Gartenbauzeitschrift „TASPO“: „[…] die Verfügbar-
keit ist entscheidend, denn in den vergangenen Jahren 
sind immer mehr Wirkstoffe weggefallen.“ Zitat Ende.

Ich habe die Regierung mal gefragt: Wie viele Pesti-
zide sind eigentlich in Deutschland zugelassen, und wie 
hat sich das entwickelt? Das Ergebnis ist: Vor zehn Jahren 
waren 275 Wirkstoffe zugelassen, heute sind es 278. Das 
schwankt seit mindestens 25 Jahren auf diesem Niveau.

(Zuruf von der Linken: Aha!)

Das Zulassungsverfahren für Pestizide ist offensichtlich 
nicht zu streng. Das ist durchsetzt von den Interessen der 
Chemieindustrie.

Das beste Beispiel dafür ist nach wie vor Glyphosat. 
Ende 2025 – das ist nicht lange her – wurde eine der 
wichtigsten Studien über die Unbedenklichkeit von Gly-
phosat zurückgezogen, weil die Fachzeitschrift, in der sie 
veröffentlicht wurde, draufgekommen ist, dass die Wis-
senschaftler, die sie geschrieben hatten, heimlich von 
Monsanto bezahlt worden waren. Das geht so nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Wir können uns in diesen Zulassungsverfahren nicht da-
rauf verlassen, dass die Chemieindustrie die Wahrheit 
sagt. Die sind an der Wahrheit nicht interessiert; die 
sind am Geldverdienen interessiert.

Das Zulassungsverfahren – und das gebe ich zu – ist 
mit rund zehn Jahren pro neuem Wirkstoff viel zu 
langsam. Aber wisst ihr, was noch langsamer ist? Die 
Zeit, die es dauert, bis erwiesenermaßen gefährlicher 
Stoff verboten wird. Bei Imidacloprid, Clothianidin und 
Thiamethoxam, drei richtig krassen Insektengiften, die 
2018 unter Julia Klöckner verboten wurden, wussten 
wir alles, was wir für das Verbot gebraucht haben. Das 
war wissenschaftlich seit Mitte der 90er-Jahre bekannt. 
Und seit Anfang der 90er-Jahre gab es in Frankreich 
Demonstrationen von Imkerinnen und Imkern gegen 
diese richtig krassen Insektengifte. Wären die innerhalb 
von nur zehn Jahren verboten worden, dann hätte 2008 
nicht allein der Abrieb von Saatmaschinen in Baden- 
Württemberg eine fünfstellige Zahl Bienenvölker kaputt-
gemacht. Wir hätten uns vielleicht, wenn wir wirklich 
nach Vorsorgeprinzip handeln und auch schneller mal 
Nein zu Zulassungsanträgen sagen würden, einen Teil 
der Diskussionen um das Insektensterben erspart, weil 
die Insekten nicht gestorben wären. Das wäre, glaube 
ich, für alle Beteiligten richtig gewesen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken und des 
Abg. Esra Limbacher [SPD])

Man kann in der Politik die Wirklichkeit nicht dauer-
haft ignorieren. Ich habe, ehrlich gesagt, große Angst 
davor, dass die ökologische Realität mit einer Wucht in 
die Realpolitik zurückkehren wird, die wir uns gar nicht 
wünschen und vorstellen wollen.

Wer mit mir etwas dafür tun möchte, dass diese Re-
gierung die Realität nicht weiter ignorieren kann, den 
erwarte ich am Samstagmittag um 12 Uhr am Bran- 
denburger Tor zur großen Demonstration „Wir haben es 
satt!“. Ich freue mich darauf und auf die Grüne Woche.

Und im Übrigen bin ich der Meinung, dass die AfD 
verboten werden muss.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – Lachen 
bei Abgeordneten der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Marcel Bauer 

für die Fraktion Die Linke.
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(Beifall bei der Linken)

Marcel Bauer (Die Linke):
Verehrte Frau Präsidentin! Verehrte Zuhörer/-innen! 

Wir alle verdienen Würde, und wir alle verdienen Res-
pekt für unsere Arbeit – auch für unsere Arbeit für das, 
was uns alle ernährt: unsere Böden, unser Wasser, unsere 
Wiesen und Wälder.

Die AfD spricht heute von Deregulierung. Sie will 
Regeln abschaffen, die uns und unsere Umwelt schützen 
sollen. Sie malt dabei ein Bild der Freiheit. Doch ich 
frage: Freiheit für wen? Ihre sogenannte Freiheit ist die 
Freiheit vom Fuchs im Hühnerstall. Wo bleibt die Freiheit 
derer, die jeden Tag in der Früh aufstehen, um uns mit 
frischen Lebensmitteln zu versorgen, und dabei oft selbst 
kaum noch über die Runden kommen?

(Beifall der Abg. Ina Latendorf [Die Linke])

Ihre Freiheit gilt nur den Adligen, den Großgrundbesit-
zern, die schon seit Generationen vom Land leben, aber 
selbst nicht darauf arbeiten,

(Lachen bei der AfD – Dr. Michael Blos 
[AfD]: SED, die Freiheitspartei!)

den von Storchs, den Thurn und Taxis, dem Landadel.

(Beifall bei der Linken)

Sie hetzen gegen Migrantinnen und Migranten. Dabei 
sind das diejenigen, die die Erdbeeren, den Spargel, den 
Hopfen ernten, die die Tiere schlachten und zerlegen, die 
am Band stehen, um Teig für Brot, Kekse und Pizza 
herzustellen.

(Beifall bei der Linken – Stephan Protschka 
[AfD]: Also, bei Ihnen ist Hopfen und Malz 
verloren!)

Der stirbt sowieso: Mit diesen Worten hat im Oktober 
ein Weinbauer in Baden-Württemberg dem rumänischen 
Saisonarbeiter Janos M. den Hilferuf verweigert, als die-
ser bewusstlos in der Saisonkräfteunterkunft lag. Zwei 
Tage hat es gedauert, bis Janos’ Tochter von Rumänien 
aus einen Notarztruf absetzen konnte. Janos wurde ein-
geliefert, fiel ins Koma und starb kurz vor Weihnachten. 
Unterstützt vom DGB und der Beratungsstelle Faire Ar-
beit Baden-Württemberg sammelt die Tochter nun Spen-
den, um die Kosten für die Überführung des Leichnams 
zu stemmen. – Das ist die Realität der deutschen Land-
wirtschaft. Anstatt das Leid der Beschäftigten anzuerken-
nen, streiten Sie für weitere Entrechtung und schließen 
die Augen vor der Realität.

Und auch ohne die AfD greift die Regierung die 
Beschäftigten in der Landwirtschaft an. Statt früher 70 
dürfen Saisonkräfte seit Kurzem 90 Tage ohne einen An-
spruch auf eine Krankenversicherung beschäftigt werden. 
Hinter Ihrer Deregulierung verbirgt sich die brutale Logik 
eines „Jeder gegen jeden – Lasset den Stärksten gewin-
nen“. Die Schwachen sind die Verdammten dieser Erde.

Gestern hat sich der Kollege Steiniger von der CDU 
bemüßigt gefühlt, während ich zur Not der Bäuerinnen 
und Bauern sprach, reinzurufen: „Völker, hört die Sig-
nale!“

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD)

Ich sage: Jawohl, Völker, hört die Signale! Ihr seid die 
Kraft, die den Reichtum schafft.

(Beifall bei der Linken)
Lasst uns gemeinsam streiten für eine Gesellschaft ohne 
die Ausbeutung von Mensch und Natur, für eine Land-
wirtschaft, von der die arbeitenden Menschen leben kön-
nen!

Also, kommt mit uns am Samstag auf die Straße, um 
12 Uhr zum Brandenburger Tor, und lasst uns Haltung 
zeigen, Haltung gegen rechte Hetze und für eine zu-
kunftsfähige Landwirtschaft!

(Beifall bei der Linken – Dr. Malte Kaufmann 
[AfD]: Antifa-Demo, oder was?)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Artur Auernhammer.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Artur Auernhammer (CDU/CSU):
Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Ja, auch die AfD will sich zur Grünen Woche 
profilieren und stellt dementsprechend ihre Anträge. Es 
ist auch gut, wenn wir darüber diskutieren – auch über die 
doch schon fast scheinheilige Herangehensweise, mit der 
die AfD auf Wählerstimmen aus der Landwirtschaft aus 
ist.

Man muss sich mal daran erinnern, wo die AfD her-
kommt. Sie ist eine eurokritische Partei. Sie propagiert 
den Austritt aus der EU.

(Zuruf von der AfD: Immerhin lügen wir 
nicht!)

Sie will die Agrarpolitik renationalisieren. Es gibt kein 
besseres Beispiel dafür, was das bedeutet, als die Dele-
gationsreise des Agrarausschusses nach Großbritannien, 
wo wir uns die Klagen der dortigen Bauernfamilien, der 
dortigen Bäuerinnen und Bauern, angehört haben, die 
durch den Brexit leiden, die händeringend darum bitten, 
wieder zurück in die Europäische Union zu kommen.

(Zuruf von der AfD: Wir haben etwas anderes 
gehört!)

So was würde auch bei uns passieren, wenn man der AfD 
auf den Leim geht, meine sehr verehrten Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

In der Diskussion der letzten Tage ist oft über Merco-
sur gesprochen worden. Wir haben heute schon mehrmals 
dargelegt, dass auch Mercosur Chancen für die Landwirt-
schaft und für Exportmöglichkeiten bietet. Wenn jetzt im 
Frühjahr der Milchpreis auf 30 Cent runterrauscht, dann 
brauchen wir dieses Exportventil in die Mercosur-Staa-
ten. Wir reden hier von 400 000 bis 500 000 Tonnen 
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Milch. Wir brauchen Mercosur für Exportmöglichkeiten, 
und wir müssen alle Chancen nutzen, um die Landwirt-
schaft zu unterstützen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auch das 
Thema „Agrardieselrückvergütung und Subventionskür-
zungen“ – egal wie man das bezeichnet – ist schon an-
gesprochen worden. Für das Haushaltsjahr 2025 hat die 
AfD in einer Pressekonferenz – man muss sich vorstellen: 
der 2025er-Haushalt hat ein Volumen von rund 500 Mil-
liarden Euro – Kürzungen in Höhe von 311 Milliarden 
Euro vorgeschlagen. Wenn man von 500 Milliarden 
311 Milliarden streicht: Glaubt da einer, dass es dann 
noch 1 Cent für die heimische Landwirtschaft gibt?

(Zuruf von der AfD: Oh!)
Glaubt da einer, dass irgendjemand von der AfD die hei-
mische Landwirtschaft unterstützen will? Nein! Ich sage: 
Das ist nicht so, und das lassen wir ihnen nicht durch-
gehen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Julian Schmidt [AfD]: Da 
müssen Sie den Taschenrechner noch einmal 
rausholen!)

Ich frage in aller Bescheidenheit: Welche Halle wird 
die interessanteste und meistbesuchte sein, wenn in den 
nächsten Stunden die Internationale Grüne Woche eröff-
net wird?

(Christian Reck [AfD]: Niedersachsen!)
Natürlich die Halle des Freistaates Bayern!

(Dieter Stier [CDU/CSU]: Sachsen-Anhalt 
auch noch!)

Ich höre keinen Widerspruch; also ist es so.
(Esra Limbacher [SPD]: So weit würde ich 

nicht gehen!)
Wenn ich mir die landwirtschaftliche Produktionsleis-

tung der bayerischen Bauernfamilien anschaue, dann 
sehe ich, dass die bayerischen Bauern ein Exportvolumen 
von 12,5 Milliarden Euro allein im Jahr 2024 hatten. 
80 Prozent von diesen 12,5 Milliarden Euro werden 
durch Exporte innerhalb der EU verdient. Und das geht 
nicht nach Niedersachsen, nein, das geht nach Italien, 
nach Frankreich, nach Spanien. Also brauchen wir einen 
gemeinsamen europäischen Markt, brauchen wir dieses 
Europa. Und da hat eine europafeindliche Partei wie die 
AfD keinen Platz.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
des Abg. Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Julian 

Schmidt für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Julian Schmidt (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Herr Auernhammer, nachdem ich mir Ihre Aussagen 

zu unserem Haushalt angehört habe, empfehle ich Ihnen, 
den Taschenrechner rauszuholen und sich das noch mal 
genauer anzuschauen. Das war absoluter Blödsinn, was 
Sie da gerade erzählt haben.

(Beifall bei der AfD – Stephan Protschka 
[AfD]: Er lügt sich die Welt schön!)

Meine Damen und Herren, die Landwirte in unserem 
Land stehen wirtschaftlich mit dem Rücken an der 
Wand – nicht weil sie schlecht wirtschaften, sondern 
weil sie in einem Markt agieren, der alles andere als fair 
ist. Vier Handelskonzerne diktieren Preise, Lieferbedin-
gungen, Vertragsinhalte. Unsere Landwirte haben fak-
tisch keine Verhandlungsmacht mehr. Das hat der Bericht 
der Monopolkommission eindrucksvoll bewiesen. Wir 
haben keinen funktionierenden Markt. Wir haben ein 
Machtkartell, und dieses Kartell wird politisch seit Jahren 
und Jahrzehnten insbesondere von Ihnen, von der Union, 
geduldet, vielleicht sogar gefördert. Die Folge ist brutal 
einfach: Preise unter Produktionskosten, massiver wirt-
schaftlicher Druck auf den einzelnen Landwirt und ein 
Lebensmitteleinzelhandel, der sich Stück für Stück über 
die gesamte Wertschöpfungskette ausbreitet, vom Acker 
bis zur Ladentheke.

Doch anstatt endlich gegenzusteuern, setzt diese Bun-
desregierung sogar noch einen drauf. Die Unterstützung 
des Mercosur-Abkommens in dieser Form ist nichts an-
deres als ein Frontalangriff auf die heimische Landwirt-
schaft. Da können Sie hier noch so oft etwas anderes 
behaupten, sehr geehrte Kollegen der Union.

(Beifall bei der AfD)

Während deutsche Bauern zu immer höheren Tier-
wohl-, Umwelt- und Dokumentationsstandards gezwun-
gen werden, öffnen Sie gleichzeitig die Tore für Billig-
importe aus Südamerika, produziert mit Hormonen, 
Pestiziden und Methoden, die bei uns zu Recht längst 
verboten sind. Herr Büdenbender, Herr Auernhammer, 
bei allem Respekt, aber das ist scheinheilig.

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, was es braucht, ist eine 
massive Stärkung der Erzeugerseite: verbindliche gesetz-
liche Standards gegen unlautere Handelspraktiken, ein 
konsequentes Vorgehen gegen Preisdumping, eine deut-
liche rechtliche und steuerliche Entlastung von Erzeuger-
gemeinschaften und eine klare und verbindliche Her-
kunftskennzeichnung für alle Lebensmittel. Da setzen 
unsere Anträge an, also da, wo sich diese Regierung kon-
sequent wegduckt.

(Jens Behrens [SPD]: Sie wollen die Kenn-
zeichnung abschaffen! Das ist nicht kon-
sequent! – Esra Limbacher [SPD]: Vielleicht 
müssen Sie Ihr Redekonzept noch einmal über-
arbeiten! Das passt nicht! – Gegenruf des Abg. 
Stephan Protschka [AfD]: Sie müssen aufpas-
sen, worum es geht!)

– Das Tierhaltungskennzeichnungsgesetz. Ich erkläre 
Ihnen gerne mal, was der Unterschied zwischen Her-
kunftskennzeichnung und Tierhaltungskennzeichnung 
ist.
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Wir wollen, dass die Lebensmittelproduktion auch zu-
künftig in der Hand mittelständischer Betriebe ist und 
nicht in die Hände eines Kartells aus wenigen großen 
Konzernen fällt. Wir wollen keine Monopolisierung der 
Lebensmittelversorgung. Und Herr Bauer, passen Sie auf: 
Wir wollen, dass Bauernland in Bauernhand bleibt, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Wer wirklich will, dass Landwirte eine Zukunft haben, 

der muss Nein sagen zu Mercosur und Ja zur Stärkung der 
Landwirte. Alles andere ist Heuchelei.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Esra 

Limbacher für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Esra Limbacher (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich habe gerade aufmerksam zugehört. Neues 
habe ich nicht vernommen. Das muss auch nicht sein. 
Aber ich will sagen: Es ist gut, dass wir heute in diesem 
Hohen Haus so oft über die Landwirtschaftspolitik spre-
chen. Denn es ist etwas Wesentliches, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, und das geht im alltäglichen politischen 
Geschäft viel zu oft unter.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Artur Auernhammer [CDU/CSU]: Machen 
wir jetzt öfters!)

Deswegen will ich am Anfang vor allen Dingen über 
Respekt sprechen, Respekt vor denjenigen, die jeden Tag 
aufstehen, lange arbeiten – viel länger, als wir hier 
manchmal im Bundestag sitzen – und dafür sorgen, dass 
wir in unserem Land anständig ernährt werden. Ich will 
sagen: Als Offizier der Reserve finde ich es richtig, dass 
wir, wenn wir über Resilienz sprechen, als Erstes an die 
Bundeswehr in unserem Land denken. Aber, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, ist es denn nicht richtig, dabei 
genauso auch über die Bäuerinnen und Bauern in unse-
rem Land, über die Landwirtschaft zu sprechen? Sie ge-
hören eben auch dazu, wenn wir über Resilienz sprechen. 
Sie sorgen dafür, dass wir in diesem Land jeden Tag 
ernährt werden. Deswegen wollen wir heute – nicht nur 
heute, aber ganz besonders an diesem Tag, zum Beginn 
der Grünen Woche – diesen Respekt hier offen ausspre-
chen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Sie haben oft über Europa gesprochen. Wissen Sie, ich 

war vor der Bundestagswahl bei einer Diskussionsrunde 
meines Bauernverbandes, und dort war auch ein Kollege 
Ihrer Partei. Der hat irgendwann aufgehört, dort zu spre-
chen. Er wollte gar nichts mehr sagen. Hier ist er sicher-
lich auch nicht. Wissen Sie warum? Weil er ausgebuht 
wurde, nachdem er gesagt hatte, dass er am liebsten aus 
der Europäischen Union austreten will. Genau das sind 
die Fehlentscheidungen, die in Ihrer Partei postuliert wer-

den und die ins Verderben führen. Denn die Landwirt-
schaft in unserem Land ist darauf angewiesen, dass wir 
diesen Markt haben, dass wir die Förderungen haben.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wir leben davon, dass wir einen gemeinsamen Markt in 
Europa schaffen. Das wollen Sie zerstören. Nichts ande-
res ist Ihr Ziel.

Zu Beginn der Grünen Woche diskutieren wir auch 
noch über andere Themen. Auf eines davon will ich zu 
sprechen kommen. Ähnlich wie viele andere Kolleginnen 
und Kollegen bin auch ich regelmäßig zu Gast im Einzel-
handel, in Supermärkten; manchmal setze ich mich auch 
mit an die Kasse und bediene. Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern dort erzählen mir vor allen Dingen von ei-
nem Problem, nämlich davon, dass momentan immer 
öfter Menschen Lebensmittel stehlen, und zwar nicht, 
weil sie kriminell sind oder weil sie nicht bezahlen wol-
len – auf keinen Fall –, sondern weil sie in unserem Land 
nicht mehr genügend Geld haben, um sich anständige 
Grundnahrungsmittel zu leisten.

(Zuruf von der AfD: Senken Sie die CO2- 
Steuer!)

Das fließt in keine Statistik ein, weil es oft nicht zur 
Anzeige gebracht wird.

(Zuruf des Abg. Adam Balten [AfD])
– Dass das Ihnen egal ist, ist mir klar. – Ich will daran was 
ändern,

(Adam Balten [AfD]: Ja, Sie haben viel vor!)
und deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen, sollten 
wir in diesem Hohen Haus auch öfters darüber diskutie-
ren, dass die Lebensmittelpreise in unserem Land zu hoch 
sind.

(Otto Strauß [AfD]: Dafür seid ihr verantwort-
lich! – Weiterer Zuruf von der AfD: Wer hat 
denn regiert?)

In den letzten Jahren sind die Preise für Grundnahrungs-
mittel um über 30 Prozent gestiegen. Kein Lohn in die-
sem Land ist in dieser Zeit um über 30 Prozent gestiegen, 
noch nicht mal Ihre Abgeordnetendiät.

(Stephan Protschka [AfD]: Wer ist die letzten 
zwölf Jahre in der Regierung gewesen? Alles 
SPD! – Zuruf des Abg. Georg Schroeter 
[AfD])

Deswegen will ich sagen: Nicht nur für diese Koaliti-
on, sondern für alle verantwortungsbewussten Politike-
rinnen und Politiker in diesem Haus muss es wichtig sein, 
hier Maßnahmen zu ergreifen.

(Julian Schmidt [AfD]: Damit Sie den Leuten 
nicht so tief in die Tasche greifen!)

Wir haben einzelne Vorschläge gemacht, wie zum Bei-
spiel die Einführung des „Deutschland-Korbs“, und sa-
gen: Wir brauchen stabile Preise in unserem Land, nicht 
die billigsten Preise, sondern faire Preise für unsere 
Landwirtschaft, aber eben auch für die Verbraucherinnen 
und Verbraucher in unserem Land.
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(Christian Reck [AfD]: Wer hat denn fast die 
letzten 30 Jahre regiert?)

Herzlichen Dank und Glückauf!

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die letzte Rednerin in dieser Debatte ist Anna Aeikens 

für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Anna Aeikens (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Bei den Anträgen der Opposition – 
heute sind es Anträge der AfD – denke ich mir immer: 
Es könnte alles so einfach sein, ist es aber leider nicht.

Unsere Fraktion und die Bundesregierung haben sich 
in den vergangenen neun Monaten dieser Legislaturpe-
riode mit Nachdruck dafür eingesetzt, verlässliche politi-
sche Rahmenbedingungen für die Agrar- und die Er- 
nährungswirtschaft zu schaffen. Und gleich zu Beginn 
möchte ich auch erwähnen, dass diese Regierung ja erst 
seit neun Monaten im Amt ist und noch einiges an Zeit 
und damit auch an Arbeit vor uns liegt.

Es ist sehr einfach – und ich weiß, es gehört zur guten 
Oppositionsarbeit auch dazu, diesen Prozess kritisch zu 
begleiten –, zu behaupten, man könne es an der einen 
oder anderen Stelle besser machen. In den vorliegenden 
Anträgen werden ganz verschiedene agrarpolitische The-
men aufgegriffen. Es wird die Entlastung der Landwirt-
schaft durch Bürokratieabbau gefordert. Mit einem Mo-
ratorium, das Sie darin vorschlagen, und einer jährlichen 
Berichtspflicht der Bundesregierung schaffen wir in ers-
ter Linie aber nur mehr Bürokratie, ohne dass auch nur 
einem einzigen Landwirt daheim geholfen wird.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Stattdessen müssen wir hier noch einmal die Punkte 
hervorheben, die in den vergangenen Monaten erfolg-
reich abgeschlossen wurden. Dazu gehören die Verschie-
bung und die Überarbeitung der EUDR auf europäischer 
Ebene, aber auch die Verlängerung der versicherungs-
freien kurzfristigen Beschäftigung in landwirtschaftli-
chen Betrieben. Das ist übrigens eine Regelung, die seit 
dem 01.01.2026 gilt.

Und ich kann auch beruhigen: An dem Thema Dünge-
verordnung wird gewissenhaft gearbeitet. Der erste 
Schritt ist getan; die Stoffstrombilanzverordnung ist ab-
geschafft.

(Karl Bär [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Der 
erste Schritt wäre gewesen, dass man die Ver-
ordnungsermächtigung streicht!)

Und nun müssen wir politisch gut und zuverlässig 
weiterarbeiten. Deswegen müssen wir auf die Begrün-
dung der Gerichtsurteile warten, damit die Probleme 
ganz gezielt erkannt und abgearbeitet werden können.

Auch mit dem Thema Pflanzenschutzmittel wird sich 
intensiv beschäftigt, und das wird abgearbeitet. Die Pro-
jektgruppe zur Neuausrichtung der Pflanzenschutzmittel-
zulassung arbeitet und zeigt auch Erfolge. Die Anzahl der 
offenen Zulassungsverfahren, die es gab, ist seitdem um 
die Hälfte gesunken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sehr geehrte Damen und Herren, bei allen einzelnen 
angesprochenen Themen und Punkte wäre ich persönlich 
auch gerne schneller und effizienter in der Abarbeitung, 
damit unsere Landwirte daheim spüren, dass wir sie ent-
lasten und dass wir für sie arbeiten. An der Stelle möchte 
ich betonen, dass Politik von Menschen gemacht wird, 
die sich hier tagtäglich dafür einsetzen, dass es auch in 
der Landwirtschaft vorangeht.

Wenn man selbst nicht in der Bringschuld ist, ist es 
unglaublich einfach, mehr zu fordern, vermeintlich Bes-
seres zu fordern. Was aber im Endeffekt zählt, sind eine 
gewissenhafte Ausarbeitung und vor allem die Resultate. 
Daran arbeiten wir weiter – auch jetzt auf der Grünen 
Woche.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf von der CDU/CSU: 
Sehr gut!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich schließe damit die Aussprache.
Zunächst Tagesordnungspunkt 14a. Wir kommen zur 

Abstimmung über die Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat zu 
dem Antrag der Fraktion der AfD mit dem Titel „Ent-
lastung der Landwirtschaft durch Bürokratieabbau und 
Deregulierung“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Be-
schlussempfehlung auf der Drucksache 21/2824, den An-
trag der Fraktion der AfD auf der Drucksache 21/2548 
abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschlussempfeh-
lung? – Das sind die Unionsfraktion, SPD-Fraktion, 
Bündnis 90/Die Grünen, Fraktion Die Linke. Wer stimmt 
dagegen? – Das ist die AfD-Fraktion. Die Beschlussemp-
fehlung ist damit angenommen.

Tagesordnungspunkt 14b. Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
zu dem Antrag der Fraktion der AfD mit dem Titel „Dün-
geverordnung reformieren – Bedarfsgerechte Düngung 
nach guter fachlicher Praxis wieder ermöglichen“. Der 
Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf 
der Drucksache 21/2826, den Antrag der Fraktion der 
AfD auf der Drucksache 21/2547 abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind die 
Unionsfraktion, Bündnis 90/Die Grünen, SPD-Fraktion, 
Fraktion Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Das ist die 
AfD-Fraktion. Die Beschlussempfehlung ist damit an-
genommen.

Tagesordnungspunkt 14c. Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
zu dem Antrag der Fraktion der AfD mit dem Titel „Ideo-
logiefreien, innovativen Pflanzenschutz gewährleisten – 
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Wettbewerbsfähigkeit der heimischen Landwirtschaft si-
chern“. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung auf der Drucksache 21/2827, den Antrag 
der Fraktion der AfD auf der Drucksache 21/2546 ab-
zulehnen. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – 
Das sind die Unionsfraktion, Bündnis 90/Die Grünen, 
SPD und Fraktion Die Linke. Wer stimmt dagegen? – 
Das ist die AfD-Fraktion. Die Beschlussempfehlung ist 
damit angenommen.

Tagesordnungspunkt 14d. Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
zu dem Antrag der Fraktion der AfD mit dem Titel 
„Marktstellung der Landwirte stärken – Faire Wett-
bewerbsbedingungen schaffen“. Der Ausschuss emp-
fiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf der Drucksache 
21/2825, den Antrag der Fraktion der AfD auf der Druck-
sache 21/2549 abzulehnen. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Das sind die Unionsfraktion, 
Bündnis 90/Die Grünen, Fraktion der SPD und Fraktion 
Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Das ist die AfD-Frak-
tion. Die Beschlussempfehlung ist damit angenommen.

Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 15: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Anpassung von Straftatbeständen und 
Sanktionen bei Verstößen gegen restriktive 
Maßnahmen der Europäischen Union 

Drucksachen 21/2508, 21/3205

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Wirtschaft und Energie (9. Ausschuss)

Drucksache 21/3637

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne hiermit die Aussprache, und der erste Red-
ner in dieser Debatte ist für die Unionsfraktion Tilman 
Kuban.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Tilman Kuban (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Bundesministerin! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der verbrecherische 
russische Angriffskrieg gegen die Ukraine dauert nun 
schon fast vier Jahre – vier Jahre, in denen Kinder ver-
schleppt und in Umerziehungslager gesteckt werden, vier 
Jahre, in denen Soldatinnen und Soldaten nicht wieder zu 
ihren Familien zurückkehren, vier Jahre, in denen Russ-
land die ukrainische Zivilbevölkerung bombardiert und 
terrorisiert. Was als blitzartige Sonderoperation des 
Kremls geplant wurde, ist ein langer mörderischer Kon-
flikt geworden, der zeigt: Wladimir Putin geht es für 
seinen Platz in den russischen Geschichtsbüchern um 
kein einziges Menschenleben. Sie sind ihm schlichtweg 
egal.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Unsere Aufgabe in dieser Zeit ist, zur Unterstützung 
der tapferen ukrainischen Soldatinnen und Soldaten das 
Mindeste zu tun, nämlich mindestens dafür zu sorgen, 
dass die Finanzströme Richtung Moskau gestoppt werden 
und sie da, wo das nicht möglich ist, zumindest aus-
gebremst werden. Sanktionen sind dabei am Ende kein 
Allheilmittel; aber wenn sie klug ausgestaltet sind, dann 
können sie wirtschaftliche Konsequenzen entfalten und 
Handelswege erschweren.

Wir sprechen heute über die Umsetzung des 19. Sank-
tionspakets, das dringend notwendig war. Es liegt dabei 
in der Natur der Sache, dass die Maßnahmen am Ende 
Zeit brauchen und dass auch immer wieder mal neue 
Wege gefunden werden, diese Sanktionen zu umgehen, 
und deswegen muss immer wieder nachgeschärft werden, 
um Vermögenswerte einzufrieren oder eben Unterneh-
men zu listen und Kapitalflüsse zu unterbinden. Von die-
sem Paket geht das klare Signal aus: Russland kann ver-
suchen, Sanktionen zu umgehen; aber wir als Europäer 
stehen zusammen und lassen uns nicht austricksen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
des Abg. Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Und Russland spürt das. Vor dem Krieg fanden Ex-
porte in die Welt im Umfang von 57 Milliarden US-Dol-
lar pro Monat statt; heute sind es nur noch 37 Milliarden 
US-Dollar – Tendenz fallend. China, Indien und andere 
Länder versuchen, unseren ehemaligen Markt zu ersetzen 
und mit günstigen Importen russische Produkte und rus-
sische Energie für sich zu nutzen.

Aber trotzdem gilt am Ende: Dieser Krieg wird für 
Wladimir Putin immer teurer. Und auch wenn wir den 
Krieg nicht mit einem Federstrich oder einem Gesetz 
hier im Deutschen Bundestag beenden können, sorgen 
wir dafür, dass Putin Schritt für Schritt seine Ressourcen 
genommen werden, damit er am Ende an den Verhand-
lungstisch zurückkehrt.

Und ich bin froh und dankbar, dass es Bundeskanzler 
Friedrich Merz gelungen ist, dass Europa zurück am Ver-
handlungstisch ist. Wir stehen nicht mehr nur am Spiel-
feldrand. Europa ist zurück auf dem Platz, an dem die 
Kompromisse gemacht werden. Dafür sind wir dankbar.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, lassen Sie eine Zwischenfrage aus den 

Reihen der AfD zu?

Tilman Kuban (CDU/CSU):
Nein, danke. – Diese Novelle betrifft auch wirtschaft-

lich sehr sensible Bereiche in Deutschland, etwa die 
Raffinerie PCK in Schwedt. Und wir haben uns in den 
Beratungen sehr bewusst dafür eingesetzt, dass die Ge-
schäftsgrundlage für Tausende Arbeitsplätze dort gesi-
chert wird. Denn diese Bundesregierung mit Bundes-
ministerin Reiche wird dafür sorgen, dass Deutschland 
Industrieland bleibt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Die Novelle betrifft auch sensible Geldflüsse unserer 
Kreditinstitute. Wir haben uns in den Beratungen dafür 
eingesetzt, dass sich die Mitarbeiter in den Banken trotz 
der europarechtlich gebotenen Abschaffung der Schon-
frist in Zukunft keine Sorgen machen müssen, von Straf-
verfahren überzogen zu werden. Denn mit dieser Bundes-
regierung wird Deutschland auch weiterhin ein wichtiger 
Finanzplatz bleiben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Mein ausdrücklicher Dank gilt dem Kollegen Walter 
für die sehr guten und konstruktiven Beratungen. Die 
Novellierung des Außenwirtschaftsgesetzes ist kein 
Symbol, sondern sie ist Teil eines wichtigen Abwehr-
schirms gegen ein Regime, das Europa destabilisieren 
will. Dafür stehen wir zusammen.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Dr. Malte Kaufmann.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Malte Kaufmann (AfD):
Frau Präsidentin! Frau Ministerin! Sehr geehrte Da-

men und Herren! Liebe Bürger! Wir beraten heute über 
die Verschärfung von Strafen bei Verstößen gegen Russ-
landsanktionen. Der vorliegende Gesetzentwurf ver-
schärft Strafandrohungen, streicht bewährte Schutz-
mechanismen wie die 48-Stunden-Schonfrist – Herr 
Kuban, Sie haben es angesprochen – und tut so, als ließe 
sich Außenpolitik durch Strafrecht ersetzen. Das ist ge-
fährlich.

Uns wird erklärt, die Schonfrist müsse entfallen, weil 
EU-Sanktionen „unmittelbar“ wirken müssten. Gleich-
zeitig räumen Wirtschaft, Bankenverband und sogar die 
europäischen Aufsichtsbehörden ein, dass es operative 
Realitäten gibt: Software muss angepasst, Sanktionslisten 
eingepflegt, Prozesse umgestellt werden.

Doch das Grundproblem liegt tiefer, nämlich in der 
fehlgeleiteten Außenpolitik unseres Landes und der 
Europäischen Union.

(Beifall bei der AfD)

Es ist eine Außenpolitik, die nicht in erster Linie interes-
sen-, sondern moralgeleitet ist.

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, besser, als die Interessen Russ-
lands zu vertreten!)

Das mag edel klingen, ist aber für eine hochvernetzte 
Volkswirtschaft wie Deutschland sehr gefährlich naiv.

Russland ist – ob es Ihnen gefällt oder nicht – ein welt-
weit gesehen zentraler Eigentümer und Lieferant von 
Energie und Rohstoffen. Und dieses riesige Land könnte 
für unsere Industrie auch wieder ein wichtiger Absatz-
markt werden. Dazu müssten wir jedoch die Sinnhaftig-

keit der seit Jahren bestehenden und immer weiter ver-
schärften Sanktionen hinterfragen, anstatt über noch 
härtere Strafen für Verstöße zu debattieren.

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie sind also auf Putins Seite?)

– Ich bin überhaupt nicht auf Putins Seite, sondern auf der 
Seite von Deutschland. Unsere Politik lautet, Deutsch-
land zuerst und deutsche Interessen nach vorne zu stellen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Claudia 
Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Betrachten wir die Fakten. Studien zeigen, dass die 
Russlandsanktionen Deutschland Jahr für Jahr Milliarden 
Euro an Wertschöpfung kosten und das Wachstum spür-
bar dämpfen. Besonders betroffen sind energieintensive 
Branchen sowie Sektoren wie Maschinenbau und Auto-
mobilindustrie, also das industrielle Herz unseres Landes.

Hinzu kommt ein weiterer, oft ausgeblendeter Punkt: 
Während Deutschland und die EU unter Sanktionen lei-
den, verschaffen sich andere Länder gezielte Vorteile 
durch deren Umgehung; wir sprechen es ja regelmäßig 
im Ausschuss an, aber kriegen keine richtigen Antworten 
darauf. Diese Länder kaufen russisches Öl und Gas mas-
siv vergünstigt auf – häufig über Schattenflotten mit 
Flaggenwechseln und Drittlandumleitungen – und ver-
kaufen westliche Technologie über Strohfirmen weiter 
nach Russland. So sichern sie sich Marktanteile, Milliar-
dengewinne und geopolitischen Einfluss, während unsere 
Industrie Marktverluste und höhere Kosten trägt. Ist das 
wirklich sinnvoll? Ich meine, nein.

(Beifall bei der AfD – Michael Kellner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Dann sind 
Sie auf Putins Seite!)

– Stellen Sie doch eine Zwischenfrage, anstatt hier die 
ganze Zeit reinzurufen.

Natürlich wandern unter diesen Bedingungen Markt-
anteile zu Wettbewerbern, etwa in China oder anderen 
Staaten. Wir schaden uns damit selbst: ökonomisch, stra-
tegisch und politisch.

(Beifall bei der AfD)
Eine kluge Außenpolitik fragt daher nicht nur: Wogegen 
sind wir? Sie fragt: Was nützen moralisch hohe Gesten, 
wenn sie Kriege nicht beenden, aber unsere wirtschaftli-
che Basis aushöhlen?

Wer Sanktionen immer weiter verschärft, ihre Neben-
wirkungen aber ignoriert und dafür auch noch das Straf-
recht in Stellung bringt, betreibt Symbolpolitik auf Kos-
ten von Rechtsstaat und Wohlstand. Deshalb sagen wir 
Nein zu Strafrechtsverschärfungen, die am Ende vor 
allem redliche Unternehmen ins Risiko schicken.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Daniel Walter 

für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Günter 

Baumgartner [CDU/CSU])
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Daniel Walter (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir sprechen heute über die Novelle zum Au-
ßenwirtschaftsgesetz, die notwendig ist, um die EU- 
Richtlinie zur Definition von Straftatbeständen und Sank-
tionen bei Verstoß gegen restriktive Maßnahmen der 
Europäischen Union umzusetzen. Was, zugegeben, sehr, 
sehr technisch klingt, ist in Wahrheit aber von zentraler 
Bedeutung: für unsere Außen- und Sicherheitspolitik 
ebenso wie für unsere deutsche und europäische Wirt-
schaft.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir leben in Zeiten von Krisen und Konflikten, in 
Zeiten, in denen geopolitisches Großgebaren und das ver-
meintliche Recht des Stärkeren zunehmend die interna-
tionale Ordnung herausfordern. Der völkerrechtswidrige 
Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine jährt sich – 
der Kollege Kuban hat es bereits gesagt – im Februar 
bereits zum vierten Mal: vier Jahre Krieg und Vertrei-
bung, vier Jahre unendliches Leid in der Ukraine, vier 
Jahre Zeitenwende. Und ja, auch der Blick über den Tel-
lerrand hinaus, der Blick über Europa hinaus offenbart 
uns eine krisenbehaftete und unsicher werdende Welt.

Neben militärischen Mitteln, neben diplomatischen 
Bemühungen sind für uns in Europa auch Sanktionen in 
der Tat ein zentrales Instrument der internationalen Poli-
tik. Sie sollen Druck erzeugen, auch um militärische Es-
kalation zu vermeiden oder sogar zu beenden.

Aktuell bestehen in der Europäischen Union mehr als 
40 Sanktionsregime; Tendenz steigend. Allein gegen 
Russland sind seit Oktober vergangenen Jahres 19 Sank-
tionspakete in Kraft, mit dem klaren Ziel, den Druck auf 
die russische Kriegswirtschaft weiter zu erhöhen und be-
stehende Schlupflöcher zu schließen.

Doch, liebe Kolleginnen und Kollegen, Sanktionen 
sind nur dann wirksam, wenn sie konsequent und in Eu-
ropa auch einheitlich umgesetzt werden. Und damit 
komme ich zum Kern des heutigen Gesetzes. Was auf 
europäischer Ebene beschlossen wird, muss in diesem 
Falle in allen 27 Mitgliedstaaten möglichst einheitlich 
umgesetzt und auch durchgesetzt werden. Denn wenn 
Sanktionsverstöße in einem Mitgliedstaat konsequent 
verfolgt werden, in einem anderen aber kaum Konse- 
quenzen haben, dann unterlaufen wir die Wirkung der 
Sanktionen insgesamt.

(Beifall der Abg. Dr. Nina Scheer [SPD])

Bislang wurden Sanktionsverstöße in den Mitglied-
staaten sehr unterschiedlich geahndet – teils nur als Ord-
nungswidrigkeit, teils aber bereits als Straftat. Genau hier 
setzt die EU-Richtlinie an, die seit 2024 in Kraft ist. Sie 
schafft EU-weit Mindeststandards für die Definition und 
Verfolgbarkeit von Sanktionsverstößen als Straftaten. 
Diese Harmonisierung, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
ist zwingend notwendig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Mit der heutigen Novelle setzen wir diese Richtlinie 
nun in nationales Recht um. Die gute Nachricht ist: 
Deutschland war bereits vor Inkrafttreten der Richtlinie 
vergleichsweise gut aufgestellt.

(Beifall des Abg. Thomas Bareiß [CDU/CSU])

– Herr Kollege Bareiß, in der Tat! – Viele der nun europa-
rechtlich geforderten Tatbestände waren im Außenwirt-
schaftsgesetz bereits als Straftaten normiert. Gleichwohl 
waren punktuelle Ergänzungen und Anpassungen erfor-
derlich. Diese nehmen wir mit dem vorliegenden Gesetz-
entwurf vor. Dabei war es uns als Koalitionsfraktion – 
dem Dank schließe ich mich an, Herr Kuban, Herr 
Bareiß – besonders wichtig, europarechtskonform vorzu-
gehen und keinen nationalen Sonderweg einzuschlagen. 
Wir setzen diese Richtlinie eins zu eins um.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Genauso wichtig wie diese rechtliche Präzision ist je-
doch auch immer die Praxistauglichkeit der Regelungen. 
Das wurde in der öffentlichen Anhörung zur Novelle des 
Außenwirtschaftsgesetzes sehr deutlich, insbesondere 
durch die Beiträge aus der Wirtschaft und den Kredit-
instituten. Die Herausforderungen liegen etwa in der 
kurzfristigen Umsetzung neuer Sanktionslisten in den 
Softwaresystemen oder in der Frage, wie mit Handlungen 
von Mitarbeitenden umzugehen ist, die ohne Vorsatz han-
deln. Hier ist in der Tat Klarheit entscheidend.

Ich möchte deshalb ausdrücklich darauf hinweisen, 
wie auch in der Ausschusserklärung festgehalten, dass 
überwiegend nur vorsätzliche Verstöße strafbar sind. 
Leichtfertige Verstöße sind nur in eng begrenzten Fällen, 
insbesondere bei Rüstungs- oder Dual-Use-Gütern, straf-
bewehrt. Diese Klarstellung ist wichtig für Rechtssicher-
heit, und sie ist auch wichtig für die deutsche und die 
europäische Wirtschaft.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Ebenso klar ist: Die Wirtschaft braucht Unterstützung 
bei der Umsetzung der Vorgaben, Hilfestellungen in 
Form von klaren Leitlinien und FAQs. Da bauen wir, 
Frau Ministerin, auf Ihr Haus, dass Sie Ihre Rolle – be-
ratend für die Unternehmen – weiterhin so ordentlich 
ausfüllen.

Ein weiterer und letzter Punkt. Deutschland hat nach 
Beginn des russischen Angriffskrieges – der eine wollte 
es, die anderen wollen es gegebenenfalls nicht – die Ab-
hängigkeit von russischem Öl und Gas sukzessive redu-
ziert. Gleichzeitig hat die Rosneft-Tochtergesellschaft 
PCK Schwedt eine herausragende Bedeutung für die 
Energie- und Versorgungssicherheit in unserem Land. 
Für die deutsche Rosneft-Tochtergesellschaften gilt seit 
2022 eine Treuhandverwaltung nach dem Energiesiche-
rungsgesetz, die ursprünglich dieses Jahr ausgelaufen 
wäre. Ohne eine Anschlussregelung wären die Unterneh-
men selbst unmittelbar von den Sanktionen betroffen, mit 
der realen Gefahr einer schweren Versorgungskrise.

Deshalb ist es im Sinne der Energiesicherheit, aber 
auch mit Blick auf die Arbeitsplätze richtig und notwen-
dig, dass wir heute eine neue Treuhandform schaffen, die 
eine langfristige und rechtssichere Lösung bietet. – Ich 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 53. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 15. Januar 2026                                                                                                                                                                                                6377 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



sehe den Kollegen Stefan Zierke aus dem Wahlkreis. Das 
ist eine wichtige Regelung im Sinne der Beschäftigten 
und der Energiesicherheit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich komme zum 
Schluss. Diese Gesetzesnovelle stärkt die Wirksamkeit 
europäischer Sanktionen, wenn man sie denn dann will, 
schafft Rechtsklarheit und wahrt zugleich wirtschaftliche 
Vernunft. Ich bitte Sie ganz herzlich um Zustimmung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Michael 

Kellner für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Michael Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Ich begrüße ausdrücklich, dass wir 
hier die Sanktionsregeln innerhalb der Europäischen 
Union verschärfen, umsetzen und vereinheitlichen. Das 
ist ein guter Gesetzentwurf.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. Thomas 
Bareiß [CDU/CSU])

Ehrlicherweise: Wer meint, hier Sanktionen delegitimie-
ren zu müssen, um sozusagen das Geschäft von Wladimir 
Putin zu betreiben, der stärkt Deutschland nicht, der 
schwächt Deutschland.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Ich sehe ja euer Bemühen. Es gibt wenig Situationen, wo 
Regeln unmittelbar gelten. Deswegen finde ich gut, dass 
Sie eine Ausschusserklärung gemacht haben. Ich weiß 
aber nicht, ob das wirklich die gebotene Rechtssicherheit 
bringt.

Ich will aber eine andere Sache erwähnen: Als Formu-
lierungshilfe beraten wir über eine neue Form der Treu-
hand, eine Treuhand nach dem Außenwirtschaftsgesetz. 
Bisher gab es nur eine Treuhand zur Energiesicherheit, 
zur Versorgungssicherheit. Das ist ein Gedanke, dem ich 
mich gerne nähere und der viel für sich hat. Ich fand es 
nur bedauerlich, dass wir das bei der Anhörung im Aus-
schuss kaum beraten haben, dass nur unser Sachverstän-
diger überhaupt darüber geredet hat.

Es ist schon ein massiver Eingriff, dass wir jetzt alle 
Unternehmen in Deutschland unter Treuhandverwaltung 
stellen könnten und dies auch unbefristet ist. Natürlich 
muss der Treuhandgrund da sein, aber die Verwaltung 
muss nicht alle sechs Monate wieder erneuert werden. 
Das ist ein harter Eingriff. Ich hätte mir da etwas mehr 
Beratung gewünscht, weil auch an einer Stelle etwas un-
klar ist.

Wir reden über konkrete Standorte, über konkrete Raf-
finerien, die das betrifft, nämlich in Schwedt, in Ingol-
stadt, in Karlsruhe. Sie wissen alle, dass die amerika-
nische Administration harte Sanktionen gegen Rosneft 
verhängt hat, die ich sehr begrüßt habe, wobei es aber 
unklar war, was das eigentlich für die Raffinerien bedeu-
tet. Dann gab es eine Ausnahmegenehmigung. Mir ist bis 
heute bei den Ausschussberatungen nicht klar geworden: 
Reicht eigentlich diese neue AWG-Treuhand aus, damit 
die Amerikaner diese Ausnahmegenehmigung für die 
deutsche Tochter verlängern? – Sie nicken, Frau Reiche; 
ich hoffe, das ist so. Das wäre wirklich wichtig für die 
dort beschäftigten Familien, damit sie in diesem Punkt 
Sicherheit haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Was bei der Anhörung auch deutlich wurde – das fand 

ich total interessant, und das würde ich Ihnen gerne mit-
geben –: Wir haben vor einem Jahr, im Dezember 2024, 
von der Europäischen Union eine Einzelfallbeihilfe über 
350 Millionen Euro für die Erzeugung von synthetischen 
Kraftstoffen in Brandenburg bekommen. Ich hätte dieses 
Projekt gerne noch zu Ende gebracht; das ging dann nicht 
mehr aufgrund der Wahlen. Es ist nicht so ganz einfach 
umzusetzen, weil es immer eine große Zurückhaltung 
gibt: Was darf der Treuhänder eigentlich außer Wert-
erhalt?

Das Entscheidende ist, glaube ich, dass auch bei der 
Anhörung im Deutschen Bundestag durch unseren Sach-
verständigen deutlich wurde, dass der Treuhänder viel 
mehr darf, als er sich bisher getraut hat. Ich will Sie daher 
ausdrücklich dazu ermutigen, diese neuen Möglichkeiten 
zu nutzen, damit eben an diesen Raffineriestandorten in 
Schwedt usw. – darüber habe ich gerade gesprochen – 
auch die Investition in synthetische Kraftstoffe und in 
grünen Wasserstoff erfolgen kann, sodass nicht nur der 
Status quo eingefroren wird. Das wäre mir ein wichtiges 
Anliegen für diese Standorte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Trotzdem bleibt eine große Ungewissheit mit dieser 

Treuhandkonstruktion. Wir haben diese Treuhand selbst 
eingeführt als Notoperation; das war damals nötig. Ich 
will noch mal sagen: Wir leben in einem Land, wo es 
normal ist, dass wir Schrebergärten enteignen und zer-
stören für Autobahnbau. Wir leben in einem Land, wo 
es normal ist, dass Klubs geschlossen und abgerissen 
werden für Autobahnbau. Ich würde mir wünschen, 
dass wir endlich Rosneft enteignen. Es muss doch in 
einem Land, wo Schrebergärten oder Klubs für Autobah-
nen enteignet werden, möglich sein, auch Rosneft zu ent-
eignen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
um damit eine Rechtssicherheit für die Beschäftigten und 
für die Standorte zu schaffen.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Die Linke Jörg Cezanne.
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(Beifall bei der Linken)

Jörg Cezanne (Die Linke):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das vorliegende Gesetz ist ein EU-Umsetzungsgesetz. 
Die Koalition aus SPD und Union setzt also nur in deut-
sches Recht um, was bereits beschlossenes EU-Recht ist.

Wir sind ausdrücklich für eine Harmonisierung und 
Verschärfung der Durchsetzungsmöglichkeiten für ge-
rechtfertigte Sanktionen, auch wenn wir nicht jede Sank-
tion im Einzelnen befürworten. Das Problem liegt hier 
nicht im Wortlaut des Gesetzes, sondern im dramatischen 
Auseinanderfallen von neu geschaffener Rechtslage und 
Lebenswirklichkeit.

Auf dem Papier wird die Durchsetzung von Sanktio-
nen vereinheitlicht. Wie sollen aber die neuen Regeln von 
Ermittlungs- und Justizbehörden durchgesetzt werden, 
denen es überall an technischen und personellen Kapazi-
täten fehlt? Man benötigt Fachleute mit Kenntnissen im 
grenzüberschreitenden Wirtschaftsverkehr, im Steuer-
recht, im Außenwirtschaftsrecht. Das sind Fachleute, 
die man auch für die Verfolgung von Finanz- und Wirt-
schaftskriminalität braucht: Steuerdelikte, Organisierte 
Kriminalität, Geldwäsche und Korruption. In all diesen 
Bereichen fehlt es seit Jahren an einer ausreichenden Per-
sonalausstattung der Behörden, eben weil dieses Personal 
von politischer Seite nicht bereitgestellt wird.

(Beifall bei der Linken)
Steuerfahnderinnen und Steuerfahnder, hochprofessiona-
lisierte Schwerpunktstaatsanwaltschaften für Wirt-
schaftskriminalität und viele zusätzliche Richterinnen 
und Richter mit Expertise in diesem Bereich: Das ist, 
woran es fehlt.

Wenn Wirtschaftsstraftäter oder Sanktionsumgeher 
Millionen illegal verdienen können, dann können sie 
eben auch mit Leichtigkeit für Hunderttausende Euros 
Steuerberater, IT-Fachleute und Wirtschaftsfachanwälte 
einstellen oder sich von denen helfen lassen; Fachleute, 
die Spuren verschleiern und die schwachen Strafverfol-
gungsbehörden an der Nase herumführen.

Das Versagen der Bundesregierung liegt nicht in einer 
schlechten Umsetzung von EU-Recht, sondern in der 
Nichtdurchsetzung von Wirtschafts- und Sanktionsrecht 
in der Praxis.

(Beifall bei der Linken)
Die Bundesregierung – und es ist nicht erst die derzeitige 
schwarz-rote Bundesregierung – trägt die Verantwortung 
dafür, dass Kriminelle in Nadelstreifen selten belangt 
werden und für die uns als Gesellschaft zugefügten Schä-
den fast nie Schadensersatz durchgesetzt wird.

Das vorliegende Gesetz wird daran kaum etwas än-
dern. Er ist ein Papiertiger im besten Sinne des Wortes; 
er ist eine bittere Heuchelei.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Thomas Bareiß.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Thomas Bareiß (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Wir beraten heute in abschließender 
Lesung Änderungen zum Außenwirtschaftsgesetz – ein 
auf den ersten Blick nicht besonders spannendes Gesetz-
gebungsvorhaben. Aber das täuscht; denn das sogenannte 
AWG betrifft einen Kernbereich der deutschen Wirt-
schaftspolitik. Deutschland ist eines der wichtigsten Ex-
portländer überhaupt. Es gibt kaum ein Land, das so 
erfolgreich wie Deutschland ist beim Verkauf von Waren 
und Gütern in der Welt. Jeder vierte Arbeitsplatz hängt 
vom Export ab. Exporte machten im Jahr 2024 über 
40 Prozent der gesamten Wirtschaftsleistung aus.

Ich bin nach wie vor der Meinung, dass der rege Han-
del dazu beiträgt, Frieden, Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit in der Welt zu stärken. Klar muss aber auch sein: 
Handelsbeziehungen dürfen nicht dazu führen, dass ge-
fährliche und gegnerische Regime gestärkt werden. Und 
klar ist auch: Wir haben einen hohen Anspruch an unsere 
wertebasierte Außen- und Wirtschaftspolitik, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Deshalb haben wir in den letzten Jahren ein anspruchs-
volles Sanktions- und Embargoregime in Europa imple-
mentiert, und Deutschland war hier immer in einer Vor-
reiterrolle. Glaubwürdig bleiben wir dann, wenn wir die 
vereinbarten Sanktionen und Embargos konsequent um-
setzen und mögliche Verstöße verfolgen und dann auch 
entschieden ahnden. Dafür steht unser Außenwirtschafts-
gesetz in besonderer Weise.

Die heutige Novelle soll der Verbesserung und der 
europäischen Harmonisierung der deutschen AWG-Re-
geln dienen. Die Wirtschaft, besonders der deutsche 
Mittelstand, braucht verlässliche, umsetzbare und funk-
tionierende Regeln. Und wie schon von meinen Vorred-
nern angeführt, haben wir uns im Gesetzgebungsprozess 
sehr viele Gedanken darüber gemacht, wie wir, ohne die 
bestehenden Mechanismen zu verwässern, die neuen Re-
geln für die Wirtschaft und das Banken- und Finanzsys-
tem praktisch umsetzbar gestalten.

Es war nicht ganz einfach; auch das wurde schon an-
gesprochen. Aber ich glaube, wir haben es geschafft, 
sinnvolle Regelungen zu finden, auch wenn manche Re-
gelungen aus Europa nicht immer ganz praxistauglich 
waren. Das Thema 48-Stunden-Frist wurde angespro-
chen; auch da haben wir, glaube ich, einen sehr gang-
baren Weg für beide Seiten gefunden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, ich möchte noch einen wei-
teren Punkt ansprechen; auch der wurde schon angespro-
chen, aber er ist mir wichtig. Es geht um die Handhabung 
von deutschen Tochtergesellschaften von sanktionierten 
ausländischen Unternehmen, ganz besonders im Hinblick 
auf die Raffinerien PCK Schwedt, Ingolstadt und Karls-
ruhe. Eine gewisse Rechtsunsicherheit haben diese Ge-
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sellschaften, und die bestehende Treuhandverwaltung ist 
derzeit noch nicht ganz klassisch ausdefiniert. Das ist für 
die Beschäftigten ein Problem, eine große Belastung. 
Und auch für die Kunden, die von den Raffinerieproduk-
ten abhängig sind, bedeutet die aktuelle Lage eine schwe-
bende Unsicherheit.

Mit den jetzigen Änderungen wollen wir Rechtssicher-
heit schaffen und auch betriebswirtschaftliche Hand-
lungsfähigkeit herstellen. Im Rahmen der neuen Instru-
mente würden wir Beschränkungen für Unternehmens- 
entscheidungen besser ausgestalten, sodass wir auch 
innerhalb der Treuhand wichtige Zukunftsthemen an-
packen und wichtige Rahmenbedingungen für die Zu-
kunft schaffen können.

Meine Damen und Herren, deshalb ist es wichtig, dass 
wir heute dieses Gesetzgebungsverfahren abschließen 
und dem Bundesrat diesen Gesetzentwurf vorlegen, da-
mit die Novelle dann auch rechtzeitig in Kraft treten 
kann. In diesem Sinne bitte ich um Ihre Zustimmung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Den Schluss in dieser Debatte macht für die AfD-Frak-

tion Mathias Weiser.

(Beifall bei der AfD)

Mathias Weiser (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Wir beraten über den Entwurf des 
Gesetzes zur Anpassung von Straftatbeständen bei Ver-
stößen gegen EU-Sanktionen. Es handelt sich um eine 
Verschärfung der bisherigen rechtlichen Regelungen bei 
der Sanktionspolitik. Die Absicht ist klar – Sie haben es 
auch schon angesprochen –: Die Sanktionen gegenüber 
Russland sollen verschärft werden, und dazu wollen Sie 
mit diesem Gesetz die notwendigen rechtlichen Regelun-
gen schaffen.

Dazu eine Frage an die Befürworter: Wie schätzen Sie 
den bisherigen Erfolg der deutschen Sanktionspolitik ge-
genüber Russland ein? Die russische Wirtschaft ist nicht 
zusammengebrochen.

(Dr. Klaus Wiener [CDU/CSU]: Der russi-
schen Wirtschaft geht es verdammt schlecht!)

Russland kann weiter Gas und andere Güter über Dritt-
länder wie die Türkei, Georgien oder Kasachstan verkau-
fen und dem Weltmarkt zur Verfügung stellen.

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Viel weniger und für viel weniger 
Geld!)

Und was am meisten beunruhigen sollte: Russland hat 
im vergangenen Jahr erstmals mehr Gas nach China ge-
liefert als nach Europa und in die Türkei zusammen. Im 
Herbst haben Russland und China beschlossen, mit dem 
zweiten Strang der Pipeline „Kraft Sibiriens“ die Liefer-
menge über diese Pipeline auf 50 Milliarden Kubikmeter 

jährlich zu erhöhen – so viel wie über die gesprengte 
Nord-Stream-Pipeline nach Europa hätte geliefert wer-
den können.

(Dr. Klaus Wiener [CDU/CSU]: Fragen Sie die 
Russen nach dem Preis!)

Es wird sich als ein schwerer strategischer Fehler he-
rausstellen, einen der größten Rohstofflieferanten der 
Welt in die Arme der Chinesen getrieben zu haben.

(Beifall bei der AfD)

Die chinesische Industrie profitiert jetzt vom Import bil-
liger russischer Energie und sichert sich dadurch Wett-
bewerbsvorteile am Weltmarkt. Das war eigentlich das 
Geschäftsmodell Deutschlands: billiges russisches Gas, 
wir haben Erfolg am Weltmarkt. Dieses Geschäftsmodell 
haben Sie ohne eine Exitstrategie über den Haufen ge-
worfen.

Die Auswirkungen sind offensichtlich: Die Industrie 
wandert aufgrund hoher Energiekosten ab, und die deut-
sche Wirtschaft stagniert oder befindet sich in einer Re-
zession. Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen – erinnern Sie 
sich bitte an den Spruch der Altvorderen –: Hochmut 
kommt vor dem Fall.

(Beifall bei der AfD)

Ich weiß deshalb nicht, warum Sie die Sanktionen gegen-
über Russland noch weiter verschärfen wollen. Wollen 
Sie, dass es der deutschen Wirtschaft noch schlechter 
geht, dass wir uns noch weiter in eine strategische Sack-
gasse begeben?

Schauen Sie, schon aus diesen Grundüberlegungen he-
raus ist es abzulehnen, dass der Bundesregierung weitere 
Möglichkeiten an die Hand gegeben werden, eine weitere 
Schwächung der deutschen Wirtschaft durch die Sankti-
onspolitik herbeizuführen. Des Weiteren werden die zum 
Beschluss stehenden Regelungen für mehr Bürokratie, 
mehr Überwachung, mehr Compliance-Regelungen sor- 
gen. Vor allem die Strafbewehrung der Jedermannspflicht 
und Strafen schon bei leichten Verstößen beim Export 
von Dual-Use-Gütern sind unverhältnismäßig und krimi-
nalisieren Unternehmen und ihre Mitarbeiter. Der Be-
schluss ist auch deshalb abzulehnen.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich schließe damit die Aussprache.
Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den von der 

Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur An-
passung von Straftatbeständen und Sanktionen bei Ver-
stößen gegen restriktive Maßnahmen der Europäischen 
Union. Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie emp-
fiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Druck-
sache 21/3637, den Gesetzentwurf der Bundesregierung 
auf Drucksachen 21/2508 und 21/3205 in der Ausschuss-
fassung anzunehmen. Ich bitte jetzt diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf in der Ausschussfassung zustimmen wol-
len, um das Handzeichen. – Das sind die Unionsfraktion 
und die SPD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das ist die 
AfD-Fraktion. Wer enthält sich? – Das sind die Fraktion 
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Bündnis 90/Die Grünen und die Fraktion Die Linke. Der 
Gesetzentwurf ist damit in zweiter Beratung angenom-
men.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte jetzt diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die Unionsfraktion und die SPD-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – Das ist die AfD-Fraktion. Wer enthält 
sich? – Das sind die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und 
die Fraktion Die Linke. Der Gesetzentwurf ist damit an-
genommen.

Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 16: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Arne 
Raue, Alexander Arpaschi, Dr. Christina Baum, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Stärkung des Katastrophenschutzes und der 
Resistenz kritischer Infrastrukturen in 
Deutschland – Lehren aus dem Stromausfall 
in Berlin ziehen

Drucksache 21/3596
Überweisungsvorschlag:  
Innenausschuss (f) 
Ausschuss für Gesundheit

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart. – Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, ihre 
Plätze zu tauschen.

Ich eröffne die Aussprache. Der erste Redner in dieser 
Debatte ist für die AfD-Fraktion Arne Raue.

(Beifall bei der AfD)

Arne Raue (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! In einem Land, das sich selbst gern als glo-
balen Vorreiter sieht, genügen offenbar ein Seitenschnei-
der und etwas Brandbeschleuniger, und aus der Energie-
wende wird ein Dunkelkammerexperiment. Mitten im 
Winter saßen ganze Stadtteile Berlins tagelang ohne 
Strom: keine Kommunikation, keine funktionierende In-
frastruktur, Krankenhäuser am Limit, Pflegekräfte impro-
visieren, Wasserversorgung gerät ins Wanken. Das war 
kein Planspiel. Das war Deutschland im Jahr 2026. Herz-
lich willkommen!

(Beifall bei der AfD)
Dieser Blackout war tatsächlich kein Zufall. Er war die 

Folge eines politisch motivierten Anschlags linksextre-
mer Klimatäter – linksextremer Klimatäter! – auf unsere 
Energieinfrastruktur. Nach Tesla und Adlershof war es 
bereits der dritte Angriff innerhalb nur eines halben Jah-
res. Obwohl Politik und Sicherheitsbehörden seit Mona-
ten betonen, kritische Infrastruktur stärker zu schützen, 
konnten die Täter erneut eine Schwachstelle identifizie-
ren und problemlos zuschlagen. Der staatliche Schutz 
scheint derzeit eher aus Hoffnung und Pressemitteilungen 
zu bestehen als aus wirksamen Maßnahmen. Über 
100 000 Menschen waren ohne Strom und Heizung – 
exakt so viele wie vier Monate zuvor in Adlershof. 

Zwei nahezu identische Ereignisse, gleiche Folge, glei-
che Ratlosigkeit im politischen Parkett. Wer hier noch 
von Einzelfällen spricht, meine Damen und Herren, ver-
weigert die Realität.

(Beifall bei der AfD)
Die wirtschaftlichen Schäden für Unternehmen und Pri-
vathaushalte werden sich im Millionenbereich bewegen 
und sind noch nicht abschätzbar.

Dieser Anschlag hat gezeigt, was viele Bürgerinnen 
und Bürger längst spüren: Unsere kritische Infrastruktur 
ist unzureichend geschützt, physisch wie strategisch. Ein 
Staat, der seine Stromversorgung nicht sichern kann, 
sollte etwas leiser von Transformation sprechen. Trans-
formation klingt gut, Dunkelheit und Kälte tun tatsäch-
lich weh. Nach dem Blackout zeigt die Regierung plötz-
lich Präsenz – welche Freude! – direkt an Stromkästen. 
Hunderte Polizisten bewachen nun Kabelschächte, als 
hätten diese Langeweile. Warum? Weil man es jahrelang 
versäumt hat, Strukturen zu sichern.

(Leon Eckert [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Haben Sie eigentlich Ihren eigenen Antrag ge-
lesen?)

Wer Stromkästen bewachen lässt, statt systematisch zu 
schützen, der hat die Kontrolle verloren,

(Beifall bei der AfD)
zumal, meine Damen und Herren, die Baupläne unserer 
Infrastruktur öffentlich im Netz für jedermann und damit 
auch für jeden Täter einsehbar sind. Eine Einladung! Ein 
handlungsfähiger Staat hat eine zentrale Aufgabe: Schutz 
seiner Bürger – nicht symbolisch, nicht ausschließlich auf 
dem Papier, sondern ganz konkret. Vorsorge, Resilienz, 
klare Verantwortlichkeiten: Genau hier hat Deutschland 
über Jahre geschlafen, nicht aus Unwissenheit, sondern 
aus politischer Bequemlichkeit.

(Beifall bei der AfD)
Besonders symbolträchtig war das Verhalten unserer 

politischen Führung. Während Berlin im Dunkeln sitzt, 
Menschen frieren, Pflegekräfte kämpfen, Krisenstäbe ro-
tieren, hat der Regierende offenbar Zeit und Muße, seinen 
Körper zu stählen. Offenbar glaubte er, er könne eine in 
Teilen dysfunktionalen Millionenstadt aus der Rückhand 
heraus regieren. Führung per Aufschlag, Krisenmanage-
ment im Tiebreak, für die Bürger kein Strom: Bleibt mir 
nur zu hoffen, dass unser CDU-Stadtoberhaupt zumin-
dest den Matchgewinn gegen seine Senatorin nach Hause 
gefahren hat. Das ist kein Ausrutscher, das ist eine Hal-
tung: maximale Selbstüberhöhung mit minimalem 
Pflichtgefühl.

(Beifall bei der AfD)
Final gibt es dann noch – und jetzt kommt erst das Gute – 
von der Hauptstadtfraktion der CDU den Segensspruch 
und höchstes Lob des Kanzlers. Wie abgebrüht, meine 
Damen und Herren, gehen zwischenzeitlich Politiker 
mit dem eigenen Versagen um.

(Beifall bei der AfD)
Herr Regierender Bürgermeister von Berlin, Ihnen sau-
bere Returns im Jahr 2026!
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Möchtegerngendarm auf der ganzen Welt, Moralzeige-
finger gegen jeden und jede und ein Füllhorn für Gender-
projekte und Klimarettung weltweit, aber weder ausrei-
chend Material noch ausreichend Personal, wenn es 
darum geht, die eigene Bevölkerung zu entlasten oder 
gar zu schützen! Wir reden hier teilweise von Grund-
bedürfnissen, meine Damen und Herren.

(Zuruf der Abg. Agnieszka Brugger [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

– Jawohl, hören Sie genau zu! – Da reichen im Nach-
hinein auch nicht die gebetsmühlenartigen Danksagun-
gen – wie gestern von Ihnen zu hören –, um die Lage 
zu beschönigen.

(Leon Eckert [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie machen das THW verächtlich! Sie verach-
ten das THW!)

Deutschland braucht endlich eine starke, handlungs-
fähige, national verantwortliche Bewältigung der Kata-
strophe. Die Resilienz unserer kritischen Infrastruktur – 
Energie, Wasser, Kommunikation, Gesundheit – muss 
deutlich erhöht werden, nicht irgendwann, sondern jetzt.

(Zuruf der Abg. Agnieszka Brugger [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

– Und ja, ein Solarpanel, weil sie am lautesten schreien, 
ersetzt kein Dieselaggregat. – Hoffnungspolitik ist keine 
Resilienz. Betreiber kritischer Infrastruktur müssen ver-
pflichtet werden, belastbare Risiko- und Resilienzana-
lysen selbstverantwortlich – Achtung, nicht gegängelt 
und mit noch mehr Behörde! – vorzuhalten. Physischer 
Objektschutz, digitale Sicherheit sind konsequent aus-
zubauen. Bundesweit einheitliche Mindeststandards, die 
zentrale Notstromlösung, Inselnetze, realistisch geübte 
Notfallabläufe sind überfällig, wobei man einräumen 
muss, dass der Innenminister da schon fleißig ist. In mei-
ner bisherigen Berufung durfte ich die Einführung digi-
taler Technik im Bereich des Brand- und Katastrophen-
schutzes begleiten – ein Feld für Versuche in den letzten 
Jahren. Die Zeit der Experimente ist angesichts der an-
gespannten Lage vorbei, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Katastrophenschutz braucht Menschen. Unsere Hilfs-

organisationen und das THW sind das Rückgrat unserer 
Sicherheit. Dieses Ehrenamt verdient mehr als Applaus 
direkt nach der Krise, wie es gestern und heute hier von 
allen gebetsmühlenartig zu vernehmen war. Es benötigt 
moderne Ausstattung, verlässliche Finanzierung und 
echte Wertschätzung.

(Zuruf der Abg. Saskia Esken [SPD])
Der Berliner Stromausfall muss der Ausgangspunkt für 
eine echte Neuausrichtung des Katastrophenschutzes in 
Deutschland sein, realistisch geplant und konsequent um-
gesetzt. Unsere Bürger haben ein Recht, dass der Staat im 
Ernstfall funktioniert.

(Daniel Baldy [SPD]: Nicht nur im Ernstfall!)
Dafür ist die Alternative für Deutschland ein Garant.

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Sebastian 

Schmidt für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Sebastian Schmidt (CDU/CSU):
Einen Moment bitte, das Rednerpult muss noch nach 

oben, genauso wie die inhaltliche Ebene wahrscheinlich.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Nach 
dem rücksichtslosen linksterroristischen Anschlag auf 
die Berliner Stromversorgung beraten wir heute einen 
Antrag der AfD-Fraktion zur Stärkung des Katastrophen-
schutzes. Dazu kann ich Ihnen nur eines sagen: Auf Ihre 
Hilfe sind wir nicht angewiesen.

(Lachen des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])
Sie brauchen wir nicht!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Dr. Bernd Baumann [AfD]: Die 
Wähler aber!)

Der Bevölkerungsschutz hat für diese Bundesregie-
rung und für diese Koalition von Beginn an die höchste 
Priorität. Das zeigen eindrucksvoll die Haushalte 2025 
und 2026 mit deutlichen Aufwüchsen in den zuständigen 
Behörden und Organisationen.

(Zuruf des Abg. Markus Matzerath [AfD])
Das zeigt sich nicht zuletzt auch daran, dass wir seit 
Herbst vergangenen Jahres das KRITIS-Dachgesetz ver-
handeln, ein Gesetz, das neue Maßstäbe in der Krisen-
vorsorge setzt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Denn das KRITIS-Dachgesetz ist eine zentrale Säule des 
präventiven Bevölkerungsschutzes. Erstmals schaffen 
wir einen systematischen Überblick über unsere kritische 
Infrastruktur. Wir verpflichten deren Betreiber, sich künf-
tig besser gegen Sabotage, Terroranschläge und Natur-
katastrophen zu schützen und durch belastbare Notfall-
pläne konkret vorzusorgen. Doch das ist nur der Anfang.

Hinter uns liegen Jahrzehnte der Transparenzoffensive, 
die den Staat zu einer nahezu gläsernen Institution ge-
macht haben – ein Ansatz, der in der heutigen Bedro-
hungslage nicht mehr zeitgemäß ist. Wir dürfen unsere 
kritische Infrastruktur nicht länger auf dem Silbertablett 
präsentieren. Wir müssen die Prioritäten neu setzen. 
Sicherheit hat Vorrang vor überzogener Transparenz, 
und Sicherheit hat Vorrang vor Datenschutz, der uns ver-
wundbar macht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Für einen wirksamen Bevölkerungsschutz braucht es 
aber auch einen Mentalitätswechsel in der Gesellschaft. 
Resilient zu sein, heißt auch, jeder Einzelne hat eine Auf-
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gabe. Nur wenn die Menschen wissen, wie sie sich im 
Ernstfall richtig verhalten, sind wir auf Krisen angemes-
sen vorbereitet. Wir müssen informieren, schulen und die 
Menschen in ihrer Lebensrealität erreichen. Wir müssen 
darüber reden, ob wir entsprechende Angebote in die 
schulische Bildung integrieren und als regelmäßige Schu-
lung am Arbeitsplatz verankern.

Der Angriff in Berlin hat zugleich gezeigt, dass der 
Staat handlungsfähig ist; denn Polizei, Bundeswehr, 
THW und Feuerwehr haben alles getan, um die Betroffe-
nen zu entlasten und die Versorgung schnellstmöglich 
wiederherzustellen. Ihnen allen gilt unser aufrichtiger 
Dank für ihren Einsatz, für ihre Professionalität und für 
ihre Bereitschaft, Tag und Nacht für unsere Sicherheit in 
unserem Land zu sorgen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Aber eines ist auch klar und muss ganz deutlich be-
nannt werden: Hinter jedem Angriff stehen Täter. Deren 
Zahl und Gewaltbereitschaft steigen. Deshalb müssen wir 
nicht nur mehr für die Prävention tun, sondern auch wi-
derstandsfähiger werden. Wir müssen konsequenter ge-
gen Täter vorgehen. Wer die Grundlage menschlichen 
Zusammenlebens zerstört, muss die volle Härte des 
Rechtsstaates zu spüren bekommen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Jörg Zirwes [AfD])

Der linksterroristische Anschlag in Berlin ist eine deut-
liche Warnung. Linksextremismus erhält noch nicht die 
Aufmerksamkeit, die seiner Gefährlichkeit entspricht.

(Uwe Schulz [AfD]: Dann tun Sie doch was!)
Die von ihm ausgehende Bedrohung gehört stärker ins 
Scheinwerferlicht gerückt. Meine Damen und Herren, 
wer Gewalt anwendet und sie mit vermeintlich höheren 
Zielen rechtfertigt, hat in Deutschland keinen Platz.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Rasha Nasr [SPD])

Deshalb – der Innenminister hat es beschrieben – schla-
gen wir zurück und überlassen den Linksextremisten 
nicht das Feld. Ich begrüße ausdrücklich, dass Alexander 
Dobrindt angekündigt hat, beim Phänomen des Links-
extremismus jetzt noch entschlossener durchzugreifen. 
Die Stärkung des Verfassungsschutzes, des Personals 
und die erweiterten digitalen Befugnisse sind die richti-
gen Signale dafür.

Gleichzeitig bleibt die Gefahr durch Rechtsextremis-
mus und Islamismus allgegenwärtig. Für uns gilt daher: 
Wir treten jeder Form von Extremismus entschieden ent-
gegen, meine Damen und Herren. Jeder Extremist ist 
Mist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Derya Türk-Nachbaur [SPD] – Siegfried 
Walch [CDU/CSU]: So ist es!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen Leon Eckert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Leon Eckert (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! Der 
Antrag der AfD, den wir hier verhandeln, besteht im Kern 
aus zwei Maßnahmen. Erstens soll es mehr Zentralstaat 
geben – das führt selten zum Erfolg –, und zweitens soll 
viel mehr Geld bereitgestellt werden. Damit hinkt der 
Antrag der Realität ein ganzes Jahr hinterher. Durch die 
umfassende Bereichsausnahme für den Bevölkerungs-
schutz – einer der maßgeblichen Erfolge von uns Grünen 
bei der Reform der Schuldenbremse – gab es im jetzigen 
Haushalt eine Verdopplung des Bevölkerungsschutzetats 
auf 1,3 Milliarden Euro jährlich. Damit steht bereits jetzt 
enorm viel Geld für den Bevölkerungsschutz zur Ver-
fügung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Da sich der Kollege von der Union hier gerade selbst 
gelobt hat: Der Satz – für Sie zum Mitschreiben – muss 
korrekt lauten: Dank der grünen Verhandlungserfolge 
konnten wir so viel wie noch nie in THW und BBK 
investieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Vielleicht kann das der Kollege von der CSU gleich noch 
aufnehmen. An dieser Stelle muss ich Sie daran erinnern, 
dass Friedrich Merz höchstpersönlich den Zivilschutz 
2022 aus dem Sondervermögen kurzfristig wieder he-
rausverhandelt hat.

(Lisa Paus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Genauso war es! – Gegenruf des Abg. 
Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Das 
hatte ja auch einen Grund!)

Die Redner der AfD würzen Ihre veralteten Forderun-
gen – gestern und auch heute wieder – mit der üblichen 
Verächtlichmachung des THWs. Die Lügengespinste 
rund um fehlende Notstromaggregate zeigen doch ganz 
deutlich, dass Sie die Helferinnen und Helfer schmähen, 
die alle im Einsatz waren. Ihre Ausführungen zeigen: Die 
AfD und die Werte von Feuerwehr, THW und den Hilfs-
organisationen passen gar nicht zusammen. Solidarität, 
dem Nächsten zu helfen, und die AfD – das ist inkom-
patibel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Der Berliner Stromausfall hat sicher Herausforderun-
gen im Bevölkerungsschutz aufgezeigt. Diese liegen aber 
hauptsächlich in der Härtung der Infrastruktur, in Vor-
sorge und Resilienz sowie in der Krisenkommunikation, 
nicht vornehmlich im Bereich der Bewältigung. Die Ber-
liner Feuerwehr, das THW und die Hilfsorganisationen 
haben sehr gut zusammengearbeitet in dieser Krise.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die Herausforderungen im Bevölkerungsschutz sind 

aus unserer Sicht ganz andere. Es braucht ein neues Ver-
ständnis der Zusammenarbeit zwischen dem Staat und 
den Bürgerinnen und Bürgern. Wir Grüne wollen keinen 
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bevormundenden Bevölkerungsschutz mit dem Duktus: 
Wir kümmern uns um alles, bleiben Sie ruhig! – Das 
verunsichert doch. Wir Grüne wollen aber auch keinen 
verantwortungslosen Bevölkerungsschutz, der sagt, die 
Zeit der Vollkaskomentalität sei vorbei, und damit eine 
Rechtfertigung dafür liefert, dass der Einzelne schuld ist, 
wenn es ihm schlecht geht. Nein, es braucht einen neuen 
Ansatz, der auf Solidarität und Selbstorganisation fußt. 
„Wir kommen gemeinsam durch jede Krise“, muss das 
Credo sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dafür müssen Bund, Länder und Kommunen genau 
sagen, wie weit ihre Ressourcen, ihre Kapazitäten reichen 
und wo wir alle gefragt sind, in einer Krise mitanzu-
packen. Dafür braucht es vollkommene Transparenz, 
was der Staat vorhält und für wie lange. Dann kann es 
eine echte Debatte darüber geben, wie viel uns Vorsorge 
wert ist. Dafür braucht es auch bessere Vorbereitungs-
angebote in jedem Ort, um den Bürgerinnen und Bürgern 
Wissen an die Hand zu geben, wie sie sich und ihre 
Liebsten im Krisenfall besser schützen können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Unser Vorschlag ist – als Einstieg sozusagen und als 
Angebot an alle Bürgerinnen und Bürger – ein bundes-
weiter Übungstag, an dem wir zeigen können, was jede 
Kommune vor Ort machen kann, was jede Bürgerin und 
jeder Bürger vor Ort machen kann und wie Gefahren vor 
Ort unterschiedlich und gemeinsam zu bewältigen sind. 
Solidarität statt Bevormundung und Egoismus, das ist der 
grüne Weg für einen starken Bevölkerungsschutz.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist Rasha Nasr 

für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Rasha Nasr (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
Krisen fordern uns heraus. Sie fordern Technik, Organi-
sation und klare politische Entscheidungen. Aber vor 
allem fordern sie uns als Gesellschaft.

Nach dem mutmaßlich linksextremistischen Anschlag 
auf das Berliner Stromnetz haben viele Menschen erlebt, 
was unser Land im Innersten zusammenhält: haupt- und 
ehrenamtliche Helferinnen und Helfer, die nicht gefragt 
haben, wer schuld ist, sondern wo Hilfe gebraucht wird. 
Feuerwehr, Polizei, Bundeswehr, THW, die Anwohne-
rinnen und Anwohner – sie alle haben ruhig, solidarisch 
und verantwortungsvoll zusammengearbeitet. Dafür ge-
bührt ihnen unser tiefer Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Was wir in diesen Tagen erlebt haben, war Deutschland 
in der Krise. Ich finde, darauf können wir ein Stück weit 
stolz sein. Natürlich lief nicht alles perfekt. Solche Mo-
mente zeigen uns Schwachstellen. Genau deshalb ziehen 
wir Lehren. Aber wir tun das nicht mit Schuldzuweisun-
gen, sondern mit Sachlichkeit, mit Zusammenarbeit und 
mit politischer Verantwortung. Genau deshalb ist dieser 
Antrag der AfD in der Sache überflüssig: nicht weil die 
Themen unwichtig wären, sondern weil ein Großteil des-
sen, was hier gefordert wird, bereits umgesetzt ist oder 
sich in konkreter Umsetzung befindet. Dieser Antrag hat 
schlicht keinen politischen Mehrwert – wie so oft, wenn 
die AfD hier Anträge einbringt.

Der Bevölkerungsschutz wurde und wird weiterhin 
gestärkt. Warnsysteme werden ausgebaut und regelmäßig 
getestet. Der Schutz kritischer Infrastrukturen wird mit 
dem KRITIS-Dachgesetz, das wir in den kommenden 
Wochen verabschieden, erstmals verbindlich und umfas-
send geregelt.

Der Unterschied zwischen uns und der AfD liegt also 
nicht darin, ob wir handeln, sondern, wie wir handeln, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. Während wir an Lösun-
gen arbeiten, nutzt die AfD jede Krise, um zu dramatisie-
ren, zu verunsichern und Gegensätze zu konstruieren 
zwischen Menschen, die in unterschiedlichen Notlagen 
sind und eigentlich dasselbe wollen: Sicherheit, Verläss-
lichkeit und Zusammenhalt. Katastrophen- und Bevölke-
rungsschutz ist keine Bühne für politische Zuspitzung. Er 
lebt von Vertrauen, von Verlässlichkeit und davon, dass 
Politik Orientierung gibt, statt Ängste zu verstärken. Wer 
in solchen Krisen Gruppen gegeneinander ausspielt und 
wer Unsicherheit politisch ausschlachtet, der hat kein 
Interesse an echten Lösungen, sondern nur daran, das 
Vertrauen in dieses Land zu schwächen.

Das ist aber nicht unser Weg; denn wir lieben dieses 
wunderbare Land. Unsere Antwort auf solche Krisen ist 
völlig klar: Wir stärken Resilienz, wir investieren in Vor-
sorge, und wir setzen auf Solidarität statt auf Spaltung. 
Wir lehnen diesen Antrag der AfD ab, weil verantwor-
tungsvolle Politik nicht darin besteht, Krisen zu instru-
mentalisieren, sondern, gemeinsam das Richtige zu tun.

Haben Sie vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Jan Köstering 

für die Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Jan Köstering (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Sicherheit durfte bislang nichts kosten. Prävention 
war lange Zeit verpönt, und Gelder dafür wurden gekürzt. 
Der Stromausfall in Berlin – wer auch immer ihn ver-
ursacht hat – macht überdeutlich, wo es im Katastrophen-
schutz hakt. Neuralgische Punkte im Berliner Stromnetzt 
sind nicht abgesichert, nicht redundant geplant. Die ein-
zige Antwort aus Berlin und aus dem Innenministerium: 
mehr Überwachung, mehr Law and Order, weniger 
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Transparenz, weniger demokratische Kontrolle. Vor der 
Überlastung der Strukturen im Katastrophenschutz hatte 
der Rechnungshof in Berlin längst gewarnt. Doch das 
Projekt zum Aufbau einer hauptamtlichen oberen Kata-
strophenschutzbehörde wurde seit der Neuwahl in Berlin 
dem Sparzwang unterworfen. Es ist pures Glück, dass der 
Stromausfall nicht die dichtbesiedelten Ortsteile Hohen-
schönhausen oder Marzahn-Hellersdorf traf. Das hätte 
auf der gleichen Fläche durchaus mehr Haushalte und 
Menschen gefährdet.

Was bleibt, sind viele Fragen: Warum gibt es keine 
verpflichtenden Netzersatzanlagen in der Nähe von Pfle-
geeinrichtungen, die eine unterbrechungsfreie Stromver-
sorgung sicherstellen? Warum fällt der Mobilfunk so 
schnell aus, dass weder per NINA und KATWARN 
noch per Cell Broadcast gewarnt werden kann?

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Reden Sie 
doch mal über den Linksextremismus!)

Sosehr wir den Einsatz aller ehrenamtlichen und haupt-
beruflichen Helfenden loben, so deutlich muss ich auch 
hinterfragen, warum eine Katastrophenschutzeinheit aus 
meinem Heimatland NRW mit einer Netzersatzanlage bis 
nach Berlin reisen musste.

(Beifall bei der Linken)

Warum ist das Technische Hilfswerk nicht in der Lage, 
die eingesetzten Netzersatzanlagen mindestens eine Wo-
che lang selbst zu betreiben, und benötigt zur Betankung 
die Hilfe der Bundeswehr? Während das Verteidigungs-
ministerium die Bundeswehr ins Baltikum und ganz ak-
tuell auch nach Grönland schickt, wird sie hierzulande 
schon am zweiten Tag unverzichtbar. Wer so plant, lebt 
nach dem Prinzip Hoffnung. Herr Minister, „Et hätt noch 
immer jot jejange“ ist keine Sicherheitspolitik.

(Beifall bei der Linken)

Meine Damen und Herren, wir haben gestern im In-
nenausschuss erneut bestätigt bekommen: Das Bundes-
innenministerium sieht sich nicht zuständig, jetzt nach 
Schwachstellen im Katastrophenschutz zu suchen. Zu-
ständig seien die Länder. Chronisches Desinteresse des 
Bundesinnenministeriums!

Auch im Jahr 2026 erfüllt Deutschland bei kritischer 
Infrastruktur weiterhin nicht die EU-Vorgaben. Das ge-
plante KRITIS-Dachgesetz wird außer Bürokratie auch in 
den kommenden fünf Jahren keine Verbesserung der Si-
cherheit bringen. Mehr Law and Order, mehr Strafver-
folgung, mehr Überwachung, mehr Repression? Das ver-
bessert weder Ihr stümperhaftes KRITIS-Dachgesetz 
noch den Katastrophenschutz.

Was es jetzt braucht, ist eine schonungslose Gefähr-
dungsanalyse aller Ballungsgebiete. Dies darf nicht allein 
in der Verantwortung der Städte und Gemeinden liegen, 
sondern muss ein zentrales Anliegen des Bundes sein.

(Beifall bei der Linken)

Bitte denken Sie endlich um und fühlen Sie sich zumin-
dest ansatzweise so verantwortungsvoll wie die vielen 
ehrenamtlich Helfenden, die in Berlin sofort zur Stelle 
waren! Wir brauchen mehr Solidarität und mehr Verant-
wortungsübernahme.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken – Dr. Katja Strauss- 
Köster [CDU/CSU]: Weniger Terrorismus!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Siegfried Walch.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Siegfried Walch (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Lieber Herr Köstering, ich möchte gleich an-
schließen und mich ganz herzlich bedanken, dass Sie uns 
bescheinigen, dass wir mehr Law and Order und mehr 
Härte gegen Täter wollen. Ich möchte noch einmal aus-
drücklich betonen: Ja, genau das wollen wir.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Jan Köstering [Die Linke])

Mehr Härte gegen Extremisten und gegen Täter, und 
zwar auch gegen die aus Ihren Reihen.

(Jan Köstering [Die Linke]: Schützen Sie doch 
endlich mich!)

Ja, wir müssen den Katastrophenschutz immer wieder 
verbessern, völlig klar. Wir müssen auch versuchen, im-
mer resilienter zu werden. Wir tun das. Das KRITIS- 
Dachgesetz wurde angesprochen. Es ist ein wichtiger 
Punkt, um die kritische Infrastruktur zu schützen, ge-
nauso wie NIS 2 im digitalen Bereich. Aber natürlich 
ist es völlig legitim, immer weiterzudenken.

Ich möchte mich kurz ganz konkret dem Antrag der 
AfD widmen, weil ich mit einigen Punkten ein Problem 
habe. Zum Beispiel sprechen Sie sich für die vollständige 
Herauslösung des Rettungsdienstes aus der Katastro-
phenschutzzuordnung aus, hin zu GKV und PKV. Ich 
spreche Ihnen gar nicht ab, dass Sie eigentlich etwas 
Gutes wollen.

(Daniel Baldy [SPD]: Na, das kann ich schon 
absprechen!)

Ich glaube aber, dass das Gegenteil der Fall sein wird. Der 
Katastrophenschutz wird dadurch nicht gestärkt, sondern 
geschwächt, weil die Zahl der Schnittstellen zunimmt. 
Ich kann aus operativer Erfahrung als Landrat, der schon 
mehrere Katastrophenfälle gemanagt hat, sagen: Jede 
Schnittstelle ist ein Problem. Deswegen glaube ich, dass 
dieser Vorschlag konkret sogar zu einer Verschlechterung 
des Katastrophenschutzes führt, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Außerdem würde das indirekt auch die Kompetenzen der 
Länder beschneiden.

Das ist ein ganz wichtiger Punkt, der auch von linker 
Seite angesprochen wurde. Wir brauchen explizit föde-
rale Strukturen im Katastrophenschutz. Es ist wichtig, 
dass im Großschadens- oder im Katastrophenfall – Sie 
sprechen das auch an in Ihrem Antrag – die Entscheidun-
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gen möglichst vor Ort zeitnah getroffen werden können 
und dass es keine langen Abstimmungsprozesse und 
möglichst wenige Schnittstellen gibt. Es braucht schnelle 
Entscheidungen und eine klare Richtung. Nur dann kann 
eine Katastrophe tatsächlich bewältigt werden. Es wird 
nicht immer alles besser, wenn es der Bund zentral macht; 
das ist ein Irrglaube. Die notwendigen Strukturen beste-
hen in den Ländern. Dort machen es oftmals die Land-
ratsämter; auf jeden Fall sind es Ländereinrichtungen, die 
sich darum kümmern. Sie haben die Kompetenzen und 
können auch viel schneller entscheiden. Die Welt wird 
nicht besser, wenn alles der Bund macht, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Einen weiteren wichtigen Punkt des Katastrophen-
schutzes will ich hier ansprechen. Aus eigener Erfahrung 
weiß ich: Bei Rettungswesen, Katastrophenschutz und 
Schutz der Bevölkerung läuft sehr viel über das Ehren-
amt. Das ist keine Schwäche, das ist eine unglaubliche 
Stärke.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

– Vielen Dank, liebe Kollegen von der SPD. – Ehrenamt 
ist etwas Wundervolles, weil man sich für seine eigene 
Gemeinschaft freiwillig engagiert, weil man sagt: Ja, ich 
kümmere mich um meine Gemeinschaft, mein Dorf, 
meine Region, meine Stadt, meine Heimat. – Das ist 
etwas Tolles. Es ist wichtig, dass wir gerade denen heute 
mal ein großes Dankeschön aussprechen, die sich im 
Ehrenamt bei uns engagieren. Vielen, vielen Dank für 
eure Arbeit! Ihr seid die Seele unserer Heimat.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der Linken)

Dieser Dank sollte nicht immer nur von politischer 
Seite kommen. Es ist leider Gottes immer wieder so, 
dass sich der Feuerwehrmann anhören darf, wenn er bei 
einer Übung mit Blaulicht und Sirene durchs Dorf fährt, 
warum er denn so laut durch die Gemeinde fahre, es sei 
doch nur eine Übung. Jeder, der sich hier engagiert, hat 
unseren Respekt verdient, und zwar auch den jedes Nach-
barn und der Gesellschaft insgesamt. Das muss nicht 
immer nur der Bürgermeister betonen, sondern das be-
trifft tatsächlich jeden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Unsere Aufgabe als Bund ist, uns um unsere eigenen 
Einrichtungen zu kümmern. Wir müssen das THW und 
alle anderen Bundeseinrichtungen stärken. Ich bin sehr 
froh, dass sich das BBK schon seit 2004 aktiv in der 
Forschung engagiert; denn dort werden Erkenntnisse ge-
wonnen, die dann allen föderalen und kommunalen 
Strukturen zur Verfügung stehen. Das ist die Rolle des 
Bundes. Darauf sollten wir uns konzentrieren. Genau das 
hilft tatsächlich jedem Einzelnen, der sich im Bevölke-
rungsschutz engagiert, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich möchte unbedingt noch einen letzten Punkt anspre-
chen. Viele bürokratische Hürden blockieren unsere Hel-
ferinnen und Helfer. Auch wenn dies originär nichts da-
mit zu tun hat, sollten wir im Baugesetzbuch eine 
Privilegierung im Außenbereich nicht nur für die Feuer-
wehr schaffen, sondern für alle Blaulichtorganisationen 
und Einheiten des Katastrophenschutzes. Es kann nicht 
sein, dass wir wegen des Arguments des Umweltschutzes 
eine Rettungswache nicht bauen. Meine Damen und Her-
ren, so geht es nicht. Das muss geändert werden. Ich bitte 
um Ihre Unterstützung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Den Schluss in dieser Debatte macht für die SPD-Frak-

tion Daniel Baldy.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Daniel Baldy (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir haben jetzt eine halbe Stunde über den Antrag der 
AfD gesprochen. Ich will auf ein paar Forderungen des 
Antrags eingehen, um deutlich zu machen: Sowohl diese 
Bundesregierung als auch die letzte Bundesregierung wa-
ren beim Katastrophen-, Zivil- und Bevölkerungsschutz 
in den letzten Jahren schon sehr aktiv.

Das fängt direkt beim ersten Punkt an. Der Antrag 
fordert mehr Resistenz und Resilienz bei kritischer Infra-
struktur. Ja, was haben wir denn gemacht? Wir haben das 
NIS-2-Gesetz vor einigen Wochen verabschiedet. Das 
KRITIS-Dachgesetz befindet sich auf der Zielgeraden. 
Wir sind noch im Gespräch mit den Ländern, weil es 
ein Zustimmungsgesetz ist. Das macht doch deutlich: 
Diese Bundesregierung drückt aufs Tempo beim Schutz 
kritischer Infrastruktur, weil die Gesetzgebung in der 
letzten Legislaturperiode nicht mehr vollendet werden 
konnte. Wir schützen unsere kritische Infrastruktur so-
wohl gegen physische Sabotage als auch gegen Cyber-
angriffe, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die dritte Forderung, die Sie in Ihrem Antrag stellen, 
lautet: Wir müssen den Katastrophenschutz finanziell 
stärken. – Ich kann Ihnen sagen, wer das in diesem 
Haus gemacht hat: Es waren die SPD, die Grünen und 
die Union, die Anfang letzten Jahres dafür gestimmt ha-
ben. Ich muss den Grünen an dieser Stelle danken, dass 
sie dafür gekämpft und gestimmt haben, dass die Be-
reichsausnahme um den Zivilschutz erweitert wird.

(Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gern geschehen!)

Sie von der AfD, die Sie nun in Ihrem Antrag fordern, den 
Zivil- und Bevölkerungsschutz besser aufzustellen, ha-
ben aber damals dagegengestimmt. Das zeigt doch nur 
eines: Sie wollen mit Ihrem Antrag gar nichts erreichen. 
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Sie wollen nur etwas behaupten, was gar nicht stimmt, 
nämlich dass der Zivilschutz in diesem Land finanziell 
schlecht aufgestellt ist. Das ist nicht der Fall.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Die vierte Forderung: Warnsysteme sollen moder-
nisiert und weiterentwickelt werden. – Die letzte Bundes-
regierung hat ein Sirenenförderprogramm aufgelegt, mit 
dem der bundesweite Wiederaufbau von Sirenen, die in 
den letzten Jahren abgebaut worden waren, gefördert 
wird. Es gibt den jährlichen Warntag, der genau dazu 
dient, zu schauen: Funktionieren all die Warnsysteme, 
die wir haben? Funktioniert Cell Broadcast? Funktionie-
ren nicht nur all die Warn-Apps, sondern auch die klas-
sischen Sirenen, die wir langsam wiederaufbauen? Auch 
da muss man sagen: Haken dran an diese Forderung in 
Ihrem Antrag. Sie ist schon erfüllt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Der sechste Punkt: Sie fordern die Zusammenarbeit 
zwischen BBK und Ländern, aber auch gemeinsame 
Übungen. Dazu muss ich sagen: Das gibt es glücklicher-
weise schon lange. Warum muss man es also fordern? 
Das BBK und die Länder haben das Gemeinsame Kom-
petenzzentrum Bevölkerungsschutz, wo der Informati-
onsaustausch stattfindet und eben auch Best-Practice- 
Beispiele ausgetauscht werden.

Was ist mit den gemeinsamen Übungen? Es gibt etwa 
alle zwei, drei Jahre die LÜKEX, die Länder- und Res-
sortübergreifende Krisenmanagementübung, die in den 
letzten Jahren immer wieder Blaupause war, manchmal 
sogar für Dinge, die später passiert sind. 2018 fand die 
LÜKEX zum Thema „Gasmangellage in Süddeutsch-
land“ statt. 2022/23 konnten wir in Deutschland auf die 
Erkenntnisse aus dieser damaligen Übung aufbauen; 
hinzu kamen Cyberübungen im letzten Jahr und vieles 
mehr.

Man muss also sagen: Diese und auch die letzte Bun-
desregierung hat bei diesem Thema gehandelt. Der Zivil- 
und Katastrophenschutz in Deutschland ist auf einem 
guten Weg.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Dann schließe ich jetzt die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf der 

Drucksache 21/3596 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Wenn das nicht der Fall ist, 
dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 17: 

Beratung der Dritten Beschlussempfehlung des 
Wahlprüfungsausschusses 

zu Einsprüchen anlässlich der Wahl zum 
21. Deutschen Bundestag am 23. Februar 2025

Drucksache 21/3300

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne hiermit die Aussprache. Und der erste Red-
ner in dieser Debatte ist Dr. Hendrik Hoppenstedt für die 
Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Hendrik Hoppenstedt (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir beschäftigen 
uns heute mit Einsprüchen gegen die Gültigkeit der Wahl 
zum 21. Deutschen Bundestag. Es ist gut, dass wir das 
heute hier im Plenum diskutieren. Denn es geht auch um 
diejenigen Kandidatinnen und Kandidaten, die in den 
Wahlkreisen die meisten Stimmen errungen haben, aber 
trotzdem ihr Mandat aufgrund des Wahlrechtes nicht an-
treten konnten. Das waren insgesamt 23 Kolleginnen und 
Kollegen, davon alleine 18 aus der CDU/CSU. Das ist die 
Folge eines Wahlrechtes, das seinerzeit die Ampelregie-
rungsfraktionen hier im Deutschen Bundestag so be-
schlossen haben.

Es hat uns nicht nur hier intern sehr beschäftigt, meine 
Damen und Herren, sondern es hat auch viele Wählerin-
nen und Wähler draußen beschäftigt, weil es nämlich als 
ungerecht empfunden wird, ja sogar als undemokratisch. 
Deswegen müssen wir dieses Thema auch hier diskutie-
ren. Wo sonst, wenn nicht hier? Dabei ist es sehr wichtig, 
dass wir insbesondere zwei Dinge streng voneinander 
trennen: Es geht erstens um die Durchführung der Wahl 
zum 21. Deutschen Bundestag und zweitens um die Re-
geln, nach denen dieses Parlament auch tatsächlich ge-
wählt wird.

Zu dem ersten Punkt, also der Wahl selbst, liegt eine 
Beschlussempfehlung des Wahlprüfungsausschusses vor. 
Die Empfehlung lautet, die Einsprüche zurückzuweisen. 
Begründet wird dies damit, dass die Wahlprüfung durch 
den Deutschen Bundestag nur die Frage zu beantworten 
hat, ob tatsächlich Verstöße gegen das geltende Wahl-
recht vorliegen.

(Linda Heitmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, ist so!)

Diese sind hier nicht erkennbar. Auch wenn es mir nicht 
leichtfällt: Deswegen werde ich der Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses Folge leisten und zustimmen.

Es ist richtig, dass wir uns bei der Wahlprüfung darauf 
beschränken, nach Verstößen gegen das geltende Wahl-
recht zu suchen, und uns nicht mit dem Wahlrecht selbst 
beschäftigen. Denn die Frage, ob das Wahlrecht verfas-
sungswidrig ist oder nicht, ist in unserem Verfassungs-
gefüge allein durch das Bundesverfassungsgericht zu be-
antworten; es hat die alleinige Verwerfungskompetenz. 
Die Frage, ob das Wahlrecht politisch klug ist, ist auch 
keine Frage der Wahlprüfung, sondern das ist etwas, was 
wir hier im Deutschen Bundestag diskutieren müssen. 
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Und wenn sich die entsprechenden Mehrheiten finden, 
dann steht es uns ja auch frei, das Wahlrecht entsprechend 
zu ändern, so wie wir das wollen.

(Linda Heitmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN: Und warum haben Sie das Thema hier 
zur Debatte angemeldet?)

Über den zweiten Punkt, nämlich ob das Wahlrecht 
politisch richtig und klug ist, müssen wir hier noch ein-
mal reden, darüber, ob das geltende Wahlrecht richtig ist. 
Ich glaube, das ist es definitiv nicht. Denn nach diesem 
Gesetz sind Wahlgewinner zu Wahlverlierern und Wahl-
verlierer zu Wahlgewinnern geworden. Das kann, meine 
Damen und Herren, unmöglich richtig sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Nehmen Sie nur den Fall unserer Kollegin Petra 

Nicolaisen aus Schleswig-Holstein. Sie hat 2025 ihren 
Wahlkreis nach einem engagierten Wahlkampf direkt 
von Robert Habeck zurückgewonnen. Robert Habeck sei-
nerseits hatte 2021 diesen Wahlkreis direkt gewonnen. 
Trotzdem ist sie nicht in den Bundestag eingezogen, wäh-
rend Robert Habeck über die Liste in den Deutschen 
Bundestag eingezogen ist,

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Weil die Partei 
genügend Stimmen bekommen hat!)

um dann wenige Monate später sein Mandat wieder nie-
derzulegen. Jetzt frage ich mal – das ist eine rhetorische 
Frage –: Kann das in der Sache richtig sein?

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ja! – Linda 
Heitmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wollen wir hier diese Debatte führen?)

Da haben wir eine sehr eindeutige Antwort: Das ist na-
türlich nicht richtig. Im Gegenteil: Es ist falsch.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wer sich in erster Reihe als Wahlkreiskandidat enga-

giert, der muss bei einem Wahlsieg selbstverständlich 
auch dafür belohnt werden und in den Deutschen Bundes-
tag einziehen – übrigens gerade auch in umkämpften 
Wahlkreisen. Und wenn das nicht passiert, meine Damen 
und Herren, dann wird Demokratie ad absurdum geführt.

(Zuruf von der SPD: Quatsch!)
Falsch ist es auch, dass durch dieses Bundeswahlgesetz 

Wahlkreise ganz ohne Abgeordnete dastehen.
(Sören Pellmann [Die Linke]: Korrekt!)

In vier Wahlkreisen, nämlich in Darmstadt, Tübingen, 
Stuttgart II und Lörrach – Müllheim, gibt es momentan 
gar keinen Vertreter im Deutschen Bundestag. Jetzt kann 
man argumentieren: Wir sind ja alle Vertreter des deut-
schen Volkes, und das ist ja per se auch richtig. Aber 
logischerweise habe ich in meinem Wahlkreis in der 
nördlichen Region Hannover, ob es jetzt Langenhagen, 
Burgdorf oder was auch immer ist, einen sehr genauen 
Überblick darüber, was die drängenden Probleme der 
Leute vor Ort sind.

(Katalin Gennburg [Die Linke]: Wir auch!)
Ich bin davon überzeugt: Sie alle haben das in Ihren 
Wahlkreisen auch.

(Sören Pellmann [Die Linke]: Ja!)
Ich habe aber keine Ahnung, um es ganz offen zu 

sagen, was jetzt gerade in Lörrach, in Tübingen, in Darm-
stadt oder wo auch immer die lokalen drängenden Pro-
bleme sind. Deswegen ist es doch eine Selbstverständ-
lichkeit – das muss doch auch unser Anspruch als 
Parlament des deutschen Volkes sein –, dass in jedem 
Wahlkreis ein Abgeordneter des Deutschen Bundestages 
diese Bevölkerung entsprechend repräsentiert. Das ist 
doch eine Selbstverständlichkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der Linken)

Deswegen sind wir der Auffassung, dass dieses Wahl-
recht dringend geändert werden muss – übrigens so, wie 
wir das im Koalitionsvertrag dankenswerterweise auch 
vereinbart haben. Wir müssen Lösungen finden, damit 
Wahlkreisgewinner auch Wahlkreisgewinner bleiben, 
um ein Mandat im Deutschen Bundestag antreten zu kön-
nen. Und wir müssen Lösungen finden, dass kein einziger 
Wahlkreis in dieser Republik mehr verwaist ist.

(Beifall der Abg. Thomas Silberhorn [CDU/ 
CSU] und Sören Pellmann [Die Linke])

In diesem Sinne werden wir uns dafür einsetzen.
Ich danke Ihnen sehr herzlich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Fabian Jacobi.
(Beifall bei der AfD)

Fabian Jacobi (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der 

Wahlprüfungsausschuss legt seine dritte Empfehlung 
zur Behandlung von Einsprüchen gegen die Bundestags-
wahl vor. Sie umfasst diesmal 30 Einsprüche. Nach die-
sem dritten Konvolut sind dann jetzt etwa 15 Prozent der 
insgesamt eingegangenen Einsprüche beschieden wor-
den. Wir haben also noch ein wenig Arbeit vor uns.

Was für Fälle enthält die heutige Auswahl? Ich darf 
vorwegschicken, dass es sich diesmal um eine einhellige 
Empfehlung des Ausschusses handelt. Das heißt, auch 
die Vertreter der AfD-Fraktion im Ausschuss haben ihr 
zugestimmt. Das war ja beim letzten Mal anders, als wir 
den Einspruch der Partei BSW behandelten. Dazu hatten 
und haben wir ja eine andere Sichtweise als die übrigen 
Fraktionen.

Von den heute behandelten Einsprüchen richten sich 
mehrere, sechs an der Zahl, gegen das aktuell geltende 
Wahlgesetz, namentlich gegen die danach erforderliche 
sogenannte Zweitstimmendeckung. Diese führt dazu, 
dass nicht jeder Wahlkreiskandidat, der im Wahlkreis 
die relative Mehrheit der Erststimmen erhält, auch ge-
wählt ist. Zusätzlich muss das Mandat auch noch von 
den Zweitstimmen der Partei im Land gedeckt sein. Da-
gegen werden verfassungsrechtliche Einwände erhoben. 
Allerdings kann der Bundestag im Verfahren der Wahl-
prüfung nicht über die Gültigkeit des Wahlgesetzes ent-
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scheiden, sondern nur das Verfassungsgericht. Das aller-
dings hat bereits entschieden, dass die Regelung mit dem 
Grundgesetz vereinbar ist.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: So ist es!)

Insofern sind die Einsprüche unbegründet.
Ein weiterer Einspruch richtet sich gegen die Kandida-

tenaufstellung der Grünen im Wahlkreis Berlin-Pankow. 
Dort hatte die Partei einen Kandidaten bereits aufgestellt. 
Anschließend wurden gegen den Kandidaten aus der ei-
genen Partei Vorwürfe persönlichen Fehlverhaltens er-
hoben. Der öffentlich-unrechtliche Rundfunk RBB ver-
breitete diese Vorwürfe in unseriöser Weise. Die Partei 
entschied sich, den Kandidaten auszutauschen und eine 
andere Kandidatin aufzustellen, die dann bei der Bundes-
tagswahl auch gewählt wurde.

Mit dem Wahleinspruch wird nun geltend gemacht, 
dass die Partei Die Grünen diesen Kandidatenaustausch 
nicht hätte vornehmen dürfen. Das durfte sie allerdings 
schon. Solange eine erneute Kandidatenaufstellung nach 
demokratischen Regeln durchgeführt wird, ist es allein 
Sache der Mitglieder der Partei, zu entscheiden, mit wel-
chem Kandidaten man letztlich zur Wahl antreten will. 
Selbst wenn dem ursprünglichen Kandidaten dabei mora-
lisch unrecht getan worden sein sollte, führt das doch 
nicht dazu, dass die Partei rechtlich gezwungen wäre, 
an einem von ihr nicht mehr unterstützten Kandidaten 
festzuhalten. Auch dieser Wahleinspruch erwies sich des-
halb als unbegründet.

Und schließlich werden auch heute noch einmal zwölf 
weitere Einsprüche betreffend das Wahlergebnis des 
BSW behandelt. Anders als der Wahleinspruch der Partei 
selbst, der umfangreichen Sachvortrag enthielt, sind diese 
weiteren Einsprüche von den Einspruchsführern nur ru-
dimentär schlagwortartig begründet worden. Und da nun 
einmal jeder Einspruch nur danach zu beurteilen ist, was 
der jeweilige Einspruchsführer selbst vorträgt, können 
diese Einsprüche mangels hinreichend substanziierten 
Sachverhalts keinen Erfolg haben.

Bei dem Einspruch des BSW selbst haben wir als AfD- 
Fraktion das bekanntlich anders beurteilt. Deshalb noch 
einige Worte zu einem grundsätzlichen Problem: Das 
Grundgesetz sagt kurz und knapp, die Wahlprüfung sei 
Sache des Bundestags, ohne zu präzisieren, was darunter 
zu verstehen ist. Es gibt zwar noch ein Wahlprüfungs-
gesetz, das aber im Wesentlichen auch nur einige Ver-
fahrensregeln für den Ausschuss enthält. Eine gesetzliche 
Regelung, nach welchen materiellen Maßstäben die Prü-
fung zu erfolgen hat, unter welchen Voraussetzungen ein 
Wahleinspruch denn begründet ist, fehlt weithin. Die 
dazu ergangenen Gerichtsentscheidungen sind notwendi-
gerweise Einzelfallentscheidungen, über deren Übertrag-
barkeit auf andere Sachverhalte man trefflich streiten 
kann. Es wäre deshalb angebracht, wenn der Gesetzgeber 
hier seiner Verantwortung nachkäme und im Wahlprü-
fungsgesetz auch die inhaltlichen Fragen der Wahlprü-
fung regeln würde.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Dr. Johannes 

Fechner für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Dr. Johannes Fechner (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Zuschauerinnen und Zuschauer! Das Wahlrecht 
ist das entscheidende Element in der Demokratie. Des-
wegen ist es auch so wichtig, dass wir uns im Wahlprü-
fungsausschuss ohne Parteibrille sorgfältig damit be-
schäftigen, ob es Wahlfehler gegeben hat, egal wie die 
Auswirkungen sein mögen, wenn sie denn vorgelegen 
hätten. So haben wir uns auch mit diesen 19 Einsprüchen 
sehr intensiv beschäftigt. Es muss klar sein: Die Bürger 
müssen die Sicherheit haben, dass ihre Stimme zählt und 
dass auch richtig gezählt wird, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir haben einige Einsprüche zurückgewiesen, weil 
sich durch unsere Prüfung nicht erwiesen hat, dass die 
behaupteten Wahlfehler im Verfahren vorgelegen haben. 
Und wir haben die Einsprüche zurückgewiesen – es wa-
ren ja doch ein paar –, die sich gegen die Zuteilung der 
Direktmandate gewendet haben; denn das ist eine ver-
fassungsrechtliche Frage. Wer dagegen vorgehen möchte, 
muss in Karlsruhe klagen. Das ist kein Anspruch, den 
man hier in einem Wahlprüfungsverfahren geltend ma-
chen kann. Deswegen wurden diese Einsprüche zu Recht 
jeweils mit großer Mehrheit zurückgewiesen.

Wir haben uns in der Tat im Koalitionsvertrag vor-
genommen, dass wir über das Wahlrecht beraten. Ich 
darf aber trotzdem rückblickend sagen: Der große Erfolg 
des Ampelwahlrechts besteht darin, dass wir in der letz-
ten Wahlperiode etwas geschafft haben, was wir über 
viele Jahrzehnte nicht hinbekommen haben, nämlich 
eine deutliche Reduzierung der Sitzanzahl von über 730 
auf 630. Das Institut der deutschen Wirtschaft schätzt, 
dass wir dadurch 600 Millionen Euro einsparen. Das 
war ein ganz großer Erfolg der Ampel, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zugleich haben wir es durch dieses Wahlrecht ge-
schafft – das ist uns als SPD auch wichtig –, dass das 
Zweitstimmenergebnis sich eins zu eins in der Sitzver-
teilung hier widerspiegelt, dass es hier keinen Wider-
spruch gibt. Es wäre, glaube ich, niemandem zu erklären, 
wenn wir hier im Parlament eine Mehrheit hätten, die 
vom Wähler keine Mehrheit bekommen hat.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Auch das war ein wichtiges Element, an dem wir fest-
halten wollen. Wir beraten dennoch darüber und werden 
uns mit der Union verständigen; wir sind schon in guten 
Gesprächen.
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(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wann reden Sie denn mal mit der Op-
position oder mit der Öffentlichkeit?)

Für uns ist eins klar: Wir wollen keinen großen Bun-
destag; er ist groß genug. Wir wollen aber vor allem einen 
höheren Frauenanteil. Das ist uns auch wichtig; auch das 
steht im Koalitionsvertrag, dass wir uns über dieses 
Thema unterhalten.

(Linda Heitmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir stehen auch für Gespräche bereit!)

Wir – Grüne, Linke und SPD – haben einen ordentlichen 
Frauenanteil; das ist so, Kollege Limburg.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jaja!)

Wir haben nicht nur gute Frauen, sondern auch zahlen-
mäßig viele Frauen.

(Beifall der Abg. Svenja Schulze [SPD])
Trotzdem müssen wir uns auch über dieses Thema unter-
halten. Das ist jetzt kein Thema des Wahlprüfungsaus-
schusses. Aber wenn Kollege Hoppenstedt das Wahlrecht 
hier anspricht: Das dürfte auch der Grund sein, dass wir 
uns über diese eigentlich nur formalen Fragen hier unter-
halten.

Also: Wir sind hier in guten Gesprächen. Für uns in der 
SPD ist es wichtig, dass der Bundestag nicht deutlich 
größer wird und dass wir den Frauenanteil erhöhen.

Es gibt in der Tat „nur“ vier Wahlkreise, die gar keinen 
Bundestagsabgeordneten haben. Das ist kein haltbarer 
Zustand. Auch das wollen wir ändern.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Jeder Bundestagswahlkreis soll ein Gesicht vor Ort ha-
ben. Da gibt es aber Alternativen, und auch darüber wol-
len wir in Kürze beraten, um den Zustand, der in der Tat 
nicht gut ist, zu beenden, dass es vier Wahlkreise gibt – es 
sind nur vier; ich hätte, ehrlich gesagt, mit mehr gerech-
net –, die nicht vertreten sind, nämlich Darmstadt, Stutt-
gart II, Tübingen und Lörrach – Müllheim. Es ist kein 
guter Zustand, dass die Bürgerinnen und Bürger in diesen 
Wahlkreisen keine Vertretung haben. Das wollen auch 
wir ändern. Wir freuen uns auf die Gespräche. Die Ein-
sprüche heute müssen wir ablehnen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist Linda 

Heitmann für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Linda Heitmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Scheinbar einseitige Medienberichterstattung vor der 
Wahl, Probleme bei der Anreise zu Parteitagen und die 
Wiederholung von Kandidatenaufstellungen – genau das 
waren Punkte der Einsprüche in der letzten Sitzung des 

Wahlprüfungsausschusses, zu denen uns heute hier die 
Beschlussempfehlung vorliegt.

Von den rund 1 040 Einsprüchen, die es gegen die 
Bundestagswahl gab, sind jetzt insgesamt 30 in dieser 
Beschlussempfehlung, die allesamt auch wichtige Hin-
weise geben. Aber sie alle gaben keine Hinweise auf 
Fehler bei der konkreten Durchführung der Wahl. Genau 
das ist aber die Aufgabe des Wahlprüfungsausschusses: 
immer zu gucken, ob es wirklich konkrete Fehler bei der 
Wahl gab, und diesen nachzugehen. Das ist in diesem Fall 
nicht so gewesen.

Ich möchte mich bei all denen, die hier Einsprüche 
eingelegt haben, über die wir entschieden haben, auch 
noch mal herzlich bedanken. Denn wirklich alles, was 
Ihnen auffällt, jede Unstimmigkeit ist ärgerlich und 
muss für uns Ansporn sein, besser zu werden. Und ich 
finde, es ist auch unsere Aufgabe, mit unserer gründli-
chen Arbeit im Wahlprüfungsausschuss Wahlverschwö-
rungsnarrativen wirklich immer wieder klar entgegen-
zutreten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Aber, liebe Union, ich bin doch ziemlich verwundert – 

das muss ich offen sagen –, dass Sie diesen Punkt hier 
heute zur Debatte angemeldet haben – nicht aus dem 
Grund, den Menschen zu danken, die sich an uns gewandt 
haben, oder die Arbeit des Ausschusses zu würdigen, 
sondern um hier eine Wahlrechtsdiskussion loszutreten. 
Ich muss sagen: Ich finde, das ist die völlig falsche Form.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir als Ausschuss haben bei der Prüfung genau dieses 

Einspruchs eindeutig festgestellt, dass die Wahl auf der 
Grundlage geltenden Rechts ordnungsgemäß stattgefun-
den hat. Sie können es ungerecht finden, dass einige 
Wahlkreise jetzt keine direkt gewählten Abgeordneten 
hier in den Bundestag entsenden konnten, insbesondere 
von der CDU/CSU. Aber ich muss ganz ehrlich sagen: 
Ich bin froh, dass wir letzte Legislatur das Wahlrecht 
reformiert haben und damit den Bundestag dauerhaft ver-
kleinert haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und ich muss auch ganz ehrlich sagen: Das Bundesver-
fassungsgericht hat bestätigt, dass das Wahlrecht so ver-
fassungskonform ist. Und wenn Sie damit nicht zufrieden 
sind, dann machen Sie bitte konkrete Vorschläge zu einer 
neuen Reform. Überzeugen Sie uns! Nehmen Sie uns 
gern auch mit in Ihre Arbeitsgruppe, die dazu arbeitet.

(Thomas Silberhorn [CDU/CSU]: Das schaf-
fen wir ganz ohne Sie!)

Wir haben letzte Legislatur auch mit Ihnen zusammen 
diskutiert, als die Vorschläge für die Reform erarbeitet 
wurden.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Wo 
alle unsere Bedenken nicht aufgenommen wur-
den! – Gegenruf des Abg. Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ihr ladet uns 
ja nicht mal zum Gespräch ein!)

Es ist für uns nicht verständlich, warum wir hier nicht 
miteinbezogen werden.
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Ich kann sagen: Für uns als Grüne ist klar: Wir sind 
froh, dass dieser Bundestag nicht mehr ins Unendliche 
wachsen kann

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig! – Dr. Hendrik Hoppenstedt 
[CDU/CSU]: Das wollen wir auch nicht!)

und dass wir ein verfassungskonformes Wahlrecht haben, 
das die Mehrheit in diesem Land auf der Grundlage der 
Zweitstimmen wirklich abbildet.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Siegfried Walch [CDU/CSU]: Und die Erst-
stimmen? – Zuruf des Abg. Dr. Hendrik 
Hoppenstedt [CDU/CSU])

Deshalb möchte ich Sie bitten: Nutzen Sie diesen TOP, 
die Beschlussempfehlungen des Wahlprüfungsausschus-
ses, hier nicht zum Rumnölen über Ihre Unzufriedenheit, 
sondern lieber dafür, die Ausschussarbeit, die konstruk-
tive Arbeit, die dort fraktionsübergreifend stattfindet, 
zum Schutze der Demokratie auch wirklich zu würdigen!

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Die Linke Sören Pellmann.
(Beifall bei der Linken)

Sören Pellmann (Die Linke):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die dritte Beschlussempfehlung des Wahlprüfungsaus-
schusses liegt heute zur Behandlung vor. Sie umfasst 
30 Wahleinsprüche, die geprüft wurden. Das Ergebnis 
der Wahlprüfung will ich schon mal vorwegnehmen: Alle 
30 Wahleinsprüche sind zurückzuweisen. Die Wahlein-
sprüche betreffen dabei zum einen erneut das Wahlergeb-
nis des Bündnisses Sahra Wagenknecht und zum anderen 
einzelne Mandate und Landeslisten. Ich will zu beidem in 
gebotener Kürze sprechen.

Bei den heute zu beschließenden Wahleinsprüchen, die 
das Wahlergebnis des BSW betreffen, sind schlicht keine 
Wahlfehler ersichtlich.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Genau!)
Hierbei ging es zum Beispiel – das wurde gerügt – um die 
Position auf dem Stimmzettel. Die Position der Landes-
listen des BSW auf den Stimmzetteln war aber ordnungs-
gemäß. Sie richtet sich nämlich nach der Anzahl der 
Zweitstimmen, die die Partei bei der letzten Wahl im 
Land erreicht hat, und im Übrigen nach dem Alphabet. 
Geklaute Mandate von anderen Parteien zählen bei dieser 
Rechnung allerdings nicht mit, liebes BSW.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

In den Wahleinsprüchen wurden weitere Gesichts-
punkte vorgetragen, die aber weder fundiert noch nach-
vollziehbar waren und mithin in der Prüfung dazu führ-
ten, dass keine Wahlfehler festzustellen waren. Das 
Vertrauen in die Korrektheit und die Ordnungsmäßigkeit 

von Wahlen ist in der Demokratie ein sehr hohes Gut. 
Deswegen danke ich ausdrücklich den Mitgliedern des 
Wahlprüfungsausschusses, aber auch dem Ausschuss-
sekretariat für ihre Arbeit.

Man sollte insbesondere nicht mit Vermutungen, Spe-
kulationen und wenig belegbaren Behauptungen hantie-
ren. Ich konzentriere mich jetzt auf die Wahleinsprüche, 
in denen ich die Berichterstattung im Wahlprüfungsaus-
schuss hatte. Zum einen gab es einen Wahleinspruch, der 
mit „Menschenrechts- und Grundgesetzwidrigkeit“ der 
CDU überschrieben war und infrage stellte, ob die CDU 
und CSU überhaupt zu Wahlen antreten können. Es liegt 
wohl auf der Hand, dass diese Argumentation nicht tra-
gen kann. Man mag ja zu einzelnen Positionen der Union 
differenzierte Haltungen haben: Wenn ich mir Ihre Sozi-
alstaatspolitik, Ihren Raubbau am Sozialstaat oder Ihr 
Engagement für niedrigere Löhne und geringere Renten 
anschaue, dann stelle ich mir schon die Frage – aber das 
ist nicht Gegenstand einer Wahlprüfung –, ob das mit 
einem christlichen Menschenbild wirklich vereinbar ist.

(Beifall bei der Linken)

Auseinandersetzungen in dieser Frage muss man aber 
politisch führen. Das Wahlrecht und das Wahlprüfungs-
recht sind hierfür der falsche Ort.

Die anderen mir zugewiesenen Wahleinsprüche betra-
fen die Zweitstimmendeckelung. Diese wird von Ein-
spruchsführern, insbesondere die direkt betroffen sind, 
auch angeführt. Frau Präsidentin, noch zwei Gedanken. 
Hier ist zu sagen, dass die Prüfung der Verfassungs-
gemäßheit des Wahlrechtes nicht im Rahmen einer Wahl-
prüfung erfolgt, sondern ausschließlich dem Bundesver-
fassungsgericht obliegt. Ich gehe davon aus, dass diese 
Frage auch in einem weiteren Verfahrensschritt Gegen-
stand sein wird.

Alle heute vorliegenden Wahleinsprüche sind unbe-
gründet und können deswegen zurückgewiesen werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Thomas 

Silberhorn für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thomas Silberhorn (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Dass wir heute schon wieder über eine Be-
schlussempfehlung des Wahlprüfungsausschusses debat-
tieren, bestätigt, dass wir im Wahlprüfungsausschuss die 
Einsprüche gegen die Gültigkeit der Bundestagswahl 
vom Februar 2025 konzentriert prüfen und sukzessive 
abarbeiten. Unter den vorliegenden 30 Wahlprüfungsver-
fahren sind die meisten Einspruchsführer Direktkandida-
ten und Direktkandidatinnen, die zwar ihren jeweiligen 
Wahlkreis gewonnen haben, aber trotzdem keinen Sitz im 
Deutschen Bundestag erhalten haben. Das ist die unmit-
telbare Folge der Wahlrechtsreform aus dem Jahr 2023, 
die bei der letzten Bundestagswahl erstmals angewendet 
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wurde und die die Bedeutung der Erststimme grund-
legend verändert hat.

Ein Kandidat erhält danach nur dann ein Direktmandat, 
wenn er nicht nur die meisten Erststimmen in seinem 
Wahlkreis erzielt hat, sondern diese Erststimmen zu-
gleich durch die Zweitstimmen seiner Partei gedeckt 
sind.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Genau!)

Den Wahlkreissiegern werden also nur so viele Sitze zu-
geteilt, wie der Partei nach den Zweitstimmen zustehen. 
Wahlkreissieger, deren Erststimmenanteil nicht mehr von 
den Zweitstimmen seiner Partei gedeckt sind, gehen leer 
aus. Aufgrund dieses neuen Wahlrechts sind 23 Kandida-
tinnen und Kandidaten nicht Mitglied des Deutschen 
Bundestages geworden, obwohl sie ihren Wahlkreis ge-
wonnen haben.

Meine Damen und Herren, das gibt es nirgendwo sonst 
auf der Welt, dass ein Kandidat seinen Wahlkreis ge-
winnt, aber trotzdem keinen Sitz im Parlament erhält.

(Linda Heitmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Doch! Das gibt es in Irland zum Bei-
spiel!)

Diese Regelung findet nicht nur bei den betroffenen Kan-
didaten und in ihren Wahlkreisen keine Akzeptanz, sie ist 
weit darüber hinaus für viele Bürger nicht nachvollzieh-
bar.

(Beifall bei der CDU/CSU – Esther Dilcher 
[SPD]: Dann muss man es erklären!)

Deshalb haben wir im Koalitionsvertrag vereinbart, das 
wieder zu ändern. Die bereits eingesetzte Wahlkreiskom-
mission arbeitet daran. Unser Ziel ist klar: Jeder Bewer-
ber, der in seinem Wahlkreis die meisten Erststimmen 
erhält, muss einen Sitz im Deutschen Bundestag erhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bei der letzten Bun-
destagswahl waren die Konsequenzen dieses Wahlrechts 
nicht mehr vermeidbar. Die Direktkandidaten standen 
nicht nur in direktem Wettbewerb mit den Kandidaten 
anderer Parteien im selben Wahlkreis – das ist ja normal –, 
sie standen auch in einem Wettbewerb mit den Direkt-
kandidaten der eigenen Partei aus dem gleichen Bundes-
land, weil sich ja die Zuteilung eines Mandats bei un-
zureichender Zweitstimmendeckung nach der Höhe des 
Erststimmenanteils im landesweiten Vergleich gerichtet 
hat. Wenn aber nicht mehr allein der Wahlausgang vor 
Ort über den Einzug in den Bundestag entscheidet, son-
dern auch das relative Abschneiden im parteiinternen 
Kandidatenvergleich, dann wirken sich strukturelle Un-
terschiede zwischen den Wahlkreisen auf einmal ganz 
anders aus als zuvor.

Ein Aspekt ist die Wahlkreisgröße. Unterschiedliche 
Wahlkreisgrößen verschärfen massiv den Wettbewerb 
unter den Direktkandidaten einer Partei. Die vorherige 
Koalition hat dieses Problem erkannt und deshalb be-
schlossen, dass die maximal zulässige Abweichung von 
der durchschnittlichen Wahlkreisgröße reduziert werden 
soll. Aber diese Regelung soll erst bei der nächsten Bun-
destagswahl gelten. Das bedeutet: Die Chancengleichheit 

im Wettbewerb um ein Direktmandat, die man für not-
wendig erachtet hat, galt bei der letzten Bundestagswahl 
noch nicht.

Ein zweiter Aspekt ist, dass der erzielbare Erststim-
menanteil tendenziell umso kleiner ist, je mehr Bewerber 
in einem Wahlkreis kandidieren. Und deshalb ist es kein 
Zufall, sondern ein Resultat dieses Wahlrechts, dass vor 
allem in Städten, wo es eine heterogene Bevölkerungs-
struktur gibt und viele Kandidaten antreten, keine Sitze 
im Bundestag zugeteilt werden konnten. Dieses Problem 
ist struktureller Natur und kann deshalb auch bei künfti-
gen Wahlen wieder auftreten. Der Erfolgswert der 
Stimme kann dadurch in den betroffenen Städten dauer-
haft entwertet werden.

Meine Damen und Herren, diese Kritik der Ein-
spruchsführer am Wahlrecht zur letzten Bundestagswahl 
ist nachvollziehbar; ich teile sie ausdrücklich. Und es ist 
übrigens auch nicht erkennbar, dass diese strukturell be-
dingten Konsequenzen des neuen Wahlrechts vom Bun-
desverfassungsgericht bereits berücksichtigt worden wä-
ren. Aber eine verfassungsrechtliche Bewertung des 
Wahlrechts obliegt allein dem Bundesverfassungsgericht 
und ist nicht Aufgabe des Wahlprüfungsausschusses. Das 
gültige Wahlrecht ist im Wahlprüfungsverfahren des 
Deutschen Bundestages der alleinige Prüfungsmaßstab.

Der Bundestag kann nur prüfen, ob die Bundestags-
wahl auf der Grundlage des geltenden Wahlrechts ord-
nungsgemäß durchgeführt worden ist. Das ist nach unse-
rer Prüfung im Wahlprüfungsausschuss der Fall. Die 
Sitzverteilung des 21. Bundestages erfolgte nach den 
Vorgaben des Bundeswahlgesetzes. Das Wahlrecht wurde 
korrekt angewandt, und deswegen liegt eine Verletzung 
wahlrechtlicher Vorschriften nicht vor. Wir empfehlen 
deshalb im Wahlprüfungsausschuss dem Deutschen Bun-
destag, die Einsprüche zurückzuweisen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Stephan Brandner.

(Beifall bei der AfD)

Stephan Brandner (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mehr als 

1 000 Einsprüche gegen die Bundestagwahl sind ein-
gelegt worden. Über einen wichtigen hatten wir in der 
letzten Sitzung entschieden, über 30 weitere entscheiden 
wir heute. Der Einspruch des BSW war Gegenstand der 
letzten Debatte zu diesem Thema. Einige zugunsten des 
BSW eingelegte Einsprüche sind heute Gegenstand. Das 
gibt Gelegenheit, darauf einzugehen, wie das Wahlprü-
fungsverfahren in Deutschland überhaupt läuft.

Es ging in der letzten Sitzung um den Einspruch des 
BSW, der zu einer Neuauszählung hätte führen müssen. 
Gute Gründe dafür, massive Auszählungsfehler und Dis-
krepanzen, lagen auf der Hand. Aber das nicht mehr so 
genannt werden dürfende Altparteienkartell hat wie Pech 
und Schwefel zusammengehalten und bügelte das einfach 
ab.
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Die eigenen Mandate, auch die der Promis – man 
konnte ja lesen, die Mandate von Klöckner und Laschet 
wären in Gefahr gewesen –, gingen vor. Die Pinocchio- 
Koalition

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Das ist 
doch schon wieder unsäglich!)

und ihre Mehrheit standen auf dem Spiel. Da war es wie 
so oft: Das „Unsere Demokratie“ – das ist übrigens das 
Unwort des Jahres der „Jungen Freiheit“; ich weiß nicht, 
ob Sie das mitbekommen haben – spielte keine Rolle; 
also Ihre Demokratie spielte keine Rolle, Wahlgerechtig-
keit war egal.

Es ging um Pöstchenerhaltung, den Erhalt des Einflus-
ses der Qualitätsdemokraten, der Claqueure der Quali-
tätsdemokraten, der Schranzen, der Profiteure. Weg mit 
dem Einspruch in der Hoffnung, dass das Bundesverfas-
sungsgericht es entweder absegnet – das steht ja nun 
bevor – oder in der laufenden Wahlperiode gar nicht 
mehr entscheidet, verbunden mit der Hoffnung, dass 
dann bei einer Irgendwann-Entscheidung in den 30er- 
Jahren das BSW wahrscheinlich gar nicht mehr da ist 
und an die Bundestagswahl 2025 niemand mehr denkt.

Das führt uns dazu, dass das Wahlprüfungsrecht drin-
gend reformiert werden muss; der Kollege Jacobi hatte 
darauf hingewiesen. Die Struktur der Wahlprüfung muss 
dringend demokratisiert werden und geändert werden. 
Denn was einst Ausdruck einer parlamentarischen Sou-
veränität war, ist leider heute unter Ihnen zu einem zwei-
felhaften Machterhaltungsinstrument verkommen.

(Beifall bei der AfD)

Die Mehrheit prüft die Rechtmäßigkeit einer Wahl, aus 
der sie selber hervorgegangen ist.

(Dr. Klaus Wiener [CDU/CSU]: Das ist doch 
nicht die Mehrheit!)

Sie kennen alle Verwaltungsverfahren, Sie kennen Ge-
richtsverfahren. Da sind aus guten Gründen Personen, bei 
denen nur die Besorgnis der Befangenheit besteht, aus-
geschlossen von der Mitwirkung. Bei der Bundestags-
wahl ist das anders: Da wird über das Wohl und Wehe 
des deutschen Volkes für die nächsten vier Jahre entschie-
den. Und darüber, ob eine Wahl korrekt war oder nicht, 
entscheiden die, die gewählt worden sind, die also Sitze 
verlieren würden, Mandate verlieren würden,

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das kann doch 
alles gerichtlich überprüft werden! Das stimmt 
doch so gar nicht!)

wenn sie ihrem Auftrag der richtigen, korrekten Wahl-
prüfung nachkommen würden. Das kann so nicht weiter-
gehen, und das darf so nicht weitergehen.

Dann schließt sich ein Rechtsweg an, und er endet auch 
gleich da: der Rechtsweg beim Bundesverfassungs-
gericht,

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Aha!)

das ja bekanntlich bestückt ist mit Kandidaten,

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ach so! Na 
klar!)

die alle von den Altparteien vorgeschlagen worden sind, 
ohne dass es eine Auswahl gab.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Also 
alles negativ, oder was? Unsäglich!)

Dieses Wahlprüfungsverfahren, erst den Bock zum 
Gärtner zu machen und denjenigen entscheiden zu lassen, 
der unter seiner Entscheidung zu leiden hat, und das 
Ganze dann an ein Verfassungsgericht zu delegieren, 
das parteimäßig besetzt ist, das muss fundamental geän-
dert werden.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen bitte zum Ende kommen, Herr Kollege.

Stephan Brandner (AfD):
Konkret heißt das natürlich nicht, dass alle Einsprüche, 

über die heute entschieden wird, automatisch begründet 
sind. Die heute zur Entscheidung vorliegenden Einsprü-
che sind nicht begründet, weshalb wir uns der Ausschuss-
empfehlung insoweit anschließen werden.

Danke schön.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die letzte Rede in dieser Aussprache 

hält Esther Dilcher für die SPD.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Esther Dilcher (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Nach den Einsprüchen des Bündnisses 
Sahra Wagenknecht – wir haben es schon gehört – hat 
der Ausschuss insgesamt 30 weitere Individualeinsprü-
che geprüft und abschließend beschieden. Diese Einsprü-
che beziehen sich auf einzelne Mandate oder auch auf 
Landeslisten.

Acht der Einsprüche – wir haben es auch schon gehört – 
richteten sich grundsätzlich gegen die Verfassungsmäßig-
keit des geltenden Wahlrechts. Beanstandet wurde ins-
besondere, dass Erststimmensiegerinnen und -sieger auf-
grund fehlender Zweitstimmendeckung kein Mandat 
erhalten haben. Weitere Einsprüche betrafen die 5-Pro-
zent-Hürde, die knappe Verfehlung dieser Hürde durch 
das BSW sowie die angeblich benachteiligende Positio-
nierung dieser Partei auf den Stimmzetteln. Aber auch die 
Nichtzulassung einzelner Landeslisten wegen fehlender 
oder unzureichender Unterstützerunterschriften – konkret 
der gesetzlich vorgesehenen 2 000 – wurde gerügt.

Ein Einspruch wandte sich – das haben wir auch schon 
gehört – gegen die Zulassung der CDU- und CSU-Listen 
insgesamt, indem behauptet wurde, die Vertretung christ-
licher Wertvorstellungen verstoße gegen Menschenrechte 
und Völkerrecht. Aber unabhängig von der politischen 
Bewertung gilt hier generell: Soweit Einsprüche die Ver-
fassungsmäßigkeit von Wahlrecht oder Parteienzulas-
sung betreffen, ist dies nicht Gegenstand der Prüfung 
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durch den Wahlprüfungsausschuss. Diese Kompetenz 
liegt allein beim Bundesverfassungsgericht, das ord-
nungsgemäß besetzt ist. Und wir sind froh über die Aus-
wahl der Richterinnen und Richter. Ich gehe davon aus, 
dass die Richter am Bundesverfassungsgericht verfas-
sungstreu sind, genauso wie wir Abgeordneten hier, die 
unabhängig arbeiten und sich nicht irgendwann mal den 
Vorwurf machen lassen wollen,

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: So sieht’s aus!)

dass im Wahlprüfungsausschuss nicht unabhängig, gut 
und gemäß den Richtlinien unseres Rechtsstaates ent-
schieden worden ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Besonders diskutiert wurde aber auch ein Einspruch 
gegen den Einzug des AfD-Kandidaten Sieghard Knodel 
über die Landesliste, der nach der Wahl aus Partei und 
Fraktion ausgetreten ist, sein Mandat jedoch behalten hat. 
Auch hier ist die Rechtslage eindeutig: Der Austritt aus 
einer Partei führt nicht zum Verlust des Mandats. Das 
freie Mandat ist ein Kernprinzip unserer parlamentari-
schen Demokratie.

Wie ernst aber ein Parteiaustritt bei der AfD zu nehmen 
ist, zeigt ein Beispiel, auf das ich hinweisen möchte: 
Thomas Seitz erklärte in der letzten Legislatur 2024 öf-
fentlichkeitswirksam seinen Austritt aus Partei und Frak-
tion aus, wie er sagte, „Ekel“ und begründete das weiter 
mit der Günstlingswirtschaft der Parteichefin. Seine ehe-
malige Kollegin Joana Cotar pflichtete ihm bei. Auch sie 
hat die Partei aus diesen Gründen verlassen. Die logische 
Konsequenz für Thomas Seitz war, dass er nicht erneut 
aufgestellt wurde. Weniger logisch war hingegen, dass er 
mir vor ein paar Wochen im Wahlprüfungsausschuss wie-
der begegnete – als Mitarbeiter der AfD-Fraktion!

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, wir sind da to-
lerant!)

Der behauptete Ekel muss also begrenzt haltbar gewesen 
sein.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Das hat doch mit 
der Sache gar nichts zu tun!)

Diese Unglaubwürdigkeit ist leider symptomatisch für 
vieles, was wir von dieser Partei kennen.

Die Einsprüche haben wir geprüft. Es liegen keine 
Wahlfehler vor. Wir empfehlen, die Einsprüche zurück-
zuweisen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen, bitte.

Esther Dilcher (SPD):
Ich möchte noch den Mitgliedern und den Mitarbeiten-

den des Ausschusses für die sachliche und verantwor-
tungsvolle Arbeit im Ausschuss danken.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Esther Dilcher (SPD):
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen zu dieser Aus-

sprache liegen nicht vor. Dann schließe ich diese.
Dritte Beschlussempfehlung des Wahlprüfungsaus-

schusses zu Einsprüchen anlässlich der Wahl zum 
21. Deutschen Bundestag am 23. Februar 2025. Der Aus-
schuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 21/3300, die aus den Anlagen 1 bis 19 er-
sichtlichen Beschlussempfehlungen zu Wahleinsprüchen 
anzunehmen. Wer stimmt für diese Beschlussempfeh-
lung? – Das sind die Unionsfraktion, die AfD-Fraktion, 
die SPD-Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen sowie die 
Fraktion Die Linke. Gegenprobe! – Enthaltungen? – 
Dann ist diese Beschlussempfehlung einstimmig an-
genommen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 18a und 18b: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Sven 
Lehmann, Katrin Göring-Eckardt, Misbah 
Khan, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Film- und Kinostandort Deutschland stär-
ken

Drucksache 21/2808
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Kultur und Medien (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Haushaltsausschuss

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
David Schliesing, Clara Bünger, Doris 
Achelwilm, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion Die Linke 

Stärkung der Filmkultur durch verläss-
liche Förderung, gesetzliche Investitions-
verpflichtung für Streaming-Dienste und 
steuerliche Anreize

Drucksache 21/3608
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Kultur und Medien (f) 
Finanzausschuss

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Wenn es hier Umsetzungswünsche gibt, dann bitte ich, 
diese zügig zu vollziehen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort Sven 
Lehmann für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Sven Lehmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Genau heute in vier Wochen startet die 
Berlinale. Dann richten sich wieder die Scheinwerfer auf 
den roten Teppich, auf internationale Stars, auf Filme und 
auf Auszeichnungen. Viele Menschen schwärmen wieder 
von großen Geschichten und starken Gefühlen. Berlin 
wird sich als Filmstadt feiern und Deutschland als inter-
nationale Kulturnation. Und ich freue mich drauf!

Doch während die Scheinwerfer leuchten, droht dem 
Filmstandort Deutschland das Licht auszugehen. Denn 
jenseits des Glamours steht eine ganze Branche mit 
dem Rücken zur Wand. Produktionsfirmen verlieren Auf-
träge. Dreharbeiten werden verschoben oder gleich ins 
Ausland verlagert. Zehntausende Arbeitsplätze drohen 
wegzufallen. Drei von vier Filmunternehmen bewerten 
die wirtschaftliche Lage der Branche in Deutschland als 
schlecht oder sehr schlecht – weit mehr als in den Vor-
jahren.

(Stephan Brandner [AfD]: Weil den Mist kei-
ner sehen möchte, der da produziert wird!)

Das ist kein kurzzeitiges Tief. Das ist eine strukturelle 
Krise. Deshalb braucht es jetzt ein umfassendes und ver-
lässliches Konzept für den Film- und Kinostandort 
Deutschland. Und genau das legen wir Grüne mit diesem 
Antrag vor.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Besser wäre aber, liebe Kolleginnen und Kollegen – 
ich sage es ganz offen –, das wäre gar nicht nötig. Denn 
besser wäre, der Kulturstaatsminister hätte seinen großen 
Ankündigungen von „Blockbustern made in Germany“ 
und von einem „kulturellen Leuchtland“ auch große Ta-
ten folgen lassen. Aber wie so oft bei Wolfram Weimer 
scheint es bei gut klingenden Schlagzeilen zu bleiben.

(Stephan Brandner [AfD]: Der ist mit der Vor-
bereitung des Ludwig-Erhard-Gipfels beschäf-
tigt!)

Die Versprechen aus dem Koalitionsvertrag sind längst 
Schall und Rauch. Da hatten Sie sich noch auf eine In-
vestitionsverpflichtung für Streamingdienste und auf ein 
Steueranreizmodell zur Stärkung des Filmstandorts ver-
ständigt. Was aber plant der Minister jetzt? Freiwillige 
Deals mit Streamern, Deals, die kein wirkliches Plus an 
Investitionen bringen und die erst recht keine Planungs-
sicherheit für die Branche bringen.

Es ist schon erstaunlich, Herr Kulturstaatsminister, 
dass Sie zwar öffentlich über die Zerschlagung von 
Google fabulieren, aber dann vor Amazon und Co ein-
knicken, wenn es darum geht, ein Gesetz für eine Inves-
titionsverpflichtung vorzulegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dass Sie erst die Backen aufblasen, aber dann einkni-
cken, schadet der Filmbranche in Deutschland.

Wir brauchen erstens eine verbindliche Investitions-
verpflichtung per Gesetz, damit Streamingdienste, die 
hier hohe Umsätze erwirtschaften, auch dauerhaft in 
den deutschen Film investieren.

Wir brauchen zweitens wirksame steuerliche Anreize, 
die Produktionen hier halten und neue anziehen, mit Pla-
nungssicherheit über Jahre hinweg.

Und wir brauchen drittens den Erhalt des Zukunfts-
programms Kino. Es ist völlig unverständlich, dass Sie 
bei einem Rekordetat für Kultur keine regulären Mittel 
dafür eingestellt hatten, das erst im parlamentarischen 
Verfahren erkämpft werden musste. Ich sage: Wer das 
Kino vergisst, der schwächt nicht nur den Film, sondern 
er schwächt auch Orte des Zusammenkommens, die wir 
in diesen Zeiten so dringend brauchen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. David Schliesing [Die Linke])

Sehr geehrter Herr Staatsminister Weimer, beenden Sie 
Ihren Irrweg der freiwilligen Deals! Starten Sie jetzt end-
lich ein ordentliches Gesetzgebungsverfahren, um den 
Filmstandort Deutschland nachhaltig zu retten! Das sind 
Sie den Filmschaffenden, den Kreativen und den Be-
schäftigten schuldig. Was jetzt zählt, sind keine großen 
Schlagzeilen, sondern wirklich solides politisches Hand-
werk.

Wir Grüne stehen an der Seite der Film- und Kino-
branche. Wir wollen, dass nicht nur bei der Berlinale 
der rote Teppich glänzt, sondern dass auch die Zukunft 
des deutschen Films

(Dr. Götz Frömming [AfD]: „Des deutschen 
Films“!)

weiter strahlt.
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Melanie 

Bernstein für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Melanie Bernstein (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sie 

und ich, die meisten von uns nutzen wahrscheinlich 
Streamingdienste. Das ist praktisch, geht schnell und ist 
sogar preislich attraktiv, wenn wir uns die große Anzahl 
von verfügbaren Filmen und Serien anschauen. Dagegen 
ist ja auch grundsätzlich gar nichts zu sagen. Neue Ent-
wicklungen, ein anderes Nutzerverhalten, neue Formate 
hat es immer gegeben und wird es immer geben.

Die Frage ist: Wie wichtig ist es uns, dass auch Pro-
dukte in hoher Qualität aus unserem Land verfügbar und 
konkurrenzfähig sind? Und: Wie wichtig ist – oder bleibt 
uns – der klassische Kinobesuch? Ich kann das für mich 
sehr schnell beantworten: Ich gehe mit meinen Kindern 
oder mit Freunden sehr gerne ins Kino. Da geht es um 
mehr als nur um den Film. Kino ist, wie zum Beispiel 
auch der Theaterbesuch, ein kulturelles und ein gemein-
schaftliches Ereignis.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 53. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 15. Januar 2026                                                                                                                                                                                                6395 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Nun haben wir alle in den vergangenen Jahren erleben 
müssen, dass viele Kinos aufgegeben haben: sei das 
durch zu wenig Umsatz oder in der Coronazeit, in der 
sich zum Beispiel auch das Nutzerverhalten geändert 
hat, oder einfach, weil das Programm nicht mehr zum 
Publikum passte. Ich bin auf jeden Fall sehr froh, dass 
ich „mein“ Kino zu Hause in Bad Segeberg habe, und 
freue mich auf die nächsten Besuche. Was ich dort sehen 
möchte, sind eben Filme von hoher Qualität, mit einem 
gewissen Anspruch und gerne auch aus Deutschland. 
Aber diese Filme, liebe Kolleginnen und Kollegen, fallen 
nicht vom Himmel, schon gar nicht in Zeiten der harten 
Konkurrenz mit den eben schon erwähnten Streaming-
diensten.

Die Lage der deutschen Filmbranche ist ernst; das höre 
ich in vielen Gesprächen mit den Akteuren immer wieder. 
Produktionsfirmen und Kinos kämpfen ums Überleben. 
Der Filmstandort Deutschland steht unter erheblichem 
Druck und droht im internationalen Wettbewerb zurück-
zufallen. Wir alle sind uns einig, dass wir die deutsche 
Filmindustrie stärken wollen. In der politischen Debatte 
der vergangenen Monate ging es im Wesentlichen um die 
Frage: Wie? Also ob wir ein Investitionsverpflichtungs-
gesetz brauchen oder ob wir es zunächst mit einer freiwil-
ligen Selbstverpflichtung der Anbieter versuchen, die 
sich verpflichten, in deutsche bzw. in Deutschland pro-
duzierte Werke zu investieren.

Die Vorteile der Freiwilligkeit wären, dass wir zum 
einen keine neuen bürokratischen gesetzlichen Regelun-
gen und Hürden aufbauen müssten. Zum anderen kämen 
wir schnell ins Handeln; denn diese Investitionen wirken 
sich zeitnah positiv auf den Produktionsstandort Deutsch-
land aus.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Und ja: Eine freiwillige Selbstverpflichtung muss über-
prüft werden. Wenn die Ziele nicht erreicht werden, dann 
können wir mit einem Gesetz nachsteuern.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gerade in ländlichen 
Räumen sind Kinos oft der letzte verbliebene Kulturort. 
Unser Ziel ist deshalb klar: Wir wollen den Filmstandort 
Deutschland zukunftsfest machen: mit Marktvertrauen 
statt Überregulierung, mit Kooperation statt Zwang und 
mit nachhaltigen Strukturen statt kurzfristiger Effekte.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Sven Wendorf 

für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Sven Wendorf (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Staats-

minister! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Gäste! 
Das Kino, ein wahrhaft magischer Ort. Wer erinnert sich 
nicht gerne an Kinobesuche in seiner Jugend, insbeson-
dere die etwas älteren Semester, die ohne Internet auf-
gewachsen sind und damit ohne Netflix und Chill. Das 
Kino hat Generationen von Beziehungen ermöglicht, die 

ohne Dunkelheit, gemeinsame Armlehne und 90-Dezi-
bel-Soundtrack niemals zustande gekommen wären. 
Wenn man bei solchen Gelegenheiten aus dem Kino 
kam und sich kaum noch an den Film erinnern konnte, 
war es trotzdem oftmals ein befriedigendes Erlebnis. Der 
Erhalt von Kinos ist also generell ein durchaus ehren-
wertes Anliegen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Doch heutzutage kommen immer mehr Leute oft un-

zufrieden aus dem Kino. Das liegt dann nicht an der 
Begleitung, sondern an modernen Filmen. Ein Zitat aus 
dem Antrag der Grünen:

„Drehbuchautor*innen, Kameraleute, Kostümbild-
ner*innen, Techniker*innen, Musiker*innen und 
Schauspieler*innen bangen um ihre Existenzgrund-
lage. Das ist nicht weniger als eine kulturelle und 
wirtschaftliche Krise.“

Zitat Ende. – Das ist in der Tat eine kulturelle Krise. 
Diese unerträgliche Sprachverhunzung mit Genderstern-
chen

(Beifall bei der AfD)
ist Ausdruck eines viel größeren Problems in der Kunst-
szene,

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Mehr haben Sie nicht drauf bei diesem 
Thema?)

des Problems, das dann auch zur wirtschaftlichen Krise 
beiträgt, nämlich dass man das Publikum zu erziehen 
versucht, dass eine links-woke Agenda das Handeln be-
stimmt. Aber das Publikum will nicht umerzogen wer-
den.

(Beifall bei der AfD – Lachen bei Abgeord-
neten der SPD)

Am Beispiel der Gendersprache sieht man auch deut-
lich, dass die Mehrheit der Bevölkerung ideologisch mo-
tivierte Eingriffe in die Kultur ablehnt. Doch statt daraus 
zu lernen, machen beide Anträge es noch schlimmer. So 
heißt es dort weiter:

„Filmförderung ist […] auch Gesellschaftspolitik. 
[…] Deshalb muss […]“

man

„auch die Fragen von Diversität, Geschlechterge-
rechtigkeit, Inklusion […]“

und Antidiskriminierung

„ins Zentrum stellen.“

(David Schliesing [Die Linke]: So ist die 
Realität!)

„Ein im Filmförderungsgesetz verankerter Diver-
sitätsbeirat sollte verbindlich mit Vertreter*innen 
aus entsprechenden Verbänden und Institutionen be-
setzt werden“
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(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD – Sven 
Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Richtig!)

„und zusätzlich einen Sitz im Verwaltungsrat der 
FFA“

– Filmförderungsanstalt –

„erhalten.“

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Auch das!)

So will man sicherstellen,

„dass Förderentscheidungen künftig unter Berück-
sichtigung sozialer […] Nachhaltigkeit getroffen 
werden“

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau!)

„und dass die geförderten Werke die Breite und 
Vielfalt der deutschen Gesellschaft abbilden.“

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und Zusammenhalt! Sie haben es ver-
standen!)

Genau diese wird jedoch nicht abgebildet. Stattdessen 
wird damit einseitig eine linke Weltsicht propagiert.

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Für Sie ist Realität schon ein linkes 
Weltbild!)

Eine weitere Institution besetzt mit Leuten, die ange-
wandte Betroffenheitswissenschaft oder feministische 
Tanztheorie studiert haben und denen man hiermit staat-
lich finanzierte Stellen schafft, die keinerlei wertschöp-
fende Funktion haben. Stattdessen dreht sich eine quasi 
inzestuöse linke Kulturszene immer weiter um sich 
selbst, verleiht sich gegenseitig Preise, schustert sich 
gegenseitig Fördermittel zu und verliert dabei das breite 
Publikum immer weiter aus den Augen. Das kann so 
nicht weitergehen!

(Beifall bei der AfD)
Der Filmindustrie wäre schon geholfen, wenn man zu-

allererst aufhörte, ihr inhaltlich und strukturell eine linke 
Agenda aufzuzwingen. Solange Filmförderung zur Ver-
breitung linker Ideologie instrumentalisiert wird, ver-
kommt sie vom Werkzeug der Kulturförderung zu einem 
Mittel politischer Meinungslenkung. Dem stellen wir uns 
im Sinne echter künstlerischer Freiheit entgegen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Martin Rabanus 

für die SPD.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Martin Rabanus (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Also, man kann unterschiedlicher 
Auffassung in der Sache sein. Aber so am Thema vorbei-
zureden, das muss man erst mal hinkriegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken – Stephan Brandner 
[AfD]: Danke schön!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, worum 
geht’s in der Debatte?

(Stephan Brandner [AfD]: Zu kompliziert für 
Sie, Herr Rabanus?)

Wir haben eine hervorragende, eine großartige Film- und 
Kinowirtschaft. Wir stehen vier Wochen vor der Berlina-
le. Nach all dem, was wir wissen, haben wir ein tolles 
Kinojahr 2026 vor uns. Aber wir haben es auch mit einer 
veritablen Krise zu tun. Das ist der Vorgang, über den wir 
hier sprechen. Insofern ist alles, was jedenfalls in der 
Sache gesagt worden ist, lieber Kollege Lehmann, rich-
tig. Und es ist ein Thema, das uns schon länger beschäf-
tigt; auch das gehört zur Wahrheit dazu.

Nach der Pandemie gingen wir in die Ampelkoalition, 
wollten dort eigentlich die große Reform der Filmför-
derung machen. Und zur Wahrheit gehört dazu, dass 
wir zwar das FFG novelliert und modernisiert haben, 
aber die wesentlichen, tragenden Fördersäulen nicht ha-
ben umsetzen können. Ich will da gar keine Vergangen-
heitsbewältigung betreiben. Aber Fakt ist, dass wir jetzt 
tatsächlich schnell ins Handeln kommen müssen.

Damit komme ich auch zu dem rosa Elefanten im 
Raum. Ja, natürlich haben wir an der Stelle einen Dissens 
in der Koalition darüber, ob wir eine gesetzliche Investi-
tionsverpflichtung haben wollen. Ich glaube, wir brau-
chen die gesetzliche Grundlage, um die nötige Trans-
parenz und Verlässlichkeit zu schaffen, um dann auch 
wirklich einen Impuls zu setzen. Oder machen wir es 
im Wege von, ich sage dazu: Absichtserklärungen? 
Denn etwas anderes ist das Konstrukt der Selbstver-
pflichtung ja in Wirklichkeit nicht. Das ist ein Dissens, 
über den wir in den letzten Monaten in der Koalition – das 
kann man hier auch sagen, weil es eh jeder weiß – lange 
gerungen haben und viele Argumente ausgetauscht ha-
ben.

Ich glaube aber tatsächlich – da sind wir uns, glaube 
ich, in der Koalition wieder einig –: Die Argumente sind 
ausgetauscht, und wir müssen jetzt zu einer Entscheidung 
kommen. Wir werden auch sehr zügig zu einer Entschei-
dung kommen. Ich gehe davon aus, dass noch vor Beginn 
der Berlinale geklärt ist, wie wir in diesen Fragen weiter 
vorangehen. Das ist wichtig, damit wir wirklich wissen, 
wie wir das Fördersystem für die Film- und Kinowirt-
schaft in unserem Land aufstellen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dann können wir dazu kommen, die anderen Punkte, 
die wir im Koalitionsvertrag noch niedergelegt haben, 
weiter anzugehen. Die Erhöhung der Mittel für den För-
derfonds auf 250 Millionen Euro ist schon ein hervor-
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ragender und großer Schritt. Dabei werden wir nicht ste-
hen bleiben. Die Film- und Kinowirtschaft in diesem 
Land liegt der Koalition sehr am Herzen. Deswegen wer-
den wir sie voranbringen.

Ganz herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist David 

Schliesing für die Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

David Schliesing (Die Linke):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Dem 

deutschen Film geht es bereits seit Längerem schlecht; 
aktuell ist die Situation aber existenzbedrohend. Knapp 
die Hälfte aller Filmschaffenden verzeichnete einen Ein-
kommenseinbruch von mehr als 20 Prozent innerhalb 
eines Jahres. Die Arbeitslosigkeit wächst, Insolvenzen 
drohen, Kinos schließen, kleine Filmfestivals stehen vor 
dem Aus. „Dies ist keine Krise, sondern ein Absturz!“, 
las ich in einer der mittlerweile unzähligen Zuschriften 
von Filmschaffenden, die mich seit Tagen erreicht haben.

Gleichzeitig werden Milliarden in der Branche ver-
dient. Streamingdienste wie Netflix erwirtschaften rie-
sige Gewinne, zahlen aber nur geringe Steuern. Das ist 
nicht hinnehmbar. Wir brauchen eine gesetzliche Investi-
tionsverpflichtung.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Awet 
Tesfaiesus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie steht auch in Ihrem Koalitionsvertrag; aber davon will 
Sonnenkönig Weimer nichts mehr wissen. Ziel ist nur 
noch eine freiwillige Selbstverpflichtung, die einen 
Bruchteil der möglichen Einnahmen brächte. Und was 
macht die SPD? Lassen Sie sich kampflos über den Tisch 
ziehen?

(Martin Rabanus [SPD]: Natürlich nicht! Wir 
kämpfen! – Dr. Johannes Fechner [SPD]: Nie!)

– Sehr gut.
Begründet wird diese mutlose Kapitulation mit an- 

geblichen europa- und verfassungsrechtlichen Proble-
men. Nur merkwürdig: Frankreich verpflichtet seit Län-
gerem problemlos US-Streamingkonzerne gesetzlich da-
zu, 20 Prozent ihrer Gewinne in lokale Produktionen zu 
investieren. Selbst Italien schreibt 16 Prozent gesetzlich 
vor. Offensichtlich haben sie weniger Schiss vor Trump 
und seiner Zollpolitik.

(Beifall bei der Linken)
Eine gesetzliche Investitionspflicht wäre ein fairer 

Deal. Wer ordentliche Gewinne macht – und das machen 
die US-Konzerne in Deutschland –, soll hier gefälligst 
auch investieren. Allein mit einer 20-Prozent-Investiti-
onspflicht, wie wir sie in unserem Antrag fordern, wür-
den künftig jährlich etwa 5 Milliarden Euro in den deut-
schen Film fließen. Nur ein Gesetz gewährleistet Durch- 
setzungskraft, Planbarkeit und Gleichberechtigung. Ihr 
Goodwillmodell führt dazu, dass einige etwas zahlen, 

während andere der Gesellschaft weiterhin den Mittel-
finger zeigen. Denn nur eine Investitionspflicht schafft 
stabile Arbeitsplätze,

(Michael Frieser [CDU/CSU]: Falsch!)
stärkt filmische Infrastruktur und sichert langfristig kul-
turelle Vielfalt. Mit den reinvestierten Milliarden können 
wir auch den filmischen Nachwuchs besser an den Start 
bringen.

(Beifall bei der Linken)
Herr Weimer, schonen Sie nicht die Profite der Strea-
mingoligarchen, sondern schützen Sie den hiesigen filmi-
schen Mittelstand!

Kurz zur Filmkultur: Nichts gegen Diversitätsbeiräte, 
liebe Grüne, aber deren Wirkung ist vergleichbar mit 
einer freiwilligen Selbstverpflichtung. Mit unserem An-
trag fordern wir verbindliche Quoten; denn mehr Diver-
sität vor und hinter der Kamera hebt die Filmqualität.

(Beifall bei der Linken)
Es ist also Zeit für eine Investitionspflicht für Strea-

mingdienste sowie für steuerliche Anreize für Film- und 
Fernsehproduktionen, um die Filmbranche in unserem 
Land zu stärken! Für Filme und Serien, die Geschichten 
aus allen Lebenswelten erzählen – mitten aus einem viel-
fältigen Deutschland, aus einem vielfältigen Europa.

Wir haben dazu einen guten Antrag vorgelegt und ge-
liefert. Sie, Herr Minister, können und wollen es nicht.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Und Sie müssen zum Ende kommen, Herr Kollege.

David Schliesing (Die Linke):
Für den Film sind Sie eine Fehlbesetzung.
Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Als Nächster spricht Michael Hose für 

die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Michael Hose (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Viele von uns erinnern sich sicherlich an ihren ersten 
Kinobesuch, an den Moment, wenn der Saal dunkel wird 
und man dennoch merkt, man ist nicht allein. Kino be-
deutet, gemeinsam zu lachen, gemeinsam zu weinen, ge-
meinsam zu fühlen. Genau darin liegt seine Kraft. Kino 
ist kein beiläufiger Zeitvertreib. Kino ist ein Ort der Kul-
tur, der unsere Gesellschaft zusammenhält.

Was wir im Kino sehen, ist das Ergebnis eines kom-
plexen Prozesses. Film entsteht nicht zufällig, sondern 
durch handwerkliche Präzision. Von der Idee bis zum 
Schnitt arbeiten viele Hände zusammen: Kreative, tech-
nische Berufe, Produzenten. Dieses Zusammenspiel ist 
natürlich auch wirtschaftlich relevant. Film schafft Ar-
beitsplätze und Wertschöpfung im ganzen Land.
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Film findet aber auch in einem internationalen Wett-
bewerb statt. Produktionen wählen ihren Standort nicht 
aus Nostalgie. Sie folgen Bedingungen, sie folgen Ge-
schwindigkeit, und sie folgen Verlässlichkeit. Genau da-
ran entscheidet sich die Wirkung der Filmförderung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Die vorliegenden Anträge setzen auf gesetzliche Ver-
pflichtungen. Das mag nach Handlungsstärke klingen, 
aber Gesetzgebung ist eben kein Schnellverfahren. Ge-
setze können und, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, ein entsprechendes Gesetz würde beklagt werden. 
Abstimmung kostet eben Zeit, Umsetzung kostet Zeit, 
und im internationalen Wettbewerb ist verlorene Zeit 
eben verlorene Wirkung. Deshalb setzen wir als Union 
auf einen anderen Weg: nicht mehr Regeln, sondern mehr 
Taten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Bund hat gerade die Filmförderung nahezu ver-
doppelt. Dadurch, dass wir die Filmförderung verdoppelt 
haben, schaffen wir Planungssicherheit. Gleichzeitig 
wollen Streamingdienste und Sender – und das ist ein 
Verdienst unseres Staatsministers – ganz klar in den Film-
standort Deutschland investieren: 15,5 Milliarden Euro, 
meine sehr verehrten Damen und Herren!

(David Schliesing [Die Linke]: Ja, in fünf 
Jahren!)

So entsteht Investitionssicherheit – nicht durch Zwang, 
sondern durch Vertrauen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Besonders sensibel ist dabei der Kinder- und Jugend-
film; denn hier entstehen oft die ersten Bilder, die blei-
ben. Der erste Kinobesuch prägt, das erste gemeinsame 
Staunen bleibt hängen. Diese Erfahrungen wirken weit 
über den Moment hinaus. Wer hier investiert, investiert 
in die kulturelle Zukunft. Thüringen zeigt, dass dieser 
Ansatz trägt. Bei uns ist ein starkes Kindermedienland 
entstanden: KiKa, Sandmann, Bernd das Brot. Das alles 
nicht zufällig, sondern systematisch. Durch Netzwerke, 
Ausbildung und gezielte Förderung. So entsteht interna-
tional sichtbare Wirkung.

Wirksame Filmförderung, meine Damen und Herren, 
ist kein Fall fürs Gesetzblatt. Wir brauchen Wirkung vor 
Ort, dort, wo produziert wird, dort, wo Menschen arbei-
ten, dort, wo Publikum entsteht. Der deutsche Filmstand-
ort braucht eine Förderung, die wirkt – und genau das 
werden wir tun.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist Ronald Gläser für 

die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Ronald Gläser (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die antrag-

stellenden Fraktionen beklagen zu Recht den tristen Zu-
stand der deutschen Filmwirtschaft. Wir alle wissen: Der 
geht einher mit einer allgemeinen Wirtschaftskrise in 
unserem Land. Die Ursachen dafür sind zu hohe Steuern, 
zu viel Bürokratie, zu hohe Energiekosten bei gleichzei-
tig sinkender Lebensqualität im ganzen Land. Dafür sind 
Sie, meine Damen und Herren von den Brandmauerpar-
teien, verantwortlich!

(Beifall bei der AfD – Zurufe der Abg. 
Siegfried Walch [CDU/CSU] und Sven 
Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Grünen beklagen zu Recht in ihrem Antrag, dass 
viele Unternehmen deswegen ins Ausland gehen, zum 
Beispiel nach Österreich. Ja, warum gehen die dahin? 
Weil die da ein schöneres Leben haben, besser arbeiten 
können, mehr Geld verdienen und mehr Steuern sparen 
können. Genau das ist der einzige richtige Punkt,

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das haben wir ja beantragt!)

den beide antragstellenden Fraktionen zu Recht in ihren 
Anträgen aufgegriffen haben. Und sie haben ja in ihre 
Forderungskataloge reingeschrieben, dass wir eine Re-
form brauchen. Die große Reform, auf die wir seit Jahren 
warten, wollen jetzt übrigens alle, nicht nur Sie, die Re-
gierungsfraktionen. Eigentlich alle wollen diese Umstel-
lung auf ein Steueranreizmodell. Das ist auch richtig. 
Dazu sage ich gleich noch mehr.

Aber lassen Sie mich bitte zunächst etwas sagen zu 
dieser neuen linksradikalen Wunderwaffe im Wirt-
schaftskrieg, der Investitionsverpflichtung, von der wir 
hier schon zwei-, dreimal gehört haben. Das ist so ein 
Begriff, der neuerdings hier die Runde macht. Den er-
kläre ich für diejenigen, die sich damit nicht groß be-
schäftigt haben: Das betrifft jetzt nur Medienunterneh-
men, aber dabei geht es, Herr Schliesing, tatsächlich 
nicht um 20 Prozent der Gewinne, sondern um 20 Prozent 
der Umsätze; so steht es bei Ihnen drin. Unternehmen aus 
dem Ausland, die hier keine Produktion, aber Umsätze 
haben, sollen also gezwungen werden, diesen erheblichen 
Teil ihrer Umsätze hier zu reinvestieren.

(Zurufe von der Linken: Ja! – Genau!)

Das ist so, als würden wir – ich vergleiche das mal mit 
der Automobilbranche – zu Toyota sagen: Ihr verkauft 
hier bei uns pro Jahr rund 10 000 Autos und macht damit 
2,5 Milliarden Euro Umsatz. Ihr habt ein Werk in Eng-
land, eins in Frankreich, eins in der Türkei, eins in Polen. 
Ihr habt aber kein Werk in Deutschland, und trotzdem 
verkauft ihr hier Autos. Daher müsst ihr jedes Jahr für 
500 Millionen Euro ein Werk in Deutschland errichten. – 
Das ist vollkommen absurd. Das müssen Sie doch selber 
merken. Das hat doch mit freier Marktwirtschaft nichts zu 
tun. Das ist ein absolut unzulässiger Eingriff in die wirt-
schaftliche Entscheidungsfreiheit der Marktteilnehmer, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Das würde es nicht geben.
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(Zuruf des Abg. Sven Lehmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das mag sich in Ihrer Filterblase gut und gerecht an-
hören, ist aber absolut unmoralisch und ineffizient. Es 
wird nur dazu führen, dass es Marktkonzentration gibt, 
und das hilft niemandem weiter. Ich kann nur an den 
verbliebenen Restverstand in der Unionsfraktion appel-
lieren: Machen Sie das nicht. Öffnen Sie nicht diese Dose 
der Pandora.

Nein, was wir stattdessen brauchen, wenn wir unserer 
Filmwirtschaft unter die Arme greifen wollen – das for-
dern Sie ja zu Recht neben dem ganzen Filmpipifax, der 
bei Ihnen drinsteht –, ist ein Steueranreizmodell. Das 
brauchen wir wirklich. Das muss so gestaltet sein, dass 
der Steuervorteil an die Investoren weitergegeben werden 
kann. Dann werden sie Schlange stehen, und in unserem 
Land wird viel vor Ort produziert werden. Es wird wieder 
eine blühende Filmwirtschaft geben.

Gleichzeitig können wir dann – das ist der wichtige 
Punkt dabei – diesen ganzen korrupten Subventions-
sumpf in unserem Land endlich austrocknen oder zumin-
dest ordentlich reduzieren.

(Beifall bei der AfD)
Landauf, landab gibt es viele Förderinstitutionen, die 
Steuergelder für irgendwelche Filme verschwenden. 
Das wollen wir natürlich nicht. Das alles muss abge-
schafft werden. Dann gibt es nur noch Steueranreize 
und keine Subventionen mehr. Dann gibt es zum Beispiel 
keinen Film mehr wie „Jetzt. Wohin.“. Solche Filme 
würde es wahrscheinlich noch geben, aber sie würden 
nicht mehr mit unseren Steuergeldern produziert.

(Stephan Brandner [AfD]: Gibt es dann so 
nicht mehr!)

„Jetzt. Wohin.“ war der Propagandaschinken über 
Robert Habeck, der letztes Jahr ins Kino kam und der 
vom Steuerzahler mit einer Viertelmillion Euro finanziert 
worden ist.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Peinlich!)
Allein 75 000 Euro davon kamen aus Nordrhein-West-
falen,

(Zuruf des Abg. Sven Lehmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

und die Dame, die bei der Film- und Medienstiftung 
NRW für die Vergabe der Gelder zuständig ist, ist die 
Freundin des Produzenten.

Das ist der Zustand der deutschen Filmwirtschaft. Es 
ist komplett korrupt. Das macht mich sprachlos, wie das 
so sein kann. Alle machen mit. Selbst die CDU sitzt mit 
an Bord. Keiner spricht darüber. Alle kennen sich und 
schustern sich die Gelder zu. Dieses System muss weg. 
Deswegen brauchen wir ein Steueranreizsystem. Alles 
Weitere besprechen wir im Ausschuss.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Holger Mann 

für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Holger Mann (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! In der Debatte über den Filmstandort 
Deutschland sprechen wir oft über Märkte, Plattformen 
oder internationale Konkurrenz, wie auch gerade gehört, 
aber viel zu selten über die Menschen, die diese Branche 
tragen. Viele von ihnen haben sich vor der Berlinale an 
uns Abgeordnete gewandt. Allein in dieser Woche erhielt 
ich über 50 Nachrichten von Filmschaffenden,

(Ronald Gläser [AfD]: Alles Lobbyistenpro-
paganda!)

von Ausstatterinnen, Beleuchtern, Kamerateams, Mas-
kenbildern, Produktionsleiterinnen, Regieassistenten, 
Locationscouts und, ja, auch von Schauspielerinnen 
oder Synchronsprechern. Ihre Botschaft war klar, und – 
das will ich hier auch an sie gerichtet sagen – sie kommt 
an: Die Branche braucht weitere Wachstumsimpulse.

Ihnen allen danke ich auch für ihre Mühe und die per-
sönlichen Schilderungen. Eine der Nachrichten blieb mir 
besonders in Erinnerung. Der Filmschaffende berichtet 
darin, dass er seit über 15 Jahren freiberuflich in der 
deutschen Film- und Fernsehbranche tätig ist. Er hat 
Konjunkturzyklen erlebt, Krisen überstanden, auch Um-
brüche mitgetragen, aber er sagt: So schwierig und 
unsicher wie jetzt war es nie. Er merke seit Monaten: 
Aufträge brechen weg, Produktionen schrumpfen, Dreh-
pausen wachsen, die Konkurrenz verschärft sich, und 
Kolleginnen und Kollegen von ihm, mit denen er über 
Jahre zusammengearbeitet hat, stehen plötzlich ohne Per-
spektive da. – Das ist keine theoretische Debatte. Das ist 
Existenzangst, konkret und leider auch sehr real.

Die Herbstumfrage der Produktionsallianz bestätigt 
dies: 85 Prozent der befragten Firmen haben dort die 
Lage als schlecht oder sehr schlecht angegeben. Das 
Hauptproblem sind sinkende Produktionsbudgets bei 
durchaus steigenden Kosten.

Die Rückmeldungen aus der Branche zeigen aber 
auch: Es fehlt nicht an Kreativität und auch nicht an 
Professionalität in der deutschen Filmwirtschaft, sondern 
an Verlässlichkeit. Das kam jetzt mehrfach zur Sprache. 
Ich glaube, das müssen wir miteinander angehen. Interna-
tionale Plattformen erzielen hier hohe Umsätze und auch 
extrem hohe Gewinne, aber sie produzieren dort, wo die 
Rahmenbedingungen besser sind. Das ist inzwischen 
eben dort, wo es Investitionspflichten für Streamer gibt 
oder steuerliche Anreize locken.

Andernorts gibt es diese planbaren Investitionsbedin-
gungen bereits. Das zieht eben auch große Produktionen 
an, hält Wertschöpfung im Land und sichert Beschäfti-
gung. Wir haben das eigentlich schon verstanden. Genau 
deswegen steht dieses Vorhaben im Koalitionsvertrag. 
Wir haben aber nicht mehr die Zeit, hier noch lange zu 
diskutieren, während Produktionen abwandern.

Also, wenn der deutsche Filmstandort eine gute Zu-
kunft haben soll und auch unsere Geschichten weiterhin 
erzählt werden sollen, brauchen wir international konkur-
renzfähige Rahmenbedingungen. In der Forschung hat 
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sich die steuerliche Förderung bereits bewährt. Auch die 
inzwischen 230 Milliarden Euro schwere Games-Bran-
che zeigt, dass Standorte mit steuerlichen Anreizen über-
proportional wachsen.

(Beifall des Abg. Sven Lehmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das heißt nichts anderes als: Die Projektförderung al-
lein reicht nicht mehr, gerade große Produktionen brau-
chen verlässliche und einfache Anreize. Kurz: Unser 
Motto muss sein: Wer in Deutschland investiert, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen.

Holger Mann (SPD):
– der profitiert.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Den Abschluss dieser Aussprache hat 

Michael Frieser von der Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Michael Frieser (CDU/CSU):
Sehr verehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Natürlich muss pünktlich zur Berlinale von 
den Grünen ein entsprechender Antrag auf die Tagesord-
nung gesetzt werden.

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Einer muss es ja tun!)

Das ist ja auch gut so; denn bei der Zielrichtung sind wir 
uns hier im Haus ja einig. Wir alle wissen über den Zu-
stand der Filmbranche Bescheid. Aber, Herr Kollege 
Lehmann, dass die Ampel einen Paradigmenwechsel ein-
geleitet hätte, um mal einen Grünen zu zitieren, stimmt so 
nicht.

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das habe ich doch gar nicht gesagt!)

Man muss die Kirche ja nicht unbedingt im Dorf lassen, 
aber zumindest fußläufig erreichen sollte man sie noch 
können.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU so-
wie des Abg. Martin Rabanus [SPD])

Sie haben allenfalls die Mittel gekürzt. Das war der ganze 
Ansatz des Paradigmenwechsels. Die Situation wurde 
dadurch schlimmer.

Es geht um den internationalen Wettbewerb. Der euro-
päische Vergleich zeigt: Produktionsfirmen können welt-
weit überall hin. Aber auch in Europa selbst läuft dieser 
Konkurrenzwettbewerb. Deshalb geht es darum, jetzt 
Verbesserungen auf den Weg zu bringen.

Herr Staatsminister Weimer hat bereits 100 Tage nach 
der Regierungsübernahme dafür gesorgt, dass 2025 im 
Zuge der Novelle des Filmförderungsgesetzes die Mittel 
für die Filmförderung auf 250 Millionen Euro verdoppelt 
wurden.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Das ist etwas, was direkt heute wirkt. Zusammen mit der 
Förderquote von 30 Prozent kann das wirklich zu einer 
Initialzündung führen.

Natürlich wird es um die Frage der Streamingdienste 
gehen. Natürlich geht es darum: Wie fördern wir? Wie 
stellen wir sicher, dass dieser Standort nicht nur wert-
geschätzt wird, sondern diese Mittel am Ende des Tages 
auch in den Kreislauf dieser Kreativwirtschaft in 
Deutschland fließen? Darum geht es.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage?

Michael Frieser (CDU/CSU):
Ich möchte meine Rede erst fertighalten, wenn ich 

darf.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Bitte schön.

Michael Frieser (CDU/CSU):
Der entscheidende Punkt ist, dass man erst einmal 

einen Anreiz setzt für freiwillige Investitionen und sagt: 
Wie schaut es denn aus, wenn ihr bei uns Geschäfte 
macht? Deutschland ist ein interessanter Markt, vor allem 
was die Zuschauerinnen und Zuschauer betrifft. Über 
eine freiwillige Selbstverpflichtung 1,8 Milliarden Euro 
von Streaminganbietern und insgesamt einen Aufwuchs 
auf 15 Milliarden Euro bis 2030 zu erreichen, das ist ein 
großer Erfolg. Das ist nicht so, wie die Linken sagen: Na 
ja, schauen wir mal, was daraus werden könnte.

Wir konkurrieren auch mit europäischen Standorten. 
Sie wissen, dass eine europäische Gesetzgebung natür-
lich dazu führen kann, dass sehr wohl in Europa, aber 
eben nicht in Deutschland investiert wird.

Das heißt: weniger Bürokratie und ein Ja zu steuer-
lichen Anreizen und am Ende des Tages natürlich auch 
zu einer Selbstverpflichtung, die die Kreativwirtschaft 
wirklich unterstützt.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für eine Kurzintervention erteile ich 

das Wort der Abgeordneten Awet Tesfaiesus von der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Awet Tesfaiesus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Herr Kollege Frieser, Sie hatten die 

15 Milliarden Euro genannt, die jetzt als großer Erfolg 
gepriesen werden. Ich glaube, es ist allseits bekannt, dass 
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das keine finanzielle Steigerung ist. Auch der BKM hat 
gestern im Ausschuss klargestellt, dass das eine Fortset-
zung der vorhandenen Investitionen ist. Er sagte: Zumin-
dest werden sie gesichert, es fällt nichts weg. – Aber eine 
Steigerung ist das nicht. Das müssen wir festhalten.

Seit nunmehr fast einem halben Jahr hören wir: Es gibt 
eine Einigung, es kommt die freiwillige Investition. 
Meine Frage an der Stelle ist: Was passiert denn? Wann 
kommt das denn? Wenn es eine Einigung gibt, wo bleibt 
es denn? Warum müssen wir so lange warten? Jeder 
Monat, der vergeht, ist verlorenes Geld für die Branche. 
Was hält Sie davon ab, das jetzt festzumachen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Friese, möchten Sie erwidern? – Bitte schön.

Michael Frieser (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Kollegin, selbst-

verständlich wartet diese Branche. Sie glaubt aber nicht, 
dass man eine solche Vereinbarung trifft, und am nächs-
ten Morgen klingelt die Kasse. Es ist natürlich so, dass es 
eine sehr große Spanne an Vorbereitung, an Investitions-
maßnahmen geben kann und muss, was dann an dem Ort, 
an dem investiert wird, allerdings erst Ergebnisse zeitigen 
muss.

Jetzt glauben Sie, sagen zu können, dass wir doch 
bisher rein rechnerisch schon eine solche Größenordnung 
hatten. Sie wissen, was täglich aus Deutschland gerade in 
dieser Branche abfließt. Also ist es das Verdienst dieses 
Kulturstaatsministers, zu sagen: Wir binden diese Mittel 
an den deutschen Standort. Ich glaube, das ist wirklich ein 
gehöriger Erfolg.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 21/2808 und 21/3608 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – Das sehe 
ich nicht. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 19: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über den Informationsaustausch zwischen den 
Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union 

Drucksachen 21/2996, 21/3488

Beschlussempfehlung und Bericht des Innenaus-
schusses (4. Ausschuss)

Drucksache 21/3634

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 20 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort 
Thomas Silberhorn für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Thomas Silberhorn (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir als Deutsche profitieren besonders stark 
vom europäischen Binnenmarkt. Wir leben in der Mitte 
Europas, und damit ist unser Land eine Drehscheibe für 
den Austausch von Waren und Dienstleistungen und für 
die Mobilität in der gesamten Europäischen Union. Das 
machen sich natürlich gelegentlich auch Kriminelle zu-
nutze. Deswegen ist unsere klare Botschaft: Der Binnen-
markt ist kein Freifahrtschein für Straftäter, für Organi-
sierte Kriminalität oder für internationalen Terrorismus.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, wir setzen der grenzüber-
schreitenden Kriminalität die grenzüberschreitende Zu-
sammenarbeit unserer Strafverfolgungsbehörden entge- 
gen. Der Informationsaustausch zwischen den nationalen 
Strafverfolgungsbehörden in Europa dient dem gemein-
samen Ziel, unsere Freiheiten zu schützen, unsere Sicher-
heit zu gewährleisten und unser Recht zu wahren. Das ist 
der Hintergrund für das Gesetz, mit dem wir die Richt-
linie der Europäischen Union über den Informationsaus-
tausch zwischen den Strafverfolgungsbehörden der EU- 
Mitgliedstaaten in nationales Recht umsetzen.

Diese Richtlinie setzt den Rechtsrahmen, damit wir die 
grenzüberschreitende Kriminalität in Europa effektiv und 
erfolgreich bekämpfen können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir setzen die Vorgaben der Richtlinie vollständig um. 
Wir schaffen damit klare Regeln für den Informations-
austausch zwischen den Strafverfolgungsbehörden der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union und der Staaten, 
die sich dem Schengenraum angeschlossen haben. Das 
sind Island, Norwegen, die Schweiz und Liechtenstein. 
Nationale Erkenntnisse können künftig schnell, zuverläs-
sig und nach gemeinsamen Standards an andere Staaten 
übermittelt werden oder von anderen Staaten bezogen 
werden.

Zu diesem Zweck richten wir eine zentrale Kontakt-
stelle für den Informationsaustausch ein. Diese Aufgabe 
übernimmt bei uns das Bundeskriminalamt. In den Aus-
tausch von Informationen und Daten können auch wei-
tere Strafverfolgungsbehörden einbezogen werden, und 
sie können Informationsersuchen unmittelbar an die zen-
tralen Kontaktstellen anderer Staaten richten.

Außerdem befähigen wir unsere nationalen Behörden, 
im sogenannten Direktverkehr – also ohne Zwischen-
schaltung der zentralen Kontaktstelle – den eigenständi-
gen Informationsaustausch mit ihren ausländischen Part-
nern zu pflegen. Und schließlich ermöglichen wir auch 
sogenannte Spontanübermittlungen. Das ist der Transfer 
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von Informationen aus eigener Initiative, wenn sie von 
erheblicher Bedeutung für die Strafverfolgung in anderen 
Staaten sind.

Diese Regelungen, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
schaffen klare Wege für Polizei, für Zoll- und Finanz-
behörden. Sie sind praktikabel und flexibel nutzbar. Sie 
werden Ermittlungen und Strafverfolgung erheblich er-
leichtern und dazu beitragen, Straftaten zu verhüten. Die-
ses Gesetz macht einen echten Unterschied. Wir sorgen 
dafür, dass die Strafverfolgung in Europa auch über 
Grenzen hinweg funktioniert. Den Kriminellen geht es 
an den Kragen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen bitte zum Ende kommen.

Thomas Silberhorn (CDU/CSU):
Das ist eine gute Nachricht für alle rechtschaffenen 

Bürger.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Als Nächster spricht Sascha Lensing 

für die Fraktion der AfD.
(Beifall bei der AfD)

Sascha Lensing (AfD):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn wir heute über den Informationsaus-
tausch zwischen den Strafverfolgungsbehörden der EU 
sprechen, dann klingt das zunächst technisch, fast büro-
kratisch. Doch in Wahrheit geht es um etwas viel Grund-
sätzlicheres: Es geht um Macht, es geht um Kontrolle, 
und es geht um die Freiheit unserer Bürger.

Der Gesetzentwurf und der Änderungsantrag schaffen 
einen europäischen Datenraum, in dem personenbezo-
gene Informationen in kürzesten Fristen durch Europa 
fließen, teils sogar aus eigener Initiative der Behörden. 
Das Bundeskriminalamt wird zur zentralen Drehscheibe, 
und nun soll auch die Bundespolizei in dieses System voll 
eingebunden werden. Direktverkehr, Spontanübermitt-
lungen, Kopien an zentrale Stellen – ein permanenter 
Datenstrom, rund um die Uhr, grenzüberschreitend.

Als jemand, der selbst über Jahrzehnte Polizeidienst 
geleistet hat, sage ich: Ja, Sicherheit braucht verlässliche 
Informationen. Aber Sicherheit braucht vor allem eins: 
rechtsstaatliche Grenzen. Und genau diese Grenzen wer-
den hier verschoben.

Erstens. Wir erleben einen Paradigmenwechsel: weg 
vom anlassbezogenen, richterlich kontrollierten Daten-
austausch hin zu einem präventiven Dauerstrom von Ver-
dachtsdaten – oft ohne konkreten Tatverdacht, oft ohne 
vorherige richterliche Entscheidung. Das ist nicht mehr 
punktuelle Zusammenarbeit, das ist der Aufbau eines 
europäischen Sicherheitsdatenraums.

Zweitens. Statt klarer Löschpflichten führen Sie Prüf-
fristen ein. Daten werden überprüft, aber nicht mehr kon-
sequent gelöscht.

(Zuruf des Abg. Alexander Throm [CDU/ 
CSU])

Das bedeutet: Daten bleiben, der Verdacht bleibt, und der 
Makel bleibt. Und jeder Polizist weiß: Akten leben länger 
als Menschen.

Drittens. Die rechtsstaatlichen Sicherungen reichen 
nicht aus. Zweckbindung, Genehmigungsvorbehalte – 
ja, das steht auf dem Papier; doch in der Praxis werden 
durch Direktübermittlungen, Spontanmeldungen und 
Weiterverwendungen ganze Ketten der Datenverarbei-
tung über mehrere Staaten hinweg eröffnet. Verantwor-
tung zerfließt, Kontrolle wird diffus, der Bürger wird 
gläsern, der Staat aber immer undurchsichtiger.

Und der vierte Punkt. Es geht um unsere Souveränität. 
Nationale Datenschutzstandards und der Richtervorbe- 
halt werden auf europäische Mindestvorgaben reduziert. 
Europa darf aber niemals die Ausrede sein, um unsere 
Grundrechte zu schleifen.

(Beifall bei der AfD)

Zusammenarbeit auf europäischer Ebene ja, aber nicht 
auf Kosten des Grundgesetzes.

Meine Damen und Herren, Sicherheit ohne Freiheit ist 
keine Sicherheit, sie ist Kontrolle. Und Kontrolle ohne 
klare Grenzen ist der erste Schritt in den Überwachungs-
staat. Darum sind Gesetzentwurf und Änderungsantrag 
für uns nicht zustimmungsfähig. Und ich will auch genau 
erklären, warum: weil sie einen präventiven Datenver-
bund schaffen, der den Bürger unter Generalverdacht 
stellt, weil richterliche Kontrolle und echte Löschpflich-
ten aufgeweicht werden und weil nationale Schutzstan-
dards abgesenkt werden.

Wir stehen für eine starke innere Sicherheit.

(Siegfried Walch [CDU/CSU]: Eben nicht!)

Wir stehen für den kompromisslosen Kampf gegen Terror 
und Organisierte Kriminalität. Aber, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, wir stehen ebenso und gerade 
deshalb für Freiheit, Rechtsstaat und Verhältnismäßig-
keit.

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Seit wann das 
denn? – Gegenrufe von der AfD: Immer 
schon! – Markus Matzerath [AfD]: Mehr auf-
passen! – Zuruf des Abg. Alexander Throm 
[CDU/CSU])

Darum sagen wir Ja zur internationalen Zusammenarbeit, 
Ja zu effektiver Strafverfolgung, aber ein klares Nein zu 
einem europäischen Datenkoloss, der unsere Bürger unter 
Dauerbeobachtung stellt und den Rechtsstaat schleichend 
aushöhlt.

(Beifall bei der AfD – Detlef Seif [CDU/CSU]: 
„Remigration“! – Gegenruf des Abg. Markus 
Matzerath [AfD]: Das ist das Schlagwort! 
Richtig!)

Meine Damen und Herren, am Ende dieser Debatte 
steht eine einfache, aber entscheidende Frage: Wollen 
wir ein Europa, in dem der Bürger frei ist, oder ein Eu-
ropa, in dem der Bürger nur noch verwaltet, gespeichert 
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und kontrolliert wird? Wollen wir einen Staat, der seine 
Macht begrenzt, oder einen Staat, der immer mehr weiß, 
immer mehr sammelt, immer mehr behält?

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das ist doch 
Unsinn! So ein Unsinn! – Zuruf des Abg. 
Alexander Throm [CDU/CSU])

Freiheit, meine Damen und Herren, stirbt nicht in einer 
Nacht. Freiheit stirbt in kleinen Schritten, in technischen 
Gesetzen, in gutgemeinten Richtlinien und teilweise auch 
in der Bequemlichkeit, Sicherheit über alles zu stellen.

Genau da liegt das Problem. Und deshalb stehen wir 
heute hier – nicht um Europa zu schwächen, nicht um 
Sicherheit zu sabotieren, sondern um den Rechtsstaat zu 
verteidigen, bevor er leise ausgehöhlt wird.

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Das ist aber neu!)

Wir sagen: Der Bürger ist kein Datensatz, der Bürger ist 
kein Risikoobjekt, der Bürger ist kein Verdachtsfall auf 
Vorrat, der Bürger ist der Souverän. Und ein Staat, der 
seinen Souverän unter Generalverdacht stellt, verliert am 
Ende das, was ihn starkmacht: Vertrauen, Freiheit, Legi-
timität.

(Beifall bei der AfD)

Darum sagen wir heute mit aller Klarheit: Sicherheit ja, 
Zusammenarbeit ja, Europa ja, aber niemals – niemals! – 
um den Preis der Freiheit.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für die nächste Rede erteile ich das 

Wort Sebastian Fiedler von der sozialdemokratischen 
Fraktion.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Sebastian Fiedler (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Wer heute diesen Gesetzentwurf ab-
lehnt, der lehnt nicht Europa ab, der lehnt einfach mo-
derne Polizeiarbeit ab.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Und das ist der Kern des Problems mit der AfD und das 
Problem mit meinem Vorredner, Sascha Lensing.

Herr Lensing ist nämlich ausgebildeter Kriminalbeam-
ter, genau genommen sogar Finanzermittler, in Nord-
rhein-Westfalen.

(Stephan Brandner [AfD]: Da können Sie nicht 
mithalten, oder?)

Das ist nämlich umso gravierender, weil er hier Dinge 
wiederholt, die er schon im Innenausschuss erzählt hat. 
Er sagt nämlich sinngemäß: Die Polizei sollte lieber in-
ternationale Kriminalität national bekämpfen. – Und ich 
sage Ihnen ganz klar: Das ist fachlicher Unsinn, und zwar 
aus der täglichen Ermittlungspraxis heraus.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, keine ernstzunehmende Er-
mittlerin und kein ernstzunehmender Ermittler arbeitet 
heute noch so. Beispiel aus der Praxis – auch aus seinem 
Themenbereich –: Ein Geldwäscheverfahren, Tatver-
dächtiger sitzt in Nordrhein-Westfalen, Konten in Litau-
en, Briefkastenfirma in Zypern, Server in den Nieder-
landen,

(Siegfried Walch [CDU/CSU]: Ganz genau!)
Kryptobörse außerhalb der Europäischen Union. So. Und 
wer jetzt sagt: „Das machen wir mal national“, der hat 
entweder niemals ernsthaft ermittelt oder täuscht dieses 
Haus.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Der Punkt ist, Herr Lensing hat ernsthaft ermittelt. 
Warum weiß ich das? Weil ich für die Ausbildung der 
Wirtschaftskriminalistinnen und Wirtschaftskriminalis-
ten in Nordrhein-Westfalen Verantwortung trug und ge-
nau weiß, welche Lehrgänge er schon gemacht hat. Das 
heißt, er redet hier bewusst wider besseres Wissen.

(Zuruf des Abg. Steffen Janich [AfD])
Und das wissen alle Kolleginnen und Kollegen in Nord-
rhein-Westfalen sehr, sehr genau.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
des Abg. Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Was brauchen Ermittlerinnen und Ermittler in sol- 
chen Verfahren? Sie brauchen schnellen Datenzugriff, 
klare Zuständigkeiten, verlässliche Ansprechpartner und 
rechtssicheren Informationsaustausch. Und genau das re-
gelt dieser Gesetzentwurf. Er sorgt dafür, dass Informa-
tionen nicht wochenlang irgendwo liegen bleiben oder in 
nationalen Silos bleiben und dass sie vor Gericht verwert-
bar sind. Das ist kein Bürokratieprojekt, sondern Ermitt-
lungsbeschleunigung und tägliche Arbeit, übrigens auch 
die von Europol. Aber die AfD lehnt ja auch alles ab, was 
mit Europol zu tun hat. Folgte man der AfD, würde das 
nämlich mehr Arbeit, mehr Blindflug und mehr Ermitt-
lungsabbrüche bedeuten.

Aber jetzt wird es noch ein bisschen unerquicklicher, 
meine Damen und Herren – ich kann Ihnen das nicht er- 
sparen –: Wenn ein Abgeordneter wie Herr Lensing mit 
dem Brustton der Überzeugung hier von Polizeiarbeit 
spricht, während gegen ihn ein Disziplinarverfahren

(Markus Matzerath [AfD]: Was soll das denn 
jetzt hier? – Weiterer Zuruf von der AfD: 
Sauerei!)

– ich präzisiere: eine Disziplinarklage –
(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Aha!)

anhängig ist, eingeleitet durch sein eigenes Polizeiprä-
sidium,

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Aha!)
dann ist einiges festzuhalten. Eine Disziplinarklage wird 
nur dann erhoben, wenn es sich um ein besonders schwer-
wiegendes Dienstvergehen handelt,

(Nicole Hess [AfD]: Haben Sie nichts zum 
Thema zu sagen?)
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mit dem Ziel der Degradierung oder der Entfernung aus 
dem Dienst.

(Martin Hess [AfD]: So ist die SPD: Vorver-
urteilung, bevor ein Urteil feststeht! Da sind 
Sie gut, Herr Fiedler!)

Und wenn hierzu öffentlich diskutiert wird, ob jemand 
charakterlich geeignet ist, weiterhin Kriminalbeamter zu 
sein, aber er hier im Haus dann solche Dinge vorträgt, 
dann müssen wir schon mal genau hinschauen, wer sich 
hier äußert.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU und des Abg. Marcel Emmerich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Eine Person, die sich in ihren öffentlichen Äußerungen 
erkennbar an die Fersen von Björn Höcke heftet,

(Zuruf des Abg. Martin Hess [AfD])

die einer Ideologie folgt, die internationale Zusammen-
arbeit ablehnt, die Rechtsstaatlichkeit selektiv betrachtet 
und Sicherheitsbehörden politisieren und diskreditieren 
will, steht für das Gegenteil dessen, was die Polizei in 
einem demokratischen Rechtsstaat braucht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Fabian 
Jacobi [AfD]: Volksdemokratie!)

Dieser Gesetzentwurf steht für etwas anderes. Er steht 
für professionelle Polizeiarbeit, nüchterne und vernetzte 
Polizeiarbeit. Wir stärken nämlich hier die Ermittlerinnen 
und Ermittler und nicht etwa irgendwie Brüssel oder ir-
gendeine Institution, sondern diejenigen, die Ermitt-
lungsverfahren führen, Haftbefehle beantragen und Be-
weise sichern.

Wer diesen Gesetzentwurf also mit einer solchen fa-
denscheinigen und fachlich falschen Begründung ab-
lehnt, stellt sich gegen die Realität der Verbrechens-
bekämpfung – jeden Tag in allen Dienststellen dieses 
Landes.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Zuruf des Abg. Steffen Janich 
[AfD])

Wir tun das nicht.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen.

Sebastian Fiedler (SPD):
Stimmen Sie aus Überzeugung und Verantwortung die-

sem Gesetzentwurf zu.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Marcel 

Emmerich für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Europas Sicherheit 
wird bekanntlich von innen und außen massiv angegrif-
fen. Hochprofessionelle kriminelle Netzwerke unterwan-
dern rechtsstaatliche Strukturen, sie handeln mit Waffen, 
Menschen und Drogen, waschen Geld über internationale 
Strukturen und kommunizieren über verschlüsselte Ka-
näle. Sie sind schneller, vernetzter und oft besser organi-
siert als unsere nationalen Zuständigkeiten. Und sie wis-
sen auch genau, wo unsere Schwächen liegen: bei 
langsamen Verfahren, kompliziertem Informationsaus-
tausch und zersplitterten Kompetenzen.

Für diese Banden sind Grenzen eben keine Hindernis-
se, sondern sie sind Chancen. Und deswegen müssen wir 
dagegen angehen. Jede Verzögerung wird bei den Banden 
einkalkuliert. Und deshalb ist klar: Wer Organisierte Kri-
minalität wirksam bekämpfen will, der muss europäisch 
denken und europäisch handeln.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gleichzeitig verschärft sich auch die Lage außerhalb 
unseres Landes. Mit Donald Trump sind die USA kein 
verlässlicher Sicherheitsverbündeter mehr, und auch die 
neue US-Sicherheitsstrategie zeigt, dass europäische De-
mokratien ins Visier genommen werden. So stehen zum 
Beispiel Vertreterinnen von HateAid, die sich gegen 
Hass, Hetze und digitale Gewalt einsetzen, auf einer 
Sanktionsliste der USA. Und das zeigt doch sehr deut-
lich: Wir brauchen ein starkes und handlungsfähiges Eu-
ropa, das auch dem etwas entgegensetzt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dazu gehört eine europäische Sicherheitsstruktur, die 
auf Rechtsstaatlichkeit, Souveränität und Vertrauen be-
ruht. Eine Zusammenarbeit gehört dazu, die dann auch 
Informationen teilt, statt sie in nationalen Silos ver-
schwinden zu lassen.

Deswegen muss man auch noch mal darauf eingehen, 
was die AfD unter anderem im Ausschuss dazu sehr 
präzise gesagt hat. Die Vertreter der AfD haben da näm-
lich gesagt – man kann es in der Beschlussempfehlung 
des Innenausschusses auch öffentlich nachlesen –: Na-
tionale Souveränität werde „in der Strafverfolgung […] 
ausgehöhlt“. Aber das zeigt doch wieder nur, dass es bei 
der AfD vor allem Stimmungsmache gibt und wenig Sub-
stanz.

Sie wollen internationale Terroristen und Organisierte 
Kriminalität mit Kleinstaaterei bekämpfen. Sie sind wirk-
lich so weit weg von der sicherheitspolitischen Realität, 
dass Sie glauben, dass sich organisierte Kriminelle ir-
gendwie für Grenzen interessieren würden und sich da-
von abhalten lassen würden. Das zeigt einfach, dass Sie 
von Sicherheitspolitik überhaupt keine Ahnung haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Georg Schroeter [AfD])

Deswegen setzt die EU-Richtlinie hier auch an. Sie 
stärkt die Kooperation der Strafverfolgungsbehörden, 
sie schafft klare Verfahren, ermöglicht schnelle Kom-
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munikation und wahrt zugleich rechtsstaatliche Stan-
dards und Verhältnismäßigkeit. Und genau deswegen ist 
es eine gute Sache.

Sicherheit ist heute eine europäische Gemeinschafts-
aufgabe. Und sie gelingt nur, wenn wir einander vertrau-
en, wenn wir gemeinsam handeln und unsere Daten 
grundrechtskonform austauschen. Und das ist der Fall. 
Das Gesetz geht in die richtige Richtung. Deswegen un-
terstützen wir es.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort für die nächste 

Rede Jan Köstering für die Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Jan Köstering (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Wir haben uns als Linke ja daran gewöhnt, dass 
unsere Anmerkungen, sagen wir mal: nicht priorisiert 
berücksichtigt werden. Sie wissen, dass wir die Vorrats-
datenspeicherung ablehnen. Und wir alle wissen, dass Sie 
jetzt auf eine sehr plumpe Art und Weise versuchen, eine 
Vorratsdatenspeicherung light einzuführen.

Das vorliegende Gesetz soll ermöglichen, dass Daten 
an EU-Staaten übermittelt werden, die für den Empfän-
gerstaat „relevant sein könnten“. Das hat uns stutzig 
gemacht, weil es so unkonkret ist und nicht zu den per-
sonenbezogenen Daten passt, die die Polizei gewöhnlich 
sammelt. Denn Verwendungs- und Einsatzzwecke sind 
sehr konkret vorgegeben, geregelt und unterliegen einer 
strengen Kontrolle.

Sie legen heute ernsthaft ein Gesetz vor, bei dem künf-
tig Mutmaßungen allein ausreichen, um Daten weiter-
zugeben. Diese Daten sollen dann auch noch bis zu einem 
halben Jahr für den Informationsaustausch gespeichert 
bleiben. Und als sei das nicht problematisch genug, soll 
dann auch noch regelmäßig geprüft werden, ob die Spei-
cherung nicht auch weiterhin fortbestehen kann.

Meine Damen und Herren, personenbezogene Daten 
auf Basis einer Mutmaßung bis zum Sankt-Nimmer-
leins-Tag abzulegen und auch noch weiterzuleiten, ist 
ein weiterer Angriff auf Bürgerrechte und den Daten-
schutz.

(Beifall bei der Linken)
Mit diesen Plänen zur Ausweitung der Massenüber-
wachung untergraben Sie einmal mehr die Grundrechte, 
gefährden die Meinungsfreiheit und damit die zentralen 
Grundlagen der Demokratie.

Trotzdem hat Ihre Gesetzesinitiative durchaus Poten-
zial. Wir schlagen an dieser Stelle vor: Leiten Sie den 
Entwurf einmal an juristische Fakultäten. Und wir freuen 
uns schon jetzt über viele Hausarbeiten zu diesem Thema, 
wenn Ihnen auch angehende Juristinnen und Juristen ver-
sichern können, dass dieser Gesetzentwurf vor allem ei-
nes ist: für die Tonne!

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der letzte Redner in dieser Debatte ist 

der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern Christoph de Vries.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Christoph de Vries, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf setzen 
wir die europäische Informationsaustauschrichtlinie um, 
und damit stärken wir die europäische Zusammenarbeit 
bei der Gefahrenabwehr und bei der Strafverfolgung. Es 
ist kein Geheimnis: Die Kriminalität im 21. Jahrhundert 
macht nicht an Ländergrenzen halt. Deswegen müssen 
unsere Polizei und Strafverfolgungsbehörden eben eng, 
effizient, aber auch nach klaren Regeln mit den europäi-
schen Partnern zusammenarbeiten, und das ist unser Ziel 
mit diesem Gesetzentwurf.

Die europäische Zusammenarbeit ist für die Polizei-
arbeit schon heute von ganz zentraler Bedeutung. Wir 
tauschen jährlich circa 250 000 Nachrichten mit unseren 
Partnern in Europa aus; Tendenz steigend. Mit der Um-
setzung dieser Richtlinie entstehen nun verbindliche 
Mindeststandards. Wir stellen sicher, dass Informationen 
zeitnah und über sichere Kanäle bereitgestellt werden. 
Dabei ist die Benennung nationaler Kontaktstellen ein 
ganz zentrales Element. Diese sind rund um die Uhr 
erreichbar. Sie sollen Informationsersuchen innerhalb 
von sieben Tagen erledigen, in dringenden Fällen sogar 
innerhalb von wenigen Stunden. Für Deutschland wird 
diese Aufgabe das Bundeskriminalamt übernehmen. Zu-
dem werden Informationspflichten eingeführt. Informa-
tionen müssen künftig initiativ bereitgestellt werden, 
wenn sie für einen anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union von Bedeutung und relevant sind. Das be-
trifft schwere Straftaten – um es klar zu sagen – im Be-
reich des Terrorismus, der Organisierten Kriminalität 
oder des Drogenhandels. Das ist ein wichtiger Baustein 
für eine leistungsfähige, funktionierende europäische Si-
cherheitsarchitektur. Außerdem schreiben wir den Ein-
satz des sicheren Kommunikationskanals SIENA als 
Standard fest. Das schafft Effizienz, klare Kommunikati-
onswege und einen verbindlichen Sicherheitsstandard 
beim Datenaustausch. Diesen Kommunikationskanal ha-
ben wir schon; der hat sich in der Praxis bewährt. Allein 
im Bereich der Geldautomatensprengungen tauschen wir 
mehrere Tausend Einzelnachrichten im Jahr mit unseren 
europäischen Partnern aus.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der AfD – Herr 
Fiedler hat es angesprochen –, ich frage mich: Wie kann 
man nur gegen bessere Informationspflichten, gegen 
klare Zuständigkeiten zur Bekämpfung grenzüberschrei-
tender Kriminalität und zur Bekämpfung terroristischer 
Gefahren in Deutschland stimmen? Erklären Sie das mal 
bitte den Bürgern, die zu schützen ja unsere gemeinsame 
Aufgabe hier im Parlament ist.
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(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Zu-
ruf der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Herr Lensing, Sie sind Polizist; Herr Fiedler hat es an-
gesprochen. Ich kann Ihnen nur sagen: Jeder Kriminal-
beamte in Deutschland wird über Ihre heutigen Ausfüh-
rungen mit dem Kopf schütteln. Was die AfD hier macht, 
hat nichts mit sicherheitspolitischer Kompetenz zu tun, 
und das sollen die Menschen auch wissen, wenn wir 
heute über dieses Gesetz debattieren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Zuruf des Abg. Dr. Götz 
Frömming [AfD])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Staatssekretär, Sie müssen zum Ende kommen.

Christoph de Vries, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern:

Ich komme zum Schluss, Herr Präsident. – Bedauer-
lich ist, dass das Gesetz in der letzten Legislaturperiode 
durch das Ampel-Aus nicht beschlossen werden konnte; 
deshalb sollten wir es jetzt erfolgreich zum Abschluss 
führen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen in dieser Aus-

sprache liegen nicht vor. Damit schließe ich die Ausspra-
che.

Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-
desregierung eingebrachten Gesetzentwurf über den In-
formationsaustausch zwischen den Strafverfolgungs-
behörden der Mitgliedstaaten der Europäischen Union. 
Der Innenausschuss empfiehlt in seiner Beschlussemp-
fehlung auf Drucksache 21/3634, den Gesetzesentwurf 
der Bundesregierung auf Drucksachen 21/2996 sowie 
21/3488 in der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschussfas-
sung zustimmen wollen, um das Handzeichen. – Das ist 
die Unionsfraktion, das sind die SPD-Fraktion und Bünd-
nis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – Das sind die 
AfD-Fraktion, die Fraktion Die Linke. Enthaltungen? – 
Sehe ich nicht. Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter 
Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die Unionsfraktion, die SPD-Fraktion, die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – Das 
sind die Fraktion der AfD und die Fraktion der Linken. 
Enthaltungen? – Sehe ich nicht. Damit ist der Gesetzent-
wurf angenommen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 9: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Innenausschusses (4. Ausschuss) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Martin Hess, 
Stephan Brandner, Dr. Gottfried Curio, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Inneren Frieden in Deutschland bewahren – 
Antifa-Verbote umsetzen sowie Linksterroris-
mus entschlossen bekämpfen

Drucksachen 21/2221, 21/2592

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 20 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort 
Caroline Bosbach für die Fraktion der CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Caroline Bosbach (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ja, der Linksextremismus hat auf jeden Fall ein 
Stück weit ein Imageproblem.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
Er gilt immer noch zu oft als der intellektuelle, der nette 
Extremismus, so nach dem Motto: Brennen und Randa-
lieren, aber mit Haltung. Richtig ist: Wäre das Stromnetz 
der Hauptstadt von Rechtsextremisten angegriffen wor-
den und es wären Hunderttausende Menschen und Kran-
kenhäuser tagelang ohne Strom gewesen, dann hätte Ber-
lin in Flammen gestanden, das kann ich Ihnen sagen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Ganz genau!)
Es hätte hundertprozentig „Brennpunkt“-Sondersendun-
gen und wochenlang detaillierte Berichte,

(Siegfried Walch [CDU/CSU]: Lichterketten!)
Demonstrationen und Protestmärsche gegeben, und das 
auch völlig zu Recht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ist das jetzt 
Medien-Bashing, oder was?)

Deswegen sprechen wir nicht nur über Politik, sondern 
wir sprechen auch über einen Grundkonsens, den wir 
brauchen gegen jede Art des Terrors, gegen jede Art des 
Extremismus. Der Anschlag aufs Berliner Stromnetz zum 
Beispiel wurde eher als Staatsversagen tituliert, statt mal 
klipp und klar darüber zu sprechen, wer die Täter sind. 
Wo kommen die her? Wer war das? Das sind die Fragen, 
die im Mittelpunkt stehen müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
Linken)

Denn diese Leute bedienen sich ständig und dauerhaft 
exakt jener Methoden, die Sie selbst vorgeben zu be-
kämpfen.

Jetzt kurz zum Allheilmittel des Verbots der Verbote. 
Verbote sind ja das Pflaster der Politik: Man klebt sie 
überall drauf, und man hofft, dass die Wunden dann 
schon irgendwie versorgt sind. Man sollte den Menschen 
nur keine Erwartungen aufdrängen, die man dann defini-
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tiv nicht erfüllen kann. Wenn wir wirklich Erfolge erzie-
len wollen – und das müssen wir; diese Erfolge brauchen 
wir –, dann macht es überhaupt keinen Sinn, so zu tun, als 
könnte man den zweiten Schritt vor dem ersten machen. 
Aus der Praxis wissen wir, dass Strukturen durch kon-
sequente Verfahren längst erheblich geschwächt und 
auch zerschlagen sind: Stichwort „Antifa Ost“ und die 
sogenannte Hammerbande, von denen sechs mutmaß-
liche Terroristen seit zwei Tagen wieder vor dem Ober-
landesgericht in Düsseldorf stehen.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Gut so!)
Wir können, was diesen Fall betrifft, ausdrücklich auf 

Sachsen als Beispiel für wirksame Schwerpunktsetzung 
verweisen. Darauf kommt es nämlich an: Sachsen hat für 
politisch motivierte Straftaten eine gesonderte, eine spe-
zialisierte Struktur aufgebaut, explizit gegen politisch 
motivierte Straftaten. Das ist ausgesprochen sinnvoll; 
denn im Gegensatz beispielsweise zum Rechtsextremis-
mus ist der Linksextremismus sehr klandestin: Die Struk-
turen sind sehr diffus; die Leute kommen zusammen und 
gehen schnell wieder auseinander. Es ist unheimlich 
schwer, da dranzukommen. Deshalb muss der Schwer-
punkt zunächst darauf liegen, dass die Behörden und 
dass unsere Geheimdienste besser ausgestattet werden, 
um überhaupt mal Personen und Netzwerke sauber he-
rauszuarbeiten. Sonst werden wir sie weder gerichtsfest 
verfolgen noch, wenn nötig, zerschlagen können.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Hier passt auch das Stichwort „Gesichtserkennung“. 

Der prominenteste Fall ist ganz bestimmt der Fall von 
Daniela Klette. Es kann doch nicht sein, dass eine RAF- 
Terroristin von Journalisten gefunden werden muss, weil 
den Behörden die Hände gebunden sind. Das kann nicht 
sein! Wer hier noch bremst, der läuft wirklich Gefahr, 
sich eines Tages bitter erklären zu müssen.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Genau!)

Das ist genau die Arbeit, die gemacht werden muss.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssten zum Ende kommen, bitte.

Caroline Bosbach (CDU/CSU):
Ich bin froh, dass der Bundesinnenminister genau das 

erledigt. Danach können wir auch über eventuelle Ver-
botsverfahren sprechen. Ansonsten ist in dieser Thematik 
keine Musik.

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Stephan 

Brandner für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Stephan Brandner (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Extremis-

mus und Terrorismus zu bekämpfen, und zwar, wie auch 

beim Sozialismus, in jede Richtung, das ist die absolute 
Überzeugung der Alternative für Deutschland.

(Beifall bei der AfD)

Rote, braune und grüne Sozialisten gehören politisch be-
kämpft; denn Geschichte und Gegenwart zeigen: Sie und 
deren Ideologie haben Hunderte Millionen Tote auf dem 
Gewissen. Auch deshalb gehören rote, braune und grüne 
Extremisten und Terroristen politisch und strafrechtlich 
bekämpft und in den Knast, aber nicht in Regierungs- und 
sonstige Ämter. Das ist unsere Überzeugung.

(Beifall bei der AfD – Zuruf vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Helau!)

Da ist die Alternative für Deutschland ganz klar, ohne 
Wenn und Aber: keinen Millimeter dem Extremismus 
und dem Terrorismus. Das geht auch ganz klar aus unse-
rem Antrag hervor, den wir heute hier debattieren.

(Jürgen Coße [SPD]: Rudern Sie jetzt zurück?)

Also, passen Sie genau auf, was Sie gleich nachfolgend 
sagen; denn Herr Ramelow hat ja vorhin als Vizeprä-
sident erklärt: Das Präsidium ist so eine Art Faktenche-
cker, und die prüfen genau, ob Sie sich an die Fakten 
halten oder nicht.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das hat er nie 
gesagt!)

Also: Halten Sie sich an die Fakten!
Unser Antrag sagt ganz klar: An Extremismus, Terro-

rismus egal welcher Richtung müssen wir ran, meine 
Damen und Herren.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ich finde, dafür 
haben Sie ziemlich viele Kriminelle in Ihrer 
Fraktion! – Zuruf der Abg. Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

So klar wie wir sind Sie alle von den älteren Parteien 
allerdings nicht.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)

Ganz links stützt, schützt und bejubelt die weitergeführte 
SED ungehemmt Linksextremisten und Linksterroristen – 
ganz aktuell: das Thema hier in Berlin. Kein kritisches 
Wort zu den Tätern, zu den rücksichtslosen Verbrechern, 
die den größten und folgenreichsten Anschlag auf inner-
deutsche Infrastruktur zu verantworten haben. Und ich 
bin sicher: Da kommt auch gleich wieder nichts von 
Ihnen. Still-heimliche, klammheimliche Freude herrscht 
bei Ihnen wahrscheinlich.

(Zuruf von der Linken: Das stimmt doch gar 
nicht!)

Das ist so seit 2011: ungefähr ein Dutzend Anschläge 
dieser Vulkangruppen und Hunderttausende Opfer seit 
2011. Ich persönlich frage mich da immer, ob Sie alle 
von ganz links und von den Grünen Alibis für die jewei-
ligen Abende haben.

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD – 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Sind Sie schon 
im Karneval, oder was? – Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was?)
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Da würde ich doch gern mal in Ihre Terminkalender 
schauen, ob das alles so ehrlich ist, was Sie hier sagen.

Jetzt sagen Sie immer: Diese Terroranschläge haben 
nichts mit der Antifa zu tun. – Gucken Sie in das Beken-
nerschreiben! Antifaschistisches Geschwurbel über 
Techfaschisten,

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt lesen Sie mal ein bisschen schnel-
ler, Herr Brandner! Los! Machen Sie mal! – 
Zuruf des Abg. Jan Köstering [Die Linke])

Kapitalistenfaschisten und die Forderung nach Freiheit 
für alle Antifas: Das steht in den Bekennerschreiben, 
die diese Vulkangruppen hinterlassen haben.

(Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was sagen Sie denn zur Disziplinar-
klage gegen Ihren Kollegen? – Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was ist denn 
mit Ihrer Immunität jetzt?)

Durchschnittlich nicht ganz so weit links ist die SPD, 
aber doch noch im zweifelhaften Bereich angesiedelt. Sie 
rekrutieren ja Ihre Führungskräfte aus der Antifa. Der 
Kollege Klingbeil kommt ja aus dem Schwärmen gar 
nicht heraus. Also: Auch das, was Sie hier an Krokodils-
tränen vergießen, ist wenig glaubwürdig.

Und noch viel unglaubwürdiger ist das natürlich bei 
den Grünen, die – warum auch immer – hier in der Mitte 
sitzen und von denen wir ja alle wissen:

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Sagen Sie doch 
mal was zu den Straftätern in Ihren Reihen! – 
Gegenruf des Abg. Jan Köstering [Die Linke]: 
Dafür reicht die Redezeit nicht! – Gegenruf des 
Abg. Dr. Johannes Fechner [SPD]: Genau, da 
reicht die Redezeit nicht für!)

Die Wurzeln der Grünen sind nicht nur im pädophilen 
Bereich zu finden, sondern auch im linksterroristischen 
Milieu. Tatwaffe, Mordwaffe bei Joschka Fischer im 
Auto – was ist damit? –, „Mescalero“ Jürgen Trittin, 
Mordrechtfertigungen: Das sind Ihre Wurzeln.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gibt’s bei Ihnen noch einen Abgeord-
neten, der Immunität hat? – Marcel Emmerich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was ist denn 
mit Malsack-Winkemann? Die sitzt immer 
noch in Untersuchungshaft! – Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Und was ist 
mit Ihrer Immunität, Herr Brandner? Was ist 
eigentlich mit Ihrer Immunität? Hat man Ihren 
Fall schon geklärt oder noch nicht?)

Das erklärt, warum Sie von links gar kein Interesse 
haben, gegen Linksextremisten irgendwas zu machen – 
durchschaubar! Rote und grüne Repräsentanten sind in 
der Antifa sozialisiert. Man kennt sich, man hilft sich, 
man kritisiert sich nicht. Das erklärt leider vieles.

(Katrin Fey [Die Linke]: Und jetzt mal Ihre 
Mitarbeiter! – Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Nicht mal Ihre eigenen Leute 
können Ihnen folgen, so schnell wie Sie spre-
chen! Machen Sie es noch ein bisschen schnel-

ler! – Zuruf des Abg. Jan Köstering [Die 
Linke])

Jetzt kommen wir zur Union und dem Innenminister 
Dobrindt, der wahrscheinlich gerade zurückschlägt. Wa-
rum ist er sonst nicht da? Er schlägt gerade gegen die 
Antifa zurück. Tragische Figuren geben Sie hier ab, 
muss ich Ihnen sagen. Manche würden sagen – das mache 
ich mir nicht zu eigen, Herr Präsident –: Nützliche Idioten 
der linken Seite sind hier in der Unionsfraktion zu finden.

(Lachen des Abg. Siegfried Walch [CDU/ 
CSU])

Sie sind darauf angewiesen – aufgrund dieser unse-
ligen Brandmauer –, mit den Truppenteilen von ganz 
links, die aus dem Sumpf, aus dem Schoß der Antifa 
gekrochen sind, zusammenzuarbeiten,

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Aus welchem Schoß 
sind Sie denn gekrochen? Das wäre eine inte-
ressante Frage!)

und deshalb machen Sie auch nichts gegen links. Sie 
trauen sich nicht da heran. Sie pampern nach wie vor 
dieses Milieu. Millionen, Milliarden Euro fließen aus 
dem Haushalt des Kulturstaatsministers in linke Struktu-
ren.

(Sebastian Fiedler [SPD]: Haben Sie in die 
Schublade der Büttenreden gegriffen, oder 
was ist passiert?)

Da werden linke Verlage gefördert, die Bücher heraus-
bringen mit Tipps und Tricks für Antifas und Antiras.

(Abg. Alexander Throm [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage)

„Antiras“ sind Antirassisten. Also, ich habe gelernt: Anti-
fas bzw. Antifaschisten sind dann offenbar nicht gleich-
zeitig auch Antirassisten. Offenbar gibt es da auch eine 
gewisse Gemengelage. Das wird von Ihnen gefördert.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Erlauben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 

Throm?

Stephan Brandner (AfD):
Gerne.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Throm, bitte.

Stephan Brandner (AfD):
Ich bin sehr dankbar darüber, weil meine Redezeit fast 

vorbei ist.
(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)

Alexander Throm (CDU/CSU):
Herr Brandner, Sie nehmen ja den Mund wieder ge-

wohnt voll. Das kennen wir von Ihnen.

Stephan Brandner (AfD):
Sehen Sie!
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Alexander Throm (CDU/CSU):
Sie haben gesagt, die AfD stehe ganz klar gegen Links-

terrorismus; Sie haben darüber hinaus gesagt: sogar auch 
gegen Rechtsterrorismus.

(Zurufe von der AfD: Genau! Selbstverständ-
lich!)

Jetzt haben Sie gerade, vor wenigen Minuten, hier einen 
Gesetzentwurf abgelehnt, der für die Sicherheit und auch 
zur Bekämpfung von Terrorismus sehr wichtig ist,

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es! Ja! – Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja!)

nämlich den zum Informationsaustausch zwischen den 
europäischen Staaten. Denn Terrorismus – links wie 
rechts und vor allem auch islamistisch – ist international.

Darüber hinaus lehnt die AfD die IP-Adressen-Spei-
cherung ab. Sie waren nicht im Innenausschuss diese 
Woche. Der Präsident des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz und ebenso der Präsident des Bundeskriminal-
amtes haben gesagt, dass gerade diese IP-Adressen-Spei-
cherung essenziell wichtig ist, um Netzwerke bei den 
Linksextremen, bei den Rechtsextremen und auch bei 
anderen Extremismusformen aufzudecken.

Wie bleiben Sie bei dieser Haltung, wenn Sie sagen, 
Sie stehen ganz klar gegen Terrorismus? Ich bewerte das 
so, dass die AfD eine Gefahr für die Sicherheit in 
Deutschland ist.

(Fabian Jacobi [AfD]: Das schaffen Sie schon 
ganz alleine!)

Wenn Sie das jetzt betrachten, sind Sie bereit, dann zu-
künftig der IP-Adressen-Speicherung zuzustimmen, um 
insbesondere Links- und Rechtsterrorismus wirksam zu 
bekämpfen?

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Stephan Brandner (AfD):
Lieber Herr Kollege, dafür, dass Sie uns – auf die Sie 

wahrscheinlich neidisch blicken,

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Sebastian Fiedler [SPD]: Nee, wahrlich 
nicht, Herr Brandner! Keine Sorge!)

weil wir das sagen können, was tatsächlich in Deutsch-
land geschieht, und tatsächlich Ihnen den Spiegel vor-
halten –

(Christina Stumpp [CDU/CSU]: So ein 
Quatsch!)

jetzt unterstellen, hier irgendwie nicht vernünftig zu ar-
gumentieren, werden Sie ja bezahlt; das ist ja Ihr Job.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wofür werden Sie denn eigentlich be-
zahlt?)

Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen: Das haben Sie nicht 
gut gemacht.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Daniel Rinkert [SPD]: Ich würde sagen: ent-
larvt!)

Aber Sie lenken jetzt natürlich vom Thema ab. Wir 
reden ja über politischen Extremismus. Ich war gerade 
an der Stelle, der Union den Spiegel vorzuhalten, wie 
sie in diesem Sumpf indirekt mit drinsteckt, und jetzt 
schmeißen Sie Nebelbomben.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Also nichts zur 
IP-Adressen-Speicherung!)

Ich gehe darauf gerne ein. Was das gerade eben – –
(Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie sind aber gar nicht gut in Form! – 
Zurufe von der CDU/CSU und der SPD)

– Also, er stellt eine Frage.
(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber Herr Brandner! – Daniel Rinkert 
[SPD]: Und Sie beantworten Sie nicht! – Wei-
tere Zurufe von der SPD)

Ich will antworten, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Und Sie antworten, Herr Brandner.

Stephan Brandner (AfD):
– und Sie brüllen dazwischen.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Aber es wäre 
gut, wenn die Antwort etwas mit der Frage zu 
tun hätte! – Christina Stumpp [CDU/CSU]: 
Konkret antworten!)

Und wenn ich Herrn Fechner schon wieder sehe, wie er 
hier die Augen verdreht:

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Nein! Über-
haupt nicht!)

Ich glaube, Sie suchen Ihr Gehirn, Herr Fechner. Also, 
anders kann ich mir das nicht erklären.

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Brandner, wenn Sie jetzt in die Richtung gehen, 

dann lasse ich die Uhr weiterlaufen. Sonst antworten Sie 
bitte dem Abgeordneten.

Stephan Brandner (AfD):
Mache ich. – Was die Frage des Gesetzes gerade an-

geht: Da hat doch der Kollege Lensing in epischer Breite 
ausgeführt, wo das Problem liegt, warum wir nicht zu-
stimmen konnten.

(Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist ja das mit der Disziplinarklage! – 
Sebastian Fiedler [SPD]: Dann sagen Sie es 
doch noch mal!)

Ich vermute mal, Sie haben zugehört. Ich will die Rede 
des Kollegen Lensing nicht wiederholen; ich komme ja 
nicht von den Linken, die ihre Reden gerne immer zwei-
mal vorlesen. Also, das war der eine Punkt.
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(Daniel Rinkert [SPD]: Okay!)

Was die IP-Adressen-Speicherung angeht: Da haben 
Sie völlig recht. Da sind wir nicht alleine.

(Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ah!)

Es sind sehr viele, die sagen: Das sehen wir sehr kritisch. 
Da wird ein Einfallstor geöffnet.

(Siegfried Walch [CDU/CSU]: Die Linken 
zum Beispiel! Die Linken und Sie! – 
Alexander Throm [CDU/CSU]: Die Linke!)

Das machen Sie immer sehr gerne. Der lobenswerte An-
satz, beispielsweise Kinderpornografie und schwere Kri-
minalität und Terrorismus zu bekämpfen, wäre ein An-
satz, zu sagen, diese IP-Adressen-Speicherung sollte 
stattfinden.

Aber: Wir wissen doch alle, wohin das führt. Ihre Sa-
lamitaktik geht dann weiter.

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Völliger Blödsinn!)
Das wird dann ausgedehnt auf leichtere Kriminalität,

(Detlef Seif [CDU/CSU]: So ein Quatsch!)
dann wird es ausgedehnt auf Meinungsdelikte, dann 
kommt der Bundesnachrichtendienst ins Spiel – das ist 
ja gerade im Gespräch –,

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und Sie schützen die Bevölkerung! 
Lassen Sie mich raten!)

der dann rumspitzelt: Wem gehört welche IP-Adresse? 
Und genau deshalb lehnen wir eine pauschale IP-Adres-
sen-Speicherung – genauso wie viele andere auch ver-
nünftig in der Politik Agierende – ab.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Alle Linke, 
ja!)

Das so weit dazu.
(Beifall bei der AfD)

Jetzt sage ich Ihnen gerne noch mal – und dann können 
Sie gerne noch mal eine Zwischenfrage stellen –: Alle 
Innenminister der letzten 15 Jahre – ich fahre jetzt fort; 
Sie können sich meinetwegen wieder hinsetzen; Sie kön-
nen aber auch stehen bleiben –,

(Abg. Alexander Throm [CDU/CSU] nimmt 
wieder Platz)

Schäuble, de Maizière, Hans-Peter Friedrich, Seehofer, 
der Totalausfall Faeser – die verschweige ich mal – und 
jetzt Herr Dobrindt am Ruder, waren doch zuständig 
für den Linksextremismus. Da wird seit 2011 vom 
BKA, vom Generalbundesanwalt, von den Landeskrimi-
nalämtern ermittelt, mit Hunderten, Tausenden Beamten.

(Sebastian Fiedler [SPD]: Das ist doch Blöd-
sinn! Das haben Sie sich jetzt ausgedacht!)

Hunderttausende von Ermittlungsstunden wurden verbra-
ten.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Märchenstunde mit Herrn Brandner!)

Und was kam raus? Nichts. Null und nichts, hat uns der 
Generalbundesanwalt im Ausschuss erzählt.

Der Grund ist doch: Sie halten Ihre schützende Hand 
darüber. Wären Sie uns gefolgt – seit 2018 haben wir 
unzählige Anträge gegen Linksextremismus und gegen 
Rechtsextremismus eingebracht –,

(Sebastian Fiedler [SPD]: Ach! Gegen Rechts-
extremismus? Von Ihnen! – Gegenruf des Abg. 
Martin Hess [AfD]: Haben wir auch ein-
gebracht! Herr Fiedler, können Sie nicht wis-
sen! Da waren Sie wahrscheinlich noch nicht 
im Bundestag! Machen Sie sich mal kundig, 
bevor Sie hier Zwischenrufe starten!)

wäre es zu den Anschlägen in Köpenick und auf das 
Tesla-Werk und zum Anschlag vor zwei Wochen nicht 
gekommen. Das heißt, Sie tragen die politische Verant-
wortung für den Linksextremismus und den Linksterro-
rismus in Deutschland.

(Beifall bei der AfD)
Und wer es ehrlich meint –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen bitte zum Ende kommen.

Stephan Brandner (AfD):
– mit der inneren Sicherheit und den Bürgern draußen 

wirklich wahrhaftig verspricht, dass es besser und siche-
rer wird auf unseren Straßen, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen bitte zum Ende kommen, Herr Brandner.

Stephan Brandner (AfD):
– der kann nur die Alternative für Deutschland auf 

ihrem Weg unterstützen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. 
Sebastian Fiedler [SPD])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Bevor wir die Debatte fortsetzen: Herr 

Brandner, Sie haben in Ihrer Rede die Frage gestellt, ob 
Abgeordnete des Hohen Hauses für den Tatzeitpunkt von 
Straftaten, über die wir in diesem Zusammenhang spre-
chen, Alibis haben.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Das ist mit einer Unterstellung verbunden, die ich zu-
rückweisen möchte.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich gebe als Nächstes das Wort Helge Lindh für die 
Fraktion der SPD.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Helge Lindh (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

muss Abbitte leisten; das muss ich gestehen. Die AfD 
fordert ja im Antrag, den inneren Frieden wiederherzu-
stellen, und ich muss sagen: Solche Satire und solche 
selbstkritische Selbstironie hätte ich Ihnen wirklich nicht 
zugetraut.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Marcel Emmerich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Katrin 
Fey [Die Linke])

Das ist aber auch das einzige Lob, das möglich ist; denn 
alle hier im Saal – Sie eingeschlossen – wissen, dass es 
Ihnen ja eben null Komma null um ernsthafte, gezielte 
Bekämpfung von Linksextremismus geht, schon gar 
nicht um Bekämpfung von Linksterrorismus.

Das beginnt schon bei der Definition. Herr Brandner, 
Sie sprechen ja gerne öffentlich, in Videos und hier im 
Parlament, von „Antifanten“. Ich habe das nie verstan-
den. Für mich ist das eine Kombination aus „antifaschis-
tisch“ und „Elefant“.

(Fabian Jacobi [AfD]: „Antifa“, wenn schon!)

Der Elefant ist nun,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: … kein Krokodil!)

wenn Sie mal einen international relativ bekannten anti-
faschistischen Autor namens Bertolt Brecht anhören, ein 
Tier, das sich auszeichnet durch List, Stärke, Gutmütig-
keit, „es versteht Spaß“, sagt er, und ist – achten Sie 
darauf! – „gesellig, […] nicht nur zu Elefanten“. Wenn 
ich mir diese Definition anhöre und sie mit Ihrer rechts-
extremen Büttenrede von eben vergleiche,

(Beifall des Abg. Ferat Koçak [Die Linke])

bin ich versucht, zu sagen: Ich wäre so gerne Antifant und 
trötete im Naziland.

(Beifall bei der SPD und der Linken sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN – Martin Hess 
[AfD]: Das sind Sie ja sowieso!)

Tatsächlich haben Sie eben bewiesen, dass es Ihnen 
nicht scharf um Linksterrorismus geht, sondern Sie haben 
hier alle mit einbezogen und nach Alibis gefragt und 
unterstellt, kriminell zu sein. Da frage ich Sie nun, weil 
Sie ja bei dieser Abgrenzung nicht so präzise sind: Be-
ginnt das, was Sie verbieten und bekämpfen wollen, bei 
der Fraktion Die Linke, beginnt das bei der SPD oder nur 
bei der parlamentarischen Linken der SPD, beim Arbeit-
nehmerflügel der CDU oder bei der gesamten CDU?

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich glaube, die können ihm gar nicht 
mehr folgen!)

Also, auch da haben Sie wieder bewiesen, dass es Ihnen 
gerade nicht um Linksterrorismus geht, sondern um Ihre 
eigenen Ziele.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ersetzen Sie ein-
mal „links“ durch „Extremismus“! Dann kom-
men Sie der Sache näher!)

Dann kommen wir zum Punkt der Intentionalität. Es ist 
sichtbar – und das ist so perfide und verwerflich –, wie 
Sie sich geradezu an Linksextremismus und Linksterro-
rismus ergötzen, ergötzen, weil Sie daraus Profit schlagen 
können.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Also bitte!)

Denn das Spiel, das Sie spielen, ist Spaltung, und deshalb 
freuen Sie sich über Extremismus

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Bodenlos!)

und arbeiten gerade nicht an der Bekämpfung des Extre-
mismus. Und am Ende geht es Ihnen bei Ihrer Fokussie-
rung auf Linksextremismus doch um nichts anderes als 
um einen Blankoscheck für Rechtsextremismus.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken – Martin Hess 
[AfD]: Das ist an Lächerlichkeit nicht zu über-
bieten!)

Und dann kommen wir zur Glaubwürdigkeit; denn 
präzise Definition von politischen Problemen bedeutet, 
glaubwürdig zu sein. Wo ist Ihre Glaubwürdigkeit? Wo 
sind die Aktuellen Stunden der AfD zu Rechtsextremis-
mus? Wann haben Sie laut Verbote rechtsterroristischer, 
rechtsextremistischer Vereinigungen gefordert? Wo war 
das?

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Du bist ein Gutmensch, Helge!)

Wo sind die Anträge? Wo sind Ihre Anträge zu Hanau und 
zum NSU?

(Martin Hess [AfD]: Machen Sie sich doch 
vorher kundig!)

Wer so unglaubwürdig ist, sollte hier die ganze Zeit 
schweigen und nicht über die Bekämpfung von Extremis-
mus reden.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Dann kommen wir noch zur Problemdefinition, und 
da kann ich nur feststellen, dass die entweder bei Ihnen 
extrem elliptisch oder wieder extrem selbstbezüglich 
ist. Sie sprechen da von Täter-Opfer-Umkehr. Sie sind 
Meister darin.

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])

Sie sprechen von Entmenschlichung des politischen Geg-
ners – Bingo! AfD-Methode –, Sie sprechen auch von 
Gefährdung der Freiheit – auch das machen Sie –, und 
Sie sprechen von – das muss man sich klarmachen – 
Nichtachtung der Menschenwürde des Einzelnen. Das 
ist Ihr Grundprinzip, Ihr Geschäftsmodell, Ihre Praxis. 
Also bitte, bevor Sie Anträge zum Linksextremismus 
stellen, achten Sie bitte darauf, dass, wenn Sie einen 
Finger ausstrecken, ganz viele andere Finger auf Sie 
selbst zurückweisen.

(Stephan Brandner [AfD]: Das ist bei Ihnen 
genauso!)

Und bitte setzen Sie –
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen.

Helge Lindh (SPD):
– die Konsequenzen Ihrer Selbstironie fort, und ver-

lassen Sie künftig durch Selbsterkenntnis dieses Par-
lament und den politischen Raum.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Helge Lindh (SPD):
Allen wäre gedient.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken – Martin Hess 
[AfD]: Das entscheiden die Wähler!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Die nächste Rede hält Lamya Kaddor für die Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Sehr geehrte Besucherinnen und Be-
sucher auf der Tribüne, von denen noch welche da sind! 
Extremisten zuzuhören, wenn es darum geht, Extremis-
mus zu bekämpfen, ist per se keine gute Idee.

(Stephan Brandner [AfD]: Das machen wir 
auch gerade!)

Der Antrag der AfD-Fraktion führt uns das einmal mehr 
vor Augen. Ihnen geht es nicht um die Bekämpfung von 
Linksextremismus, sondern um das Vorantreiben der ei-
genen rechtsextremen Agenda.

Schauen wir uns das einmal im Einzelnen an – anschei-
nend bin ich die Einzige, die Ihren Antrag gelesen hat. 
Bei den Forderungen an die Bundesregierung heißt es 
unter 4. – Zitat –: Die angeblich „[…] ideologisch moti-
vierte weitgehend einseitige Konzentrierung auf den 
Kampf gegen Rechts […]“ solle beendet werden.

(Martin Hess [AfD]: Genau, Frau Kaddor!)
Aha! Dass Rechtsextreme kein Interesse daran haben, 
den Kampf gegen Rechtsextremismus voranzubringen: 
keine Überraschung.

(Martin Hess [AfD]: Die einseitige Fokussie-
rung! Den Antrag zu lesen, reicht nicht aus! Sie 
müssen ihn auch verstehen!)

Der Vorteil dieser politischen Strategie der AfD – oder 
müsste man besser sagen: dieser politischen Einfältig-
keit – ist aber, dass die AfD es in jeder Sitzungswoche 
so macht. Inzwischen hat wahrscheinlich auch der Letzte 
in diesem Land verstanden, dass es dieser Partei nie um 
die Sache ging. Die AfD will keine Probleme lösen. Die 
AfD will dieses Land nicht nach vorne bringen. Die AfD 
will nur eines: sich selbst.

(Markus Matzerath [AfD]: Deswegen sind wir 
auch stärkste Partei!)

– Deshalb schreien Sie so laut, weil es wehtut.

(Markus Matzerath [AfD]: Nein, damit Sie es 
verstehen!)

Die AfD will sich selbst nach vorne bringen. Dafür 
verkaufen Sie Ihre eigenen Anhänger seit Jahren für 
dumm. Das ist doch irgendwie ein ziemlich trauriges 
Los, würde ich sagen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Markus Matzerath [AfD]: Wenn Sie meinen!)

– Ich meine das. So ist das.

(Martin Hess [AfD]: Das ist eine Arroganz und 
Überheblichkeit!)

Bei den Forderungen an die Bundesregierung beklagt 
die AfD unter 2. ein – Zitat – „schwer beschädigtes Ver-
trauensverhältnis der Bevölkerung gegenüber dem Bun-
desamt für Verfassungsschutz“. Wirklich? Oder ist hier 
nicht doch eher der Wunsch der Vater des Gedankens? 
Die AfD hätte es doch so gerne, dass die Bevölkerung 
kein Vertrauen mehr in den Verfassungsschutz hat. 
Schließlich bescheinigt der Verfassungsschutz Ihnen ge-
rade den Extremismus.

(Zuruf des Abg. Martin Hess [AfD])

– Hören Sie doch einfach mal zu.

(Martin Hess [AfD]: Sie müssen doch auch die 
Realität zur Kenntnis nehmen!)

Besonders entlarvend sind schließlich die Forderun-
gen 6 und 7, in denen ausgerechnet eine engere Zusam-
menarbeit mit Ungarn und den USA gegen Extremismus 
gefordert wird. Na ja, das ist schon so plakativ, da er-
übrigt sich eigentlich jede Einordnung. Russland zu nen-
nen, haben Sie allerdings vergessen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Markus Matzerath 
[AfD]: Das fehlte jetzt noch!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Erlauben Sie eine Zwischenfrage aus den Reihen der 

AfD?

Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nein.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Dann setzen Sie gerne fort.

(Martin Hess [AfD]: Das ist wieder typisch! 
Das hat mit Souveränität nichts zu tun!)

Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Nein, das wird mir zu niveaulos. Es ist einfach zu 

niveaulos, mit Ihnen zu sprechen.

(Widerspruch bei Abgeordneten der AfD)
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Setzen Sie die Rede gerne fort.

Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Unterm Strich will dieser Antrag ein Deutschland ohne 

Linksextremismus, aber gleichzeitig dem Rechtsextre-
mismus Tür und Tor öffnen. Letzteres werden wir nicht 
zulassen, meine Damen und Herren.

Kommen wir nun zum Kampf gegen den Linksextre-
mismus. Wie wichtig er ist, das hat mit Beginn des neuen 
Jahres logischerweise der Anschlag auf die Stromversor-
gung in Berlin gezeigt. Über 100 000 Menschen waren 
davon betroffen. Es ging praktisch nichts mehr. Der CSU- 
Innenminister Dobrindt sollte endlich Ergebnisse liefern. 
Statt sich in populistischen Parolen wie „Wir schlagen 
zurück!“ zu erschöpfen, sollte er uns doch einfach be-
richten, was sein Ministerium bislang präventiv gegen 
Linksextremismus unternommen hat; denn bisher haben 
wir dazu ziemlich wenig gehört.

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
Statt also Kulturkampf zu betreiben und sich in den Me-
dien zu inszenieren, sollte doch der Innenminister eigent-
lich Ergebnisse, handfeste Ermittlungsergebnisse, prä-
sentieren. Wir sind sehr gespannt.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist Ferat Koçak für die 

Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Ferat Koçak (Die Linke):
Herr Präsident! Abgeordnete! Ich möchte heute mit 

Ihnen über Sicherheit sprechen. Das dürfte Sie freuen, 
liebe CDU; denn das ist schließlich Ihr Lieblingsthema. 
Aber ich will gleich klarstellen: Ich meine nicht Ihre 
Sicherheit. Ich spreche nicht von Kameras oder härteren 
Strafen. Ich spreche von der Sicherheit, die Menschen im 
Alltag wirklich brauchen.

(Beifall bei der Linken)
Denn egal wo wir herkommen oder was in unserem Pass 
steht, die meisten von uns wollen dasselbe: ein sicheres 
Leben für sich und ihre Familien.

(Stephan Brandner [AfD]: Ohne Linksextre-
mismus!)

Sicherheit ist, wenn alle sich ein Zuhause leisten kön-
nen, wenn wir Politik machen, die den Jugendlichen in 
Neukölln eine Perspektive bietet, statt sie zu Sündenbö-
cken der Nation zu machen.

(Beifall bei der Linken – Zuruf des Abg. 
Alexander Throm [CDU/CSU])

Sicherheit ist, wenn niemand, der schon Jahre hier zu 
Hause ist, Angst vor Abschiebung haben muss.

(Martin Hess [AfD]: Sicherheit ist eine sichere 
Stromversorgung!)

Sicherheit ist, mitten im Winter in Berlin nicht ohne 
Strom und Heizung in der Wohnung frieren zu müssen, 
weil die wichtigste Infrastruktur ausreichend finanziert 
und wirksam geschützt ist.

(Stephan Brandner [AfD]: Reden Sie doch mal 
zum Thema!)

Sicherheit ist, wenn nach einem Leben voller Arbeit mehr 
bleibt als eine Rente, die mit Pfandsammeln aufgestockt 
werden muss. Das ist echte Sicherheit, echte Sicherheit, 
die Sie Millionen Menschen nicht bieten können. Und 
genau hier liegt das Problem.

(Beifall bei der Linken)
Wo die soziale Sicherheit fehlt, da zieht die Angst ein. 

Und diese Angst nutzt die AfD aus.
(Stephan Brandner [AfD]: Hallo! Das Thema 

heißt Linksextremismus!)
Auch die AfD redet von Sicherheit in ihrem Antrag. Jeder 
Mensch, der so aussieht wie ich, weiß, dass die AfD unser 
Leben jeden Tag unsicherer macht.

(Stephan Brandner [AfD]: Das hat mit Ihrem 
Aussehen nichts zu tun!)

Sie bringt Hass in unsere Kieze.
(Beifall bei der Linken – Lachen bei Abgeord-
neten der AfD – Martin Hess [AfD]: Das ist 
Quatsch! Das wissen Sie!)

Sie will damit unsere Nachbarschaften spalten und unsere 
Leute gegeneinander ausspielen und spricht offen davon, 
unseren Nachbarinnen und Nachbarn, Kolleginnen und 
Kollegen und Freundinnen und Freunde zu deportieren. 
Sie träumen von Zuständen wie in den USA, wo ahnungs-
lose Menschen von der Straße gerissen und von maskier-
ten Männern entführt und Mütter wie Renée Good bei 
Tageslicht ermordet werden.

Eines kann ich Ihnen versprechen: Solange die Men-
schen in diesem Land nicht die Sicherheit bekommen, die 
sie verdammt noch mal verdient haben, nehmen wir es 
selbst in die Hand.

(Widerspruch bei Abgeordneten der AfD)
Denn niemand ist sicher, solange wir nicht alle sicher 
sind.

(Beifall bei der Linken – Martin Hess [AfD]: 
Das ist verfassungsfeindlich, was Sie hier raus-
hauen!)

Letzter Satz. Weil es um Antifaschismus geht: Solidarität 
mit dem Widerstand in Rojava gegen die Dschihadisten 
von Al-Sharaa.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen bitte zum Ende kommen.

Ferat Koçak (Die Linke):
Solidarität mit der Revolution im Iran und Rojhilat 

gegen das Mullahregime.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Bitte zum Ende kommen.
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Ferat Koçak (Die Linke):
Jin, Jiyan, Azadî.

(Beifall bei der Linken – Martin Hess [AfD]: 
Wahnsinn!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Die letzte Rednerin in dieser Debatte ist Dr. Cornell- 

Anette Babendererde von der Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Cornell-Anette Babendererde (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Über 

den Anschlag auf das Berliner Stromnetz von links ist 
in dieser Woche wohl auch schon alles gesagt worden. 
Lassen Sie mich nur eines noch mal betonen: Wieder 
einmal waren es die Kranken, die Alten, die sozial 
Schwächeren, die besonders betroffen waren. Deshalb, 
Frau Reichinnek, Herr Köstering von den Linken, sollten 
Sie sich was schämen. Sie sollten sich schämen, dass Sie 
diese kriminelle Tat so relativieren.

(Heidi Reichinnek [Die Linke]: Das ist eine 
Lüge! Das ist eine Frechheit! – Gegenruf des 
Abg. Siegfried Walch [CDU/CSU]: Sie müs-
sen mal zuhören!)

Und Herr Köstering, Sie reden davon, dass es ein 
Stromausfall war. Man muss das Kind beim Namen nen-
nen. Es hat sich erwiesenermaßen um einen terroristi-
schen Anschlag von Linksextremisten gehandelt.

(Abg. Jan Köstering [Die Linke] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage)

So sieht es aus.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Erlauben Sie eine Zwischenfrage aus den Reihen der 

Linkspartei?

Dr. Cornell-Anette Babendererde (CDU/CSU):
Nein.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Dann setzen Sie gerne fort.

Dr. Cornell-Anette Babendererde (CDU/CSU):
Nun zur AfD. Die AfD deutet den Anschlag als Beweis 

eines angeblichen Staatsversagens. Tatsächlich haben wir 
ein starkes Zeichen gesellschaftlicher Resilienz erlebt. 
Unsere Einsatzkräfte haben professionell gearbeitet. 
Menschen haben sich umeinander gekümmert, Nachbarn 
unterstützt, Verantwortung übernommen. Dafür an dieser 
Stelle ein großes Dankeschön; denn das kommt bei dieser 
überhitzten Debatte viel zu kurz.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, diese Bundesregierung 
schaut, wenn es um unsere Sicherheit geht, in alle Rich-
tungen, und sie hat auch Ihre russischen Freunde im 
Blick.

(Markus Matzerath [AfD]: Vielleicht putzt sie 
mal die Brille, die Regierung!)

Kolleginnen und Kollegen, erstaunlich ist daher die im 
vorliegenden Antrag vorgetäuschte Sorge der AfD um 
unsere freiheitliche Demokratie.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Erlauben Sie eine Zwischenfrage aus den Reihen der 

AfD?

Dr. Cornell-Anette Babendererde (CDU/CSU):
Nein.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Auch nicht. Dann setzen Sie gerne fort.

Dr. Cornell-Anette Babendererde (CDU/CSU):
Diese Ordnung stellt die AfD immer wieder infrage. 

Beweise gefällig? Ich zitiere Björn Höcke, der einst fest-
stellte: „[…] das große Problem ist, dass man Hitler als 
absolut böse darstellt.“ Liebe Abgeordnete von der AfD, 
als was denn, bitte schön, sonst?

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Fabian Jacobi [AfD]: Das ist 
dumm, wenn man nicht zitieren kann!)

Auch in der bayerischen AfD wabert dieser Ungeist. Eine 
bayerische AfD-Landtagsabgeordnete hat folgende 
Grußbotschaft: „Vermisst seit 1945 – Adolf, bitte melde 
Dich! Deutschland braucht Dich!“ Ich zitiere auch den 
ehemaligen AfD-Stadtrat von Freiburg, Dubravko Man-
dic,

(Martin Hess [AfD]: Der ist doch schon lange 
nicht mehr in der Partei! Hören Sie doch mal 
damit auf, Mensch!)

der erklärte:

„Von der NPD unterscheiden wir uns vornehmlich 
durch unser bürgerliches Unterstützer-Umfeld, nicht 
so sehr durch Inhalte.“

(Martin Hess [AfD]: Der steht nicht für unsere 
Partei, und das wissen Sie ganz genau! – 
Stephan Brandner [AfD]: Sagen Sie was zu 
Kurt Georg Kiesinger und seiner NSDAP-Ver-
gangenheit! Das ist genauso interessant!)

Diese Zitate zeigen: Die AfD und unsere demokrati-
sche Grundhaltung passen auf ganzer Linie nicht zusam-
men. Sie sind durchzogen von Rechtsextremismus.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Markus Matzerath [AfD]: Wie 
viele ehemalige NSDAP-Leute waren in der 
CDU? Bis 1984!)
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Ich möchte aber auch den Linken und den Grünen den 
wertvollen Hinweis geben: Statt linksextremistische An-
griffe zu verharmlosen, sollten Sie sich lieber mal mit 
einem effektiven Schutz unserer kritischen Infrastruktur 
auseinandersetzen, Stichwort „Videoüberwachung“.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen bitte zum Ende kommen.

Dr. Cornell-Anette Babendererde (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Unser Land braucht eine verantwor-

tungsvolle Sicherheitspolitik.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist um.

Dr. Cornell-Anette Babendererde (CDU/CSU):
Den Antrag lehnen wir ab.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für eine Kurzintervention erteile ich 

das Wort dem Abgeordneten Köstering von der Fraktion 
Die Linke.

Jan Köstering (Die Linke):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Frau Kollegin, ich weiß 

nicht so genau, worauf Sie sich eben bezogen haben. Das, 
was Sie gerade über mich und meine Fraktionsvorsit-
zende erzählt haben, ist so dermaßen an den Haaren her-
beigezogen; es ist einfach eine faktische Lüge.

(Beifall bei der Linken – Christina Stumpp 
[CDU/CSU]: [CDU/CSU]: Das ist die Reali-
tät!)

Ich möchte an dieser Stelle betonen, dass weder Die 
Linke noch irgendein vernünftig denkender Mensch die-
sen Anschlag in Berlin irgendwie gutheißen, relativieren 
oder in irgendeiner Art und Weise verharmlosen würde.

(Siegfried Walch [CDU/CSU]: Ihr relativiert 
ihn ständig! – Stephan Brandner [AfD]: Wa-
rum hat Herr Koçak dann dazu nichts gesagt?)

Und ich möchte noch einmal deutlich machen, dass es 
unsere Aufgabe ist, zu hinterfragen, wer genau den An-
schlag letztlich verübt hat; denn das ist noch nicht nach-
haltig belegt.

(Martin Hess [AfD]: Doch! Natürlich ist es 
das! Nehmen Sie mal die Realität zur Kennt-
nis!)

Das ist auch ein Problem.
In meinem Redebeitrag heute habe ich gesagt, dass es 

unsere Aufgabe ist, dafür zu sorgen, dass sich so ein 
empfindlicher Angriff nicht wiederholt. Es muss in erster 
Linie darum gehen, unsere kritische Infrastruktur nach-
haltig resilient zu machen.

(Zuruf des Abg. Alexander Throm [CDU/ 
CSU])

Genau das hat diese Bundesregierung fahrlässig ver-
säumt; auch das müssen wir kritisieren. Wir müssen 
ebenso kritisieren, dass der Regierende Bürgermeister 
von Berlin lieber Tennis spielt, anstatt ein verlässliches 
Krisenmanagement an den Tag zu legen. Auch das ist zu 
kritisieren.

(Beifall bei der Linken)

Das verharmlost nicht diesen Anschlag.

(Siegfried Walch [CDU/CSU]: Doch! Genau 
das!)

Vielmehr setzen wir uns inhaltlich damit auseinander, 
wie man damit umgeht. Das ist eine Mahnung, dass das 
nie wieder passieren darf.

(Dr. Katja Strauss-Köster [CDU/CSU]: Das ist 
ein reines Ablenkungsmanöver! – Siegfried 
Walch [CDU/CSU]: Die Täter fassen!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Möchten Sie erwidern? – Dann bitte schön.

Dr. Cornell-Anette Babendererde (CDU/CSU):
Danke. – Herr Köstering, Sie haben bestätigt, was ich 

schon gesagt habe. Sie haben in einer vorherigen Debatte 
von einem „Stromausfall“ gesprochen. Und Sie wabern 
immer noch herum und fragen, ob das überhaupt Links-
terroristen waren. Es gibt ein Bekennerschreiben

(Stephan Brandner [AfD]: Zwei!)

mit einer entsprechenden Mentalität und einer Argumen-
tation, die eindeutig linksökoterroristisch ist.

(Martin Hess [AfD]: Völlig authentisch! Be-
stätigt von BKA und BfV!)

Da brauchen wir nicht mehr. Und es fällt immer wieder 
auf, wie Sie sich, anstatt diesen Linksterrorismus eindeu-
tig zu verurteilen, lieber an anderen Themen abarbeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Martin Hess 
[AfD]: Genau! Sie sind Brüder im Geiste! 
Das ist das Problem! – Dr. Fabian Fahl [Die 
Linke]: Wir waren doch da! Wir sind da gewe-
sen!)

Genauso wichtig ist – das muss ich Ihnen ganz klar 
sagen –, dass wir von der CDU/CSU zusammen mit der 
SPD nach Lösungen suchen – Stichwort „Videoüber-
wachung“ –,

(Stephan Brandner [AfD]: Sie suchen schon 
lange! Seit Jahrzehnten!)

die Ihre Fraktion vehement ablehnt. Sie haben überhaupt 
keine Lösungen. Sie machen sich keine Gedanken darü-
ber, wie wir in Zeiten zunehmender Bedrohung von innen 
und außen unsere kritische Infrastruktur schützen kön-
nen. Ich bin gespannt, ob Sie da mal wertvolle Hinweise 
haben. Derzeit erlebe ich die Linken nur, wie sie als Anti-
faschisten mit ihrer sehr einseitigen Sichtweise den 
Rechtsterrorismus brandmarken, wo es nur geht; völlig 
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zu Recht. Aber in Bezug auf den Linksterrorismus – das 
muss ich Ihnen ganz klar sagen – sind Sie auf dem linken 
Auge blind.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Bevor wir diesen Tagesordnungspunkt 

abschließen, möchte ich der Abgeordneten Reichinnek 
einen Ordnungsruf für den Zwischenruf „Lügnerin!“ er-
teilen. Das ist eine Personalisierung, die unsere Ge-
schäftsordnung sehr explizit ablehnt. Wir diskutieren 
dies laufend miteinander im Ältestenrat. Deshalb erteile 
ich Ihnen dafür einen Ordnungsruf.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Weitere Wortmeldungen zu diesem Tagesordnungs-
punkt liegen nicht vor. Damit schließe ich die Ausspra-
che.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Innenausschusses zu dem Antrag der Frak-
tion der AfD mit dem Titel „Inneren Frieden in Deutsch-
land bewahren – Antifa-Verbote umsetzen sowie 
Linksterrorismus entschlossen bekämpfen“. Der Aus-
schuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 21/2592, den Antrag der Fraktion der AfD 
auf Drucksache 21/2221 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlussempfehlung? – Das sind die Fraktionen 
der Union, der SPD, von Bündnis 90/Die Grünen und Die 
Linke. Wer lehnt die Beschlussempfehlung ab? – Das ist 
die Fraktion der AfD. Enthaltungen? – Sehe ich nicht. 
Dann ist die Beschlussempfehlung so angenommen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 21: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Begren-
zung der Risiken durch Investmentfonds und 
zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/927 
im Hinblick auf Übertragungsvereinbarun-
gen, Liquiditätsrisikomanagement, die auf-
sichtliche Berichterstattung, die Erbringung 
von Verwahr- und Hinterlegungsdienstleistun-
gen und die Kreditvergabe durch alternative 
Investmentfonds sowie zur Umsetzung der 
Richtlinie (EU) 2024/2994 im Hinblick auf 
die Behandlung des Konzentrationsrisikos, 
das aus Risikopositionen gegenüber zentralen 
Gegenparteien erwächst, und des Ausfallrisi-
kos bei zentral geclearten Derivategeschäften 
und zur Änderung weiterer Vorschriften 
(Fondsrisikobegrenzungsgesetz) 

Drucksache 21/3510
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 20 Minuten 
vereinbart.

Die Umsetzungen sollten bitte zügig und möglichst 
geräuschlos erfolgen, damit wir die Debatte miteinander 
führen können. – Ich eröffne die Aussprache und erteile 
das Wort dem SPD-Abgeordneten Dr. Philipp Rottwilm.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Philipp Rottwilm (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 

sind eine Koalition, die sich den Bürokratieabbau groß 
auf die Fahne geschrieben hat. Ein Fondsrisikobegren-
zungsgesetz klingt da im ersten Moment vielleicht eher 
widersprüchlich. „Ist das nicht noch mehr Bürokratie?“, 
könnte man fragen. Dieses Gesetz enthält in der Tat zahl-
reiche gute Regeln für die Finanzwirtschaft, so etwa für 
die Mittelbeschaffung von Investmentfonds, für ihre 
Auszahlungen an Anleger oder für die Kreditvergabe. 
Dennoch wird es in der Fläche von Finanz- und Wirt-
schaftsverbänden einhellig begrüßt. Wie passt das also 
zusammen?

Nun, es gibt einen einfachen Grund: Eine gute Straßen-
verkehrsordnung führt nicht zu weniger, sondern zu mehr 
Verkehr, weil der Verkehr durch sie sicherer wird. Ge-
nauso verhält es sich mit der Finanzwirtschaft: Gute Re-
geln würgen sie nicht ab, sie beleben das Geschäft. Des-
halb ist dieses Gesetz bei genauerer Betrachtung nicht 
bloß ein Fondsrisikobegrenzungsgesetz, sondern zu-
gleich auch ein Fondschancenmaximierungsgesetz – ein 
schönes deutsches Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Dr. Johannes Fechner [SPD]: 
Sehr gut!)

Ich habe letztes Jahr an dieser Stelle mehrfach erklärt, 
wie dringend unsere Wirtschaft private Investitionen be-
nötigt. Mehrere Tausend Milliarden Euro brauchen wir 
für Zukunftsprojekte in unserem Land. Das Geld dafür 
ist vorhanden. Die Deutschen haben mehr als genug Spar-
vermögen unter ihren Kopfkissen. Es muss nur dort an-
kommen, wo es so dringend gebraucht wird: in der Re-
alwirtschaft, in unseren Betrieben, auf unseren Straßen 
und an unseren Stromleitungen. Genau dafür brauchen 
wir die Investmentfonds. Sie sind quasi der Transmis-
sionsriemen zwischen dem Sparvermögen der Deutschen 
und der Realwirtschaft. Sie wollen wir stärken.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Mit dem kürzlich beschlossenen Standortfördergesetz 
haben wir die Türen geöffnet, in erneuerbare Energien, in 
Infrastruktur und in Scale-ups zu investieren. Mit dem 
heute vorliegenden Gesetz verbessern wir nun ihre Re-
gulierung und ihre Stabilität.

Was bedeutet das ganz konkret? Nehmen wir einmal 
das Beispiel einer Unternehmerin. Sie will einen offenen 
Fonds gründen, um in Windkraftanlagen zu investieren, 
und dabei für ihre Anleger eine gute Rendite erwirtschaf-
ten. Aber sie macht sich Sorgen. Ihre Projekte laufen über 
viele Jahre. Was, wenn ein Großinvestor von heute auf 
morgen entscheidet, sein Geld abzuziehen? Ihr Fonds 
kommt dann auf einmal in Finanzierungsschwierigkeiten. 
Sie muss ihre unfertigen Projekte mit Verlust verkaufen. 
Auch der kleine Anleger, der bei ihr investiert hat, verliert 
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dann. Seine Einlage ist auf einmal viel weniger wert, 
ohne dass er selbst oder die Unternehmerin daran Schuld 
tragen würden. – Genau solch eine Situation verhindern 
wir mit diesem Gesetz. Jeder Anleger kann zwar weiter-
hin sein Geld abziehen, aber in Krisenzeiten nicht mehr 
von heute auf morgen, sondern mit einem ganz klaren 
Auszahlungsmechanismus. Der Wert des Fonds bleibt 
so lange erhalten. Es wird attraktiver, in solche Fonds 
zu investieren oder sie selbst zu gründen. So, meine Da-
men und Herren, beleben wir gemeinsam den Finanz-
markt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Das ist ein Beispiel; es gäbe viele weitere. Eins ist aber 
ganz deutlich, meine lieben Kolleginnen und Kollegen: 
Dieses Gesetz ist ein weiterer Baustein für die Investiti-
onsoffensive, die diese Koalition für unser Land organi-
siert. An dieser Investitionsoffensive arbeiten wir ge-
meinsam jeden Tag. Und diese Investitionsoffensive 
wird sicher auch erfolgreich sein.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Hauke Finger spricht als Nächster für 

die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Hauke Finger (AfD):
Herr Präsident! Hochverehrte Bürger! Geschätzte Kol-

legen! Sie alle verbreiten hier immer dasselbe falsche 
Narrativ: Das kommt alles aus Brüssel. Wir setzen das 
nur um. Das wird nicht hier, sondern bei der EU ent-
schieden. Da kann man nichts machen. – Da kann man 
nichts machen? Sie haben gar keinen Gestaltungswillen. 
Das muss man doch mal sagen.

(Beifall bei der AfD)
Wir sagen: Wo ein Wille ist, ist auch ein Weg. Und die 

AfD hat diesen Willen. Wir werden diese EU grund-
legend reformieren.

(Lachen bei der CDU/CSU – Andreas 
Mattfeldt [CDU/CSU]: Sie lesen Ihren Zettel 
nur ab!)

Falls das nicht möglich sein sollte, dann wird in unserer 
Regierungszeit Deutschland aus der EU austreten.

(Beifall bei der AfD)
Sie alle haben uns in eine folgenschwere Lage manö-

vriert. Wir sind europarechtlich verpflichtet, Richtlinien 
aus Brüssel umzusetzen.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: Völlige Ah-
nungslosigkeit!)

Ob sie für Deutschland nun irrelevant sind oder sogar 
schädlich, spielt keine Rolle. Wir müssen sie umsetzen. 
Sie degradieren uns zunehmend zu einem Befehlsemp-
fänger und Verwaltungsgehilfen der EU. Der erste Satz 
Ihres Fondsrisikobegrenzungsgesetzes, um das es heute 
geht – „FRiG“ abgekürzt –, macht es deutlich: „Deutsch-
land hat sich als Fondsmarkt in den letzten Jahren gut 

entwickelt.“ Ein neues Gesetz ist also derzeit unnötig. 
Es gibt definitiv keinen Notstand, der eine Bürokratisie-
rung über die EU-Vorgaben hinaus rechtfertigt.

(Beifall bei der AfD)

Trotzdem folgt eine Überregulierung, als stünden wir 
kurz vor dem nächsten Lehman-Moment.

Weil Sie unsere Souveränität an die EU abgegeben 
haben, bleiben uns jetzt nur zwei Optionen: Erstens. 
Wir setzen die Regeln eins zu eins um. Dann entsteht 
wenigstens kein direkter Wettbewerbsnachteil. Oder – 
zweitens – wir schaffen Regularien, die die EU-Vorgaben 
übersteigen. Das bedeutet dann mehr Bürokratie, höhere 
Kosten und weitere Wettbewerbsnachteile für unsere Fi-
nanzindustrie und letztlich dann auch für die Anleger.

Obwohl dieser Weg offenkundig falsch ist, ist er leider 
typisch für Deutschland. Dazu zwei konkrete Beispiele 
aus diesem Gesetz. Erstes Beispiel: Private Credit Fonds. 
Die EU lässt Mitgliedstaaten die Wahl. Deutschland ent-
scheidet sich für das Verbot von Verbraucherkrediten in 
diesen Private Credit Fonds und bleibt restriktiv. Zweites 
Beispiel: Der BaFin-Sonderbeauftragte – vorher nur eine 
Notlösung in Extremsituationen – liegt jetzt im weit ge-
fassten Ermessen der BaFin. Und das Beste: Die Kosten 
für diesen Sonderbeauftragten trägt nicht die BaFin, son-
dern tragen die Anleger des Fonds. Es kostet also Perfor-
mance, wie man heutzutage auf Neudeutsch sagt. Die EU 
verlangt dieses Instrument noch nicht mal; Deutschland 
baut es aus. Das bedeutet wieder einmal: höhere Verwal-
tungskosten und Wettbewerbsnachteile.

(Beifall bei der AfD)

Herr Bundeskanzler Merz, wenn Sie Überregulierung 
wollen, dann stehen Sie doch wenigstens dazu und sagen 
Sie es einfach! Was Millionen von Wählern – ich übri-
gens auch – Ihnen vorwerfen, ist, dass Sie unsere Werte 
und unsere Wahrhaftigkeit mit Füßen treten. Im vorlie-
genden Gesetzentwurf schreibt Ihre Regierung unter „C. 
Alternativen“: „Die Richtlinienumsetzung erfolgt 1:1; 
[…].“ Aber wie ich Ihnen gezeigt habe, stimmt das ein-
fach nicht.

(Mechthilde Wittmann [CDU/CSU]: Sie haben 
es einfach nicht verstanden!)

Danach schreiben Sie weiter:

„[…] eine darüberhinausgehende Umsetzung würde 
Wettbewerbsnachteile für deutsche Fondsverwalter 
und zusätzliche Kosten für Anlegerinnen und Anle-
ger bedeuten.“

Zitat Ende. Das ist richtig. Aber warum handeln Sie dann 
nicht so?

Herr Bundeskanzler, ich will Ihnen gar nicht unterstel-
len, dass Sie lügen. Aber es ist doch offenkundig, dass Sie 
nicht einhalten, was Sie versprechen. Warum machen Sie 
nicht, was Sie sagen? Wenn Sie es nicht können, dann 
lassen Sie doch endlich Alice Weidel ans Steuer. Im Ge-
gensatz zu Ihnen wird sie nicht labern, sondern liefern.

(Beifall bei der AfD)
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Die europarechtlich verpflichtenden Regelungen müs-
sen wir wohl oder übel umsetzen. Aber warum Sie unse-
rem Land mitten in der Wirtschaftskrise darüber hinaus 
zusätzliche Bürokratiekosten aufbürden wollen, ist völlig 
unbegreiflich. Wir hoffen, dass die Beratungen im Aus-
schuss und die öffentliche Anhörung Ihnen einen Er-
kenntnisgewinn und Deutschland ein besseres Gesetz 
bringen werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Mechthilde Wittmann ist die nächste 

Rednerin für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Philipp Rottwilm [SPD])

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU):
Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Wir haben 

in der kommenden Sitzungswoche voraussichtlich das 
sogenannte BRUBEG auf dem Tisch, um es zu ver-
abschieden. Heute beginnen wir die Beratungen zum 
Fondsrisikobegrenzungsgesetz. Warum tun wir das? Wir 
tun das, weil wir wissen: Wenn wir die Wirtschaftskrise 
beenden wollen, dann brauchen wir Finanzen. Wir brau-
chen Geld, damit es in vernünftige Projekte gesteckt wer-
den kann. Dafür benötigen wir den richtigen Rechtsrah-
men; denn wir wollen Vorsorge und nicht Krisenmanage- 
ment, wenn es so weit kommt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Philipp Rottwilm [SPD])

Meine sehr verehrten Damen und Herren, über 9 Billio-
nen Euro sind derzeit quasi im Cash, also auf irgend-
welchen Konten gelagert. Die Menschen wollen das 
Geld anlegen; sie wollen das umsetzen. Aber dafür brau-
chen sie die Sicherheit, dass die Gelder sicher angelegt 
sind.

(Jörn König [AfD]: Deswegen kaufen die alle 
Gold!)

Deswegen schaffen wir das Fondsrisikobegrenzungs-
gesetz: damit es kein großes Lamento gibt, wenn das 
dann nicht funktionieren sollte.

Wir wissen: Die Fonds gewinnen an Bedeutung. Wir 
haben in unserem Standortfördergesetz einen wirklich 
großen Hebel eingebaut. Ich warte darauf, dass dies jetzt 
auch umgesetzt wird. Aber wir schaffen auch neue Mög-
lichkeiten mit dem Altersvorsorgedepot und der so-
genannten Frühstartrente. Die Fonds sind sozusagen un-
sere Babys, mit denen wir hier auf die Straße kommen. 
Deswegen müssen wir den neuen Risikoprofilen, die da-
durch entstanden sind, einen vernünftigen Ordnungsrah-
men geben. Ich nenne als Stichworte: Illiquidität – dazu 
haben Sie schon etwas gesagt, Herr Kollege –, Delevera-
ging-Konzentration, grenzüberschreitende Vernetzung. 
Und ja, wir setzen dies nur eins zu eins nach europäi-
schem Recht um, wie auch übrigens beim BRUBEG, 
wo wir auch sehr schlank unterwegs waren.

Klar ist, dass wir für kreditvergebende Fonds, die 
selbstverständlich erlaubt sind, ganz andere Regeln brau-
chen; denn hier ist die Verantwortung, die belastbare 
Risikosteuerung ein ganz besonderes Element. Deswegen 
führen wir verbindliche Leverage-Obergrenzen ein – 
175 Prozent bei offenen und 300 Prozent bei geschlos-
senen kreditvergebenden Fonds – und auch klare Grenzen 
für ein Einzelengagement. Was mir ganz wichtig ist – das 
haben wir gelernt aus der Finanzkrise –: Wir sehen auch 
eine Einbehaltspflicht bei Kreditverkäufen vor, sodass 
das Risiko immer ein Stück bei dem ausgebenden Fonds 
bleibt. Ich glaube, so sind wir auf einem sehr guten Weg, 
dass die Fonds erfolgreich laufen und das Risiko dennoch 
im Griff bleibt.

Ja, meine sehr verehrten Damen und Herren, auch bei 
der Liquidität schauen wir hin. Wir werden vorschreiben, 
dass mindestens zwei geeignete Liquiditätsmanagement-
instrumente vorgehalten werden. Es gibt eine ganze 
Menge davon. Der Fonds ist frei, welche er nimmt. 
Aber wir wollen, dass ausgezahlt werden kann, wenn 
jemand seine Anteile zurückgeben will. Damit machen 
wir es wirklich attraktiv für Anleger aus allen Schichten. 
Genau das ist es, was wir wollen. Das ist Teil einer or-
dentlichen Fondsführung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Natürlich muss die Aufsicht gestärkt werden. Denn wenn 
wir mehr Freiheiten geben, was angelegt werden kann, 
muss die Aufsicht auch eine Möglichkeit haben, sich das 
anzusehen.

Ich freue mich darauf, dieses Gesetz mit Ihnen gemein-
sam weiter zu beraten. Wir werden daraus ein ähnlich 
gutes Gesetz machen wie das BRUBEG. Packen wir es 
miteinander an!

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort für die nächste 

Rede Sascha Müller für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Sascha Müller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir diskutieren 
heute erstmals im Plenum über das Fondsrisikobegren-
zungsgesetz, so der Kurztitel. Ich habe mir kurz überlegt, 
den kompletten Titel des Gesetzes zu nennen, aber dann 
wäre meine Redezeit schon fast ausgeschöpft; er umfasst 
satte 67 Wörter.

Grundsätzlich geht es hier um die Umsetzung einer 
EU-Richtlinie, nämlich der Alternative Investment Fund 
Managers Directive II. Damit sollen Regeln harmonisiert 
werden, die vorher im Ermessen der Nationalstaaten und 
der Aufsicht lagen und daher in jedem Mitgliedstaat teils 
unterschiedlich angewendet wurden. Das ist im Sinne 
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eines europäischen Kapitalmarkts natürlich positiv. Risi-
ken sollen sich eben nicht dort sammeln, wo die nationale 
Auslegung am lockersten ist. Denn so ist langfristig kein 
stabiler Finanzmarkt möglich.

Das Gesetz adressiert vor allem Fonds, die Kredite 
vergeben – besser bekannt als Private Credit. Wenn sich 
Banken zurückziehen, springen sie ein und machen oft 
hohe Renditeversprechen für ihre Anleger. Im Einzelfall 
kann das für Unternehmen, die zu klein für den Anleihe-
markt und zu risikoreich für Banken sind, sehr hilfreich 
sein, gerade für Scale-ups. Aber wir dürfen nicht über-
sehen: Hier wächst ein Sektor heran, der sich bankähnlich 
verhält, aber nicht genauso streng reguliert wird. Ich be-
ziehe mich hier auch gerne auf die Bundesbank. Das 
zentrale Risiko ist nicht, dass es Private Credit gibt; das 
Risiko ist, dass wir über Umfang, Risiken und Kreditstan-
dards zu wenig wissen. Wer glaubt, Kreditfonds seien 
„außerhalb“ des Bankensystems, der irrt. Banken finan-
zieren diese Strukturen und sind selbst investiert. Das 
heißt: Wenn Stress im Private-Credit-Markt entsteht, 
kann er zurück in den Bankensektor springen, und dann 
wird aus einem Problem einzelner Fonds möglicherweise 
ein Problem für die Finanzstabilität.

Das Gesetz ermöglicht auch Privatanlegern Zugang zu 
diesen Anlagen. Wenn Private Credit jedoch als einfacher 
Baustein für Privatanleger vermarktet wird, ist das hoch 
problematisch. Privatanleger können Illiquidität, Bewer-
tungsunsicherheit und Ausfallrisiken nicht so abfedern 
wie institutionelle Investoren. Private Credit finanziert 
häufig bereits hochverschuldete Unternehmen. Gleich-
zeitig sind viele Fonds selbst gehebelt. In wirtschaftlich 
schwierigen Phasen kann sich dieses Zusammenspiel 
schnell verstärken – mit nicht unerheblichen Risiken für 
das Finanzsystem.

Noch ist der Anteil von Private Credit an der Gesamt-
finanzierung überschaubar. Aber bei weiterem Wachstum 
können diese Risiken in Zukunft deutlich an Bedeutung 
gewinnen. Genau deshalb müssen wir jetzt handeln und 
nicht erst in der nächsten Krise.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Fondsrisikobegrenzungsgesetz ist ein wichtiger ers-
ter Schritt. Ob dieser ausreichend ist, werden wir im Aus-
schuss weiter diskutieren.

Ich freue mich auf die weiteren Beratungen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Dr. Philipp Rottwilm [SPD])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile Lisa Schubert von der Frak-

tion Die Linke das Wort für die nächste Rede.

(Beifall bei der Linken)

Lisa Schubert (Die Linke):
Sehr geehrter Präsident! Sehr geehrte Zuhörende! Bü-

rokratieabbau, privates Kapital hebeln, Wettbewerbs-
fähigkeit – das ist der Leitspruch, den ich, seitdem ich 
mich im Bundestag mit Finanzmarktgesetzen beschäfti-
ge, immer wieder höre. Was das eigentlich heißt? De-

regulierung, Politik für unverschämt Reiche, Verantwor-
tung auslagern!

(Adam Balten [AfD]: Was ist denn „unver-
schämt reich“? Was ist das?)

Anstatt nachhaltige Finanzierungsmodelle zu fördern, 
verlagern die EU und die Bundesregierung die Verant-
wortung für politische Probleme auf den Finanzmarkt. 
Ob beim Wohnen, bei der Energie oder unserer Infra-
struktur: Immer wieder setzen Sie darauf, dass profitgie-
rige Finanzmärkte, Private-Equity-Unternehmen und 
Hedgefonds die Probleme lösen, deren Lösung eigentlich 
politische Aufgabe ist. Doch sie lösen unsere Probleme 
nicht.

(Beifall bei der Linken)
Für die Gesellschaft steigen die Preise, während Profite 
in Steueroasen abgeführt werden. Das sind Profite auf 
Kosten der Lebensgrundlagen der Menschen.

Leider begünstigt das hier vorliegende Fondsrisiko-
begrenzungsgesetz genau diese Logik. Ja, ein einheitli-
cher EU-Rahmen für diese Fonds ist erst mal sinnvoll. 
Allerdings fallen die neuen europäischen Regeln hinter 
die vorherigen nationalen Regeln zurück. Der Name ist 
also eine reine Mogelpackung. Es handelt sich um na-
tionale Deregulierung. Statt Risiken zu begrenzen, 
schauen wir dabei zu, wie ein instabiles Schattenbanken-
system weiter aufgebläht wird. Während die Finanzstabi-
litätsrisiken im privaten Fondsektor immer größer wer-
den, fördert die Bundesregierung weiter ihr Geschäfts- 
modell. Wenn die Blase platzt, dann zahlen wir alle.

Wir als Linke sagen: Hören wir auf, unser Land an 
privates Kapital auszuliefern! Wir brauchen keine Ab-
hängigkeiten von Wolf-of-Wall-Street-Mackern wie im 
Fall von Triton Partners, BlackRock oder Blackstone. 
Wir brauchen Bürgerfonds, die demokratisch kontrolliert 
werden. Wir brauchen die Stärkung von Genossenschaf-
ten, in denen die Menschen selbst entscheiden. Wir brau-
chen massive kommunale Investitionen, damit das Geld 
dort landet, wo es gebraucht wird: in Schulen, in Schie-
nen und in echtem Klimaschutz.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der abschließende Redner in dieser Debatte ist für die 

Unionsfraktion Philip Hoffmann.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Philip M. A. Hoffmann (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Finanzmärkte sind der Treibstoff unserer Wirt-
schaft, indem sie Kapital von Anlegern zu Kapitalnach-
fragern leiten, Investitionen ermöglichen und Risiken ab-
sichern. Damit Finanzmärkte funktionieren, müssen sie 
sicher, stabil und wettbewerbsfähig sein. Und genau hier 
setzt das Fondsrisikobegrenzungsgesetz an.

Mit dem Gesetz bringen wir eine umfassende Reform 
auf den Weg, die den Anlegerschutz stärkt, klare und 
verlässliche Rahmenbedingungen schafft und zugleich 
die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen und europäi-
schen Fondswirtschaft sichert. Das Gesetz ist dabei man-
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nigfaltig in den Zielen. Es erhöht die Transparenz, stärkt 
die Stabilität der Finanzmärkte und eröffnet zugleich 
neue Investmentmöglichkeiten, insbesondere in erneuer-
bare Energien und für Bürgerbeteiligungsmodelle. Pro-
jekte, die ohne den rechtlichen Rahmen, den wir hiermit 
schaffen, wahrscheinlich nicht realisierbar wären, kön-
nen jetzt möglich gemacht werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Philipp Rottwilm [SPD])

Ein zentraler Baustein der Reform sind die neuen Re-
gelungen des Liquiditätsrisikomanagements. Sie sorgen 
auch in schwierigen Marktphasen für Stabilität, ohne die 
Anforderungen für Kapitalverwaltungsgesellschaften un-
nötig zu verkomplizieren. Gleichwohl gilt: Die meisten 
Gesellschaften nutzen diese Instrumente bereits heute. 
Aber mit der europäischen Harmonisierung stellen wir 
sicher, dass sie künftig von allen Marktteilnehmern ein-
heitlich verwendet werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Philipp Rottwilm [SPD])

Das Gesetz ist dabei klug ausgestaltet. Es unterscheidet 
zwischen liquiden und illiquiden Fonds und richtet die 
Spielregeln konsequent nach dem Risiko aus. So vermei-
den wir Überregulierung und stärken gleichwohl die Sta-
bilität des Marktes.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist die klare Definition 
kreditvergebender Fonds. Wir setzen eindeutige und ver-
lässliche Rahmenbedingungen. Risiken wie etwa Anste-
ckungsrisiken – Herr Müller, das haben Sie eben falsch 
gesagt – werden durch die Ausgestaltung des Gesetzes 
deutlich reduziert.

(Sascha Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das habe ich nicht bestritten!)

Damit ermöglichen wir ein solides Wachstum von Kre-
ditfonds und schaffen mehr Investitionen bei gleichzeiti-
ger Wahrung der Finanzmarktstabilität.

Dieses Gesetz schafft mehr Transparenz, einen bes-
seren Anlegerschutz, neue Investmentimpulse. Es ist 
eine umfassende Modernisierung, steigert die Resilienz 
des Finanzsystems und eröffnet Wachstumschancen. Ich 
sage Ihnen ganz ehrlich: Es macht richtig Spaß, wenn wir 
zeigen können, dass Wachstum und Stabilität kein Wider-
spruch sind, sondern zusammengehen. Meine Damen und 
Herren, diese Reform ist ein Gewinn für die Anlegerin-
nen und Anleger, für den Finanzmarkt und für die Zu-
kunft unseres Wirtschaftsstandortes. Ich freue mich auf 
die Beratungen.

Vielen Dank und eine schöne Grüne Woche!
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetzent-

wurfs auf der Drucksache 21/3510 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
weitere Überweisungsvorschläge? – Wenn das nicht der 
Fall ist, dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 28: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Julia- 
Christina Stange, Nicole Gohlke, Dr. Michael 
Arndt, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
Die Linke 

Das Gesundheitswesen bleibt zivil – Kriegs-
prävention statt Militarisierung des Gesund-
heitswesens

Drucksache 21/3611
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 20 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne hiermit die Aussprache. Die erste Rednerin 
in dieser Debatte ist für die Fraktion Die Linke Julia- 
Christina Stange.

(Beifall bei der Linken)

Julia-Christina Stange (Die Linke):
Danke. – Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Die Militarisierung des Gesundheitswe- 
sens ist eine Klassenfrage. Sie entscheidet darüber, wer 
im Ernstfall geschützt wird und wer die Lasten trägt. 
Nach dem Konzept der sogenannten Gesamtverteidigung 
soll das zivile Gesundheitswesen künftig am Bedarf der 
Bundeswehr ausgerichtet werden. Das steht schwarz auf 
weiß im Grünbuch „Zivil-Militärische Zusammenar- 
beit 4.0“. Dort wird mit bis zu 1 000 Verletzten pro Tag 
im NATO-Bündnisfall gerechnet.

Weil die militärischen Kapazitäten dafür aber nicht 
ausreichen, sollen zivile Krankenhäuser einspringen. 
Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, das bedeutet: Das ohnehin überlastete Gesundheits-
wesen soll im Ernstfall auch noch militärische Aufgaben 
übernehmen, während die zivile Versorgung zwangs- 
läufig sehen kann, wo sie bleibt. Über Jahre hieß es für 
Pflegekräfte und Ärztinnen und Ärzte: kein Geld für 
Personal, kein Geld für Entlastung, kein Geld für men-
schenwürdige Arbeitsbedingungen. – Aber jetzt werden 
plötzlich Milliarden mobilisiert, um Krankenhäuser 
kriegstüchtig zu machen – aber nicht für die Bevölke-
rung. Das ist Aufrüstung zulasten der Patientinnen und 
Patienten und auf dem Rücken der Beschäftigten.

(Beifall bei der Linken)

Besonders brisant ist dabei, dass die Beschäftigten un-
gefragt in diese Planungen einbezogen werden. Sie sollen 
an wehrmedizinischen Fortbildungen teilnehmen, sie sol-
len Übungen absolvieren, sie sollen im Kriegsfall funk-
tionieren – aber ohne echte Mitbestimmung, ohne das 
klare Recht, aus Gewissensgründen Nein zu sagen. Das 
ist ein massiver Angriff auf Berufsfreiheit, Tarifauto-
nomie und auf gewerkschaftlich erkämpfte Rechte. Und 
genau in diese Richtung weist auch das geplante Gesund-
heitssicherstellungsgesetz. Auch das sehen wir kritisch.

(Beifall bei der Linken)
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Wir fordern: Das Gesundheitswesen muss zivil blei-
ben. Keine Unterstellung unter militärische Befehlsge- 
walt! Starke Mitbestimmung für die Beschäftigten! Nur 
so ist sichergestellt, dass Beschäftigte nicht gegen ihren 
Willen zu Handlungen gezwungen werden, die ihrem 
Gewissen widersprechen, zum Beispiel ihr medizinisches 
Know-how in den Dienst der Wiederherstellung der 
Kriegstüchtigkeit zu stellen.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, Sie müssten zum Ende kommen. Ihre 

Redezeit ist abgelaufen.

Julia-Christina Stange (Die Linke):
Wer Sicherheit will, muss in Menschen, in den Sozial-

staat, in Infrastruktur und in außenpolitische Diplomatie 
investieren und nicht in die Kriegslogik.

(Beifall bei der Linken)
Ein Gesundheitswesen ist für die Versorgung der Bevöl-
kerung da –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist seit geraumer Zeit 

abgelaufen.

Julia-Christina Stange (Die Linke):
– und nicht für die Wiederherstellung der Kriegstüch-

tigkeit.
Danke. 

(Beifall bei der Linken – Felix Schreiner 
[CDU/CSU]: Ja! Wir sagen Ja! – Simone 
Borchardt [CDU/CSU]: Wir sagen Ja!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Sascha van Beek.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Felix Schreiner [CDU/CSU]: 
Jetzt mal eine positive Rede! – Simone 
Borchardt [CDU/CSU]: Ja, jetzt mal eine po-
sitive Nachricht!)

Sascha van Beek (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 

Linke schreibt im Antrag: „Es gilt daher, nicht den 
Kriegsfall vorzubereiten, sondern aktiv einen Krieg zu 
verhindern […].“ Man muss da klarstellen: Wir bereiten 
keinen Krieg vor, wir bereiten Verteidigung vor. Das ist 
ein Unterschied, ein entscheidender Unterschied.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Kriegstüchtig muss die Bundeswehr sein – das ist rich-
tig –, verteidigungsfähig unsere Gesellschaft, resilient 
unser Gesundheitssystem; darüber reden wir. Zivile Ver-
teidigung heißt Zivilschutz, Versorgung der Bevölkerung 
und Unterstützung der Streitkräfte. Zivilschutz ist Auf-
gabe des Bundes. Das steht im Grundgesetz, das steht seit 
Jahrzehnten in vielen anderen Gesetzen, und wir werden 

das in diesem Jahr auch mit dem Gesundheitssicherstel-
lungsgesetz weiter regeln. Das ist nichts Neues. Die Mit-
wirkung von Zivilisten und sogar von Hilfsorganisatio-
nen wie dem Deutschen Roten Kreuz ist klar geregelt in 
Deutschland. Das ist auch kein Verstoß gegen die Genfer 
Konventionen.

Die Linke schreibt weiter, der Ruf nach Kriegstüchtig-
keit habe das Gesundheitswesen erreicht. Nein. Was das 
Gesundheitswesen erreicht hat, sind Realität, Unsicher-
heit, Bedrohung, und darauf reagieren wir. Krieg verhin-
dern gelingt nicht durch Wegsehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zur zivilen Verteidigung gehört auch das, was im 
Grünbuch steht, das Sie erwähnt haben. Übrigens: Der 
Link zum Grünbuch ist das Beste in Ihrem Antrag, der 
einzige sinnvolle Teil; ich empfehle auch die Lektüre.

Aber kommen wir jetzt mal zu Ihren Forderungen.
Erstens. Das Gesundheitswesen soll zivil bleiben. Ja, 

was denn sonst? Zivil-Militärische Zusammenarbeit 
heißt Zivil-Militärische Zusammenarbeit, Zivilschutz 
heißt Zivilschutz. Das steckt doch schon in den Namen.

(Zuruf des Abg. Ates Gürpinar [Die Linke])

Diese Forderung zeigt nur eins: Sie haben das System 
nicht verstanden.

Zweitens: das Verweigerungsrecht aus Gewissens-
gründen. Freiwilligkeit gilt längst. Niemand zwingt Ärz-
tinnen und Ärzte, niemand zwingt Pflegekräfte. Wer nicht 
will, geht eben nicht zu einer Fortbildung hin. Hier wird 
etwas ohne Grundlage unterstellt; das ist nicht die Reali-
tät. In meinem Austausch mit Menschen aus dem Ge-
sundheitswesen ist eher der Ruf nach Fortbildung, nach 
Übung, nach Vorbereitung die Realität.

(Claudia Moll [SPD]: Richtig!)

Und: Die Linke unterstellt – da wird es jetzt ganz abs-
trus –, dass Soldaten bevorzugt behandelt werden.

(Julia-Christina Stange [Die Linke]: Das ist 
keine Unterstellung!)

Ärztinnen und Ärzte entscheiden nach Bedarf, nach 
Dringlichkeit, nach medizinischen Kriterien.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Dr. Janosch 
Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

So steht es übrigens auch im Berliner Rahmenplan. Es 
steht dort:

„Eine weiter bislang offene und sehr komplexe Fra-
gestellung betrifft die Triagierung bzw. die Priorisie-
rung von militärischem Personal im Verhältnis zu 
Zivilisten.“

Vielleicht besser mal den Rahmenplan lesen anstatt 
nur die Pressemitteilung des Vereins Demokratischer 
Ärzt*innen dazu. Zu behaupten, es gibt eine Festlegung 
bei der Unterscheidung „in Uniform oder ohne Uniform“, 
ist unterirdisch. Die Problematik anzusprechen und eine 
Debatte dazu zu führen, ist jedoch richtig und notwendig.
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Also: Dieser Antrag verkennt die Realität. Er schwächt 
Resilienz, er schwächt Abschreckung. Wer Frieden will, 
muss Verteidigung und Zivilschutz ernst nehmen. Daher – 
ich nehme die Botschaft auf Ihrem T-Shirt auf, Frau Kol-
legin –: Nein, wir lehnen den Antrag ab.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Simone Borchardt [CDU/ 
CSU]: Jawoll! Sehr gut! Der war gut, Sascha!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Nicole Hess.

(Beifall bei der AfD)

Nicole Hess (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Meine 

Damen und Herren! Der Antrag der Linken ist offensicht-
lich eine Reaktion auf das neue Lieblingswort der Regie-
rung: „Kriegstauglichkeit“. Sogar das Gesundheitswesen, 
heißt es, müsse jetzt doch endlich kriegstauglich werden.

Schauen wir uns das mal an. Ein kriegstaugliches Ge-
sundheitswesen funktioniert nicht mehr frei, sondern auf 
Kommando. Zentrale Stäbe bestimmen, was gebraucht, 
wo produziert, wohin geliefert und wer behandelt wird. 
Der Sanitätsdienst der Bundeswehr übernimmt die Logis-
tik, Krankenhäuser werden zu Einsatzorten, Ärzte zu 
Ressourcen und Bettenpläne zu Lagekarten. Das ist mi-
litärische Effizienz mit zivilem Anstrich. Ein solches 
System misst sich nicht mehr in Menschlichkeit, sondern 
in Durchhaltevermögen. Es geht nicht mehr darum, zu 
heilen, sondern darum, durchzuhalten.

Meine Damen und Herren, das kennen wir doch noch, 
und zwar aus der sogenannten Coronapandemie. Damals 
wurde das Gesundheitswesen zum Befehlsapparat degra-
diert. Die Anzahl der Intensivbetten wurde über die Me-
dien verkündet. Verordnungen ersetzten Debatten, und 
wer Maßnahmen hinterfragte, der galt als Risiko fürs Ge- 
meinwohl.

(Daniel Rinkert [SPD]: Sie sind ein Risiko fürs 
Gemeinwohl!)

Die Regierung sprach vom „Krieg gegen das Virus“, 
von „Frontpersonal“ und verbreitete Durchhalteparolen. 
Kurz: Aus Normalbetrieb wurde ein dauerhafter Ausnah-
mezustand.

(Beifall bei der AfD – Tobias Ebenberger 
[AfD]: Ja, da muss man immer wieder dran 
erinnern!)

Von Gewissensentscheidungen sprach seinerzeit je-
doch niemand. Genau dies haben die Linken nun wieder-
entdeckt. In Ihrem Antrag ist von einem Verweigerungs-
recht aus Gewissensgründen die Rede – Sie haben es 
betont, Frau Stange –, das man Ärzten einräumen müsse. 
Entschuldigen Sie bitte, wenn mich das irritiert; war es 
doch Die Linke, die brav den Coronamaßnahmen der 
Regierung hinterhergetrottet ist und diese oft noch als 
viel zu lasch beschimpft hat;

(Zuruf des Abg. Ates Gürpinar [Die Linke])

war es doch Die Linke, die Lockdowns und Kontakt-
beschränkungen nicht nur mitgetragen, sondern teilweise 
sogar härtere Verschärfungen gefordert hat;

(Beifall bei der AfD – Tobias Ebenberger 
[AfD]: Jawoll! Ganz genau! – Luigi Pantisano 
[Die Linke]: Zur Sache, bitte!)

war es doch Die Linke, die 2G-Regelungen fast immer 
brav abgenickt hat und Ungeimpfte als gesellschaftliche 
Risikofaktoren behandelt hat; war es doch Die Linke, 
deren Spitzenpersonal lautstark für eine allgemeine Impf-
pflicht getrommelt hat.

Die Linke war während Corona kein Bollwerk gegen 
Übergriffe des Staates;

(Claudia Moll [SPD]: O Gott!)
sie war oft der lautstärkste Cheerleader für Lockdowns, 
für 2G und für Impfzwang.

(Beifall bei der AfD – Tobias Ebenberger 
[AfD], an Die Linke gewandt: Jawoll! Hören 
Sie mal genau zu! – Zuruf von der Linken)

Mit dem heiligen Wort „Solidarität“ haben Sie Grund-
rechte zertrampelt, Existenzen ruiniert und Familien ge-
spalten. Sie haben während Corona eindrucksvoll bewie-
sen, dass Sie überhaupt kein Problem mit einem 
militarisierten Gesundheitswesen haben.

(Beifall bei der AfD)
Unsere Regierung indes phantasiert von bunkerfesten 

Kliniken – im Namen des Ukrainekrieges –, während 
Patienten monatelang auf Termine warten, Rettungs-
dienste kollabieren und ganze Landkreise ohne ein ein-
ziges Krankenhaus dastehen. Die Realität ist hart, und sie 
besteht aus dysfunktionalen Lieferketten und Medika-
mentenengpässen. Deutschland ist heute ein Land, das 
von Medikamenten aus Fernost abhängig ist, dessen me-
dizinisches Personal scharenweise in Nachbarländer ab-
wandert und das Notstromgeneratoren großzügig an die 
Ukraine verschenkt.

(Claudia Moll [SPD]: Mein Gott!)
Diese hätten wir nach dem linksextremistischen Terror-
anschlag in Berlin auch gut im eigenen Land gebrauchen 
können.

(Beifall bei der AfD)
Die Wahrheit ist: Das deutsche Gesundheitssystem 

kann aktuell nicht einmal den Normalbetrieb stemmen. 
Wer das Gesundheitswesen militarisiert, liebe Kollegen 
aus der CDU,

(Axel Müller [CDU/CSU]: Kolleginnen gibt es 
auch!)

der will die Menschen daran gewöhnen, dass der Staat 
alles zum Ernstfall machen kann – heute die Klinik und 
morgen das ganze Leben. Wer Kliniken zu Kriegsstütz-
punkten umfunktioniert,

(Emmi Zeulner [CDU/CSU]: Das stimmt doch 
gar nicht! Was ist das wieder für eine Hetze!)

der zerstört am Ende beides: die medizinische Versor-
gung und das letzte bisschen Vertrauen der Bürger.
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Der zugrundeliegende Mechanismus ist alt, und wir 
kennen ihn gut: Erst das Schlagwort „Solidarität“, dann 
die Drohkulisse, und schließlich stehen wir vor den 
Scherben unserer Freiheitsrechte. Als AfD haben wir 
diese Art von Rhetorik von Anfang an strikt abgelehnt.

(Lachen der Abg. Emmi Zeulner [CDU/CSU])
Ein freies Volk ist eben keine Schafsherde, die man je 
nach Bedarf in Panik versetzen darf,

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
weder mit künstlicher Viren- noch mit konstruierter 
Kriegshysterie.

Die Alternative für Deutschland steht für ein ziviles 
Gesundheitswesen, das frei ist von der Überheblichkeit 
jener, die immer zuerst an Gehorsam denken, wenn sie 
„Solidarität“ sagen. Die SPD redet vom Ernstfall, wir 
reden von Verantwortung. Die Linke redet von Prinzi-
pien, wir leben sie. Wir stehen für ein ziviles Gesund-
heitswesen – stark in der Versorgung, frei im Geist, fest 
im Recht –, das heilt, statt zu drillen.

(Beifall bei der AfD)
Das dient dem Menschen und nicht der nächsten politi-
schen Dramaturgie.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die SPD- 

Fraktion Claudia Moll.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Claudia Moll (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Antrag der Fraktion Die Linke trägt einen 
Titel, dem wohl niemand in diesem Haus widersprechen 
möchte: „Das Gesundheitswesen bleibt zivil – Kriegs-
prävention statt Militarisierung des Gesundheitswesens“. 
Das klingt gut, das klingt verantwortungsvoll. Das klingt, 
ehrlich gesagt, so gut, dass man fast vergisst, den Antrag 
zu lesen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Heiter-
keit bei Abgeordneten der SPD und CDU/ 
CSU)

Das klingt nach Wolkenkuckucksheim.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 

CDU/CSU)
Aber wer ihn liest, merkt schnell: Hier geht es weniger 
um Schutz und mehr um Abschottung, weniger um Vor-
sorge und mehr um Verweigerung.

(Zuruf der Abg. Dr. Christina Baum [AfD])
Seit dem Angriff Russlands auf die Ukraine wissen 

wir: Frieden ist keine Selbstverständlichkeit mehr. Der 
Staat hat die Pflicht, auf Ausnahmelagen vorbereitet zu 
sein, auch im Gesundheitswesen. Und ich sage sehr klar: 
„Zivil bleiben“ heißt nicht „unvorbereitet bleiben“.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wer ernsthaft verhindern will, dass Menschen im Krisen-
fall unversorgt bleiben, der muss sich vorbereiten – nicht 
später, nicht irgendwann, sondern jetzt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Dr. Janosch 
Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Dr. Christos Pantazis [SPD]: So ist es! – Cem 
Ince [Die Linke]: Genug Personal und gute 
Arbeitsbedingungen! Das ist es, was wir brau-
chen!)

Während wir hier im Parlament daran arbeiten, die 
Freiheit unseres Landes zu sichern und die Schutzfähig-
keit unserer Gesellschaft zu stärken, arbeitet Die Linke 
daran, genau diese Schutzfähigkeit nicht mit besseren 
Konzepten, nicht mit Verantwortung zu stärken, sondern 
mit Ideologie zu schwächen.

(Zuruf der Abg. Nicole Gohlke [Die Linke])
Der Antrag der Linken malt das Bild eines angeblich 
schon fast militärisch übernommenen Gesundheitswe- 
sens: Krankenhäuser unter Befehlsgewalt, zivile Patien-
tinnen und Patienten angeblich im Hintertreffen. Dafür 
gibt es keine Grundlage.

Aber es gibt eine Stelle in diesem Antrag,
(Cem Ince [Die Linke]: Ich dachte, Sie haben 

nur die Überschrift gelesen!)
die sehr wohl eine Grundlage für etwas ganz anderes legt. 
Die Linke fordert – ich zitiere –, „den Beschäftigten im 
Gesundheitswesen sowie niedergelassenen Ärzt*innen 
bei wehrmedizinischen oder ähnlichen Fortbildungen 
ein individuelles Verweigerungsrecht aus Gewissens-
gründen einzuräumen“.

(Cem Ince [Die Linke]: Absolut richtig!)
Ich frage mich: Was heißt das in der Praxis? Heißt das: 
„Ich bilde mich nicht fort, aber ich arbeite weiter im 
Rettungsdienst“, „Ich kenne die Abläufe nicht, aber ich 
bin im Einsatz“,

(Cem Ince [Die Linke]: Meine Kollegin kennt 
sie!)

„Ich habe mich aus Gewissensgründen nicht vorbereitet, 
andere sollen dann einspringen“? Was ist mit Traumapa-
tienten? Was ist mit Notfällen? Was ist mit Menschen, die 
Hilfe brauchen? Oder noch einfacher gefragt: Behandeln 
wir dann eigentlich alle Menschen oder nur noch die, die 
in unser persönliches Weltbild passen?

(Zuruf von der AfD)
Sehr geehrte Damen und Herren, Pflege- und Medizin-

berufe sind keine Gesinnungsberufe, sie sind Heilberufe.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Das Ethos lautet nicht: „Ich helfe, wenn es mir politisch 
passt“, sondern: „Ich helfe, wenn jemand Hilfe braucht.“ 
Und dieses Ethos gilt immer: für Zivilisten, für Unfall-
opfer, für Soldatinnen und Soldaten, die unsere Freiheit 
und Demokratie verteidigen – für alle.
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Wer heute fordert, sich schon in der Ausbildung und 
Fortbildung zu verweigern, der legt den Grundstein dafür, 
dass morgen niemand mehr weiß, wie man in einer Krise 
handelt. Das ist kein Beitrag zum Frieden. Das ist ein 
Beitrag zur Unordnung.

(Cem Ince [Die Linke]: Welchen Beitrag zum 
Frieden haben Sie geleistet?)

Und Unordnung trifft immer zuerst die Schwächsten.
(Cem Ince [Die Linke]: Welchen Beitrag leis-

ten Sie?)
– Ach, halt …

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD, der CDU/CSU und der AfD – Cem Ince 
[Die Linke]: Wenn die Argumente ausgehen!)

Wir stehen für ein zivil organisiertes, menschliches, 
professionelles Gesundheitswesen,

(Cem Ince [Die Linke]: Ja! Genau!)
aber auch für ein vorbereitetes,

(Cem Ince [Die Linke]: Das merkt man!)
für ein System, das hilft, nicht fragt, das schützt, nicht 
selektiert, das Verantwortung übernimmt und nicht ab-
gibt. Deshalb lehnen wir diesen Antrag ab.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der AfD – Cem Ince [Die 
Linke]: Und wir lehnen Kriegstüchtigkeit ab! – 
Jürgen Coße [SPD]: Können wir noch eine 
Zugabe haben?)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
So, es reicht jetzt langsam bei der Fraktion Die Linke. 

Ich habe mir jetzt zwei Reden lang die ganze Zeit Ihre 
Zwischenrufe angehört. Also, wenn Sie Anträge stellen, 
dann müssen Sie es auch aushalten, dass zu Ihren Anträ-
gen gesprochen wird, und dann können Sie hier nicht 
durch permanentes Reinplärren jede Rede stören.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der AfD und der Abg. Sylvia 
Rietenberg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ansonsten würde ich empfehlen, es einfach zu lassen, 
wenn man sich Reden zu eigenen Anträgen nicht anhören 
will.

(Zuruf des Abg. Cem Ince [Die Linke])
So, der nächste Redner in dieser Debatte ist für die 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Dr. Janosch Dahmen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Cem Ince [Die Linke], an die Abg. Claudia 
Moll [SPD] gewandt: Aber „Halt die Fresse!“ 
geht? – Gegenruf der Abg. Claudia Moll 
[SPD])

– So, dafür erteile ich Ihnen jetzt einen Ordnungsruf. 
„Halt die Fresse!“ hat man bis hier vorne gehört. Es reicht 
jetzt wirklich.

(Cem Ince [Die Linke]: Das wurde uns gesagt! 
Das wurde von vorne gesagt! – Gegenruf der 
Abg. Claudia Moll [SPD]: Nein! Nein! Nein! – 

Dr. Christos Pantazis [SPD]: Hier ist eine Be-
hauptung aufgestellt worden, die Kollegin 
hätte „Halt die Fresse!“ gesagt! Das ist eine 
Falschbehauptung! Und da haben wir eine 
klare Erwartungshaltung, dass er das klarstellt! 
Das geht gar nicht! – Gegenruf der Abg. 
Cansin Köktürk [Die Linke]: Was wollte sie 
denn sagen? – Dr. Christos Pantazis [SPD], 
an den Abg. Cem Ince [Die Linke] gewandt: 
Das geht gar nicht! Stell es klar! – Cem Ince 
[Die Linke], an die Abg. Claudia Moll [SPD] 
gewandt: Was wollten Sie sagen? „Halt den 
Mund!“? – Gegenruf der Abg. Claudia Moll 
[SPD]: So was Ähnliches! – Dr. Christos 
Pantazis [SPD]: Sie hat es nicht gesagt! – 
Jörn König [AfD]: Können Sie das draußen 
klären? Das ist doch peinlich! Mann!)

So, ich würde vorschlagen, wir kommen zur Debatte 
zurück. Die Kollegin hat auch nicht: „Halt den Mund!“, 
gesagt. Die Kollegin hat nach „halt“ haltgemacht.

Ich gebe jetzt noch mal den Hinweis an die Fraktion 
Die Linke, dass sie in der Lage sein muss, hier zuzuhören 
und nicht pausenlos zu plärren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der AfD – Cem Ince [Die 
Linke]: Alles gut!)

Herr Dahmen.

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
Immer wenn Die Linke zu Außen-, Verteidigungs- und 
Sicherheitspolitik dieses Landes spricht, wird es unheim-
lich und unsicher hier im Haus. Ich frage mich ernsthaft: 
Was ist das für eine linke Politik, wenn die größte Zu-
stimmung zu Ihrem Antrag ausgerechnet von der rechten 
Seite hier im Plenum kommt?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD sowie bei Ab-
geordneten der AfD)

Sie sollten sich Gedanken machen, was das für eine Form 
linker Verteidigungs- und Sicherheitspolitik ist, wenn Sie 
im Kern – –

(Abg. Luigi Pantisano [Die Linke] begibt sich 
zum Abg. Cem Ince [Die Linke] und spricht 
mit ihm)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, ich muss Sie kurz unterbrechen. – So, 

wenn Sie sich jetzt nicht hinsetzen, sondern stehen blei-
ben und weiter die Debatte stören, empfehle ich Ihnen, 
den Sitzungssaal zu verlassen. Dann müssen Sie nicht 
länger zuhören. Ich habe auch keine Lust, hier wie im 
Kindergarten Ordnungsrufe zu verteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Setzen Sie sich jetzt einfach hin, und hören Sie zu. Das 
kann ja nicht so schwierig sein.
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(Jörn König [AfD]: Er ist doch Wieder-
holungstäter! – Marcel Queckemeyer [AfD], 
an den Abg. Luigi Pantisano [Die Linke] ge-
wandt: Das ist doch Provokation! Das ist doch 
lächerlich, was Sie da machen! – Nicole Hess 
[AfD]: Schmeißen Sie ihn raus! – Zuruf des 
Abg. Luigi Pantisano [Die Linke])

– Nein, im Plenum kann man nicht stehen, im Plenum 
sitzt man. Wenn man stehen will, dann verlässt man den 
Sitzungssaal.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Typisch par-
lamentarische Bürgergeldempfänger!)

Ich setze die Debatte hier erst fort, wenn Sie sich hinge-
setzt haben.

(Jürgen Coße [SPD]: Wir sind hier nicht im 
Kindergarten! Mann, Mann, Mann!)

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Es ist nicht das erste Mal, dass linke Politik in diesem 
Haus in ihrem Selbstverständnis verwundert: den ange-
griffenen Menschen der Zivilbevölkerung in der Ukraine 
nicht beispringen wollen, in einem Schlingerkurs Anti-
faschismus zu verstehen, der an den deutschen Grenzen 
und in einer linken Nabelschau endet und der Zivilbevöl-
kerung und den Menschen in der Ukraine keine Unter-
stützung zukommen lässt. Diese Form von Antifaschis-
mus nützt Putin, nützt den Faschisten auf dieser Welt, 
aber nicht den Menschen, die jede Form von Unterstüt-
zung und Verteidigung verdient haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD)

Ihr Antrag, den Sie heute vorlegen, soll nach Frieden 
klingen; aber in Wahrheit ist er ein Rezept für Chaos im 
Ernstfall. Und Chaos im Ernstfall kostet Menschenleben. 
Ihre Forderung, man solle die Hände in den Schoss legen 
und nichts vorbereiten, schützt keine Menschenleben. Ich 
sage Ihnen als Arzt und Notfallmediziner: In einem Mas-
senanfall von Verletzten schützt keine Ideologie, sondern 
dann schützt Vorbereitung, dann schützt medizinische 
Priorität, dann schützt Übung, dann schützt gemeinsames 
Wirken und Aufeinanderabstimmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD)

Mit Ihrem Antrag wollen Sie genau diesen Schutz, die 
Vorbereitung der zivilen Gesundheitsversorgung, die Teil 
der Krisenfestigkeit unseres Staates ist, den Menschen in 
diesem Land vorenthalten. Es ist weltfremd, zu sagen: Es 
gibt keine Krisen, wir müssen uns nicht vorbereiten. Wer 
Vorbereitung als Militarisierung diffamiert, verhindert 
Vorsorge und gefährdet am Ende die Zivilbevölkerung, 
die er angeblich schützen will.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD)

Ein Gesundheitswesen, wie wir es in Deutschland ha-
ben, bleibt auch mit Vorbereitung zivil. Es muss krisen-
fest sein, sonst ist es im Ernstfall nicht vorbereitet, und 
die Menschen in diesem Land geraten in Gefahr. Nicht zu 
planen, führt nicht zu Neutralität. Vielmehr führt es zu 

unkontrollierter Überforderung, wenn wir nicht planen, 
wenn die Entscheidungsgrundlagen fehlen, wenn die 
Übung fehlt. Ich sage Ihnen ganz klar: Die Linke will 
hier politische Verbote über medizinische Lageentschei-
dungen stellen. Das ist nicht humanitär. Das ist am Ende 
gefährlich für die Menschen in diesem Land, und das ist 
so zu benennen: Sie sind eine Gefahr für die zivile Be-
völkerung in diesem Land, für die Vorbereitung eines 
Gesundheitswesens, das im Krisenfall funktioniert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD – Ates 
Gürpinar [Die Linke] meldet sich zu einer Zwi-
schenfrage)

Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, nicht die 
Vorbereitung auf den Krisenfall gefährdet den Frieden, 
sondern das Unvorbereitetsein. Die Linke ist in der Au-
ßen- und Sicherheitspolitik eine Gefahr für das Land und 
gefährdet unsere Vorbereitung auf schwierige Zeiten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Luigi Pantisano [Die Linke]: 
Gesundheitspolitik, Kollege Dahmen! Gesund-
heitspolitik!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die abschließende Rednerin in dieser Debatte ist für 

die Unionsfraktion Emmi Zeulner.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Emmi Zeulner (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Wir alle wollen Frieden, aber wir müs-
sen auch die Realitäten anerkennen. Mich macht die De-
batte insgesamt sehr betroffen, da auch Angehörige un-
serer Parlamentsarmee, der Bundeswehr, zuschauen. Ich 
hätte mir bei diesem wichtigen Thema schon ein bisschen 
mehr Disziplin gewünscht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Abg. Nicole Hess [AfD])

Aber diese Disziplin haben Sie heute vermissen lassen, 
Kollegen von den Linken.

Ich möchte gerne Generalmajor Andreas Henne zitie-
ren, er hat nämlich etwas sehr Kluges gesagt: Wenn man 
in der Realität ankommen will, muss man die Szenarien 
bis zum Ende schauen und bis zum Ende denken. – Die 
Anerkennung der Realität ist der Rahmen unseres par-
lamentarischen Handelns und definiert die Verantwor-
tung, die wir als Parlamentarier haben. Vor allem wiegt 
diese Verantwortung deshalb so schwer, weil wir eine 
Parlamentsarmee haben. Es ist eben nicht so wie in an-
deren Ländern, dass der Kontakt zwischen Armee und 
Parlament nicht vorhanden ist. Wir sind stolz darauf, 
dass wir eine Parlamentsarmee haben. Und daraus er-
wächst eine besondere Verantwortung, die wir hier im 
Deutschen Bundestag wahrnehmen müssen.
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(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Deswegen wiegt das, was Sie in Ihrem Antrag schrei-
ben, auch so schwer. Mit Ihrem Antrag verkennen Sie die 
Realität. Und mit Ihrem Antrag kommen Sie dieser Ver-
antwortung, die auch Sie gegenüber unserer Bundeswehr 
haben, überhaupt nicht nach. Es bleibt dabei: Das, was 
Sie mit Ihrem Antrag verhindern wollen, werden wir 
selbstverständlich einführen. Wir werden ein Gesund-
heitssicherstellungsgesetz einführen. Wir haben unsere 
Bundesministerin, die bei dieser wichtigen Debatte an-
wesend ist, an unserer Seite. Wir werden noch im ersten 
Halbjahr dieses Jahres einen entsprechenden Gesetzent-
wurf vorlegen.

Und selbstverständlich stehen wir auch hinter dem, 
was General Hoffmann auf dem entsprechenden Sym-
posium gesagt hat, das Sie in Ihrem Antrag diskreditie-
ren. Ich bin dankbar, dass Menschen, die in Verantwor-
tung sind, dieser Verantwortung nachkommen, und das 
tut General Hoffmann. Und ich bin dankbar, dass er einen 
vernetzten Ansatz wählt, indem er Akteure von Bund, 
Ländern, Zivilgesellschaft, den Ministerien, aber auch 
vom Katastrophenschutz mit einbindet. Das ist die rich-
tige Herangehensweise. Wir nehmen die Ergebnisse die-
ses Symposiums ernst und unterstützen General 
Hoffmann in seiner Verantwortung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
des Abg. Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Ich fühle diese Verantwortung als Abgeordnete des Deut-
schen Bundestages, aber ich fühle diese Verantwortung 
auch als Bürgerin dieses Landes in einer schwierigen 
Zeit, und ich fühle diese Verantwortung auch als Mutter.

(Zuruf der Abg. Julia-Christina Stange [Die 
Linke])

Ich frage mich – Kollege Dahmen hat es angespro-
chen –: Wie soll denn Europa in Zukunft aussehen? Ich 
frage Sie das: Wie soll Europa in Zukunft aussehen? Soll 
es zerrieben werden zwischen irgendwelchen Allmachts-
phantasien? Nein. Ich möchte unseren Kindern ein freies 
Europa hinterlassen, ein Europa in Frieden, in Freiheit, in 
Wohlstand.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Deswegen ist es unsere verdammte Pflicht als deut-
sches Parlament, unsere Parlamentsarmee zu unterstüt-
zen. Denn wir haben die Aufgabe und die Verantwortung, 
für diejenigen zu sorgen, die unser Land verteidigen. Sie 
verteidigen es nicht für irgendwen, sondern sie verteidi-
gen unser Land für uns.

(Dr. Christina Baum [AfD]: Von wem werden 
wir denn angegriffen?)

Wir werden sie weiter unterstützen, auch in schwierigen 
Situationen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich schließe damit die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 21/3611 an den Ausschuss für Gesundheit 
vorgeschlagen. Gibt es weitere Überweisungsvorschlä-
ge? – Wenn das nicht der Fall ist, dann verfahren wir 
wie vorgeschlagen.

Ich rufe jetzt auf die Tagesordnungspunkte 23a und 
23b sowie Zusatzpunkt 7: 

23 a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Übereinkommen vom 19. Juni 2023 
im Rahmen des Seerechtsübereinkommens 
der Vereinten Nationen über die Erhaltung 
und nachhaltige Nutzung der biologischen 
Vielfalt der Meere von Gebieten außerhalb 
nationaler Hoheitsbefugnisse 

Drucksache 21/3542
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit (f) 
Verkehrsausschuss

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Ausführung des Übereinkommens im Rah-
men des Seerechtsübereinkommens der 
Vereinten Nationen über die Erhaltung 
und nachhaltige Nutzung der biologischen 
Vielfalt der Meere von Gebieten außerhalb 
nationaler Hoheitsbefugnisse (Hochsee-
schutzgesetz – HochseeSchG) 

Drucksache 21/3543
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit (f) 
Verkehrsausschuss

ZP 7 Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Ab-
kommen vom 27. August 2025 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung des Königreichs der Nie-
derlande über die Erschließung von grenz-
überschreitenden Kohlenwasserstofflagerstät-
ten in der Nordsee 

Drucksache 21/3491
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, die Plätze jetzt 
zu wechseln. – Für die Aussprache wurde eine Dauer von 
20 Minuten vereinbart.
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Ich eröffne hiermit die Aussprache. Der erste Redner 
in dieser Debatte ist für die Bundesregierung Carsten 
Schneider, Bundesminister für Umwelt, Klimaschutz, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Carsten Schneider, Bundesminister für Umwelt, Kli-
maschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich freue mich, Ihnen heute drei Gesetzentwürfe vorlegen 
zu können. Zwei betreffen den Hochseeschutz.

Das UN-Hochseeschutzübereinkommen – im Juni 
2023 von der internationalen Staatengemeinschaft be-
schlossen – ist ein wesentlicher Meilenstein zur Siche-
rung unserer natürlichen Lebensgrundlagen, insbeson-
dere unserer Ozeane. Ich sehe meine Amtsvorgängerin 
Steffi Lemke hier, sie hat das Ganze für die Vorgänger-
regierung wesentlich mitverhandelt. Noch mal vielen 
herzlichen Dank! Wir wollen, dass das Gesetzeskraft er-
langt. Ich darf das heute im Namen der Bundesregierung 
hier einbringen. Danach liegt es in der Hand des Par-
laments.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Warum machen wir das? Weil wir zum einen die multi-
laterale Zusammenarbeit stärken wollen. In Zeiten, wo 
Nationalismus im Mittelpunkt steht, haben wir heute ein 
Übereinkommen der Vereinten Nationen vorliegen, das 
den Meeresschutz in den Mittelpunkt stellt. Es gilt dort, 
wo bisher rechtsfreier Raum herrschte, dort, wo die Welt-
meere niemandem gehören. Sie sind überlebenswichtig 
für uns Menschen. Sie versorgen uns mit Nahrung und 
Sauerstoff. Sie regulieren das Klima, indem sie Wärme 
und Kohlendioxid speichern. Gleichzeitig stehen die 
Meere aber auch immer mehr unter Druck. Klimawandel, 
Artensterben, Verschmutzung und Überfischung – all das 
bedroht ein einzigartiges Ökosystem und damit unsere 
Lebensgrundlage.

Das bedeutet zuallererst, dass wir hier in Deutschland 
Verantwortung für unsere eigenen Meere, Nord- und Ost-
see, übernehmen und diese schützen. Deswegen werden 
wir in den Schutzgebieten der AWZ das Bohren nach Öl 
und Gas ausschließen – wenn der Bundestag unserem 
Gesetzentwurf folgt; die Bundesregierung und ich kön-
nen Ihnen das jedenfalls sehr empfehlen. Wir brauchen 
auch eine Stärkung der Meeresschutzgebiete in unseren 
hoheitlichen Gewässern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Meeresschutz ist eine Aufgabe für die gesamte Welt-
gemeinschaft. Bundesregierung, Wissenschaft und Zivil-
gesellschaft in Deutschland waren wichtige Treiber der 
erfolgreichen jahrelangen Verhandlungen bei den Verein-
ten Nationen in New York. Dieses Hochseeschutzüber-
einkommen ermöglicht der Staatengemeinschaft nun 
endlich, den Schutz der Meere effektiv voranzutreiben. 
Im Zentrum steht dabei die zukünftige Ausweisung von 
Meeresschutzgebieten auf der hohen See. Damit schaffen 
wir Erholungsräume für die Meeresnatur. Und es hilft uns 

auf dem Weg zu einem zentralen internationalen Ziel: 
nämlich bis zum Jahr 2030 30 Prozent der weltweiten 
Meeresflächen unter Schutz zu stellen.

Bislang haben 80 Staaten und die Europäische Union 
das Übereinkommen ratifiziert. Übermorgen, am 
17. Januar, wird es in Kraft treten. Deutschland gehörte 
zu den ersten Ländern, die das Übereinkommen unter-
zeichnet haben. Mit den beiden vorliegenden Gesetzent-
würfen schaffen wir die Grundlage für den nächsten 
Schritt, die Ratifizierung.

Anders als viele andere Staaten brauchen wir in 
Deutschland neben dem Vertragsgesetz auch gleich ein 
Ausführungsgesetz; es liegt Ihnen vor. Dadurch dauert 
der Ratifizierungsprozess bei uns etwas länger. Dafür 
können wir aber auch direkt im Anschluss loslegen. 
Denn mit dem Ausführungsgesetz werden die zentralen 
Vorgaben des Übereinkommens direkt in nationales 
Recht umgesetzt. Das reicht – um Beispiele zu geben – 
von der Ausweisung von Meeresschutzgebieten über die 
Pflicht zu Umweltverträglichkeitsprüfungen für mensch-
liche Aktivitäten im Ozean bis hin zu klaren Regeln für 
den Umgang mit genetischen Ressourcen von der hohen 
See, die zum Beispiel für Medizin oder Kosmetik genutzt 
werden. Nach Abschluss der Ratifizierung sitzen wir 
dann auch bei der ersten Ozean-COP, also dem Treffen 
der Unterzeichnerstaaten, mit am Tisch und gestalten 
richtungsweisende Entscheidungen aktiv mit.

Ich bitte Sie sehr um Ihre Zustimmung und um Umset-
zung dieses Ratifizierungsprozesses. Für die Menschheit, 
für die Meere wäre es ein Segen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Steffen Kotré 

für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Steffen Kotré (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Ich spreche jetzt zu Zusatzpunkt 7, also 
zum Abkommen mit den Niederlanden über die Erschlie-
ßung des Gasfeldes N05-A in der Nordsee.

Die gemeinsame Erschließung grenzüberschreitender 
Gasvorkommen leistet einen wichtigen, wenn auch klei-
neren Beitrag zur Versorgungssicherheit Deutschlands. 
Sie erweitert die verfügbaren Förderkapazitäten in Eu-
ropa und verringert damit die Abhängigkeit von externen 
Lieferanten, insbesondere von LNG-Importen aus Über-
see.

Die unheilvolle Entscheidung, aus russischem Gas 
auszusteigen, kann das aber nicht kompensieren. Wir 
alle kennen die Folgen: Wir sind aus der Kernenergie aus- 
gestiegen, die Kohleverstromung wurde reduziert, und 
damit nahm die teure Gasverstromung zu. Der Gaspreis 
hatte sich schon im Sommer 2021 verdoppelt, und dann 
verknappte die Bundesregierung auch noch das Gasange-
bot durch die Weigerung, russisches Gas abzunehmen. 
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Das hat dem Tod auf Raten der energieintensiven Indus-
trie weiter Vorschub geleistet. Die chemische Industrie, 
zurzeit zu 70 Prozent ausgelastet, wird es, so wie wir sie 
kennen, vermutlich bald bei uns nicht mehr geben. Sie hat 
zwei Weltkriege überstanden, aber den links-grünen 
Wahnsinn der Energiewende wird sie wohl leider nicht 
überstehen,

(Beifall bei der AfD)
ebenso wenig wie unsere bekannte und starke Auto-
mobilindustrie, die Metallverarbeitung und viele andere 
energieintensive Industriezweige.

(Zuruf des Abg. Dr. Klaus Wiener [CDU/ 
CSU])

Um von der Industrie zu retten, was noch zu retten ist, 
brauchen wir, ob Sie es nun wollen oder nicht, russisches 
Gas – nicht indirekt, so wie es gerade passiert, sondern 
direkt über Rohrleitung. Deswegen werden wir Nord 
Stream wiederbeleben müssen. Damit halten wir die Ver-
sorgungslage stabil und eben auch die Preise.

(Mark Helfrich [CDU/CSU]: Und die Abhän-
gigkeit!)

Wir erleben jetzt gerade eine Gasmangellage, und die 
würden wir mit einer Rohrleitung wie zum Beispiel 
Nord Stream verhindern.

(Beifall bei der AfD)
Aber das alles nutzt natürlich nichts, wenn wir nicht 

souverän handeln und unsere Gasinfrastruktur gegen An-
griffe verteidigen. Der Terrorakt der Sprengung von Nord 
Stream wurde auch möglich, weil die links-grüne Bun-
desregierung für alle sichtbar Nord Stream loswerden 
wollte. Die mangelnde Aufklärung und die Verschlep-
pung der Untersuchung laden natürlich Terroristen gera-
dezu ein, wieder zuzuschlagen.

(Zuruf von der SPD: Keine Ahnung, aber da-
von ganz schön viel!)

Sie werden ja nicht belangt, meine Damen und Herren. 
Das ist der eigentliche Skandal. Deutschland muss wieder 
souverän handeln. Es muss seine Interessen schützen und 
auch alle Möglichkeiten nutzen, um preiswertes Gas zu 
beziehen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte: für die Unions-

fraktion Leif Erik Bodin.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Leif Erik Bodin (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Minister! Wir 
ratifizieren heute das UN-Hochseeschutzabkommen. 
Das ist gut. Das ist auch unsere Verantwortung. Es ist 
ein wichtiger Schritt; denn Meeresschutz endet nicht an 
den nationalen Grenzen.

(Jürgen Coße [SPD]: Nein!)

Das Meer auf hoher See ist ein sensibler Lebensraum, 
und der muss geschützt werden.

Mit dem Abkommen schaffen wir nun erstmalig einen 
multilateralen Rahmen und gehen einen wichtigen Schritt 
für den globalen Klima- und Biodiversitätsschutz. Mit 
dem Gesetz schaffen wir die Voraussetzung für die Mit-
gestaltung von Meeresschutzgebieten auf hoher See. Wir 
führen Umweltverträglichkeitsprüfungen auch für Akti-
vitäten außerhalb nationaler Gewässer ein, zum Beispiel, 
wenn die Verantwortlichen der deutschen Gesetzgebung 
unterliegen. Und auch Eingriffe wie der Tiefseebergbau 
werden geregelt. So hilft es auch, die CO2-Speicherfähig-
keit der Ozeane zu erhalten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir meinen es 
ernst mit dem Schutz unserer Meere.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dunja Kreiser [SPD])

Denn damit schützen wir unsere Lebensgrundlage. Der 
Natur sind Seegrenzen egal. Das Meer muss insgesamt 
als Ökosystem gesehen werden. Daher wird der Schutz 
der hohen See auch unseren küstennahen Gewässern, wie 
zum Beispiel in meiner Heimat, in meinem Wahlkreis 
Nordfriesland – Dithmarschen Nord an der Westküste 
Schleswig-Holsteins, zugutekommen.

Gleichzeitig bietet das Gesetz neue Möglichkeiten für 
unsere maritime Wirtschaft. Einmal mehr geht es darum, 
wirksamen Umweltschutz mit wirtschaftlicher Nutzung 
zu verknüpfen. Wir geben Projekten auf hoher See ver-
bindliche Rahmenbedingungen. Planung und Investitio-
nen werden berechenbarer. Und das gibt Sicherheit. Wir 
regeln den Zugang zu Ressourcen wie zum Beispiel der 
pharmazeutischen und biotechnischen Industrien. Das 
Gesetz bedient keine Verbotskultur. Es schafft klare Be-
dingungen, gerade damit Wirtschaft und Forschung auf 
hoher See tätig werden können.

Damit die Umsetzung des Abkommens gelingt, ist Au-
genmaß gefragt. Für uns als Union ist wichtig, dass zum 
Beispiel die Kosten für die Fischerei nicht durch Prüf-
pflichten überhöht werden. Wir müssen unsere heimische 
Fischerei halten und ihr Sicherheit und Perspektive ge-
ben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Regeln müssen dabei praktikabel bleiben. Sie müssen 
für Behörden auch im internationalen Rahmen überprüf-
bar bleiben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit dem vor-
liegenden Gesetz schließen wir eine Lücke im interna-
tionalen Recht. Wir beugen Verlusten im Ökosystem 
vor. Wir schaffen bei der Nutzung der hohen See Klarheit 
und fördern nachhaltige Geschäftsfelder. Deutschland 
zieht beim globalen Umweltschutz mit und stärkt gleich-
zeitig die maritime Wettbewerbsfähigkeit. Dieser Verant-
wortung, meine sehr geehrten Damen und Herren, wird 
die Koalition aus Union und SPD gerecht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen Steffi Lemke.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Steffi Lemke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Sehr geehrter Herr Minister! Am 20. Sep-
tember 2023 hat die Bundesrepublik Deutschland das 
internationale Hochseeschutzabkommen unterzeichnet. 
Meine Vorredner haben es gesagt: Es ist wirklich ein 
historischer Durchbruch für den wunderbaren blauen 
Teil unseres Planeten gewesen,

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Der blaue Teil 
sitzt hier!)

dass dieses Abkommen nach 25 Jahren der Verhandlun-
gen zustande gekommen ist. Deutschland hat zu den Erst-
unterzeichnern gehört. Das ist gut. Deutschland ist füh-
rende Forschungsnation im Meeresschutz, und das soll 
auch so bleiben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Dieses Abkommen ist tatsächlich ein politischer Mei-

lenstein für den blauen Teil unseres Planeten, für den 
Meeresschutz.

Damit wird – erstens – die Ausweisung von Schutz-
gebieten auf der hohen See erstmalig ermöglicht.

Es wird – zweitens – der Multilateralismus gestärkt; 
denn ein solches Abkommen in diesen Zeiten umzuset-
zen, ist wirklich keine Selbstverständlichkeit. Ich glaube, 
dass die Bedeutung dieses Abkommens für den Multi-
lateralismus bisher noch gar nicht ausreichend gewürdigt 
worden ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Drittens zeigt dieses Abkommen, dass Naturschutz 

verbindet, dass Naturschutz Grenzen überwindet, dass 
man sogar auf der hohen See zwischen Nationalstaaten, 
zwischen Parteien auch für die Natur Fortschritt organi-
sieren kann. Es ist eine neue Epoche im Ozeanschutz, 
wenn Schutzgebiete ausgewiesen werden können, Um-
weltverträglichkeitsprüfungen durchgeführt werden und 
die Wissenschaft gestärkt wird.

Und jetzt kommt das Aber: Sie haben heute ein drittes 
Gesetz mit auf die Tagesordnung gesetzt, das in Zukunft 
Gasbohrungen wenige Meter von unserem wertvollen 
Weltnaturerbe Wattenmeer entfernt ermöglichen soll. Es 
geht dabei nicht um eine einzelne Gasbohrung mit ganz 
geringem Ertrag, sondern es geht um den Wiedereinstieg 
in die massive Erdgasförderung direkt am Wattenmeer 
und auch unter Meeresschutzgebieten. Deshalb bedauere 
ich zutiefst, dass Sie an einem Tag, der eigentlich Anlass 
zum Feiern geben sollte, mit diesem Gesetz allen Mee-
resschützern einen heftigen Schlag ins Gesicht versetzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – Zuruf 
des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Herr Bodin, Sie haben gesagt, dass Meeresschutz nicht 
an den nationalen Grenzen ende, man müsse den Mee-
resschutz international stärken. D’accord! Aber Sie dür-

fen umgekehrt den nationalen Meeresschutz nicht schwä-
chen, indem Sie direkt am Wattenmeer eine Förderung 
fossiler Energien jetzt wieder ermöglichen. Sie loben 
Umweltverträglichkeitsprüfungen auf internationaler 
Ebene, schleifen sie aber mit dem Naturzerstörungs-
gesetz auf nationaler Ebene.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Genau!)

Sie müssen doch den Zusammenhang mit den Macht-
gelüsten gegenüber Grönland sehen: Sie ergeben nur 
Sinn, wenn die fossile Industrie weiter auflebt, weiter 
gefördert wird in einer Zeit, in der Grönland bzw. die 
Arktis auftaut. Es gibt eine enge Verbindung zwischen 
dem Auftauen der Arktis, vorangetrieben durch die Fos-
silwirtschaft, und dem Wiedereinstieg in die Gaswirt-
schaft, den Sie von SPD und CDU/CSU jetzt direkt an 
der Grenze zum Wattenmeer vollführen. Deshalb bitte ich 
Sie: Unterlassen Sie das, und lassen Sie dieses Unitari-
sierungsabkommen wieder fallen!

Danke schön.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist Mareike 

Hermeier für die Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Mareike Hermeier (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr 

Minister! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich freue 
mich heute bei diesem Packen von Gesetzentwürfen – 
es sind insgesamt drei – über viele Punkte, die wir durch-
aus unterstützen können. Bei zwei davon geht es darum, 
die hohe See zu schützen, und das begrüßen wir aus-
drücklich. Die Ansätze sind gut. Am 17. Januar 2026 tritt 
das UN-Hochseeschutzabkommen weltweit in Kraft. Es 
ist – das unterstreichen wir ebenfalls – ein Meilenstein für 
den globalen Meeresschutz.

Aber Deutschland ist leider nicht unter den ersten 
60 ratifizierenden Staaten. Wir kommen spät. Das ist 
nicht ungewöhnlich für Deutschland. Es ist nicht zu 
spät für Hoffnung – aber spät genug, um sich zu fragen: 
Warum brauchte das so lange?

Es geht hier um Meeresschutzgebiete auf hoher See, 
um Umweltprüfungen für neue und bislang unregulierte 
Tätigkeiten und um – ich sage das bewusst langsam – 
maringenetische Ressourcen und digitale Sequenzinfor-
mationen. Kurz gesagt: Wenn selbst Plankton eine DNA 
hat, dann braucht Meeresschutz offenbar mehr als warme 
Worte, nämlich genau geregelte Zuständigkeiten, Per-
sonal, Durchsetzung und dafür eben auch die monetären 
Mittel. Und da liegt leider das Problem. Das Bundesamt 
für Naturschutz soll das alles stemmen. Nur: Ohne deut-
liche personelle und monetäre Aufstockung wird aus ei-
nem Meilenstein leider nur ein Briefbeschwerer.

(Beifall bei der Linken)
Gleichzeitig bleiben Fischerei und Bergbau in Schutz-

gebieten möglich. Verbote stehen im Gesetz, aber die 
Zuständigkeiten zu ihrer Durchsetzung wirken so klar 
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wie der Lageplan unseres Jakob-Kaiser-Hauses. Dazu 
kommen Ausnahmen für militärische Aktivitäten; auch 
völlig überraschend derzeit. Und solange grundberüh-
rende Schleppnetzfischerei erlaubt bleibt und Gasboh-
rungen sogar in Naturschutzgebieten möglich sein sollen, 
ist der Wille zum Meeresschutz leider nicht konsequent. 
Denn der dritte Gesetzentwurf, den Frau Lemke eben 
hervorgehoben hat, ist leider ein Parkplatz für fossile 
Infrastruktur im Meer vor Borkum. Meeresschutz darf 
nicht heißen, international Vorschriften zu machen, aber 
zu Hause weiter zu bohren.

Ich danke der Bundesregierung an dieser Stelle aus-
drücklich dafür, dass sie uns heute zeigt, wie weit man 
Meeresschutz denken kann; aber leider tut sie das, ohne 
fossilen Interessen wirklich wehzutun. Meere sind mehr 
wert als Profite.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Christian Moser.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Christian Moser (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Heute sprechen wir über den Hochseeschutz und 
ein klares umwelt- und wirtschaftspolitisches Regelwerk 
für den Umgang mit unseren Meeren. Es geht um die 
Ratifizierung des UN-Hochseeschutzabkommens.

In meinen Augen ist das Abkommen ein großartiger 
Meilenstein des Multilateralismus im Umweltschutz. 
Bisher gehörte die hohe See, wie man so schön sagt, allen 
und niemandem. Das galt damit immerhin für gut 40 Pro-
zent der Erdoberfläche. Dass schon mehr als 60 Staaten 
das Abkommen ratifiziert haben und es dadurch über-
morgen in Kraft tritt, ist ein großer Schritt zu einer welt-
weiten Anerkennung des Schutzes der Artenvielfalt und 
des Ökosystems Ozean. Aber auch die wirtschaftliche 
Nutzung dieses Raums wird klarer geregelt – wir haben 
es heute schon gehört –: Umweltverträglichkeitsprüfun-
gen, regulatorische Klarheit und vor allem stärkere Pla-
nungs- und Investitionssicherheit für Unternehmen, die 
auf hoher See aktiv sind.

In Deutschland haben die maritime Wirtschaft und ihr 
Umfeld eine wichtige Rolle. 400 000 Arbeitsplätze hän-
gen damit direkt zusammen, übrigens auch in Bayern. 
Falls Sie sich fragen sollten, warum ein bayerischer Ab-
geordneter zum Hochseeschutz spricht: Ein seit sieben 
Generationen familiengeführtes Unternehmen aus mei-
nem Wahlkreis fertigt und exportiert unter anderem Bohr-
köpfe und Equipment zur minimalinvasiven und umwelt-
schonenden Erkundung von Stätten für eine mögliche 
Ressourcenförderung. Diese Wirtschaftskraft wollen wir 
gerade in Deutschland behalten und voranbringen.

Daran knüpft auch das sogenannte Unitarisierungs-
abkommen mit den Niederlanden an, über das wir im 
verbundenen Debattenpunkt heute sprechen. Deutsch-

land verbraucht und braucht nach wie vor Erdgas. Auch 
wenn wir ein Commitment zur Klimaneutralität abge-
geben haben, dürfen wir vor diesem Faktum nicht die 
Augen verschließen.

(Zuruf von der AfD)
Industrie und Haushalte können nicht von heute auf mor-
gen umstellen und auf Erdgas verzichten. Angesichts der 
aktuellen sicherheitspolitischen Lage ist es ein Gebot der 
Stunde, dass wir hier mehr Eigenständigkeit wagen; denn 
Fakt ist: Nahezu alles an Gas importieren wir. Deswegen 
begrüße ich es, dass wir gemeinsam mit den Niederlan-
den einen Weg finden, wie die durch unsere Grenze ge-
teilten Vorkommen genutzt werden können, sodass beide 
Staaten etwas davon haben. Allerdings nur, solange wir 
das auch brauchen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Jakob Blankenburg [SPD])

So lange ist es meiner Meinung nach in jedem Fall besser, 
heimisch zu produzieren, als das so oder so benötigte Gas 
in verflüssigter Form per Tanker über die Weltmeere zu 
importieren.

(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Deswegen wollen Sie in einem Meeresschutz-
gebiet direkt bohren!)

Für mich ist klar: Guter Schutz der Meere einerseits 
und klar geregelte wirtschaftliche Aktivität auf hoher See 
andererseits können zusammengehen, wenn man sie zu-
sammendenkt.

Danke. 
(Beifall bei der CDU/CSU – Steffi Lemke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Dann können 
Sie sich den Meeresschutz abschminken!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der abschließende Redner in dieser Debatte ist für die 

AfD-Fraktion Dr. Michael Blos.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Michael Blos (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Der Schutz der Meere 
ist wichtig. Was uns hier unter TOP 23a und 23b vor-
gelegt wird, ist jedoch kein nüchterner Umweltschutz, 
sondern ein weiterer Schritt hin zu globaler Steuerung 
ohne nationale Kontrolle. Genau das ist der Kern des 
Problems.

Mit dem Zustimmungsgesetz zum Hochseeschutz- 
Übereinkommen binden wir uns an künftige Entschei-
dungen internationaler Gremien unter dem Dach der Ver-
einten Nationen, ohne dass dieses Parlament darüber 
jeweils neu entscheiden kann. Das schadet deutschen In-
teressen.

(Beifall bei der AfD)
Noch problematischer ist das Gesetz zur Ausführung 

des Übereinkommens, Tagesordnungspunkt 23b. Inter- 
nationale Beschlüsse werden automatisch in deutsches 
Recht überführt. Neue Zuständigkeiten, neue Melde- 
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und Berichtspflichten, neue Bürokratie, während der 
Bundestag faktisch nur noch vollzieht. Der Erfüllungs-
aufwand beträgt über 1 Million Euro jährlich für die Wirt-
schaft sowie 670 000 Euro laufend und 600 000 Euro ein-
malig für die Verwaltung für Tätigkeiten auf der hohen 
See, also weit außerhalb nationaler Hoheitsbefugnisse. 
Wer nun glaubt, dass Deutschland damit die Ozeane ret-
tet, der glaubt auch, man könne den Atlantik mit deut-
schen Formularen trockenlegen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der CDU/ 
CSU: Tata!)

Auch ökologisch bleibt vieles Symbolpolitik. Es geht 
um Meeresgebiete fernab unserer Küsten. Kontrolle und 
Durchsetzung sind kaum überprüfbar, die negativen 
Folgen für Forschung, Innovation und wirtschaftliche 
Nutzung dagegen sehr konkret. Geschätzt 40 Genehmi-
gungsverfahren pro Jahr, das ist keine Förderung von 
Wissenschaft, das ist deren administrative Erdrosselung.

Meine Damen und Herren, wir sagen Ja zum Schutz 
der Meere, aber Nein zu einem System, das Verantwor-
tung aus dem Parlament herausverlagert, Souveränität 
schleichend abgibt und Umweltpolitik zur Selbstermäch-
tigung internationaler Gremien macht. Umweltschutz 
braucht Verantwortung und parlamentarische Kontrolle, 
keine internationale Bürokratie auf Autopilot.

(Beifall bei der AfD)

Deshalb lehnen wir diese Gesetzentwürfe ab.
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Gesetzent-

würfe auf den Drucksachen 21/3542, 21/3543 und 
21/3491 an die in der Tagesordnung aufgeführten Aus-
schüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere Überweisungs-
vorschläge? – Wenn das nicht der Fall ist, dann verfahren 
wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe jetzt den letzten Tagesordnungspunkt auf, 
Tagesordnungspunkt 24: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Fünften Gesetzes zur 
Änderung des Chemikaliengesetzes 

Drucksache 21/3511
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit

Für die Dauer der Aussprache wurden 20 Minuten ver-
einbart.

Ich eröffne hiermit die Aussprache. Der erste Redner 
in dieser Debatte ist für die SPD-Fraktion Jakob 
Blankenburg.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Jakob Blankenburg (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Fluorierte Treibhausgase, kurz F-Gase, sind 
unscheinbar. Man sieht sie nicht, man riecht sie nicht, 
dabei begegnen sie uns jeden Tag: im Kühlschrank in 
der Küche, in der Klimaanlage im Büro, im Feuerlöscher 
im Hausflur. Sie sorgen dafür, dass unser Alltag funk-
tioniert, dass Lebensmittel frisch bleiben, dass Räume 
gekühlt werden, dass Sicherheit gewährleistet ist.

Aber diese Bequemlichkeit hat einen Preis. F-Gase 
gehören zu den klimaschädlichsten Stoffen überhaupt. 
Sie wirken teils tausendfach stärker als CO2. Gelangen 
sie in die Atmosphäre, bleiben sie dort über enorm lange 
Zeiträume – und heizen die Erde weiter auf. Viele Men-
schen merken inzwischen: Die Folgen des Klimawandels 
treffen uns nicht irgendwann, sie treffen uns jetzt. Klima-
schutz ist deshalb keine ferne Debatte über Zieljahre und 
Tabellen. Klimaschutz beginnt im Alltag: bei den Pro-
dukten, die wir kaufen, bei den Stoffen, die wir zulassen, 
und bei der Frage, ob Regeln für alle gelten oder nur für 
die Ehrlichen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Genau hier, liebe Kolleginnen und Kollegen, setzt die-
ses Gesetz an. Die Europäische Union hat mit der neuen 
F-Gas-Verordnung klare Regeln geschaffen: weniger kli-
maschädliche Gase, mehr klimafreundliche Alternativen, 
klare Vorgaben für Hersteller, Händler und Importeure. 
Mit der Änderung des Chemikaliengesetzes sorgen wir 
dafür, dass die Regeln für F-Gase und ozonschädliche 
Gase in Deutschland nicht nur auf dem Papier stehen, 
sondern wirken.

Was heißt das jetzt konkret?
Erstens. Wir sorgen für Ordnung im Markt. Das euro-

päische Quotensystem stellt sicher, dass die Menge kli-
maschädlicher Gase schrittweise sinkt.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
Damit dürfen nur Geräte verkauft werden, für die F-Gase 
ordnungsgemäß zugeteilt wurden. Fehlt diese Zuteilung, 
muss sie nachgeholt werden. Wer das umgeht, handelt 
illegal. Das ist kein Bürokratieprojekt. Das ist Ordnungs-
politik im besten Sinne: Regeln, die für alle gelten, und 
Wettbewerb, der fair bleibt.

Zweitens. Wir ziehen eine klare Grenze gegen illegale 
Geschäfte, und das europaweit. Illegale F-Gase dürfen 
nicht weitergegeben werden. Geräte, die rechtswidrig in 
den Markt gelangt sind, müssen aus dem Verkehr gezo-
gen werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Behälter, die illegal verkauft werden, dürfen weder ge-
lagert noch entleert werden. Damit verhindern wir, dass 
diese hochwirksamen Klimagase unkontrolliert entwei-
chen. Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, schützt das 
Klima, und es schützt diejenigen, die sich an die Regeln 
halten.

Drittens. Wir handeln entschlossen, wenn Regeln 
missachtet werden. Bei schweren oder wiederholten Ver-
stößen können Handel, Nutzung oder Herstellung vorü-
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bergehend untersagt werden. Das ist keine Strafe um der 
Strafe willen, das ist ein Schutzmechanismus, ein Not-
schalter, um weiteren Schaden zu verhindern, bevor er 
entsteht. Denn beim Klimaschutz gilt: Wer bewusst Re-
geln bricht, darf nicht darauf hoffen können, dass der 
Schaden schon irgendwie repariert wird.

Viertens. Wir stellen klar: Wer ein Gerät nutzt, der 
muss nichts dokumentieren. Niemand soll beim Auffül-
len einer Klimaanlage plötzlich Papierkram erledigen 
müssen. Die Verantwortung liegt dort, wo sie hingehört: 
bei den Händlern, den Importeuren, den Fachbetrieben. 
Sie bringen die Geräte in Verkehr, sie füllen die Gase 
nach, und sie stehen dafür ein. So schützen wir Verbrau-
cherinnen und Verbraucher vor unnötiger Bürokratie. 
Gleichzeitig stärken wir die Verantwortung entlang der 
Lieferkette.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir beraten heute 
kein Randthema, wir reden über unsere Lebensgrund-
lagen: über saubere Luft, über ein Klima, in dem unsere 
nachfolgenden Generationen sicher aufwachsen können. 
Und über einen Staat, der handlungsfähig bleibt. Klima-
schutz entscheidet sich eben nicht nur bei großen Indus-
trieanlagen, er entscheidet sich auch bei Kühlschränken, 
Wärmepumpen und Klimaanlagen. Dieses Gesetz sorgt 
dafür, dass technischer Fortschritt nicht auf Kosten unse-
rer Zukunft geht. Deshalb freue ich mich auf die weiteren 
Beratungen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Dr. Rainer 

Kraft für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD – Marcel Queckemeyer 
[AfD]: Jetzt kommt die Stimme der Wirklich-
keit!)

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Sehr geehrte Präsidentin! Werte Kollegen! Vor nicht 

einmal einem Monat haben wir an dieser Stelle über die 
F-Gas-Verordnung debattiert. Die gleichzeitige Ände-
rung der Chemikalien-Verbotsverordnung bezeichnete 
ich damals als Schildbürgerstreich. Das kann ich heute 
bei der vorliegenden Gesetzesänderung nur wiederholen: 
Ihre Änderung des Chemikaliengesetzes ist nichts ande-
res als weltfremder Unsinn, der dazu die Wirtschaft be-
lastet.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der CDU/ 
CSU: Stimmt doch gar nicht!)

Es beginnt, wenig überraschend, bei der Befriedigung 
der Brüsseler Bürokratie. Ab einer Menge von 10 Tonnen 
CO2-Äquivalenten ist eine Quotengenehmigung zu be-
antragen. Ob man die Grenze von 10 Tonnen CO2-Äqui-
valenten überschreitet, kann man durch Multiplikation 
der Kältemittelmenge mit dem GWP-Wert feststellen. 
Bei Verwendung von Kältemitteln mit hohem GWP- 

Wert – sagen wir zum Beispiel Freon – beginnt das schon 
ab 2,5 Kilogramm, der Menge einer großen Wärmepum-
pe.

Neben der Quotengenehmigung existieren aber noch 
eine zugewiesene Quote, Quotenübertragung und Quo-
tendelegation. Dabei gelten zugewiesene Quoten und 
übertragene Quoten nur für das laufende Kalenderjahr, 
während Quotengenehmigungen und Quotendelegatio-
nen unbegrenzt von einem Quoteninhaber genutzt wer-
den dürfen.

(Jörn König [AfD]: Das ist ja alles total ein-
fach!)

Wer aber als Hersteller oder Einführer diese Kältemittel 
an Dritte abgibt, hat nicht nur eine umfangreiche Liste an 
Dokumenten bezüglich der Inverkehrbringungsquote 
oder einer möglichen Ausnahme der Quotierung beizu- 
stellen, er muss auch Identifizierungsmerkmale angeben, 
die eine eindeutige Zuordnung der Stoffe und Gemische 
zu der Erklärung ermöglichen.

(Andreas Bleck [AfD]: Das haben die Linken 
bestimmt verstanden!)

Sie können mir noch folgen? Ja? Ich bin mir sicher: Die 
Menschen, die damit arbeiten müssen, die können das 
auch nicht mehr.

(Beifall bei der AfD)
Jetzt frage ich Sie – es ist eine konkrete Frage, Kolle-

gen –: Können Sie mir eindeutige Identifizierungsmerk-
male eines farblosen Gases nennen? Wie unterscheiden 
Sie ein legal quotiertes farbloses Gas von einem illegal in 
die EU geschmuggelten farblosen Gas?

(Heiterkeit bei der AfD)
Glauben Sie, der chinesische oder indische Hersteller 
macht auf die Gasflasche das Wapperl „Illegales Gas“ 
drauf? Ich glaube das nicht. Schildbürgerstreich!

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD)
Dieser Gesetzentwurf enthält noch weitere Schildbür-

gerstreiche. So soll es nun verboten sein, rechtswidrig in 
Verkehr gebrachte Behälter zu entleeren oder zu lagern. 
Ja, das ist schon geschmuggelt. Das ist wie ein Verrau-
chungsverbot für illegale Zigaretten. Das macht keinen 
Sinn.

(Beifall bei der AfD)
Noch absurder wird es bei den Ausnahmen des Geset-

zes. Zuständige Landesbehörden dürfen demnach Ver-
bote erlassen, wenn ein begründeter Verdacht oder die 
Annahme besteht, dass ein Stoff, ein Gemisch oder eine 
Einrichtung gefährlich ist bzw. eine erhebliche Gefahr für 
Leben oder Gesundheit des Menschen oder die Umwelt 
darstellt. Klingt super, gilt allerdings nur, wenn es EU- 
rechtskonform ist. Wenn es das nicht ist, dann spielen 
Gefahren für Leben oder Gesundheit des Menschen 
oder die Umwelt gar keine Rolle mehr. Hauptsache, der 
Brüsseler Bürokrat ist befriedigt.

Genauso unsinnig ist der Vollzug im Bereich der Lan-
desverteidigung. Sowohl dem Verteidigungs- als auch 
dem Innenministerium werden Rechte eingeräumt, Aus-
nahmen für Stoffe, Gemische und Erzeugnisse zu erlas-
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sen, wenn dies im Interesse der Landesverteidigung er-
forderlich ist. Aber auch hier gilt: nur, wenn es EU- 
rechtskonform ist.

Werte Damen und Herren, wer behördliche Anordnun-
gen zur Abwehr von Gefahren für Leib und Leben und zu 
Regelungen im Interesse der Landesverteidigung unter 
den Vorbehalt der Zustimmung des Brüsseler Bürokra-
tenmolochs stellt, der darf sich nicht über die steigende 
Ablehnung des Narrenschiffs EU wundern.

(Beifall bei der AfD)

Diese EU ist ein Mühlstein am Hals der deutschen Wirt-
schaft und verantwortlich für die Stagnation des ganzen 
Kontinents. Und um es ganz klar zu sagen: Eine künftige 
AfD-Administration wird weder bei der Abwehr von Ge-
fahren für Leib und Leben unserer Bürger noch bei der 
Landesverteidigung diese EU um Erlaubnis fragen.

(Beifall bei der AfD)

Die Prognose zu den chinesischen Emissionen von 
fluorierten Gasen im Jahr 2060 habe ich in meiner Rede 
letztes Jahr schon angesprochen. Zehn Jahre nachdem Sie 
unter hohen Kosten und Sabotage unserer heimischen 
Wirtschaft Europa F-Gas-frei gemacht haben wollen, 
werden die Emissionen allein in China auf 1,35 Milliar-
den Tonnen CO2-Äquivalente geschätzt. Das wird dann 
mehr als das Hundertfache des jetzt bei uns stattfinden-
den F-Gas-Verbrauchs sein. Und diese fluorierten Gase 
werden nicht durch von der EU zertifizierte Fachkräfte 
abgefüllt oder entsorgt, sondern in irgendwelchen Hin-
terhofgaragen irgendwo in Südostasien. Sie opfern aber-
mals den Wohlstand unseres Landes und des Kontinents 
für eine Politik, die global eben nicht mitgetragen wird. 
Daher ist dieses Gesetz nutzlos.

(Beifall bei der AfD)

Sie schaden der Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands 
als Exportnation. Sie vernichten Wohlstand, vernichten 
Arbeitsplätze und schädigen die sozialen Sicherungssys-
teme. Im Endeffekt erhöhen Sie mit der Zerstörung deut-
scher Firmen sogar den globalen Schadstoffausstoß. Die 
Einzigen, denen das nutzt, die Einzigen, denen dieses 
Gesetz gefällt, ist unsere globale Konkurrenz in autokra-
tischen Staaten, die die Klimahysterie weiter anfachen 
und uns in immer neue Dummheiten führen wollen.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Hans Koller 

für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Hans Koller (CDU/CSU):
Verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Da-

men und Herren! Die heute debattierte Änderung des 
Chemikaliengesetzes dient in erster Linie der Anpassung 
nationaler Regelungen an die F-Gas-Verordnung und die 
ODS-Verordnung der EU.

(Zuruf des Abg. Jörn König [AfD])

Besonders relevant sind fluorierte Treibhausgase sowie 
Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht führen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Sie müssen es lesen, 
das Gesetz! Das hat damit nichts zu tun!)

– Herr Dr. Kraft, ich habe um diese Zeit wenig Lust, mit 
Ihnen zu streiten.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Weil Sie argu-
mentativ unterlegen sind!)

– Genau! Weil es für Sie nur Schwarz oder Weiß gibt.
(Marcel Queckemeyer [AfD]: Ist doch farblos, 

das Gas!)
Wenn es nach Ihnen ginge, dann würden wir wahrschein-
lich noch auf Bäumen leben, hätten noch keine Autos mit 
Katalysatoren und vieles andere mehr.

(Jörn König [AfD]: Also, Katalysatoren sind 
vor der AfD eingeführt worden!)

Es gibt nun einmal Veränderung, und diese werden Sie 
auch heute nicht verhindern können.

Fluorierte Treibhausgase haben in vielen Bereichen 
inzwischen verbotene FCKW ersetzt und werden haupt-
sächlich als Kältemittel eingesetzt. Ob in Kälte-, Klima-
anlagen oder Wärmepumpen, wir profitieren tagtäglich 
vom Einsatz von F-Gasen.

Obgleich sie so nützlich und vielseitig sind, bringt ihr 
Einsatz erhebliche Risiken mit sich: Werden F-Gase frei-
gesetzt – dies kann durch Defekte oder Undichtigkeiten 
geschehen –, richten sie in der Atmosphäre großen Scha-
den an. Denn F-Gase besitzen ein hohes Treibhauspoten-
zial, wirken sich je nach Substanz sehr stark auf das 
Klima aus. Der Effekt ist deutlich höher als bei CO2.

Um der Emission von F-Gasen und den schwerwiegen-
den Folgen vorzubeugen, werden sie in der EU jetzt stark 
reguliert. Das Ziel der F-Gas-Verordnung ist, meine Da-
men und Herren, schrittweise aus der Nutzung besonders 
klimaschädlicher Gase auszusteigen und somit Emissio-
nen auf dem Gebiet des europäischen Marktes zu redu-
zieren. Trotzdem sind wir nach wie vor auf den Einsatz 
von F-Gasen angewiesen, weshalb durch europäische Re-
gulierung, durch Quoten, die Mengen auf dem Markt 
schrittweise reduziert werden.

Bestimmte F-Gase mit einem sehr hohen Treibhaus-
potenzial werden ganz vom Markt genommen. Das führt 
dazu, dass die Preise bestimmter Gase, die als syntheti-
sche Kältemittel verwendet werden, steigen. Die Preis-
steigerung macht allerdings nicht nur das Recycling von 
F-Gasen attraktiver, sondern auch den illegalen Handel 
mit diesen, der zunehmend beobachtet wird. Illegale 
Einfuhren – an der Quote und an den Behörden vorbei – 
schaden nicht nur dem Staat und den Unternehmen, die 
sich an die Regeln halten, sondern auch der Umwelt und 
dem Klima. Deshalb muss es unser gemeinsames Ziel 
sein, den illegalen Handel zu erschweren und die betei-
ligten Akteure härter zu verfolgen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Positiv zu beurteilen ist, dass in der aktuellen Fassung 

das bewährte Verbot, illegal in Verkehr gebrachte Ein-
richtungen zu erwerben, weiterhin bestehen bleibt. Das 
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hilft den Behörden, illegale Handlungen zu ahnden. Dazu 
gehört aber auch, den Strafrahmen für den illegalen Han-
del mit F-Gasen zu erhöhen. Es ist erfreulich, dass die 
Bundesregierung den Handlungsbedarf in diesem Be-
reich erkannt hat. Für uns ist im jetzt beginnenden par-
lamentarischen Verfahren wichtig, die Stellschrauben zu 
nutzen, um den illegalen Handel einzudämmen.

Was aber bedeutet die F-Gas-Verordnung für Betriebe, 
und welche Herausforderungen bringt sie mit sich? Auf-
grund der stufenweisen Verbote und Einschränkungen 
können Betriebe zu ganz unterschiedlichen Zeitpunkten, 
in ganz unterschiedlichen Situationen betroffen sein. Die 
Betriebe sind gefordert, sich entsprechend zu informieren 
und mögliche Defekte, Reparaturen oder Umrüstungen 
einzuplanen. Allerdings muss deren Durchführung auch 
noch möglich sein. Gerade deshalb ist ein maßvoller und 
praxisorientierter Ausstieg und Umstieg zu gewährleis-
ten. Ich weiß, im Gegensatz zu Ihnen, schon, wovon ich 
spreche: Ich selbst habe in meinem Betrieb einige Kühl-
anlagen, und wir haben uns über diese Dinge informiert.

Der Umstieg auf zulässige, meist klimaschonende 
Kältemittel oder die Anschaffung von neuer Anlagen-
technik ist natürlich kostspieliger als die Wartung bishe-
riger Standardlösungen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Nein?! Doch! Oh!)

Deshalb braucht es hier Übergangsfristen. Zudem können 
alternative Systeme, zum Beispiel CO2– und propanba-
sierte Anlagen, durch spezielle Wartung, weitere Schu-
lungen oder neue Serviceverträge entsprechend möglich 
gemacht werden.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Aber es wird alles 
teurer!)

Betroffen ist eine breite Palette von Unternehmen: Super-
märkte, Großhändler, Kühlhäuser und viele andere mehr. 
Gerade für diese Betriebe wie auch für Betriebe in Gas-
tronomie und Hotellerie, wo diese Anlagen in großer 
Anzahl stehen, darf dieses Gesetz kein finanzielles De-
saster bedeuten. Deshalb ist hier Praxistauglichkeit ge-
fragt.

Meine Damen und Herren, der verstärkte Fokus auf 
den illegalen Handel ist begrüßenswert. Aber wir müssen 
schon jetzt auch die praktische und finanzielle Realisier-
barkeit insbesondere für kleine und mittlere Unterneh-
men mitdenken, um sie bestmöglich zu entlasten und zu 
unterstützen. Wir werden das entsprechend begleiten, 
nicht mit einfachen Parolen, sondern mit praxisorientier-
ter, zukunftsorientierter Politik.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste und vorletzte Redner für diesen Sitzungs-

tag ist für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Dr. Jan- 
Niclas Gesenhues.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Jan-Niclas Gesenhues (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Herr Minister! Es ist gut, dass wir heute 
das Chemikaliengesetz an die europäische Rechtslage an- 
passen. Weil vorhin die EU wieder verächtlich gemacht 
wurde,

(Andreas Bleck [AfD]: Die macht sich selber 
verächtlich!)

will ich an dieser Stelle ausdrücklich sagen: Ich höre 
immer, wir als Deutschland könnten beim Klimaschutz 
nicht genug ausrichten. Von daher müssten Sie doch froh 
sein, dass wir das europäisch regeln. Europäisches Um-
weltrecht, das ist der Weg, den wir gehen. Und deswegen 
ist es gut, wenn wir das dann auch konsequent national 
umsetzen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Jakob Blankenburg [SPD])

Es ist vorhin schon darauf hingewiesen worden: 
F-Gase begegnen uns im Alltag an ganz vielen Stellen: 
in Klimaanlagen, in Feuerlöschern, bei vielen weiteren 
Anwendungen. Das Problem ist – auch das ist schon 
angesprochen worden –: F-Gase sind sehr klimaschäd-
lich, sie sind – ich musste die Zahl dreimal lesen – bis 
zu 23 000-mal schädlicher als CO2. Diese Zahl habe ich 
selbst auch erst nicht geglaubt. Recherchieren Sie es! Die 
Klimawirkung ist wirklich erheblich. Deswegen ist es gut 
und richtig, dass die EU die F-Gas-Emissionen auf null 
senken will.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Marcel Queckemeyer [AfD]: Deswegen bauen 
wir sie in Windkraftanlagen ein!)

Das Gute ist ja: Es gibt Alternativen – natürliche Kälte-
mittel, alternative Anwendungen –, wir sind nicht auf 
bestimmte F-Gase angewiesen. Sie sind nicht alternativ-
los, Herr Koller, es gibt gute Alternativen, die auch von 
deutschen Unternehmen entwickelt worden sind; Viess-
mann, Bosch oder Vaillant sind hier Vorreiter. Und auch 
die Deutsche Bundesstiftung Umwelt hat ein sehr gutes 
Förder- und Forschungsprojekt auf den Weg gebracht, 
um Alternativen zu F-Gasen als Kältemittel zu erfor-
schen, ein wirklich sehr innovatives Projekt. Das zeigt 
einmal mehr: Klimaschutz ist Innovationsmotor, Klima-
schutz schafft Innovationen, Klimaschutz schafft Wett-
bewerbsfähigkeit. Das sehen wir auch hier bei den F- 
Gasen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Svenja Schulze [SPD])

Deswegen sollte sich Deutschland auf europäischer 
Ebene auch wirklich konsequent für die Fortsetzung 
des Klimaschutzes einsetzen. Ich nenne mal ein Beispiel: 
Wir haben nach dem Chemikaliengesetz eine Datenbank 
für gefährliche Stoffe, die wir anpassen. Genau diese 
Datenbank will die Europäische Union im Rahmen eines 
Omnibusverfahrens, das unter dem Deckmäntelchen der 
Vereinfachung Klima- und Naturschutz abbaut, wieder 
abschaffen. Rein in die Kartoffeln, raus aus den Kartof-
feln – das ist doch keine Umweltpolitik, so funktioniert 
das nicht. Die Europäische Union muss den Weg des 
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Klimaschutzes fortsetzen und darf nicht den Fehler ma-
chen, jetzt Umwelt- und Naturschutz auf europäischer 
Ebene abzubauen.

(Jörn König [AfD]: Eben fanden Sie die EU 
doch noch ganz gut!)

Ich erwarte von der Bundesregierung, dass sie sich auf 
europäischer Ebene für Umwelt- und Naturschutz ein-
setzt. Herr Schneider, ich wünsche Ihnen dabei viel Er-
folg und viel Rückgrat!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Dunja Kreiser [SPD])

An dieser Stelle möchte ich auch noch sagen: Es muss 
auf europäischer Ebene endlich geregelt werden, dass wir 
auch vom Einsatz der PFAS, der Ewigkeitschemikalien, 
runterkommen. PFAS sind hochgefährliche Chemikalien, 
die sich überall in der Natur und auch in unseren Körpern 
ansammeln. Das ist dann der nächste Schritt, nach der F- 
Gas-Verordnung: endlich auch aus der PFAS-Anwen-
dung auszusteigen, liebe Kolleginnen und Kollegen, im 
Interesse der Umwelt und unserer Gesundheit.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Marcel Queckemeyer [AfD]: Also sind Sie 
wieder für Kernenergie, oder was?)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Den Schluss in der Debatte heute macht Violetta Bock 

für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Violetta Bock (Die Linke):
Frau Präsidentin! Verehrte Abgeordnete! Straffreiheit, 

organisierte Tätergruppen, globale Infrastruktur des ille-
galen Handels – Worte, mit denen der Bundesrat das 
geltende Umweltrecht in Deutschland beschreibt. Die 
Stellungnahme des Bundesrates macht deutlich, welche 
Konsequenzen die fehlende Regulierung von fluorierten 
Treibhausgasen, kurz: F-Gasen, für uns alle hat. Dabei 
wäre mit einfachen Maßnahmen ein echter Quanten-
sprung für die Klimapolitik zu erreichen – wenn die Ver-
antwortlichen denn wollen!

Fluorierte Treibhausgase sind bis zu 23 000-mal klima-
schädlicher als CO2. Sie gehören zu den am schnellsten 
wachsenden Emissionsquellen weltweit. Klimapolitisch 
sind sie eine low-hanging Fruit.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Und wann marschie-
ren Sie in China ein?)

Schon geringe Mengen zu vermeiden, könnte eine 
enorme Wirkung entfalten. Deshalb begrüßen wir aus-
drücklich, dass die Beschlüsse der F-Gas-Verordnung 
der EU endlich in nationales Recht überführt werden 
sollen.

Doch auf den zweiten Blick springen die Leerstellen 
ins Auge. Ein EU-weiter Ausstieg aus der Nutzung von 
F-Gasen ist kein Selbstläufer, die Umsetzung muss kon-
sequent begleitet werden, und daran mangelt es aktuell 
auf dramatische Weise. Die vorliegende Gesetzesände-
rung verspielt erneut die Chance, daran etwas zu ändern.

Wirtschaftsverbände kommen zu der Einschätzung, 
dass inzwischen mindestens 30 und bis zu 40 Prozent 
aller F-Gase auf dem europäischen Markt illegal gehan-
delt werden. Das entspricht CO2-Emissionen in Höhe von 
30 Millionen Tonnen – 30 Millionen Tonnen zusätzliche 
Emissionen, weil sich die deutsche Bundesregierung wei-
terhin weigert, Verstöße gegen geltendes Recht angemes-
sen zu sanktionieren.

(Beifall bei der Linken)
Während Armutsbetroffene für geringste Verstöße ver-
folgt werden, können mit gefährlichen Klimagasen unge-
hindert Profite gemacht werden. Das absichtliche Freiset-
zen bleibt in Deutschland weiterhin straffrei. Der illegale 
Handel mit F-Gasen ist weiterhin kein Straftatbestand 
und hat deshalb keinerlei Priorität für Behörden.

Die Bundesregierung untergräbt die Wirksamkeit der 
eigenen F-Gas-Verordnung und bestraft am Ende die Un-
ternehmen, die sich an rechtliche Vorgaben halten. Das 
können wir nicht länger hinnehmen! Nehmen Sie die 
Bekämpfung von Organisierter Kriminalität im Umwelt-
schutz endlich ernst! Es darf keine Straffreiheit für die 
Beschleunigung der Klimakrise geben!

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 

auf Drucksache 21/3511 an den Ausschuss für Umwelt, 
Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit vor-
geschlagen. Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – 
Da das nicht der Fall ist, verfahren wir wie vorgeschla-
gen.

Wir sind damit am Schluss unserer heutigen Tagesord-
nung angekommen.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages ein auf morgen, Freitag, den 16. Januar 2026, 9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. Einen schönen Abend 
noch!

(Schluss: 22:12 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1 
Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Akbulut, Gökay Die Linke

Albani, Stephan CDU/CSU

Bessin, Birgit AfD

Beutin, Lorenz Gösta Die Linke

Boehringer, Peter AfD

Brandes, Dirk AfD

Brückner, Maik Die Linke

Döring, Felix SPD

Engelhard, Alexander CDU/CSU

Frohnmaier, Markus AfD

Galla, Rainer AfD

Grimm, Christoph AfD

Henze, Stefan AfD

Hubertz, Verena 
(gesetzlicher Mutterschutz)

SPD

Jünger, Robin AfD

Kaminski, Maren Die Linke

Kappert-Gonther, 
Dr. Kirsten

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Kiesewetter, Roderich CDU/CSU

Klüssendorf, Tim SPD

Kramme, Anette SPD

Merendino, Stella Die Linke

Nanni, Sara BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Ortleb, Josephine SPD

Polat, Filiz BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Poschmann, Sabine SPD

Renner, Martin Erwin AfD

Rudzka, Angela AfD

Schäfer, Jamila 
(gesetzlicher Mutterschutz)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Abgeordnete(r)

Schauws, Ulle BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schmidt, Jan Wenzel AfD

Seidler, Stefan fraktionslos

Slawik, Nyke BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Teich, Tobias AfD

Valent, Aaron Die Linke

Willnat, Christin Die Linke

Zippelius, Nicolas CDU/CSU

Anlage 2 

Schriftliche Antworten auf die Fragen 20, 21, 22, 23, 
24, 32 und 33 der Fragestunde (Drucksache 21/3521)

Frage 20
Frage der Abgeordneten Rebecca Lenhard (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie definiert die Bundesregierung die im Koalitionsvertrag 
zwischen CDU, CSU und SPD genannten „ambitionierte[n] 
Ziele für Open Source“, und welche messbaren Schritte oder 
Maßnahmen sollen innerhalb der nächsten sechs Monate ein-
geleitet werden?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Philipp Amthor:
Die Bundesregierung beabsichtigt, die Verwendung 

von Open-Source-Software in der Bundesverwaltung zu 
steigern und die Weiterentwicklung von Open-Source- 
Software zum Nutzen der Allgemeinheit kontinuierlich 
zu fördern. Anspruch der Bundesregierung ist es, Open- 
Source-Software für zentrale IT-Lösungen verstärkt ein-
zusetzen.

Beispiele für konkrete Ziele in diesem Politikfeld sind 
die Förderung von openCode (geplant 2026 rund 
13,7 Millionen Euro), die Förderung des auf openDesk 
basierenden souveränen Arbeitsplatzes (geplant 2026 
bis zu 26,25 Millionen Euro), der im Kern der Ministe-
rialverwaltung implementiert werden soll, sowie die För-
derung kritischer Open-Source-Lösungen über die Sove-
reign Tech Agency (vertraglich gebunden rund 
14,64 Millionen Euro in 2026).

Auf europäischer Ebene hat die Bundesregierung mit 
Frankreich, den Niederlanden und Italien das European 
Digital Infrastructure Consortium (EDIC) im Bereich di-
gitaler Gemeinschaftsgüter (Digital Commons) gegrün-
det. Der deutsche Jahresbeitrag beträgt 240 000 Euro.
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Als konkrete Schritte oder Maßnahmen im Bereich 
Open Source sind für die nächsten sechs Monate unter 
anderem geplant (keine abschließende Aufzählung):
– Bundesminister des Auswärtigen (AA):

– Weiterentwicklung der DevOps-Plattform PLAIN 
(wo möglich, wird konsequent auf Open-Source- 
Technologien gesetzt)

– Bundesministerin für Wirtschaft und Energie 
(BMWE):
– Finanzierung der Weiterentwicklung von open-

Desk im Kontext des Förderprojektes „CKKI – 
Cloudbasierte Kommunikation im Krisenfall“ 
(im Rahmen des IPCEI Cloud)

– Förderung des NeoNephos-Projektes unter der Li-
nux-Foundation zur Entwicklung von FOSS- 
Komponenten für ein Multi-Provider-Cloud-Ed-
ge-Continuum

– Förderung des Projektes „SOOFI – Sovereign 
Open Source Foundation Models“ (im Rahmen 
des IPCEI Cloud)

– Bundesministerin für Forschung, Technologie und 
Raumfahrt (BMFTR):
– Open-Source-Veröffentlichung von Forschungs-

ergebnissen als spezifischer Privilegierungsgrund 
im Rahmen der AGVO zur Erhöhung der Beihil-
feintensität bei der Förderung von Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben

– Unterstützung freier Programmiererinnen und 
Programmierer bei der Entwicklung von Free- 
and Open-Source-Software (FOSS)-Lösungen für 
gesellschaftliche Herausforderungen in der För-
dermaßnahme „Software Sprint“

– Bundesministerin der Justiz und für Verbraucher-
schutz (BMJV):
– Veröffentlichung von Produkten im Rahmen der 

Digitalisierungsprojekte „Zivilgerichtliches On-
line-Verfahren“ (Eingabesystem zum Onlinever-
fahren) und Digitale Rechtsantragsstelle (Erb-
schein-Wegweiser, Antrag auf Eröffnung des P- 
Kontos, Übermittlung von strukturierten Daten)

– Bundesminister für Digitales und Staatsmodernisie-
rung (BMDS):
– Finanzierung der Weiterentwicklung von open-

Desk
– Finanzierung des Betriebs- und der Weiterent-

wicklung von openCode
– Fortführung, Weiterentwicklung und Skalierung 

der Arbeit der Sovereign Tech Agency zur Ab-
sicherung und Weiterentwicklung digitaler Basis-
technologien

– Aufbau des European Digital Infrastructure Con-
sortium (EDIC) im Bereich digitaler Gemein-
schaftsgüter (Digital Commons) gemeinsam mit 
anderen beteiligten EU-Mitgliedstaaten

– KIPITZ

– Open-Source-Sprachmodelle sind aktuell eine 
wichtige Basis für die Nutzung von KI-Anwen-
dungen in der Bundesverwaltung. Diese er-
leichtern die Nutzung im lokalen Betrieb in 
sicherer Infrastrukturumgebung, da die öffent-
liche Verwaltung selbst bislang keine großen 
Sprachmodelle entwickelt hat.

– Innerhalb der KI-Plattform KIPITZ als zentra-
les KI-Portal mit Anwendungen nutzt die Bun-
desverwaltung ausschließlich Open-Source- 
Sprachmodelle.

– Mit dem Einsatz von anwendungsspezifischen 
Open-Source-Sprachmodellen wird ein Lock- 
in-Effekt verhindert und digitale Souveränität 
gefördert.

– Bundesministerin für Wohnen, Stadtentwicklung und 
Bauwesen (BMWSB):
– Etablierung und Nutzung von Open-Source-Tools 

auf der Daten- und Analyseplattform PLAIN
Zudem unterstützt die Bundesregierung gezielt die 
Entwicklung von Free- und Open-Source-Soft-
ware für industrielle Anwendungen, beispiels-
weise

– Fortführung der Förderung von FOSS für Datenöko-
systeme im Kontext Manufacturing-X

– Neuentwicklung von Open-Source-KI-Technologien 
und -Modellen im Rahmen des geplanten IPCEI 
Künstliche Intelligenz

– Initiierung und Unterstützung des Ecosystems Mobi-
lity 4.0 (EM4.0) zur Entwicklung und Bereitstellung 
von OS-Technologiebausteinen für das autonome 
Fahren

Frage 21
Frage des Abgeordneten Tobias Matthias Peterka 
(AfD):

Stellt die Bundesregierung sicher, dass die sogenannte digi-
tale Brieftasche gerade für ältere Bürger, aber auch für alle 
Bürger, die, gleich aus welchen Gründen, darauf verzichten 
möchten, nicht rechtlich oder tatsächlich zur Pflicht wird, 
und, wenn ja, mit welchen konkreten Maßnahmen (vergleiche 
www.spiegel.de/netzwelt/apps/digitaler-personalausweis-ab- 
2027-sollen-sich-buerger-per-smartphone-ausweisen- 
koennen-a-424bd598-7244-42aa-8c2f-31f7716517cf – abge-
rufen am 12. Dezember 2025)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Philipp Amthor:
Die Freiwilligkeit der Nutzung einer europäischen 

Brieftasche für die Digitale Identität ist europarechtlich 
in Artikel 5a Absatz 15 der Verordnung (EU) 2024/1183 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. April 
2024 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 
im Hinblick auf die Schaffung des europäischen Rah-
mens für eine digitale Identität explizit festgeschrieben:

„Die Nutzung von europäischen Brieftaschen für die 
Digitale Identität ist freiwillig. Natürliche oder juristische 
Personen, die die europäische Brieftasche für die Digitale 
Identität nicht nutzen, dürfen in ihrem Zugang zu öffent-
lichen und privaten Diensten und zum Arbeitsmarkt so-
wie in ihrer unternehmerischen Freiheit in keiner Weise 
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eingeschränkt oder benachteiligt werden. Der Zugang zu 
öffentlichen und privaten Diensten muss weiterhin über 
andere bestehende Identifizierungs- und Authentifizie-
rungsmittel möglich sein.“

Eine Änderung dieser Rechtslage ist seitens der Bun-
desregierung nicht beabsichtigt.

Frage 22
Frage der Abgeordneten Jeanne Dillschneider (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie bewertet das Bundesministerium für Digitales und 
Staatsmodernisierung die Einschätzung des vom Bundesminis-
terium des Innern in Auftrag gegebenen Gutachtens der Uni-
versität Köln zum Umfang des rechtlichen Zugriffsrechts auf 
europäische Cloud-Daten durch US-Geheimdienste und an-
dere staatliche US-Stellen, und welche Schlüsse zieht das Bun-
desministerium für Digitales und Staatsmodernisierung daraus 
für die Nutzung privater Cloud-Anbieter durch die Verwaltung 
und andere Behörden?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Philipp Amthor:
Das Bundesministerium für Digitales und Staats-

modernisierung (BMDS) hat das fragegegenständliche 
Gutachten zur Kenntnis genommen.

Datenschutz, Geheimschutz und Informationssicher-
heit sind für die Bundesregierung von sehr hoher Bedeu-
tung. Dies gilt auch bei der Nutzung von Cloud-Diensten. 
Die Bundesregierung identifiziert diesbezügliche Risiken 
und ergreift gebotene Maßnahmen. Mit Blick auf staatli-
che Verschlusssachen (VS) hat das BMI aktuell einen 
Vorschlag zur Novellierung der Verschlusssachenanwei-
sung (VSA) erarbeitet, der auch Cloud-Dienste adres-
siert. An der Erarbeitung dieses Vorschlags wurden unter 
anderem das BMDS sowie das Bundesamt für Sicherheit 
in der Informationstechnik (BSI) beteiligt.

Frage 23
Frage der Abgeordneten Dr. Anna Lührmann (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus 
dem australischen Social-Media-Verbot für unter 16-Jährige 
für ihr eigenes Handeln, vor dem Hintergrund, dass der Bun-
desminister für Digitalisierung und Staatsmodernisierung, 
Dr. Karsten Wildberger, eine solche Altersbegrenzung unter-
stützt (www.deutschlandfunk.de/digitalminister-wildberger- 
offen-fuer-altersgrenze-bei-social-media-100.html), und was 
wird der Bundesminister Dr. Karsten Wildberger konkret un-
ternehmen für die schnelle und konsequente Anwendung des 
Digital Services Acts, der die Plattformen verpflichtet, soziale 
Medien sicherer zu gestalten, indem hohe Privatsphärestan-
dards durchgesetzt und Empfehlungssysteme altersgerecht ge-
staltet werden?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Philipp Amthor:
Für das Bundesministerium für Digitales und Staats-

modernisierung (BMDS) ist der Schutz von Kindern und 
Jugendlichen in der digitalen Welt ein wichtiges Thema. 
Der Koalitionsvertrag sieht vor, den Kinder- und Jugend-
schutz zu stärken und sicherzustellen, dass sich Kinder 
und Jugendliche in der digitalen Welt sicher bewegen 
können. Insbesondere wurde eine Expertenkommission 
eingesetzt, um eine Strategie „Kinder- und Jugendschutz 
in der digitalen Welt“ zu erarbeiten und die Umsetzung zu 
begleiten und dabei auch die Einführung eines Mindest-
alters zu prüfen. Die interdisziplinäre Expertenkommis-

sion hat im September 2025 ihre Arbeit aufgenommen 
und soll bis Mitte 2026 konkrete Handlungsempfehlun-
gen vorlegen. Die Bundesregierung schafft mit der EU-
DI-Wallet ferner eine technische Grundlage für Alters-
verifikation, mit der sichere und datenschutzfreundliche 
Altersverifikationen erfolgen können.

Darüber hinaus verfolgt die Bundesregierung die inter-
nationalen Vorstöße für ein Mindestalter für soziale Netz-
werke interessiert und steht insbesondere mit der Euro-
päischen Kommission und den Mitgliedstaaten in einem 
engen Austausch zu diesem Thema. Wichtig ist, das 
Thema im Sinne eines einheitlichen Wettbewerbsumfelds 
für Plattformbetreiber – auch für deutsche Start-ups – 
europäisch zu denken sowie eine praktikable Umsetzung 
im Blick zu haben.

Frage 24
Frage der Abgeordneten Dr. Anna Lührmann (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Hat sich die Bundesregierung zu der 120-Millionen-Euro- 
Strafzahlung für die Musk-Plattform X, die die EU-Kommis-
sion aufgrund von Verstößen gegen die EU-Digitalgesetz-
gebung des Digital Services Acts verhängt hat, eine Auffas-
sung gebildet, und, wenn ja, wie lautet diese, und welche 
Konsequenzen zieht die Bundesregierung daraus gegebenen-
falls für die eigene Nutzung der Plattform (www.tagesschau. 
de/ausland/europa/eu-x-strafe-100.html)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Philipp Amthor:
Mit dem Digital Services Act hat die EU Regeln er-

lassen, um den freien Diskurs im Internet zu schützen. 
Für einen Rechtsstaat ist es essenziell, geltende Gesetze 
durchzusetzen. Die Entscheidung der EU-Kommission 
ist ein wichtiges Signal, dass die Kommission genau 
das beim DSA entschlossen tut.

Mit Ihrem Informationsangebot auf X kommt die Bun-
desregierung ihrem verfassungsrechtlich gebotenen Auf-
trag nach, Bürgerinnen und Bürger über Regierungshan-
deln zu informieren. Staatliche Informationen sollen 
besonders da verfügbar sein, wo sich große Teile der 
Öffentlichkeit informieren. Dazu veröffentlicht die Bun-
desregierung Informationen auf unterschiedlichen sozia-
len Plattformen, auch auf X. Der Betrieb eines Kanals 
bedeutet nicht, dass sich die Bundesregierung mit allen 
Geschäftspraktiken des jeweiligen Plattformbetreibers 
einverstanden erklärt.

Desinformation auf X begegnet die Bundesregierung 
durch die Bereitstellung verlässlicher Informationen auf 
dieser Plattform. Bei einem Rückzug würden gerade dort 
verlässliche Informationen fehlen, wo Desinformation 
verbreitet wird. Dessen ungeachtet wird die Fortsetzung 
des Betriebs fortlaufend überprüft. Stand heute ist das 
Ergebnis dieser Überprüfung die Fortsetzung des Infor-
mationsangebots auf X.

Entscheidungen über die Einrichtung neuer Kanäle 
oder über Informationsangebote auf zusätzlichen Platt-
formen erfolgen auf Grundlage verschiedener Kriterien 
wie beispielsweise der geografischen Verbreitung, Ziel-
gruppen, Reichweiten und dem kommunikativen Umfeld 
oder den redaktionellen Abläufen und Kapazitäten.
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Fragen 32 und 33
Fragen des Abgeordneten Stefan Schmidt (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN):

Wie verteilen sich die bereits abgerufenen rund 4,8 Milliar-
den Euro für die Infrastruktur in den vom Hochwasser betrof-
fenen Ländern aus dem Sondervermögen „Aufbauhilfefonds 
2021“ auf die betroffenen Länder, betroffene Bürgerinnen 
und Bürger, Unternehmen und sonstige Einrichtungen (siehe 
Antwort der Bundesregierung auf meine Schriftliche Frage 17 
auf Bundestagsdrucksache 21/3438), und wie hoch ist der An-
teil der Härtefälle an den abgerufenen Mitteln (bitte absolut 
und relativ angeben)?

Wie viele Anträge auf Entschädigungen aus dem Sonder-
vermögen „Aufbauhilfefonds 2021“ sind aktuell noch in Be-
arbeitung, und mit welchem Mittelabfluss rechnet die Bundes-
regierung bis zum Auslaufen des Sondervermögens (bitte 
begründen)?

Antwort des Parl. Staatssekretärs Dennis Rohde:
Die erbetenen Angaben zum Mittelabfluss zu den ein-

zelnen Programmen und Bundesländern sowie zur An-
zahl der Anträge, der Anträge in Bearbeitung sowie der 
Härtefälle können der beigefügten Tabelle entnommen 
werden.(Siehe Seite 6455)

Es liegen keine Kenntnisse zur Höhe des Anteils der 
Härtefälle an den abgerufenen Mitteln vor.

Am 30. Juni 2026 endet die Frist zur Beantragung der 
Hilfen aus dem Sondervermögen „Aufbauhilfe 2021“; 
die Bewilligungsfrist endet am 31. Dezember 2030. Die 
Auszahlungen erfolgen stets nach der Bewilligung, d. h. 
unter Umständen auch nach dem Ende der Bewilligungs-
frist.

Eine aktuelle Abschätzung des voraussichtlich realen 
Schadensvolumens beim Sondervermögen „Aufbauhilfe 
2021“ liegt derzeit nicht vor. Es ist zu beachten, dass 
bis zum Ende der Antragsfrist noch Anträge eingereicht 
werden können. Weiterhin können Baukostensteigerun-
gen sowie erst im Zuge der Wiederherstellung einer In-
frastrukturmaßnahme festgestellte weitere Schäden oder 
Ähnliches zu ausgabeerhöhenden Nachbewilligungen 
führen.

(52. Sitzung, 14.01.2026, Tagesordnungspunkt 2)
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